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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 30 Minuten 

V o r s i t z e n d e: Präsident Dr. Maleta, Zweiter 
Präsident Dipl.-lng. Waldbrunner, Dritter Prä-
sident Wallner. 

. 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö f f net. 
Die amtlichen P r o t o k o l l e  der 116. Sitzung 

vom 26. und 27. November und der 117. Sitzung 
vom 27. und 28. November 1968 sind in 
der Kanzlei aufgelegen, unbeanständet ge­
blieben und gelten daher als genehmigt. 

Seit der letzten Haussitzung sind zwei 
schriftliche A n f r a g e  b e a nt w o r t u n g e n  ein­
gelangt, die den Anfragestellern übermittelt 
wurden. Diese Anfragebeantwortungen wurden 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge w e i s e  ich z u  wie folgt: 

Antrag 78/A der Abgeordneten Czettel und 
Genossen, betreffend Einsetzung eines parla­
mentarischen Untersuchungsausschusses, und 

Antrag 82jA der Abgeordneten Dr. Hetzen­
auer und Genossen, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Preis­
regelungsgesetzes 1957 neuerlich verlängert 
wird, 
dem Verfassungsausschuß ; 

Antrag 79jA der Abgeordneten Grießner 
und Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Geltungsdauer des Landwirt­
schaftsgesetzes neuerlich verlängert wird, 

Antrag 80jA der Abgeordneten Grießner 
und Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Geltungsdauer des Marktordnungs­
gesetzes 1967 verlängert wird (Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1968), und 

Antrag 81/A der Abgeordneten lng. Hof­
stett,er und Genossen, betreffend ein Bundes-

683 
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gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Lebens­
mittelbewirtschaftungsgesetzes 1952 neuerlich 
verlängert wird, 

zember 1968 zu stellen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig a n g e n o m m e n. 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft; Bericht des Finanz� und Budgetausschusses 

Antrag 83/A der Abgeordneten Dr. Hetzen- über die Regierungsvorlage (990 der Beilagen): 

auer und Genossen, betreffend ein Bundes- Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1969 (1040 der 

gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Preis- Beilagen) 

treibereigesetzes 1959 neuerlich verlängert wird, Spezialdebatte 
dem Justizausschuß ; Beratungsgruppe IV 
Antrag 84/A der Abgeordneten Robert Graf und 
Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, Kapitel 11: Inneres 
mit dem die Geltungsdauer des Rohstoff- Präsident: Wir gehen in die T age s o r d n u n g  
lenkungsgesetzes 1951 neuerlich verlängert ein. 
wird, dem Handelsausschuß ; 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz-
Antrag 85/ A der Abgeordneten Mayr und und Budgetausschusses über die Regierungs­

Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, mit vorlage (990 und Zu 990 der Beilagen): Bundes­
dem die Geltungsdauer des Lastverteilungs- finanzgesetz für das Jahr 1969 (1040 der Bei­
gesetzes 1952 neuerlich verlängert wird, dem lagen), Spezialdebatte über die Beratungs­
Ausschuß für Verkehr und Elektrizitätswirt- gruppe IV. Diese umfaßt: Kapitel II : Inneres. 
schaft. 

Spezial berichterstatter ist der Abgeordnete 
Die in der letzten Sitzung als eingebracht 

Dipl.-Ing. Tschida. Ich ersuche um den 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen w e i s e  Bericht. 
ich z u  wie folgt: 

1063 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem Spezialberichterstatter Dipl.-Ing. Tschida: 

das Arbeiterkammergesetz neuerlich abgeän- Herr Präsident! Hohes Haus! Der Finanz­

dert wird, und Budgetausschuß hat das in der Beratungs­
gruppe IV enthaltene Kapitel 11, Inneres, 

1064 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem des Bundesvoranschlages für das Jahr 1969 
das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz 

in seiner Sitzung vom 8. November 1968 der 
abgeändert wird, und Vorberatung unterzogen. 

1065 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über die Beschäftigung von Bei Kapitel 11 sind im Bundesvoranschlag 

Kindern und Jugendlichen abgeändert wird, 1969 für das Bundesministerium für Inneres 
insgesamt Ausgaben von 2.653,886.000 S vor-

dem Ausschuß für soziale Verwaltung ; gesehen. Hievon entfallen auf den Personal-
1066 der Beilagen: Bundesgesetz, betreffend aufwand 2.181,000.000 S und auf den Sach­

die Förderung der Finanzierung von Ent- aufwand insgesamt 472,886.000 S. 
wicklungs- und Erneuerungsinvestitionen, dem Trotz Senkung des Dienstpostenstandes um 
Finanz- und Budgetausschuß; 355 gegenüber dem Jahre 1968 erfuhren die 

1067 der Beilagen: Bundesgesetz über die Personalkredite gegenüber dem Vorjahr infolge 
Ingenieurkammern (Ingenieurkammergesetz), der durchgeführten Bezugserhöhungen und der 
dem Bautenausschuß. Nebengebührenerhöhungen für Wachebeamte 

Vor Eingang in die Tagesordnung gebe ich eine Steigerung um 263,932.000 S. 
bekannt, daß die Abgeordneten Weikhart und Für den Sachaufwand stehen dem Bundes­
Genossen gemäß § 42 Geschäftsordnungsgesetz ministerium für Inneres im Jahre 1969 
den A n t r a g  eingebracht haben, dem Ver- 472,886.000 S, das ist um 14,810.000 S weniger 
fassungsausschuß zur Berichterstattung über als 1968, zur Verfügung. Von dieser Ver­
den Antrag 78jA eine Frist mit Montag, minderung entfallen auf die Anlagenkredite 
9. Dezember 1968 zu stellen. Der Antrag 78/A 15,916.000 S, auf Förderungsausgaben 
betrifft die Einsetzung eines parlamentarischen 7,416.000 S und auf Aufwandskredite 
Untersuchungsausschusses zur Untersuchung 1,551.000 S, wogegen der Verwaltungsaufwand 
von Vorfällen im Bundesministerium für vor allem auf Grund der Nebengebühren­
Inneres, die den Verdacht der Spionage be- erhöhung der Wachebeamten eine Steigerung 
gründen. Dieser Antrag wurde soeben dem um 10,073.000 S erfuhr. 
Verfassungsausschuß zugewiesen. Bei Titel 0 sind 32,544.000 S für den Auf-

Ich lasse sofort über den Antrag auf Frist-. wand der Zentralleitung veranschlagt. 
setzung abstimmen und bitte jene Damen und Beim Titell sind für den Zweckaufwand des 
Herren, die dafür sind, dem Verfassungs- Bundesministeriums für Inneres 19,857.000 S 
ausschuß zur Berichterstattung über den vorgesehen. Hievon entfallen auf die Flug­
Antrag 78/A eine Frist bis Montag, 9. De- polizei und den Flugrettungsdienst 8,190.000 S. 
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Dipl.-Ing. Tschida 

Für den Zivilschutz stehen im Jahre 1969 1 im Gange. Der Koordinierung mit der Bundes-
7,472.000 S zur Verfügung. Mit diesen Kredit- gendarmerie wird hiebei besonderes Augenmerk 
mitteln sollen die Lehrgänge für alle mit zugemessen. 
Zivilschutz�ufgaben bet��uten Perso�en fort- Die Aufwandskredite der Bundespolizei blei-
gesetzt, dIe Strahlenspurtrupps weIter aus- ben gegenüber dem Vorjahr unverändert 
gebildet und ausgerüstet und Förderungsmittel . ' 

für den Zivilschutzverband für die Feuer- Nur dem hohen AusbIldungsstand der Bun. 

wehren und das Rote Kr�uz bereitgestellt despo.lizei ist e
.� zu verdanken, daß trotz 

werden. Aus dem vorerwähnten Betrag müssen �nerglscher Bekampfu�g des Verbrec�ertums 

auch die Aufwendungen anderer Ressorts für �� letzten Ja�r nur VIer Tode?opfer In Aus. 

Zivilschutzmaßnahmen bestritten werden. ubung des DIenstes zu verzeIchnen waren, 

.. . . . 13 Beamte erlitten in Ausübung des Dienstes 
Fur Wahlkosten 1st 1m Jahre 1969 em schwere und 181 Beamte leichte Verletzungen 

Betrag von 3,024.000 S vorgesehen. Dieser . . . . 
. 

Kredit dient zur Begleichung des Kosten- .
35. Polizelbe�m.te sl�d de�zelt dem �ster. 

ersatzes an die Gemeinden für die Führung reIChis�hen Polizelkontmgent m Cypern dIenst-

der Wählerevidenz. zugeteIlt. 

Für das Wanderungswesen ist ein Kredit 
von 204.000 S vorgesehen, der vor allem für 
die Rückführung mittellos gewordener Öster­
reicher aus dem Ausland vorgesehen ist. 

Die Aufwendungen für die Anlagekredite des 
Entminungsdienstes sind mit 233.000 S und 
die Aufwendungen für die Kennzeichnung 
der Staatsgrenzen mit 194.000 S veranschlagt. 

Der Sachaufwand für das Österreichische 
Polizeikontingent in Cypern ist mit 540.000 S 
vorgesehen. Die Stärke dieses Kontingentes 
beträgt derzeit 45 Beamte. 

Bei Titel 2 sind die Kosten für die nach­
geordneten Dienststellen auf Landesebene ver­
anschlagt. Hievon entfallen auf den Aufwand 
für die politischen Behörden 7,234.000 S und 
auf die Kriegsgräberfürsorge 3,511.000 S. 

Titel 3 enthält die Aufwendungen für die 
Bundespolizei 1m Gesamtbetrag von 
185,077.000 S. 

Der Ansatz im Verwaltungs aufwand ist 
um 1,676.000 S höher als im Jahre 1968. 
Dieser Mehraufwand ist im wesentlichen durch 
die Erhöhung der Nebengebühren für Exeku­
tivbeamte begründet. Ein Teil dieser Erhöhung 
konnte durch Einsparung bei anderen Posten 
bedeckt werden. 

Mit dem für Mietzinsvorauszahlungen vor· 
gesehenen Betrag von 3,000.000 S können 1969 
insbesondere einige Großraumwachzimmer neu 
angemietet werden. 

Die Anlagenkredite sind gegenüber 1968 
um 3,522.000 S niedriger. 

Auch im Jahre 1969 soll der Stand an 
Kraftfahrzeugen und Krafträdern weiter erhöht 
werden. Außerdem ist der Austausch einer 
Reihe nicht mehr einsatzfähiger Fahrzeuge 
beabsichtigt. Die weitere Umstellung des 
UKW-Funksprechnetzes der Bundespolizei­
behörden vom 4 m- auf das 2 rn-Band wird 
wesentliche Mittel erfordern. In den west­
lichen Bundesländern wurde diese Umstellung 
bereits abgeschlossen, in Wien ist sie derzeit 

Bei Titel 4 ist der Sachaufwand der Bundes· 
gendarmerie mit 208,718.000 S veranschlagt. 

Die Anlagenkredite belaufen sich im Jahre 
1969 auf 19,350.000 S. 

Im Bereiche der Bundesgendarmerie sind 
derzeit insgesamt 1926 Kraftfahrzeuge im 
Einsatz. Hievon sind 254 Kraftfahrzeuge für 
den Funkpatrouillendienst bestimmt. Rund 
300 Gendarmerieposten verfügen noch nicht 
über einen eigenen Kraftwagen, sondern sind 
nur mit Motorfahrrädern ausgerüstet. 

Für das Nachrichtenwesen sind im Budget 
1969 10,020.000 S vorgesehen. Damit soll 
die Umstellung des Funksprechnetzes vom 
4 m- auf das 2 m-Band im Bereich des Landes­
gendameriekommandos für Oberösterreich ab­
geschlossen werden. Außerdem ist diese Um­
stellung im Jahre 1969 beim Landesgendar. 
meriekommando für Salzburg beabsichtigt. 
Der Ausbau des Gendarmerie-Telephon-Not­
rufes (133) wird bei den restlichen Bezirks­
posten abgeschlossen werden. 

Die Aufgaben der Bundesgendarmerie zeigen 
eine von Jahr zu Jahr steigende Tendenz. 
So ereigneten sich zum Beispiel im Jahre 1967 
im Bereiche der Bundesgendarmerie 67.351 Ver. 
kehrsunfälle, bei denen 1726 Todesopfer zu 
beklagen waren. Auch der alpine Rettungs­
dienst erfordert oft den tagelangen Einsatz 
von Gendarmeriebeamten. 

Die Zusammenlegung von kleineren Gen. 
darmerieposten soll weiter fortgesetzt werden. 

Mit den für 1969 für Mietzinsvorauszahlun. 
gen vorgesehenen Krediten von 5,500.000 S 
können neuerlich für insgesamt 21 Gendarmerie­
posten neue zweckentsprechende Unterkünfte 
angemietet werden. 

10 Gendarmeriebeamte sind derzeit dem 
Österreichischen Polizeikontingent in Cypern 
dienstzugeteilt . 

An Ausgaben für "Einriohtungen für Ver­
triebene und Asylwerber" sind bei Titel 5 
insgesamt 15,945.000 S veranschlagt. 
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Dipl.-Ing. Tsehida 

Beim § 0 "Allgemeine Einrichtungen" sind Vaterland Österreich ist wahrlich nicht arm 
sachliche Ausgaben von 13,556.000 S präli- an Affären. Gegenwärtig wird es von einer 
miniert. Dieser Betrag liegt um 909.000 S großen Affäre behenscht, die sich täglich aus­
höher als im Bundesvoranschlag 1 968. Infolge weitet. Ich spreche von der Spionageaffäre. 
des erhöhten Flüchtlingszustromes, insbeson- Bereits vor einem Jahr hatte ich Gelegen­
dere aus der ÖSSR, wird jedoch voraussicht- heit gehabt, hier im Hohen Hause in meiner 
lich mit dem oben veranschlagten Betrag Rede zur Beratung8gruppe Inneres darauf 
nicht das Auslangen gefunden werden können. hinzuweisen, daß Österreich ein Spiona.ge­
Eine genauere Schätzung der voraussichtlichen zentrum ersten Ranges ist und daß hieT ein 
Entwicklung ist jedoch derzeit noch nicht Herd internationaler Spionageringe besteht. 
möglich. In der letzten Zeit ha.t sich aber heraus-

Beim § 1 ist für Flüchtlingsanstalten im gestellt, daß die Spione, die in Österreich ihr 
Jahre 1969 ein Betrag von 2,387.000 S vor-

Unwesen treiben, bis in die Ministerbüros 
gesehen. An Anstalten wird nur noch die 

Zugang haben, daß ein Pressereferent des 
Pflegeanstalt für chronisch Kranke in Thalham, Innenministers bei einer höchst verdächtigen 
Oberösterreich, geführt. Tätigkeit entlarvt werden konnte, daß ein 

Der Ausgabenbetrag ist gegenüber dem Jahre Mitarbeiter des Bundespressedienstes Spionage-
1968 um 809.000 S niedriger, da in dem tätigkeit ausübte; von anderen Fällen will 
bisher bei diesem Ansatz verrechneten Für- ich gar nicht sprechen. Ich möchte auch ge-

. sorgeheim Bad Kreuzen in Zukunft Flüchtlings- wisse Zusammenhänge dieser Personen mit 
familien aus dem überbelegten Flüchtlingslager ihrer Tätigkeit in der und für die ÖVP-Partei­
Traiskirchen' untergebracht werden und die zentrale hier nicht besprechen. 
Kosten für dieses Heim somit künftig beim 

Was aber geradezu unvetständlich ist, das § 0 zu verrechnen sind. 
ist die Haltung der zuständigen Stellen. So 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß weiter werden Kommuniques herausgegeben, die von 
besonderes Gewicht auf die Verbesserung der der Tätigkeit des im Innenministerium als 
technischen Ausstattung der Exekutive gelegt Pressereferent des Bundesministers für 
werden wird. Die Kredite des Verwaltungs- Inneres tätigen Redakteurs Alois Euler spre­
aufwandes werden trotz ihrer Erhöhung nur chen und sogar Einzelheiten über die diesem 
dazu ausreichen, die Verwaltung im unbedi�gt Mann gemachten Vorwürfe strafbarer Hand­
notwendigen Ausmaß unter Beobachtung lungen enthalten. Herr Euler aber, über den 
größter Sparsamkeit weiterzuführen. die Öffentlichkeit bereits am 31. Oktober durch 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen hochoffizielle Verlautbarungen allerhand er­
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen fährt, wird zunächst nicht verhaftet. Er 
14 Abgeordnete das Wort. Der Herr Bundes- bleibt auf freiem Fuß! Und der Herr Innen­
minister für Inneres Soronics nahm zu den minister gibt nicht nur in Pressekonferenzen, 
aufgeworfenen Fragen Stellung. sondern auch bei der Behandlung seines 

Bei der Abstimmung am 21. November 1968 Ressorts im Finanz- und Budgetausschuß 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der beruhigende Erklärungen ab. 
gegenständlichen Beratungsgruppe in der Herr Alois Euler aber gibt auf Einladung 
Fassung der Regierungsvorlage vom Finanz- des Österreichischen Rundfunks ein Rund. 
und Budgetausschuß mit Stimmenmehrheit funkinterview, in dem er zunächst höhnisch 
angenommen. - und der Hohn stellt sich alsbald als be-

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit rechtigt heraus! - die Frage stellt, warum 
den An t r a g, der Nationalrat wolle be- man ihn denn eigentlich nicht verhafte, 
schließen: dann aber gleichzeitig ankündigt, er werde 

Dem Kapitel ll: Inneres, des Bundesvor- ins Ausland, in die Bundesrepublik Deutsch­

anschlages für das Jahr 1969 (990 der Beilagen) land übersiedeln, eine Ankündigung, die auch 

wird die verfassungsmäßige Zustimmung er- noch immer nicht unsere Behörden zum 

teilt. Eingreifen veranlaßt. 

Weiters darf ich beantragen, sofort in die Erst am späten Abend des 17. November 
Spezialdebatte einzugehen. wird in der Wohnung Eulers eine Hautldurch-

Präsident: Wir gehen nunmehr in die suchung durchgeführt und Euler endlich dort­
hin gebracht, wohin er schon längst gehört 

Debatte ein. hätte: ins Wiener Landesgericht. Siebz-3hn 
Als erster zum Wort gemeldet ist der Tage, meine Damen und Herren, haben ihm 

Abgeordnete Dr. van Tongel. Ich erteile es die österreichischen Behörden Zeit gelassen, 
ihm. nicht nur ein RUlldfunkinterview zu geber!, 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ): Herr seine übersiedlung ins Ausland anzukündigen, 

Präsident! Meine Damen und Herren! Unser die Behörde zu verhöhnen, sondern natür. 
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Dr. van Tongel 

lieh auch aHe Spuren zu verwischen und, was 
entscheidend ist, alles Belastungsmaterial ver­
schwinden zu lassen! 

Was heißt das, meine Damen und Herren 1 
Was geht hier vor � Wir fordern rascheste 
Aufklärung und Mitteilung, wer für diese 
geradezu grotesken Versäumnisse verantwort­
lich ist, denn für den Verdacht des Miß­
brauches der Amtsgewalt - wegen dieses 
Deliktes erfolgte ja die Verhaftung Eulers am 
17. November - war nach den amtlichen Mit­
teilungen ein Schriftstück aus dem Mini ster­
büro des Innenministers Soronics ;maßgebend, 
das bereits am 31. Oktober, 17 Tage vorher, 
bei Euler gefunden wurde! Am 17. November 
war dann, wie ebenfalls amtlich verlautbart 
wurde, die Hausdurchsuchung bei Euler er­
gebnislos, was jedermann, der nicht einer 
Behörde in Österreich angehört, verständlich 
ist, nur manchen unserer Behörden anschei­
nend nicht. 

Wir haben daher mit Genugtuung unsere 
Zustimmung zur Einsetzung eines Unter­
suchungsausschusses gegeben. Wir begrüßen es, 
daß dieser Untersuchungsausschuß in der 
kommenden Woche, am 9. Dezember, hier 
vom Hohen Hause eingesetzt werden wird. 

Allerdings haben wir bei der Debatte über 
das Kapitel Inneres im Finanz- und Budget­
ausschuß schon damals den Herrn Innen­
minister eingeladen, in einer vertraulichen 
Sitzung den Abgeordneten Gelegenheit zur 
Information zu geben. Der Herr Innen­
minister hat diese meine Anregung allerdings 
wortlos übergangen, er hat dann mehrfach 
in der Öffentlichkeit und im Rundfunk be­
ruhigende Erklärungen abgegeben, die den 
Eindruck erwecken sollten, es handle sich 
um belanglose und unbedeutende Vorkomm­
nisse. 

Jeden Tag lesen wir aber in den Zeitungen 
von neuen alarmierenden Ausweitungen dieses 
bisher größten Spionageskandals in unserem 
Vaterland, in der Ersten und Zweiten Re­
pu blik. Bei der Art und Weise, meine Damen 
und Herren, wie die Untersuchung gegen Euler 
geführt wurde, und bei der Leichtfertigkeit, 
mit der es dem Beschuldigten ermöglicht 
wurde, alle für die Untersuchung allenfalls in 
Betracht kommenden Beweismittel innerhalb 
von 1 7  Tagen verschwinden zu Ja.ssen, kann 
man sich nicht wundern, wenn die inter­
nationalen Spionageorganisationen, wie ich 
es bereits vor einem Jahre warnend hier fest­
gestellt habe, unsere Republik geradezu als 
ein Eldorado für ihre Tätigkeit betrachten. 

Die alarmierenden Vorfälle der letzten Zeit 
bewei':len, wie weit, nämlich bis in den Staats­
apparat hinein, diese Spionage organisationen 
vorgedrungen sind und wie groß die Gefahr 

für unser Land geworden ist. Ich darf einige 
Pressestimmen, die sehr bedeutsame Aus­
führungen enthalten, zitieren, 

So sclu'eibt eine Wiener Tageszeitung: "In­
teressant ist übrigens, daß die Photokopien, 
die man in Eulers Amtszimmer in der Herren­
gasse sicherstellte, genau erkennen lassen, 
daß sie von Akten gemacht worden sein 
müssen, die direkt aus dem Büro des Ministers 
stammten. Der Vorgang ist folgender" - und 
das erfährt man jetzt aus der Zeitung -: 
"Dem Minister wird ein Akt vorgelegt, der 
ihn einer der Abteilungen des Hauses zuteilen 
läßt. Wenn der Akt in dieser Abteilung 
eintrifft, erhält er einen Eingangsstempel, 
ehe von ihm, falls dies notwendig sein sollte, 
in der Photokopierstelle des Hauses Kopien 
angefertigt werden." Sogenannte ",Offizielle' 
Kopien müssen also alle auch die Ablichtung 
des Eingallgsstempels aufweisen. 

Jene Kopien von Mini sterakten , die im 
Zimmer Eulers sichergestellt wurden, müssen 
daher zu einem Zeitpunkt von Akten her­
gestellt worden sein, zu dem sie noch nicht 
einer Abteilung zugeteilt worden wa·ren: Es 
fehlt nämlich der Eingangsstempel" auf 
diesen Ablichtungen. 

"Die hauseigene Kopierstelle hä.tte Akten­
stücke ohne einen entsprechenden Stempel 
nicht veTvielfältigt, und außerdem verwendet 
sie ein anderes Kopierpapier als jenes, das sich 
im Zimmer Eulers fand." Am 31. Oktober, 
wiederhole ich, denn verhaftet wurde er erst 
am 17 .  November. "Es wäre ohne weiteres 
denkbar, daß Aktenstücke zum Zweck der 
Vervielfältigung vorübergehend außer Haus 
gebracht wurden, ehe sie wieder in den nor­
malen Aktenlauf gerieten und den Weg vom 
Minister büro in die einzelnen Abteilungen 
nahmen." So stellt diese Zeitung weiter fest. 
(Abg. Libal: Herr Kollege! In der Kärntner 
Straße 8ind die kop�:ert wOfden! - Gegenrufe 
bei der Ö V  P.) Wir haben ja Gelegenheit, 
diese Dinge im Untersuchungsausschuß genau 
zu durchleuchten. Ich möchte hier im Hohen 
Haus aus Gründen der Fairneß zunächst 
dieses Problem nicht besprechen. 

"In einer dürren Pfesseaussendung", schreibt 
eine andere Tageszeitung, "hieß es nämtich, 
die Kopien seien schon" früher "bei der ersten 
Durchsuchung von Eulers Dienstzimmer ge­
funden worden. Es sei jedoch nicht richtig, 
daß damals schon ein Haftbefehl beantragt 
worden sei." Auch das bedarf dringend der 
Aufklärung. 

"Ja" - so schreibt diese Zeitung weiter -, 
"was um Gottes willen hat man denn im 
Innenministerium gedacht, als man Kopien 
fand, aber zwei Wochen mit der Beantragung 
eines Haftbefehls zuwartete 1 Viel kann man 
sich nicht gedacht haben! Die ministerielle 

119. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 78

www.parlament.gv.at



9766 Nationalrat XI. GP. - 119. Sitzung - 3. Dezember 1968 

Dr. van Tongel 

Auslassung zum Fall Euler aber wird noch 
erheiternder", fährt die Zeitung fort. "Denn 
es heißt weiter, daß bei allen künftigen Bericht­
erstattungen, die nicht den Tatsachen ent­
sprechen, das Innenministerium vom gesetz­
Hchen Recht auf Entgegnung Gebrauch ma­
chen würde. Das glauben wir dem Minister 
. .. aufs Wort. Das würde so haargenau in die 
tatkräftige Verfolgung von Spionen p

.
assen. 

Eine entsprechende Unterrichtung der Öffent­
lichkeit fällt von vornherein ... in der Ministe­
rialbürokratie niemandem ein. Abel' nachher 
entgegnen, das kann man." Ich stelle üb­
rigens fest, daß von dieser Drohung bisher kein 
Gebrauch gemacht wurde, obwohl täglich 
neue alarmierende Meldungen kommen, deren 
Wahrheitsgehalt wir ja nicht überprüfen 
können. 

"Eine Behauptung aber" - so schließt diese 
Zeitung - "kann der Ministe.r wohl kaum mit 
einer den Tatsachen entsprechenden Ent­
gegnung beantworten: Der Fall Euler ist von 
den Sicherheitsbehörden in einer Weise ,ge­
löst' worden, die jeder Regel Hohn spricht." 

Meine Damen und Herren ! Nun zu einigen 
anderen Problemen des Innenressorts. Wir 
haben vom Herrn Innenminister im Ausschuß 
gehört, daß das seit 1920 verheißene, aber 
immer noch ausständige Polizeiorganisations­
gesetz jetzt endlich das Licht der Welt er­
blicken soll. Wir hoffen, daß diese Ankündi­
gung endlich und bald verwirklicht wird . 

Bei den Problemen des Zivilschutzes ergab 
sich, daß die Funktionäre des Österreichischen 
Zivilschutzverbandes die gegebene Kompetenz­
lage als unbefriedigend ansehen und eine über­
sichtliche Regelung der Kompetenzen für den 
Zivilschutz für unerläßlich halten. Die Re­
gierung aber scheint der Ansicht zu sein, daß 
diese Frage nicht so wichtig wäre, denn bei 
einer Großkundgebung des Zivilschutzverban­
des am 10. Oktober 1968 lenkten die Vel'­
treter der Regierung von dem Problem der 
Kompetenzregelung ebenso ab wie von der 
viel zu geringen Dotierung des Zivilschutzes. 
Mit Redewendungen wie: die Bevölkerung 
solle zunächst einmal selbst mitwirken, und 
dergleichen kann man aber diese wichtige 
Frage keiner Lösung zuführen. 

Noch ein Problem. In der letzten Zeit hat 
ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
ebensolches Aufsehen wie auch Beunruhigung 
hervorgerufen. Das Erkenntnis dieses Höchst­
gerichtes über die Unzulässigkeit von Amts­
handlungen der Wiener Wirtschaftspolizei 
außerhalb Wiens ist nämlich geeignet, die 
Tätigkeit unserer Polizeibehörden empfindlich 
einzuengen und zu stören. Wir sind daher der 
Meinung, daß ehebaldigst durch entsprechende 
gesetzgeberische Maßnahmen, für welche die 

Bundesregierung die Initiative zu ergreifen 
hätte, eine KlarsteIlung erfolgen muß, die 
modernen Erfordernissen Rechnung trägt. 

Ebenso wie in vergangenen Jahren muß ich 
auch heuer wieder die Aufmerksamkeit der 
Regierung darauf lenken, daß noch immer 
kein ausreichendes Verkehrskonzept der Bun­
desregierung vorliegt. Wenn uns auch immer 
wieder versichert wird, daß man an einem 
solchen Verkehrskonzept arbeite, so liegt es 
dem Hohen Hause noch immer nicht vor. 
Noch immer wenden die Sicherheitsol'gane 
dem fließenden Verkehr weniger Aufmerksam­
keit zu als der läppischen Verfolgung von 
Parksündern und dergleichen. Noch immer 
werden mit einem riesigen Verwaltungsauf­
wand, del' einer besseren Sache würdig wäre, 
kleinste und unwichtige Verkehrsdelikte stren­
ge bestraft. Dagegen von den Beteiligten er­
hobene Vorstellungen werden überhaupt nicht 
beachtet und einfach abgewiesen; denn es ist 
völlig zwecklos, zu rekurrieren. Man riskiert 
dabei nur, daß die verhängte Strafe auf 
kurzem Wege verdoppelt wird. Durch eine 
derartige Inkassotätigkeit der Siche.rheits­
organe wird aber der viel wichtigeren Frage 
der Beobachtung und Lenkung des fließenden 
Verkehrs zuwenig, manchmal sogar überhaupt 
keine Aufmerksamkeit gewidmet; jedenfalls 
nicht jene Aufmerksamkeit, die dem fließenden 
Verkehr zukommt. Wir erwarten dringend, 
daß hier endlich nach dem Rechten gesehen 
wird und zielführende Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Die freiheitlichen Abgeordneten sind nicht 
in der Lage, der Beratungsgruppe Inneres des 
Bundesvoranschlages für 1969 ihre Zustimmung 
zu geben; sie werden daher gegen diese An­
sätze stimmen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Suppan. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Suppan (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus I Ein Rückblick auf den 
bisherigen Verlauf der Budgetdebatte zeigt 
uns sehr deutlich, daß Sie, meine Damen und 
Herren der Opposition, in breiter Front zum 
Angriff gegen unsere Regierung angetreten 
sind. (Rufe bei der SPO: No n a! - A bg. 
We i khart: Suppan kom mt heute erst drauf! -
A bg. Skr itek: Son st wärt i hr ja arbeitslos! -
Weitere Zw i schen rufe bei der S p(J. - Der 
Präs iden t  gi bt das Glocken ze i chen.) Ein Ab­
geordneter der linken Seite hat gestern gemeint, 
die ÖVP befinde sich in einem Stellungskrieg. 
Würde das stimmen, meine Damen und Her­
ren, so müssen wir feststellen, daß Ihnen bisher 
weder ein Einbruch noch eine Frontbegradigung 
gelungen ist. (Bei fall bei der (J V P .  - A bg. 
We ikhart: Di e Nazi haben auch von der Front­
begradi gun g geredet un d si n d  dabei zugrun de ge-
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gangenI) Aber eines, meine Damen und Her­
ren, haben Sie der Öffentlichkeit sehr deutlich 
vorgeführt: Mit unserer Regierung ist es so wie 
mit unserem österreichischen Schilling - sie 
wird immer besser, sie wird immer stabiler. 
( Neuerlicher Beifall bei der 0 V P.) 

Hohes Haus! Darf ich von dieser Stelle aus 
zu Beginn der Beratungen zum Kapitel Inneres 
den Organen des Bundesministeriums für 
Inneres für ihre Pflichterfüllung den herzlich­
sten Dank aussprechen. Ich glaube, gerade 
heuer müssen wir den Organen der österrei­
chischen Bundesgendarmerie, die mit Unter­
stützung der Zollwache und des Bundesheeres 
an unserer nördlichen Bundesgrenze Hervor­
ragendes geleistet haben, unseren aufrichtigen 
Dank sagen. (Beifall bei der () V P.) 

Ohne den Rahmen einer Spezialdebatte über 
das Kapitel Inneres zu verlassen, möchte ich 
vorher doch noch einige grundsätzliche Fest­
stellungen treffen. 

Das Budget eines Staates ist die finanzielle 
Voraussetzung für die Staatsgebarung und für 
die Staatsverwaltung; es ist für die Wirt­
schaftspolitik von entscheidender Bedeutung. 
Im April des Jahres 1966 haben Sie, meine 
Damen und Herren der SPÖ, die Mitverant­
wortung in dieser Regierung abgelehnt. Aus 
dieser Tatsache heraus ist es für uns selbst­
verständlich, daß Sie auch dem Budget 
dieser Regierung Ihre Zustimmung nicht geben 
können. 

Ihre Mitverantwortung im Jahre 1966 haben 
Sie aber aus dem Wissen heraus abgelehnt, 
daß in ganz Europa wirtschaftliche Schwierig­
keiten auftreten werden, von denen auch 
Österreich nicht verschont bleiben wird. Besser 
als in anderen Staaten Europas ist es der 
österreichischen Bundesregierung gelungen 
(Abg. W e ikhar t: Er kommt mit einer neuen 
Walze I Szupan- Walze, wie im Zigeunerbaron I), 
diese Schwierigkeiten zu meistern. Mit Stolz 
können wir feststellen, daß wir nicht nur das 
Erreichte halten, sondern weitere wirtschaft­
liche und soziale Fortschritte erringen konnten. 
(Beifall bei der Ov P. - Zwischenrufe bei der 
SPO. - Der Präsident  gibt das Glocken­
zei chen.) 

Diese Feststellungen erscheinen gerade beim 
Kapitel Inneres notwendig, weil wir damit 
dokumentieren können, daß die innere Sicher­
heit in Österreich aufrechterhalten werden 
konnte. Diese Tatsachen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, sollen Sie sicherlich 
nicht nervös oder unsicher machen. (Ironische 
Heiterkeit bei der SPO.) Unserer Regierung ist 
es in der Zeit der wirtschaftlichen Rezession 
gelungen, die wirtschaftliche Wachstumsrate 
um 2,5 Prozent zu erhöhen. Der weitere Kon­
junkturaufschwung im Jahre 1968 hat auch in 

Österreich voll eingesetzt. (A bg. Pet e r: W M 
ist mit der Bauwirtschaft ?) Wir von der Oster­
reichischen Volkspartei schätzen es, daß unsere 
Regierung prompt und ohne Schwierigkeiten 
den Bundesvoranschlag für das Jahr 1969 
diesem Hause zugeleitet hat. Diesen Voran­
schlag können und werden wir mit ruhigem 
Gewissen vertreten, weil er in der gegebenen 
Situation die beste Möglichkeit bietet, auf einer 
soliden Basis weitere Fortschritte in unserem 
Lande zu erzielen. (Beifall bei der OV P. -
Abg. Peter: Wie solid, das beweist der Eulerl) 

Hohes Haus! Die Gesamtausgaben des Bud­
gets 1969 haben gegenüber dem Vorjahr eine 
Steigerung von 7 Milliarden Schilling oder 
8,l Prozent, die Gesamteinnahmen eine Stei­
gerung von 7,2 Milliarden oder 9,3 Prozent 
erfahren. Die Ausgaben im Kapitel Inneres 
weisen eine Steigerung von 249 Millionen oder 
10 Prozent auf. (Ruf bei der S pO: DM 
haben wir schon einmal gehört, das hat der 
Berichierstatter schon gesagt I) Der Herr Be­
richterstatter hat schon erwähnt, daß von den 
vorgesehenen Ausgaben im Kapitel Inneres 
in der Gesamthöhe von zirka 2,6 Milliarden 
Schilling allein für den Personalaufwand 
2,1 Milliarden Schilling, also 82,2 Prozent, er­
forderlich sind. 

Ein Rückblick auf die Entwicklung des 
Budgets des Kapitels Inneres zeigt uns, daß 
im Jahre 1964 für den Personalaufwand 
79,16 Prozent, im Jahre 1965 78,57, im Jahre 
1966 80,07, im Jahre 1967 79,12, im Jahre 1968 
79,74 Prozent und - wie erwähnt - im Jahre 
1969 82,2 Prozent ausgegeben werden. 

Die 18. Gehaltsgesetznovelle beziehungsweise 
die 14. Vertragsbedienstetengesetznovelle wur­
den vom Hohen Hause einstimmig beschlossen. 
Jetzt aber, meine Damen und Herren, wo es 
darum geht, die finanzielle Bedeckung für diese 
Bezugsregulierung und die Erhöhung der N eben­
gebühren für die Exekutivbeamten im Budget 
sicherzustellen, verweigern Sie Ihre Zustim­
mung. Darf ich Sie in diesem Zusammenhang 
sehr offen fragen: Sie haben gesagt, Sie sind 
gegen diese Regierung. Sind Sie auch gegen die 
österreichischen Beamten, sind Sie auch gegen 
die österreichischen Exekutivbeamten 1 (Abg. 
W e  i k ha r t : Wieder eine neue Fragestellung I 
Wer hat denn das behauptet? - Abg. Dr. Gor­
b ach: Er hat ja nur gefragt I - Heiterkeit.) 
Die innere Sicherheit eines Staates setzt vor­
aus, daß sich seine Bürger auch in sozialer 
Hinsicht sicher fühlen. (Erneute Zwischenrufe 
bei der SPO. - Abg. M oser: Fragen Sie den 
Kollegen Glaser über die Personalvertretungs­
wahlen in Salzburg I) Mit Stolz können wir 
feststellen, daß die Vollbeschäftigung erhalten 
werden konnte, ja daß das Pro-Kopf-Einkom­
men der österreichischen Arbeiter . . . (Allge­
meine Unruhe.) 
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Präsident: Hohes Haus! Ich bitte um ein 
biß ehen weniger Plauderstündchen. 

Abgeordneter Suppan (fortsetzend): Das Pro­
Kopf-Einkommen der österreichischen Arbei­
ter ist im Durchschnitt auf monatlich 4613 S 
angestiegen. Gegenüber dem Vorjahr können 
wir auch auf dem Preissektor - das ist eben­
falls. immer Gegenstand einer Propaganda 
von Ihnen - eine größere Beruhigung fest­
stellen. In den Jahren 1964 und 1965 sind die 
Preise in Österreich durchschnittlich um 4,4 
Prozent, in den Jahren 1966 und 1967 durch­
schnittlich um 3 , 1  Prozent und, soweit wir das 
Jahr 1968 überblicken können, bisher um 
2,7 Prozent gestiegen. (Abg. Dr . Staribac her:  
Das stimmt doch gar nicht / Das ist doch 3,1 Pro­
ze'ntl - Abg. Pet er: Der hat noch keinen 
Oomputer , Herr Staribacher , der muß das noch 
mit der Hand ausrechnen /) 

Daß es uns in Österreich besser geht, meine 
Damen und Herren, bestätigt ja auch Ihr 
Minderheitsbericht. Auf Seite 9 Ihres Minder­
heitsberichtes sprechen Sie zwar von einer Be­
nachteiligung der Arbeitnehmer auf dem Ge­
biete des Lohnsteueraufkommens, geben aber 
damit zu, daß sich das Einkommen der breiten 
Masse der österreichischen Bevölkerung we­
sentlich erhöht hat. (Abg. Gratz :  Die Steuern 
haben sich wesentlich erhöht /) Es ist daher in 
Österreich auf dem sozialen Sektor von einer 
Bedrohung des inneren Friedens keine Rede. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.j 

Sie haben wiederholt versucht, das Gespenst 
der Arbeitslosigkeit an die Wand zu malen 
und es der Bevölkerung einzureden; Ihre 
Jammerei hat Ihnen jedoch niemand abge­
nommen. 

Auch Dr. Otto Habsburg und derzeit seine 
Kinder sind immer Gegenstand Ihrer Propa­
ganda. Das wird wieder in den Vordergrund 
gespielt. Der Großteil der österreichischen Be­
völkerung nimmt aber seine wiederholten Be­
suche in Österreich überhaupt nicht zur Kennt­
nis und sieht darin keine Gefährdung des 
inneren Friedens. Ich hoffe, daß auch Sie end­
lich einmal zur Kenntnis nehmen, daß das 
Gespenst der Vergangenheit auf die jungen 
Bürger dieses Staates überhaupt keinen Ein­
druck macht. 

Die Ereignisse des 21. August 1968 in 
unserem Nachbarstaat haben für den öster­
reichischen Staat zwar keine unmittelbare 
Bedrohung gebracht, allerdings sollten wir in 
diesem Zusammenhang sehr offen aussprechen, 
daß wir auf dem Gebiete der Landesverteidi­
gung, vor allem aber auf dem Gebiete der zi­
vilen Landesverteidigung und der damit zu­
sammenhängenden Versorgungsfrage für die 
Bevölkerung noch zuwenig getan haben. (Abg. 
Peler: Sagen Sie das dem Bundeskanzler! 

Wir warten schon lange auf sein Versprechen!) 
Gemeinsam sollten wir uns daher in der Zu­
kunft bemühen, innerstaatlich alles vorzu­
kehren, um einem eventuellen Angreifer auf 
unser Staatsgebiet von vornherein klar vor 
Augen zu führen, daß die Nichtrespektierung 
des österreichischen Staates einen hohen Preis 
erfordert. (Abg. Peter: Dann muß man Maß­
nahmen ergreifen /) Politisch hat uns aber das 
Ereignis in der Tschechoslowakei deutlich ge­
zeigt, daß jede Verbindung, jede Bruderschaft 
mit dem Kommunismus in der totalen Unter­
drückung endet. 

Herr Abgeordneter Czettel hat am vorigen 
Mittwoch hier gemeint, wir sollten endlich mit 
der verreckten roten Katze Schluß machen. 
( Abg. Pet er: Damit ist der W itkalm gemeint!) 
- Einverstanden, meine Damen und Herren. 
Sie werden aber gestatten, daß gerade die 
Ereignisse in der Tschechoslowakei der östet­
reichischen Bevölkerung wieder sehr deutlich 
in Erinnerung gerufen haben, daß anläßlich 
der Nationalratswahlen des Jahres 1966 die 
Kommunistische Partei Österreichs eine Wahl­
empfehlung für Ihre Partei (zur SPÖ gewendet) 
ausgegeben hat. (Zwischenrufe bei der SPÖ. -
Abg. Weikkart: Was wollen Sie damit sagen ? 
- Abg. H art l: Daß Ihr um vier Mandate zuviel 
habt! - Weitere Zwischenrufe . - Abg. Weik­
hart: Die Kommunisten sind doch eine Doppel­
null ! Ist Ihnen das noch nickt aufgefallen ? Sie 
werten sie damit auf!) 

Meine Damen und Herren! Wir behaupten 
nicht, Sie seien Kommunisten, wir behaupten 
auch nicht . .. (Lebhafte Zwischenrufe bei 
der SP Ö. - Abg. Petor : Herr Suppan, 
lassen S' die KfUZ6 in Ruh'! - Heiterkeit.) · 
Sie ist schon verreckt! 

Präsident: Meine Damen und Herren! Ich 
bitte, sich etwas zurückzuhalten! 

Abgeordneter Suppan (fortsetzend): Meine 
Damen und Herren I Wir behaupten nicht, 
Sie seien Kommunisten, wir behaupten auch 
nicht, Sie hätten sich um diese kommunisti­
schen Stimmen sehr stark beworben. Eines 
müssen wir allerdings behaupten: Sie haben 
es im Jahre 1 966 verabsäumt, sich mit aller 
Entschiedenheit von diesen kommunistischen 
Stimmen zu dista.nzieren. Wahrscheinlich hät. 
ten Sie es sehr gerne gesehen, wenn Sie mit 
Hilfe dieser kommunistischen Stimmen die 
Mehrheit in Österreich hätten erringen kön­
nen. (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Weikhar t :  
lek bitte, davon auch etwas tkm Herrn Bundes­
kanzler mitzuteilen! - Abg. Gratz: Eröffnen 
Sie den Wahlkampf 1970 keute schon ?) Den 
haben ja schon Sie eröffnet! Den Wahl­
kampf haben Sie bei Beginn dieser Budget­
debatte eröffnet! Wenn wir schon vom Krieg 
sprechen, dann gestatten Sie uns, da.ß wir 
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uns nicht ständig im Stel1ungskrieg befinden, 
sondern daß wir auch zum Angriff antreten, 
Herr Abgeordneter Gratz! 

Hohes Haus! Leider waren Sie a.m 28. Juni 
des heurigen Jahres nicht bereit, der Re­
gierungsvorlage über die Wiederherstellung 
der Zuständigkeit des Landesha.uptmannes 
auf dem Gebiete des öffentlichen Sicherheits­
weSens zuzustimmen. Ich wil1 heute keine 
neuerliche Debatte über die Sicherheitsdirek­
tionen heraufbeschwören. Bei einer Beratung 
des Kapitels Inneres scheint es jedoch not­
wendig, darauf hinzuweisen, daß wir von der 
Österreichischen Volkspartei uns auf dem 
Boden des demokratischen Förderalismus be­
finden und bereit sind, aHe Rechte, die den 
Ländern zustehen, diesen auch zu über­
tragen. (Abg. Gratz: Was ist mit dem For­
derungsprogramm der Bundesländer ?) Es ist 
uns immer noch unverständ1ich, daß Sie 
nicht bereit waren, eine Einrichtung zu li­
quidieren, die in Zeiten entstanden ist, von 
denen wir nicht immer die positivste Aus­
sage hören (Ruf bei der 8 p() : Warum er­
filllt die 0 V P nicht die Forderungen der Landes­
hauptleute ?) , obwohl auch Ihre Herren Landes­
hauptleute dies verlangt haben. Sicherlich 
aus politischen, nicht aber aus sachlichen 
Gründen sind Sie nicht bereit, dem Schritt 
der Regierung beizutreten. 

Der Herr Bundesminister für Inneres hat 
im Finanz- und Budgetausschuß erklärt, daß 
er alle Sicherheitsdirektoren angewiesen hat, 
mit den zuständigen Landeshauptleuten eng­
stes Einvernehmen zu pflegen, und daß er­
freulicherweise diese Zusammenarbeit auch 
klaglos funktioniert. 

Um nicht einen falschen Eindruck zu er­
weoken, möohte ioh hier dooh hervorheben, 
daß die 241 Beamten der Sicherheitsdirek­
tionen in Österreich im abgelaufenen Jahr 
über 8000 staatspolizeiliche, über 8000 kri­
minalpolizeiHche und über 24.000 verwal­
tungspolizeiHche Amtshandlungen durchge­
führt haben. (Abg. Peter: Darunter viele 
überflüssige !) 

Einen breiten Rahmen - das hat mein 
Vorredner bewiesen - nimmt in letzter Zeit 
in Österreich die Debatte über die Spionage 
ein. Wir haben sehr freudig dem Antrag 
zugestimmt, diesbezüglich einen parlamentari­
schen Unterausschuß einzusetzen, der die Vor­
gänge im Innenministerium untersuchen soll. 
Wir sollten heute dem Ergebnis dieses Unter­
suchungsausschusses nicht vorgreifen und die 
Diskussion um dieses Kapitel vielleicht vor­
erst zurückstellen. (Abg. Pete r :  Aber reden 
dürfen wir schon darüber !) Der uneingeweihte 
Staatsbürger in Österreich gewinnt den Ein­
druok, Österreich sei das Zentrum von Spio-

nageringen. ( A bg. Mo s er: Nicht Osterreich, 
die 0 V P !) Die in letzter Zeit vorgekommenen 
Spionagefälle sind sicherlich nicht erfreulich; 
sie sollen aber nicht den Eindruck erwecken, 
daß die österreichischen Sicherheitsbehörden 
diesem Treiben macht- und tatenlos gegen­
überstehen. (Abg. Pet er: Bis jetzt schon !) 

Der Herr Bundesminister hat im Finanz­
und Budgetausschuß in diesem Zusammen­
hang mitgeteilt, daß in der abgelaufenen Zeit 
238 Untersuchungen durchgeführt wurden, 
wobei festgestellt wurde, daß 76 Personen 
eine Nachrichtentätigkeit zum Nachteil Öster­
reichs ausübten. Der Verdacht richtet sich vor­
wiegend gegen Personen, die sich als Ange­
hörige diplomatischer Vertretungen in Öster­
reich aufhalten. Nur in acht Fä11en gelang 
es, den Verdächtigen eine solche Tätigkeit 
auch nachzuweisen. Zwei Personen - das 
ist ja bekannt - wurden in der Zwischenzeit 
gerichtlich verurteilt; in fünf weiteren Fällen 
ist das strafgerichtJiche Verfahren anhängig. 

Die Staa.tspolizei wird immer einer er­
höhten Kritik unterliegen. Wir alle erwarten 
aber, daß sich diese Organe bei ihrer Tätig­
keit auf dem Boden der gesetzlichen V or­
schriften bewegen. Brieföffnungen, Te1efon­
überwachungen, Abhörgeräte (Abg. Peter :  
Das können Sie!) und was es auf diesem Ge­
biet noch alles gibt, sind verfassungswidrig, 
und niemand würde es verstehen, würde 
sich die Staatspolizei s01cher Methoden be­
dienen. 

Die Presse möchte ich bei dieser Gelegen­
heit ersuchen, im Zusammenhang mit diesen 
Vorfäl1en keine Hysterie zu erzeugen. Vor 
allen Dingen möchte ich sie aber ersuchen . . . 

(Abg. W eikhart: . .. nach Möglichkeit nichts 
zu schreiben !) 0 ja; aber keine Verdächti­
gungen auszusprechen, die nachher nicht be­
wiesen werden können. Die Ehre eines Men­
schen ist sehr, sehr schneU genommen. Sie 
ihm aber wieder zurückzugeben, ist manch­
mal fast unmöglich. (Lebhafte Zustimmung 
bei der ÖV P.) 

Mein Vorredner hat schon - so wie er es 
auch im Vorjahr getan hat - das Polizei­
organisationsgesetz urgiert und auch mit­
geteilt, daß der Herr Bundesminister im 
Finanz- und Budgetausschuß die erfreuliche 
Mitteilung gemacht hat, daß es mit diesem 
Gesetz nun endlioh Wirklichkeit wird. 

Ich darf mir in diesem Zusammenhang 
den Hinweis gestatten, daß schon seit 31. Mai 
1 967, also schon weit über ein Jahr, dem 
Verfassungsausschuß das Wa.ffengebrauchsge­
setz zugewiesen wurde. Ich darf bitten, 
dieses Waffengebrauchsgesetz vielleicht doch 
bald einer Vera bschiedung zuzuführen. In 
diesem Zusammenhang möchte ioh schon 
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jetzt die Bitte anmelden, daß es dem Polizei­
organisationsgesetz dann nicht ähnlich er­
geht wie dem Waffengebrauchsgesetz, daß es 
dann nämlich nicht über ein Jahr hier im 
Hohen Hause ruht. (Abg. Dr. Broda: An 
wen richten Sie di e Bitte ?) An den Obmann 
des Verfassungsausschusses richte ich diese 
Bitte. (Abg. Dr. Broda: Nein, nein!) Ich 
habe im Vorjahr bei der Budgetdebatte zum 
Kapitel Inneres ebenfalls den Herrn Obmann 
des Verfassungsausschusses gebeten. (Abg. 
La nc: Wenn die Regierung zwei Jahre prüfen 
kann, wird der Verfassungsausschuß noch ein 
Jahr prüfen können!) Die Vorlage des Waffen­
gebrauchsgesetzes liegt hier, das Polizeiorgani­
sationsgesetz wird auch bald herkommen. Sie 
gestatten mir, daß ich den Obmann des Ver­
fassungsausschusses bei dieser Gelegenheit 
bitte, dieses Gesetz einer baldigen Behand­
lung zuzuführen. Das wird mir doch noch ge­
stattet sein! (Abg. Dr. Broda: Waren Sie 
gestern im Verfassungsausschuß ? ) Nein, ich 
bin nicht Mitglied des Verfassungsausschusses 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Wei hs: Dann reden S' 
nicht drüber I), aber ich weiß, daß die Ver­
handlungen zögernd vor sich gehen. Ich 
hoffe, Herr Abgeordneter Broda, daß das 
Waffengebrauchsgesetz - mehr habe ich nicht 
gesagt - bald dem Hohen Hause zur Ver­
abschiedung vorgelegt wird. Es war keine 
Kritik, eS war lediglich eine Bitte an den Ob­
mann des Verfassungsausschusses. (Abg. 
Dr. Broda : Da Sie gestern nicht dort waren 
und nicht Mitglied des Verfassungsau8schusses 
sind, möchte ich klarstellen, daß dies eine Sache 
des gesamten Ausschusses und der Mehrheit 
und nicht des Obmannes ist! Das muß endlich 
einmal gesagt werden!) 

Hohes Haus! Im Zusammenhang mit dem 
Polizeiorganisationsgesetz sei hier, Herr Mi­
nister, noch ein Hinweis gestattet. Ich habe 
das Gefühl, daß die Gendarmeriedienstinstruk­
tion - das ist jene Vorschrift, nach der die 
Gendarmeriebeamten Österreichs ihren Dienst 
versehen - schon lange reformbedürftig ist; 
sie entspricht nicht mehr den Erfordernissen 
der heutigen Zeit. Denn wenn sie etwa die 
Bestimmungen enthält, daß der Gendarm 

Sand- und Schottergruben - die sicherlich 
in der heutigen Zeit eine wirtschaftliche Be­
deutung haben - aufsuchen muß und am 
Rückweg einen anderen Weg einzuschlagen 
hat, dann, Herr Bundesminister und alle Ver­
antwortlichen, glaube ich, daß diese Vor­
schrift nicht mehr zeitgemäß ist. Ich würde 
daher bitten, überlegungen anzustellen, wie 
man diese Gendarmeriedienstinstruktion in 
eine zeitgemäße Fassung bringen könnte. 

Aus Anlaß des 50jährigen Bestehens der 
Republik Österreich beziehungsweise der 
Sicherheitswache und der Kriminalpolizei ha-

ben Sie, Herr Bundesminister, für die Sicher­
heitswachebeamten und die Kriminalbeamten 
einen Jubiläumskurs installiert und, soweit 
wir informiert sind, nehmen die ersten Fre­
quentanten an diesem Kurs bereits teil . 
Ich darf Sie, Herr Bundesminister, bei dieser 
Gelegenheit darauf aufmerksam machen, daß 
die österreichische Bundesgendarmierie im 
nächsten Jahr ihren 120. Geburtstag feiert. 
Ich habe schon im Finanz- und Budgetaus­
schuß gesagt, ich würde bitten, auch für die 
Gendarmerie einen derartigen Kurs zu in­
stallieren, denn diese Bea;m.ten sollen nicht 
das Gefühl haben, daß ihre Institution, weil sie 
schon seit 120 Ja.hren besteht, vielleicht ein 
Kind aus erster Ehe sei. 

Hohes Ha.usl In diesen Tagen hat einer 
der erfolgreichsten Rettungsflieger der öster­
reichischen Bundesgendarmerie seinen 50. Ge­
burtstag gefeiert. Ich darf daher Ihre Auf­
merksamkeit auf die Männer des Flugrettungs­
dienstes lenken. Im abgelaufenen Jahr wur­
den wieder 368 Bergungs- und Kranken­
transportflüge aus dem Hochgebirge durch­
geführt. Wer die Außenlandeplätze annähernd 
kennt, wird wissen, daß jeder derartige Ret­
tungsflug mit dem vollen Einsatz des Lebens 
der Rettungsflieger verbunden ist. 

Es ist außerordentlich erfreulich, daß die 
finanziellen Mittel fÜr die Flugrettung im 
kommenden Jahr ebenfalls sichergestellt sind, 
und es ist sehr erfreulich, daß so viele Mittel 
bereitgestellt wurden, daß ein weiterer Hub­
schrauber angekauft werden kann. 

Im vergangenen Jahr, das haben wir im 
Finanz- und Budgetausschuß gehört, hat die 
Flugrettung neben ihrer Tätigkeit auch 
760 Einsätze zur Verkehrsüberwachung ge­
flogen. Es wird in Zukunft notwendig sein, 
diese Tätigkeit noch zu verstärken. Der 
Straßenverkehr fordert immer mehr. Tote, 
vielleicht gelingt es - der Herr Abgeordnete 
Dr. van Tongel hat darauf hingewiesen -, 

durch eine intensivere Luftüberwachung doch 
die Zahl der Verkehrstoten etwas zu senken, 
damit nicht, wie Sie kritisiert haben, von 
den Polizeiorganen ständig nur Parksünder 
beanstandet werden. (Abg. Peter: Dem Organ­
mandat rennen 8ie mit Begei8terung nach!) 

Hohes Haus! Österreich war auch im ab­
gelaufenen Jahr ein begehrtes Land für 
Flüchtlinge vor allem aus den volksdemo­
kratischen Ländern. Ich glaube, in der 
Flüchtlingsbetreuung steht Österreich an erster 
Stelle. Ich kann hier nur die Bitte und die 
Hoffnung aussprechen, daß die mit dem 
Flüchtlingswesen betrauten Organe ihre Tätig­
keit auch weiterhin voll und ganz ausfüllen. 

Hohes Haus! In der Budgetdebatte wurden 
wiederholt verschiedene Anspielungen gemacht, 
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die Nationalratswahlen 1970 würden vor- doch schon seit vorigem Montag 1 - Abg. 
verlegt. Es wurde in diesem Zusammenhang Ozet te l: Dienstag I) Herr Kollege Suppan ! 
kritisiert, daß im Budget 1969 keine Mittel Darf ich Sie an diese Broschüre, an dieses 
für Wahlkosten enthalten sind. Es ist schon Pamphlet erinnern, das vor ungefähr zwei 
festgestellt worden, ich darf aber noch einmal Wochen als Postwurfsendung den Haushalten 
feststellen, daß die Regierungspartei über- zugestellt worden ist. Es ist schon einige Male 
haupt keine Veranlassung hat, diese Legislatur- über diese Postwurfsendung gesprochen worden 
periode zu verkürzen. Wenn in einigen Bundes- (Abg. Weikhart: Österreich in guter Auszügler­
ländern Überlegungen angestellt werden, vor Hand I), und ich stelle hier in aller Deut­
allem in Bundesländern mit sozialistischer lichkeit fest : Wenn jemand den Wahlkampf 
Mehrheit, die dort mit den Nationalratswahlen für die kommende Nationalratswahl er-
1970 zusammenfallenden Landtagswahlen mög- öffnet hat, dann waren es Sie, meine Herren 
liehst weit von diesem Nationalratswahltermin von der Österreichischen Volkspartei . 
wegzubringen, so ist das für uns ein Beweis, 
meine Damen und Herren, daß Sie sich vor 
dem überwiegenden Vertrauen der Bevölke­
rung, das diese der Österreichischen Volkspartei 
aussprechen wird, fürchten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Abgeordneter Suppan, darf ich Sie 
fragen, ob Ihre Ausführungen bezüglich der 
Roten Katze vielleicht der Euler-Broschüre 
entnommen worden sind, die im Jahre 1 966 
auch aus Anlaß der Nationalratswahl von dem 
nun im Wiener Landesgericht weilenden Presse­
sekretär des Herrn Innenministers heraus­
gegeben worden ist � (Beifall bei der SPÖ.) 

Hohes Haus ! Das Regierungsprogramm 
wurde in seinen wesentliohen Punkten ver­
wirklicht. Diese Regierung stützt sich auf 
das Vertrauen von 2,191. 109 Wählern, das Herr Abgeordneter Suppan, wenn Sie sagen, 

ist immerhin um 262.124 Wähler mehr, als wir fürchten uns vor dem Vertrauen, das 

Sie, meine Damen und Herren von der Sozia- die Bevölkerung vielleicht Ihrer Partei bei 

listischen Partei, im Jahre 1966 an Stimmen den nächsten Nationalratswahlen aussprechen 

erringen konnten. Die österl'eichische Be- wird, dann darf ich hier in aller Bescheidenheit 

völkerung konnte sich in der Vergangenheit nur darauf hinweisen, was die Ergebnisse 

davon überzeugen, daß diese ÖVP-Regierung der letzten Wahlen gezeigt haben (Abg. 

die Demokratie in Österreich in einer noch Gugg enberger: Niederösterreich I) , ob es sich 

nie dagewesenen Weise verlebendigt hat. Die jetzt um die Gemeinderatswahlen in Klagen­

Bevölkerung weiß auch, daß wir gute Arbeit furt, in Salzburg oder Graz gehandelt hat 

geleistet haben. Wir von der Österreichischen oder um die Landtagswahlen im Burgenland, 

Volkspartei, meine Damen und Herren, sind in Oberösterreich oder, wenn wir in die jüngste 

bereit, die Verantwortung in diesem Staate Zeit gehen, die Betriebsratswahlen bei den 

so wie seit dem Jahre 1945 auch über das Stickstoffwerken in Linz. (Abg. Suppan: 

Jahr 1970 hinaus zu tragen. Die Bevölkerung Das sind ja keine Nationalratswahlen I) Herr 

weiß, daß wir nicht nur ein besseres Programm Kollege Suppan, da kann ich Ihnen sagen : 

für dieses Österreich haben, sie weiß auch, Da braucht uns vor diesem Entscheid in der 

daß hinter diesem Programm bessere Männer Zukl,lnft nicht bange zu ?ein. (Beif�ll bei der 

stehen, die dieses Programm auoh zum Wohle SP(J. � 4bg. Glaser: Be'/, der Wahl m Klagen­

aller Österreicher verwirklichen werden. (Bei- furt se'/,d '/,hr abgeschwommen I) 
Jall bei der Ö V P.) Sehr geehrte Damen und Herren t Heute 

In voller Verantwortung für dieses Österreich ist es genau eine Woche, seitdem wir uns 
werden wir von der Österreichischen Volks- täglich in diesem Haus mit Teilen des Budgets 
partei auch dem Kapitel Inneres unsere Zu- 1 969 befassen. Die Debatten, die da geführt 
stimmung geben. (Beifall bei der ÖV P. - werden, dauern in der. Regel meistens zwölf 
Abg. Peter: Ende der Ö VP-Märckenstunde !) Stunden (Ruf bei der (J VP: Länger !) - nein, 

ich meine täglich zwölf Stunden -, und 
Sie haben ja gesehen, daß die sozialistische 
Opposition in ihren Diskussionsbeiträgen in 
aller Offenheit aIl das aufzeigt, was Sie als 
Regierungspartei und was die ÖVP-Allein­
regierung von dem, was Herr Bundeskanzler 
Klaus in seiner Regierungserklärung von 1 966 
der Öffentlichkeit mitgeteilt hat (Abg. Gratz: 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Eberhard. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Eberhard (SPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Mein Vorredner, der Herr Abgeordnete Suppan 
(Abg. Dr. Gorba c h: 1st auch ein Kärntner ! -
Abg. Peter: Kärnten is lei oans I) - ja, 
leider -, hat in seinen Ausführungen die 
Feststellung getroffen, daß wir mit dieser 
Budgetdebatte den Wahlkampf für die näch­
sten Nationalratswahlen eröffnet hätten. (Abg. 
Suppa n: Aber, Herr Kollege, das geschieht 

Und das war schon wenig I) , nicht gehalten haben. 
Wenn die Diskussionen zum Beispiel über 
das Schulbudget gleich 18 Stunden in Anspruch 
genommen haben, so ist das letzten Endes 
auch ein Beweis dafür, wie viel Stoff Sie der 
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Opposition geliefert haben, alles Negative 
aufzuzeigen, vor allem das aufzuzeigen, was 
Sie entgegen Ihren Versprechungen nicht 
gehalten haben. Wenn heute die Studenten 
revoltieren, so ist das letzten Endes ein AusHuß 
Ihrer Politik, und wenn heute erst die Sozial­
debatte in diesem Hohen Haus nach über 
20 Stunden beendet werden konnte, dann, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
das ja auch nichts anderes als ein Beweis dafür, 
wie unfähig die Regierung gewesen ist, die 
Sozialprobleme in diesem Lande zu lösen 
(Rufe bei der OVP: Aber ! Aber ! - Abg. 
Supp an: Die schlechtesten Früchte sind es 
nicht, an denen Wespen nagen !) ,  und vor 
allem, daß die Regierung nicht bereit war, 
die Versprechen, die sie gegeben hat, auch 
einzulösen. (Zustimmung bei der SPO.) WO 
bleibt denn die Anhebung der Witwenrente 
auf 60 Prozent, ein Versprechen, mit dem Sie 
in den Wahlkampf gezogen sind 1 (Abg. 
Gugg e n b erger: Die BeamtengeMlter zum Bei­
spiel ! Wir sind jetzt beim Inneren ! - Abg. 
M ayr: Reden Sie einmal zum Inneren, Herr 
Eberhard !) 

So geht es weiter. Von Kapitel zu Kapitel, 
überall haben wir bis jetzt schonungslos auf­
gezeigt - und werden es auch bei den weiteren 
Kapiteln aufzeigen -, was Sie entgegen Ihren 
Versprechungen nicht erfüllt haben. 

Wir werden ja jetzt zur Landwirtschaft 
kommen. Sie werden sehen, was da alles 
zu sagen sein wird ! Wir werden zu anderen 
Ressorts kommen. (Zwischenrufe bei der Ov P.) 
Sie brauchen nicht mokiert zu sein in Ihren 
Bänken. Wir haben Ihnen von allem Anbeginn 
gesagt : Nehmen Sie zur Kenntnis, die sozia­
listische Opposition wird die Öffentlichkeit 
über das informieren, was Sie in dieser Regie­
rung und in diesem Hause schlecht machen. 
(Abg. Guggenb erger: Daher freie Bericht­
erstattung aus dem Parlament !) Dazu haben 
wir täglich Gelegenheit gehabt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich will jetzt zu einem Problem sprechen, 
das heute schon mein Vorredner, Herr Doktor 
van Tongel, .angezogen hat : zur Verkehrs­
sicherheit in unserem Lande, die immer wieder 
Anlaß gibt, heftigste Kritik zu üben, Kritik 
an dem zuständigen Bundesminister, der ent­
gegen seinen Versprechungen auch in dieser 
Frage bisher faktisch nichts unternommen 
hat. 

Angesichts der vielen Verkehrstoten zu den 
Osterfeiertagen haben meine Kollegen, die 
Abgeordneten Czettel, Dr. Broda, Skritek 
und Genossen, am 19 .  April dieses Jahres 
eine dringliche Anfrage an den Bundesminister 
für Inneres und an den Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, betreffend 

die Ausarbeitung eines Verkehrskonzeptes, 
eingebracht. In dieser dringlichen Anfrage 
wurde eben auf die vielen Verkehrstoten zu 
den Osterfeiertagen Bezug genommen. Es 
steht darin : 

"Den immer größer werdenden Gefahren 
des Straßenverkehrs kann man mit Polizei­
maßnahmen allein nicht Herr werden. Ange­
sichts der besorgniserregenden Entwicklung 
ist vielmehr ein umfassendes Konzept zur 
Bekämpfung der Gefahren im Straßenverkehr 
erforderlich, das die Bundesregierung zumin­
dest nach folgenden Gesichtspunkten erstellen 
müßte : 

1. Intensivierung und Koordinierung aller 
Maßnahmen des Bundes, der Länder und 
Gemeinden zur Durchführung der Straßen­
verkehrsordnung und des Kraftfahrgesetzes, 
zur Überwachung des Straßenverkehrs, zum 
verkehrssicheren Ausbau des Straßennetzes 
und zur Verbesserung der Verkehrserziehung 
im Bereiche der schulischen und außerschu­
lischen Bildung. 

2. Einleitung einer großen Aufklärungs­
kampagne unter Mitarbeit der Schulen, der 
Kraftfahrorganisationen, des Kuratoriums für 
Verkehrssicherheit, der großen Interessenver­
tretungen sowie anderer Organisationen zur 
Verbesserung der Verkehrsgesinnung der Be­
völkerung, insbesondere der aktiven Verkehrs­
teilnehmer. 

3. Gesetzgeberische Maßnahmen zur An­
gleichung der Rechtsvorschriften an die heuti­
gen Bedingungen des Straßenverkehrs sowie 
zur Vereinfachung der Kompetenzlage im 
Bereiche der Vollziehung des Straßenverkehrs­
rechtes. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
2 1 .  März 1968 auf Antrag sozialistischer Mit­
glieder des Bundesrates den einstimmigen 
Beschluß gefaßt, die Bundesregierung aufzu­
fordern, ein umfassendes Konzept zur Be­
kämpfung des Verkehrstodes auszuarbeiten 
und darüber den gesetzgebenden Körperschaf­
ten zu berichten." 

Diese dringliche Anfrage hat dann letztlich 
dazu geführt, daß von allen drei in diesem 
Hause befindlichen Parteien drei gemeinsame 
Anträge eingebracht worden sind. Der erste 
Antrag betraf die Ausarbeitung eines Verkehrs­
konzeptes, der zweite Antrag die Ausarbeitung 
eines koordinierten Sofortprogramms zur Sen­
kung der Zahl der Verkehrsunfallopfer und 
der dritte die Vollziehung des Wochenend­
und Feiertags-Fahrverbotes für Lastkraft­
wagen. 

Auf Grund dieser drei Entschließungsanträge 
hat dann der Herr Bundesminister für Inneres 
im Zusammenwirken mit dem Herrn Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Industrie 
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am 27. Juni 1968 einen Bericht an das Hohe 
Haus erstattet, der sich rückblickend auf 
Maßnahmen bezieht, die man angesichts des 
zu erwartenden Pfingstverkehrs gesetzt hat, 
und in dem weiters versucht wird, nachzu­
weisen, daß die Maßnahmen, die bisher ge­
troffen worden sind, ein günstigeres Bild in 
bezug auf Verkehrsunfälle geben, und in 
dem man auch versucht, nachzuweisen, daß 
im engsten Einvernehmen mit den Verkehrs­
referenten der Landesregierungen Verkehrs­
einsatzpläne und so weiter erstellt worden sind. 
Es heißt dann : 

"Entsprechend der Empfehlungen der Aus­
schüsse der Verkehrssicherheitkonferenz wur­
den im verstärkten Maße Zivilstreifen ein­
gesetzt und Geschwindigkeitskontrollen vor­
genommen. " 

Am Schluß dieses Berichtes heißt es dann : 
"Die Sommermonate sollen dazu dienen, 

um auf Grund der bisher getroffenen Maß­
nahmen weitere Erfahrungen zu sammeln. "  
Weiter heißt es : "Im November 1968 ist eine 
neuerliche Konferenz vorgesehen, die ein lang­
fristiges Konzept zu erarbeiten versuchen wird. 
Ein Bericht darüber wird dem Parlament 
nach Fertigstellung vorgelegt werden." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich bin im Besitze einer Statistik, die bis 
30. September dieses Jahres geführt wurde 
und aus welcher hervorgeht, daß unterdessen 
die Motorisierung eine weitere beachtliche 
Ausweitung erfahren hat und wir bereits am 
30. September dieses Jahres 2,065.000 zum 
Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge hatten. 
Was zeigt uns das � - Eine Entwicklung, 
die mit einer ungeheuren Rasanz fortschreitet. 
Es wird nur wenige Jahre dauern, und wir 
werden die Dreimillionengrenze überschritten 
haben. 

Wenn wir jetzt die Unfallstatistik hernehmen 
und damit vergleichen, so müssen wir sagen, 
daß es uns beängstigend erscheint, daß von 
Seite des Staates, von Seite des zuständigen 
Ministeriums nicht mehr unternommen wird, 
um die Unfallzahlen in Österreich herab­
zusetzen. Gewiß ist die Unfallstatistik bis 
30. September etwas günstiger als in den 
Vorj ahren, aber noch ist das Jahr 1968 nicht 
zu Ende, und wir wissen daher nicht, was 
noch im letzten Monat auf diesem Gebiete 
alles geschehen wird. 

Was soll geschehen ? Es ist an und für 
sich schon einiges sehr Erfreuliches geschehen. 
Die bei den großen Kraftfahrorganisationen 
haben in Verbindung mit dem Kuratorium 
für Verkehrssicherheit bestimmte Maßnahmen 
eingeleitet, die alle in ihren Auswirkungen 
zur Hebung der Verkehrssicherheit in Öster­
reich beitragen. 

Was nicht geschehen ist, ist, daß das zu­
ständige Ministerium die notwendigen Schritte 
unternommen hätte, um zunächst einmal eine 
Koordinierung mit den einzelnen Bundes­
ländern herbeizuführen. Was weiters nicht 
geschehen ist, ist, daß Maßnahmen eingeleitet 
worden wären, die dazu führen, auf dem 
Sektor des Personalstandes ein günstigeres 
Bild zu bekommen. Wir haben immer den 
Standpunkt vertreten, daß es notwendig wäre, 
den Personalstand zu erhöhen, damit es endlich 
einmal gelingt, vor allem in den Spitzenzeiten 
und dann an besonders verkehrsgefährdeten 
Stellen die notwendige Verkehrslenkung zu 
übernehmen. 

Eine weitere vordringliche Aufgabe auf 
dem Gebiete der Verkehrssicherheit erblicken 
wir auch darin, daß bestimmte Straßen­
benützer, wie zum Beispiel Tankfahrzeuge, 
die als besonders gefährliche Straßenbenützer 
anzusprechen sind, auf die Schiene verwiesen 
werden, daß die Verkehrserziehung in den 
Schulen eine Fortsetzung findet und daß auch 
dem Ausbau des Straßennetzes in Österreich 
eine viel, viel größere Aufmerksamkeit zuge­
wendet werden müßte. 

Das sind alles Dinge, die auch Angelegenheit 
des Herrn Innenministers wären. Er müßte 
mithelfen, daß hier Änderungen vorgenommen 
werden. Ich weiß, für alles mögliche andere 
hat man Geld in diesem Lande : man stellt 
Staatssekretäre ein, die ungeheuer viel kosten, 
die nichts anderes zu tun haben, als soge­
nannte Öffentlichkeitsarbeit zu erfüllen und 
die uns Hunderte und Tausende von Schilling 
kosten. Man gibt jedem Ressort Millionen­
beträge für Öffentlichkeitsarbeit, man stellt 
Spione ein für die sogenannte Öffentlichkeits­
arbeit, die heute im Wiener Landesgericht 
sitzen. (Heiterkeit und Zustimmung bei der 
SPÖ.j Für all das ist Geld vorhanden, ist 
sogar viel Geld vorhanden, aber für die wirk­
lich notwendigen Maßnahmen ist eben kein 
Geld da. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Es wird wiederum so sein, daß zu den kommen­
den Allerheiligen weitere Tausende weiße Kreuze 
unsere Straßen säumen müssen, Tausende 
weiße Kreuze nur deswegen aufgestellt werden 
müssen, weil der Staat und der zuständige 
Minister seine Aufgaben in dieser Frage nicht 
erfüllt haben. (Ruf bei der O VP: Aber das 
stimmt doch gar nicht !) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Abschließend darf ich sagen : Unser Partei­
vorsitzender Kreisky hat bereits vor 14 Tagen 
in einer Pressekonferenz zu den zu erwarten­
den Neuwahlen Stellung bezogen. Er hat 
dabei zum Ausdruck gebracht : Je früher es 
in Österreich zu Neuwahlen kommt, desto 
besser wird es für Österreich und für Öster-
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reichs Bevölkerung sein. Auch ich stehe auf Straße durchleuchten, ob noch mehr Spione 
diesem Standpunkt und wiederhole das, was sind I) Kollege Libal, das Sprichwort von 
damals Kreisky in dieser Pressekonferenz Busch, das ich zitiert habe, gilt auch für dich ! 
gesagt hat : Die Regierung soll auf Grund (Heiterkeit und Beifall bei der O VP. - Ruf 
ihrer Unfähigkeit zurücktreten, und es sollen bei der SpO: Sie sind sehr überheblich 1 - Abg. 
endlich einmal in Österreich Neuwahlen aus- Mond l: Dann müßte die ganze 0 V P -Fraktion 
geschrieben werden ! (Beifall bei der S pO. - nach Hause gehen !) 
Abg. M ayr: Immer die alte Walze I - An­
haltende Zwischenrufe. - Abg. M ayr: Die 
Opposition ist unfähig) eine richtige konstruktive 
Diskussion zu machen ! - Abg. Ing. Häuser: 
Die von Dr. Hauser gestern war "konstruktiv" !) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Kranzlmayr. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Liebe Kolleginnen und Kollegen ! Herr 
Präsident ! Zu den letzten Ausführungen des 
Kollegen Eberhard möchte ich nur Busch 
zitieren ; er hat gesagt : Dumme Gedanken 
hat jeder, aber der Weise verschweigt sie. 
(Heiterkeit und Zustimmung bei der (JV P. -
Abg. W ei khart: Dann dürften Sie jetzt, Herr 
Kollege, nicht reden I) Herr Kollege Weikhart, 
Sie werden sehen, ich werde einige Gedanken 
verschweigen. (Abg. Wei khart: Das war ein 
Bumerang von Ihnen 1 - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPO. - Abg. Gertrude Wondrack: 
Der weise K ranzlmayr I) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Als ich mir einige Gedanken zur heutigen 
Debatte überlegte, ist mir ein Satz aus meiner 
Rede, . . .  (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Aber, 
meine Damen und Herren ! Bitte wieder etwas 
Aufmerksamkeit ! 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fort8etzend) : 
. . . die ich 1963 vor Exekutivbeamten der 

Fraktion christlicher Gewerkschafter gehalten 
habe, in Erinnerung gekommen. Ich habe 
damals gesagt : "Die Exekutive kann nur 
dann Sicherheit ausstrahlen, wenn sie sich 
selbst sicher fühlt. "  Ich will diesen Satz auch 
an die Spitze meiner heutigen Ausführungen 
stellen, weil ich die feste überzeugung habe, 
daß diese grundlegenden Bemerkungen heute 
noch genauso von Bedeutung sind wie damals. 

Seien Sie daher bitte überzeugt : Es bereitet 
uns große Sorge, daß durch den Fall Euler 
gerade jenes Ressort, das für Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit im Staate verantwortlich ist, 
dessen Träger für den Schutz der Einrichtungen 
des Staates und des einzelnen Staatsbürgers 
eingesetzt sind, fast über Nacht zum Herd 
von Spekulationen, Verdächtigungen, An­
schuldigungen und Intrigen geworden ist. 
(Abg. Libal: Zuer8t einmal in der Kärntner 

Keine Sorge, meine Damen und Herren, 
keine schlaflosen Nächte bereitet es uns 
aber, daß durch den Fall Euler die Staats­
polizei oder sonst noch welche Einrichtungen 
des Innenressorts in das Licht der Öffentlichkeit 
gerückt sind und daß diese durchleuchtet werden 
sollen. Wir begrüßen diese Vornahme, wie 
mein Kollege bereits ausgeführt hat. Wenn 
auch, zumindest nach dem derzeitigen Stand 
der Erhebungen, nur wenige Beamte straf­
barer Handlungen überwiesen und deretwegen 
teilweise bereits verurteilt wurden, wenn dazu 
noch eine Anzahl von Beamten im Verdacht 
steht, strafbare Handlungen begangen zu 
haben (Abg. Wei khart: Alles Ov P-Leute I) , 
so ist das Grund genug, den Ursachen nach­
zuspüren, den Apparat zu überprüfen und 
- um mich bildlich auszudrücken - den einen 
oder anderen faulen Apfel aus der Apfelkiste 
zu entfernen, damit die gesunden nicht ge­
fährdet werden. (Abg. Weikhart: Aber auch 
innerhalb der O VP 1 - Abg. Dr. Withalm: 
Wo es notwendig ist, Herr Kollege Weikhart I) 

Aber ich glaube, meine Damen und Herren, 
es muß selbst der Opposition zu billig und zu 
bequem erscheinen, die Schuld an den sicher­
lich unliebsamen Vorkommnissen dem der­
zeitigen Ressortminister, der Österreichischen 
Volkspartei als Regierung oder Partei zu­
schieben zu wonen. (Abg. Weikhart: Wer 
hat Euler dorthin gebracht ?) 

Ich darf hier jetzt grundlegend eines sagen : 
Kollege Czettel, Sie haben gestern in den Auf­
zeichnungen des Fernsehens und Rundfunks 
die Behauptung aufgestellt, die Spione säßen 
nicht im Innenministerium, sondern im Gene­
ralsekretariat der Österreichischen Volkspartei 
in der Kärntner Straße ! (Abg. Ozet t e l: Bis 
jetzt alle ! - Abg. M ayr: Das ist eine arge 
Verleumdung 1 - Zwischenrufe bei der S PO.) 
Ich darf hier in aller Deutlichkeit feststellen : 
Sie waren sich sicherlich der Tragweite dieser 
Äußerung nicht bewußt ! (Abg. Ozet te l: Die 
blonde Helga, Mühlhauser und Euler, alle I) 
Was würden Sie sagen, wenn einer von uns im 
Fernsehen, im Rundfunk sagen würde : In 
der Löwelstraße sitzen Mörder, sitzen Diebe, 
sitzen Betrüger I (Abg. Ozet te l: Sie können 
doch das nicht behaupten ! - Abg. Wei kha r t: 
Aber mit Euler stimmt es doch 1 - Abg. Oz et te l: 
Auf die armen Beamten Bchieben Sie e& ab / 
Die Beamten mÜ88en den Kopf hinhalten tür 
eure Taten 1 - Weitere Zwischenrufe.) 
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Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren ! Ich bitte Sie, sich wieder 
etwas zu beruhigen. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Und genauso darf ich Ihnen sagen : Wenn Sie 
irgendwo behaupten, dort säßen Spione, dann 
haben Sie ohne den geringsten Beweis zu 
haben (Abg. Oze t te l: Doch - die blonde 
Helga l), Personen eines Verbrechens ver­
dächtigt. (Abg. W e i k ha rt: Da sprechen Sie 
wider besseres Wissen I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Bitte, 
meine Damen und Herren, alle können ja 
nicht gleichzeitig gemeinsam reden I 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Meine Damen und Herren ! Wir reden so viel 
von den Grund- und Freiheitsrechten, wir 
reden so viel von der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte, von der Menschenrechts­
konvention. Aber handeln tun Sie nicht 
danach. 

In Artikel 1 1  Abs. 1 der Allgemeinen Er­
klärung der Menschenrechte heißt es : "Jeder 
einer strafbaren Handlung Beschuldigte hat 
Anspruch darauf, so lange als unschuldig an­
gesehen zu werden, als seine Schuld in einem 
öffentlichen Verfahren, in dem ihm alle für 
seine Verteidigung nötigen Sicherheiten ge­
währleistet waren, nicht den Gesetzen gemäß 
nachgewiesen ist." (Abg. Ing. Kunst: Wie 
beim M üllner I) 

Und Sie, Herr Kollege CzetteI, erlauben 
sich im Rundfunk, im Fernsehen ganz all­
gemein alle Angestellten des Generalsekre­
tariates der Österreichischen Volkspartei zu 
verdächtigen, ja Sie haben sie bereits als 
Spione hingestellt. (Abg. Oze t t e l: Die blonde 
H elga ist nachgewiesen I) Ich darf Ihnen 
sagen : Sie haben den Tatbestand der Ver­
leumdung gesetzt. (Ruf bei der (J V P: Sehr 
riohtig 1 - Abg. Weik hart: Die Spionage 
geht bis in die Spitze hinauf I) 

Ich könnte Ihnen auch noch den § 38 der 
Strafprozeßordnung vorlesen. Auch daraus 
werden Sie entnehmen, daß kein Mensch das 
Recht hat, irgend jemand eines Verbrechens, 
eines Vergehens oder sonst einer Tat zu be­
schuldigen, ohne irgendwelche konkrete Be­
weise zu haben. (Beifall bei der (JV P. -
Abg. M ayr: Das erlaubt sich ein früherer 
Innenminister J - Zwischenrufe bei (JV P und 
SP(J. - Abg. W e i k hart: Was war mit der 
blonden Sekretärin ?) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Also, 
meine Damen und Herren, ich bitte jetzt 
wieder, sich etwas zurückzuhalten ! 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortfahrend) : 
Es ist mir jetzt etwas zugerufen worden : 

"Die blonde Helga" . Sehr fein . (Abg. We  i k­
hart: Ich habe gesagt: die blonde Sekretärin I) 
Ja, Helga hat sie geheißen. (Heiterkeit bei 
der SP(J. - Abg. Weik hart: Na also I) 
Ich darf Ihnen sagen : Auf Ihrer Seite hätten 
Sie das nicht sagen sollen. (Abg. Czet te l: 
Warum nicht ?) Denn, Herr Kollege Czettel, 
Sie wissen, daß einzig und allein durch Ihre 
vorwitzigen Äußerungen in einer Parteiver­
sammlung (Abg. Weikhart: Da war sie 
schon im Ausland I) es nicht gelungen ist, 
daß die Staatspolizei die Fäden weiter ver­
folgt hat. (Abg. Czet te l: Da war sie schon 
lange fort I) Aber ich darf sagen : Ich kenne 
die Vorgänge nicht weiter. Es wird wahrschein­
lich der Herr Minister selbst noch ausführlich 
dazu Stellung nehmen. Aber Sie haben es ja 
schon zugegeben, auch hier in diesem Haus 
vor wenigen Tagen. (Abg. Weikhart: Spionage 
bis in die Ö V P-Spitze! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Ich 
bitte jetzt, meine Damen und Herren, um 
etwas mehr Ruhe ! 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (fortsetzend) : 
Meine Damen und Herren ! Wer sich der An­
fänge des österreichischen Sicherheitswesens 
in den Tagen und Wochen, ja in den ersten 
Monaten nach dem Zusammenbruch 1945 
erinnernt, der kann nur von einem Wunder 
reden und den damals Verantwortlichen im 
Innenressort, aber insbesondere den Pflicht­
bewußten, der Demokratie und dem öster­
reichischell Vaterland verbundenen Beamten 
und Angestellten uneingeschränktes Lob zol­
len, Dank und Anerkennung aussprechen. 
(Beifall bei der (J V  P. - Abg. Weikhart: 
Aber die blonde H elga hat nicht dazugehört ! ) 
Schauen Sie, wenn wir hier ernst reden, dann 
sollten Sie auch die Zwischenrufe dem ein 
bißchen anpassen, denn was 1945 hier gemacht 
wurde, um wiederum eine funktionsfähige 
Exekutive im Land zu haben, das verdient 
Lob und Anerkennung. (Beifall bei der (JV P.) 
Glauben Sie mir : Vielleicht säßen wir alle 
heute nicht hier in einem freien Parlament, 
wenn dies damals nicht gelungen wäre. (Abg. 
Weik hart: Aber diese Dame hat mit der 
E�ekutive gar nichts zu tun 1 Unterstellen Sie 
uns nicht etwas l - Abg. Dr. van Tongel: Kein 
Mensch hat die Exekutive angegrifJen 1 - Abg. 
Weikhart: Niemand greift die E�ekutive an 1 

- Abg. Czette l: Auch keine Beamten haben 
wir angegrifJen I) 

Hier hat, die Gefahr erkennend, an der 
Spitze des Innenressorts ein demokratischer 
Geist geherrscht (Abg. lng. Kunst: Ein 
sozialistischer Minister I) , der eine Zusammen­
arbeit über parteipolitische Schranken hinweg 
aufkommen ließ. Minister und Staatssekre-
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tär, Helmer und Graf teilten sich die Verant­
wortung und waren tagein, tagaus besorgt, 
alles vorzukehren, damit dem Staat kein 
Schaden erwachse und der Staatsbürger ruhig 
schlafen könne. (Abg. lng. Kunst: Wie ist 
das jetzt anders geworden !) Warten Sie nur, 
ich komme schon darauf, Sie werden die 
Augen aufmachen ! 

Ich glaube, rückschauend heute sagen zu 
können : Diese Haltung des Ministers Helmer 
und des Staatssekretärs Graf resultierte nicht 
nur aus der Gefahr der Besatzer heraus ; es 
war vielmehr die staatspolitische Gesinnung 
dieser beiden Männer. (Zustimmung bei der 
(j VP.) Das Gespann Helmer-Graf - ohne daß 
einer der beiden jemals seine parteipolitische 
Einstellung nicht deutlich herausgestellt 
hätte - gab auch der Beamtenschaft jenen 
Grad der Sicherheit und jenen Grad des Ver­
trauens, der notwendig ist, um verantwortungs­
volle schwierige Arbeit, wie sie nun einmal 
dieses Ressort mit sich bringt, leisten zu 
können. 

Wenn ich auch bei diesem so heiklen Thema 
keine Zwischenrufe provozieren möchte, so 
kann ich doch eine Tatsache nicht verschwei­
gen : Immer mehr und mehr drängten Sie, von 
der Sozialistischen Partei, mehr und mehr 
parteipolitischen Einfluß insbesondere auf per­
sonellem Gebiet in diesem Ressort zu bekom­
men. (Ruf bei der (j V P: Olah I ) Und nur die 
starke Persönlichkeit Helmers konnte diese 
Anfänge abwehren. In den ersten Jahren seiner 
Amtszeit gelang dies auch seinem Amtsnach­
folger Afritsch. 

Meine Damen und Herren I Ich gebe hier 
keine Geheimnisse - es waren keine Geheim­
nisse -, auch keine Gespräche im vertrauten 
Kreis preis, die mir bekannt geworden sind. 
Minister Afritsch und ich haben so manches 
Gespräch von Mensch zu Mensch geführt. Aber 
als es zur Ablöse Afritschs kam, wußte er, 
daß er bei denen, die in seiner Partei über 
Ausscheiden oder Verbleiben des Innenmini­
sters zu entscheiden hatten, nicht als der 
starke Mann galt, der die Parteiwünsche rück­
richtslos durchsetzte. Ich weiß, es war ihm 
persönlich immer schwierig, es hat ihm inner­
lich widersprochen, ungererechtfertigte, von 
der Sozialistischen Partei anbefohlene perso­
nalpolitische Maßnahmen zu setzen. (Abg. 
Robert Weisz: Solange er gelebt hat, haben Sie 
anders gesprochen !) Der Ruf nach dem partei­
politisch starken Mann, die Berufung Olahs 
durch die Sozialistische Partei zum Bundes­
minister für Inneres dürfte wohl allen hiefür 
Verantwortlichen schon mehr als eine schlaf­
lose Nacht bereitet haben. Der "frische Wind", 
der mit Olah in das Palais Modena einzog, 
brachte in jeder Hinsicht, um wieder bildlich 
zu sprechen, nur ein Tief. 

Meine Damen und Herren ! Ich wage es 
jetzt zu sagen : Wenn ich das medizinische 
Wissen eines Psychiaters hätte, würde ich 
mir getrauen, das auszusprechen, was ich mir 
seit jenem Näherkennenlernen Olahs denke. 
(Abg. H aberl: Der Klaus hat ihn damals 
doch empfangen ! - Abg. W e i kha rt: Der 
Generalsekretär ist mit ihm speisen gegangen !) 
Ein bißehen Menschenkenntnis traue ich mir 
schon zu. Aber, meine Damen und Herren, 
seien Sie überzeugt : Die Früchte - sie sind 
wahrhaftig keine süßen -, die jetzt in diesem 
Ressort auf uns fallen, stammen vielfach aus 
diesem Samen der politischen Unduldsamkeit, 
der Verfolgung Andersgesinnter, aus der Zeit, 
wo sich nicht nur ein Unbehagen ausbreitete, 
sondern wo auch die Beamtenschaft, die 
Ihrer Partei angehörte, in Furcht und Unruhe 
versetzt gewesen ist. (Präsident Dipl.-Ing. 
Waldb runner übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren ! Ich will keines­
wegs verkennen, daß der Scherbenhaufen 
groß gewesen ist, der dem Nachfolger, dem 
Kollegen Czettel hinterlassen wurde. Ich will 
auch gar nicht leugnen, daß er so manches 
von Olah gesetzte Unrecht wieder gutzu­
machen versuchte, wenn auch dabei wieder so 
manche unliebsame, weil sozial harte Ent­
scheidungen gefällt werden mußten. Aber 
hier bewahrheitet es sich : "Das eben ist der 
Fluch der bösen Tat, daß sie fortzeugend Böses 
muß gebären." 

Eines steht fest und ist nicht wegzudisku­
tieren : Die Verantwortung für das Innen­
ressort hat von 1945 bis April 1966 die Soziali­
stische Partei durch den jeweils von ihr 
entsandten Minister zu tragen gehabt. (Abg. 
Wodica: Aber Euler haben wir nie einen 
gehabt I) Lassen Sie sich Zeit ! - Sie hätten 
in den 2 1  Jahren wohl Zeit und Gelegenheit 
gehabt, bei jenen Einrichtungen Wandel zu 
schaffen, die Sie heute als undemokratisch 
bezeichnen und zum Anlaß nehmen, dem 
derzeitigen Ressortchef zum Vorwurf zu ma­
chen, daß er sie in den zweieinhalb Jahren 
noch nicht geändert hat. (Abg. Ozett e l: 
Welche Einrichtungen ?) 

Es ist heute schon vom Polizeiorganisa­
tionsgesetz, vom Waffengebrauchsgesetz und 
insbesondere vom Polizeibefugnisgesetz ge­
sprochen worden. Denn nicht erst seit April 
1 966 wartet die Bevölkerung, warten die 
Exekutivbeamten, wartet das Parlament, 
solche Vorlagen ins Haus zu bekommen. 
Wenn der Herr Chefredakteur der "Arbeiter­
Zeitung" Blau in einem Leitartikel vom Sonn­
tag, dem 1 . Dezember meint, eine der Ur­
sachen, aus denen möglicherweise strafbare 
Handlungen von Beamten in den staats­
polizeilichen Abteilungen stammen, sei der 
bereits festgestellte Mangel an genauen gesetz-
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lichen Bestimmungen und Vorschriften, so 
kann ich - es wird selten vorkommen 
da ihm nur restlos beipflichten I 

Wo finden sich zum Beispiel Bestimmungen 
über die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
der Sicherheitsbehörden auf staatspolizeili­
chem Gebiet 1 frage ich. Sicher : die staats­
polizeilichen Amtshandlungen gehören zur 
allgemeinen Sicherheitspolizei, also unter den 
Sammelbegriff: Aufrechterhaltung der öffent­
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit. Für 
Ersuchen der Gerichte und der Staatsanwalt­
schaften an die Sicherheitsbehörden gemäß 
den zuständigen Paragraphen der Strafprozeß­
ordnung zur Vornahme von Amtshandlungen 
in staatspolizeilichen Akten im Dienste der 
Straf justiz gelten die Grundsätze, die der 
Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis 
vom 2. Juli 1968 entwickelt hat. Demnach 
sind die örtlich zuständigen Sicherheitsbehör­
den zur Vornahme staatspolizeilicher Amts­
handlungen zuständig. 

Für die Zuständigkeit des Ministeriums argu­
mentiert man : Da aus § 15 des Behörden­
tJberleitungsgesetzes abzuleiten ist, daß das 
Bundesministerium für Inneres eine Sicherheits­
behörde ist, können staatspolizeiliche Amts­
handlungen auch von diesem Ministerium 
vorgenommen werden. Dies wird aber nicht 
die Regel darstellen, denn normalerweise 
werden die staatspolizeilichen Amtshandlun­
gen von den Sicherheitsbehörden erster und 
zweiter Instanz vorzunehmen sein. 

Die Durchführung von Beobachtungen und 
die Sammlung von Informationen stellen nach 
Auffassung des Bundesministeriums für In­
neres keine Amtshandlungen dar, für die die 
eingangs erwähnten örtlichen Zuständigkeits­
vorschriften gelten. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, wie 
vage diese Bestimmungen sind, wie anfechtbar 
die eine 0der andere Argumentation ist. Ins­
besondere was die örtliche Zuständigkeit be­
trifft, hat ja überhaupt erst das am 2. Juli 1968 
erflossene Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes Klarheit geschaffen . 

Jedenfalls, verehrte Kolleginnen und Kolle­
gen, müssen wir hier - wie auch auf manchen 
Gebieten der Justiz - den Vorwurf auf uns 
nehmen, daß die Staatsgewalt den Beamten 
nur die undankbare Aufgabe überläßt, mit 
überalteten und lückenhaften Gesetzen, ja teil­
weise sogar überhaupt ohne gesetzliche Grund­
lagen den modernen Zeitproblemen gerecht zu 
werden. Hut ab, meine Damen und Herren, 
vor der österreichischen Beamtenschaft, die 
trotzdem ihre Aufgaben so hervorragend er­
füllt ! 

Glauben Sie wirklich, meine Damen und 
Herren von der Linken, daß in den zweieinhalb 

Jahren a11 das seit 1955 Versäumte - ich sage 
jetzt nicht : das in den letzten 20 Jahren Vel'­
säumte - hätte nachgeholt werden können ? 
(Abg. Ozet t e l :  Sie waren doch in der Regie­
rung I) Noch dazu, Herr Kollege Dr. Broda, 
um zu Ihrem Zwischenruf zu kommen, wo man 
so manchmal spürt, daß von Ihrer Seite schon 
gar nichts dazu beigetragen wird (Abg. Dok­
tor B rod a : Welcher Zwischenruf bitte ?) , die 
eine oder andere so notwendige Materie auf 
gesetzlichem Weg zu regeln. Ich habe Ver­
ständnis dafür, da ß gewichtigere Materien gut 
und gründHch bera.ten werden. (Abg. Dr. Bro­
da : Zum Beispiel das Wa flengebra uchsge,r;letz I) 
Sicherlich. Ich sage noch einmal : Wir wollen 
selbstverständlich gut und gründlich beraten, 
aber folgendes nehmen Sie bitte - fassen 
Sie es nicht als Drohung auf - zur Kenntnis : 
Wir möchten aUe diese wichtigen, grund­
legenden Gesetze selbstverständlich einstim­
mig verabschiedet wissen. Warum 1 Weil 
natürlich die gesamte Öffentlichkeit, die Be­
troffenen sich viel mehr dann darauf berufen 
können, daß das der einstimmige Wille des 
Parlaments gewesen ist. Aber wir werden von 
der Mehrheit Gebrauch machen, wenn wir der 
überzeugung sind, daß Sie nur verschleppen, 
schleppen und schleppen wollen ! (Abg. Ozet­
t e l :  Welches Beispiel ? - Abg. Dr. Broda : 
Ein Beispiel ! - Abg. Supp a n :  31 . O. 1967 !) 
Wir tragen Verantwortung, daß diese seit 
20 Jahren fehlenden Gesetze endlich gemacht 
werden. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ozett e l :  
Sagen Sie ein Beispiel I Was ist verschleppt 
worden ? - Abg. Dr. Broda : Herr Kollege, 
ein konkrete8 Beispiel I) Ich habe Ihnen ja 
gerade gesagt : Das Waffengebrauchsgesetz . . . 

(Abg. Dr. Hertha Firn b e rg :  Wo haben wir 
verschleppt ? Wa8 haben wir verschleppt ? -
Abg. Dr. Broda:  Herr Kollege Kranzlmayr, 
behaupten Sie, daß wir das WaOengebrauchs­
gesetz terschleppt haben ?) Nein, das sage ich 
nicht ! (Abg. Dr. Broda : Danke I) Ich sage 
nur, daß wir sehr Obacht geben werden, daß 
da8 nicht geschieht I 

Was Sie versäumt haben, möchte ich Ihnen 
sagen : das Polizeiorganisationsgesetz. Wenn 
sich die Herren Minister vor April 1966 ein biß­
ehen weniger mit personalpolitischen Maß­
nahmen herumgeschlagen hätten (Abg. Ing. 
Kuns t :  Euter l) und mehr mit den Materien, 
die notwendig gewesen wären, beschäftigt 
hätten - Polizeiorganisationsgesetz und aU die 
Dinge, die ich genannt habe -, dann wären 
diese Materien wahrscheinlich schon gesetzlich 
geregelt. Wenn die "AZ" . . . (Abg. Dr. B r 0-

da :  Herr Kollege Kranzlmayr, welchen Erfolg 
hatten Ihre Initiativen als Staatssekretär im 
Innenministerium ? - Abg. Ozet t e l :  Genau l) 
Herr Kollege Dr. Broda ! Wenn Sie mich schon 
fragen (Abg. Dr. Broda : Die Initiativen des 

684 
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Kollegen Dr. Hetzenauer hatten sehr wohl Er­
folg ! Fragen Sie Ihn nur 1 - G�genruj des 
Abg. Dr. W i t h a l m  - weitere Zwtschenmje) , 

dann nehme ich Sie jetzt beim W mt : Mehr 
als einmal - und ich glaube, Sie haben ein 
gutes Gedächtnis - habe ich im Gespräch zu 
Ihnen gesagt : Helfen Sie mir ein bißehen ! 
Denn Minister Atdtsch, aber insbesondere 
Minister Olah hat ja überhaupt - ohne Rück­
sicht auf gute Vorschläge - nicht darauf Be­
dacht genommen. Wenn Sie mich · schon 
herausfordern, dann d arf ich Ihnen auch noc� 
etwas sagen. (Abg. Dr. Broda : Ich fordere S�e 
ja nicht heraus !) Ich erzähle solche Dinge 
nicht gerne, besonders dann nicht, wenn dei' 
Betroffene nicht mehr am Leben ist. Afri tsch 
hat mir mehr als einmal gesagt : Kollege Kranzl­
mayr ! Ich kann ja nicht (Abg . R o b a k :  .Jetzt 
können Sie es erzählen, weil er nicht mehr da ist !) , 
ich bringe das ja bei meiner Partei nicht an, 
ich habe ja nur Schwierigkeiten, bereiten Sie 
mir doch diese Schwierigkeiten nicht ! (Abg. 
Eberhard :  Das ist eine leichte Rede , wenn er 
tot ist ! - Abg. Dr. B1'o da : Herr Kollege 
Kranzlmayr 1 La8sen wir die Toten ru1ten I) 
Ja, selbstverständlich. Das lieben Sie nicht 
(Abg. E b erhard : Das ist eine ganz billige Tou:, 
die Sie da reiten ! - Abg. Mayr  zur Sp(j : 
Sie haben ihn ja herausgefordert I) , a bel.' Sie 
haben mich ja herausgeforde:rt ! 

Ich sage es noch einmal : Wenn die "Arbeiter­
Zeitung" am letzten Samstag geschrieben hat, 
daß wir stundenlang gerungen hätten, bis wir 
uns dazu entschlossen haben, einem soziali­
stischen Antrag auf Einsetzung eines pada­
mentarischen Untersuchungsausschusses bei­
zutreten,  so idt das eine Unwahrheit ! Ich habe 
schon eingangs gesagt : Wir habell nicht nur 
keine Sorge oder gar Angst davor, wenn die 
Staatspolizei oder welche Einrichtungen au ch 
sonst immer durchleuchtet werden, weil wir 
nichts zu verdunkeln haben ! Im Gegenteil, 
meine Damen und Herren : Wh' sind davon 
überzeugt, da ß dem Unt,ersuchungsausschuß 
sehr deutlich zur Kenntnis gebracht werden 
wird, daß auf manchen Gebieten seit J ahr­
zehnten jene gesetzlichen Grundlagen fehlen, 
die zur klaglosen Bewältigung des Dienstes 
unbedingt erforderlich sind. 'Venn es das 
Ergebnis des UntersuchungsaLlsschusses i"lt , 
daß die drei Gesetze, von denen ich gesprochen 
habe - das Polizeib efugnisgesetz, das Polizei­
organisationsgesetz und das Waffengebrauchs­
gesetz -, dem Parlament rasch vorgelegt 
und vom Parlament dann auch in einer abseh­
baren Zeit verabschiedet werden, dann, glaube 
ich , h at dieser parlamentaTische Untersu­
chungsausschuß Sinn und Zweck gehabt. 

Aber lassen Sie mich noch ein paar Worte 
zur Staatspolizei sagen : Entkleiden wir diese 
Institution von dem Nimbus des Geheimen, 

wenn wir . auch wissen, daß die Staatspolizei 
oftmals, wie sich Kollege Hartl einmal ausge­
drückt hat, eine "große Sch weigerin" sein muß . 

Und nun einiges zu einer anderen Abteilung, 
die auch schon oftmals Zielscheibe heftiger 
Kritik war und auch so geheimnisumwittert 
oft im luftleeren Raum zu schweben scheint, 
zur sogenannten Wirtschaftspolizei der Bun­
despolizeidirektion Wien. Insbesondere die 
Arbeitsmethoden der Wirtschaftspolizei haben 
oftmals Anlaß zur Kritik gegeben, denn ich 
habe so das Gefühl, daß sich diese Wirtschafts­
polizei so manchmal als Polizei in der Polizei 
fühlte.  (Abg. Czet tel :  Zum Beispiel ? Nennen 
Sie ein Beispiel I) Büro Hofrat Dr. Wagner ? -
Keine Antwort. (Abg. Dr. Broda : Kollege 
Kranzlmayr ! Wie lange ist es her, seit Hofrat 
Wagner gestorben ist ? 15 Jahre I) So lange 
nicht, nein, nein ! (Abg. Dr. Bro d a :  12 Jahre I) 
Nein, so lange auch nicht ! (Abg. Dr. Bro d a :  
Na, sollen es 1 0  Jahre sein !) Das spielt doch 
keine Rolle. (Abg. Dr . Broda : Wir schreiben 
heute 1968 I) 

Es war seit vielen Jahren üblich, daß ver­
schiedene Gerichte außerhalb Wiens bei grö­
ßeren wirtschaftspolizeilichen Untersuchungen 
direkt Erhebungsaufträge und dergleichen an 
die Bundespolizeidirektion Wien, Wirtschafts­
polizei, richteten. Man war der Meinung, 
diese Ersuchen stützten sich in rechtlicher Hin­
sicht auf den § 26 der Strafprozeßordnung, der 
keine Bestimmungen über die örtliche Zu­
ständigkeit der von den Gerichten in Anspruch 
zu nehmenden Sicherheitsbehörden enthält.  
In praktischer Hinsicht wurden diese Er­
suchen damit begründet, da ß naturgemäß die 
Sicherheitsbehörden außerhalb Wiens schon 
wegen ihres kleineren Umfangs keinen speziali­
sierten wirtschaftspolizeilichen Apparat hät­
ten. 

Es ist ganz klar, meine Damen und Herren : 
Bei Wirtschaftsdelikten wird ein auch noch so 
tüchtiger Kriminalist nicht viel weiterkom­
men, wenn er nicht weiß,  wie man zum Beispiel 
eine Buchhaltung oder eine Bilanz "frisieren" 
und manch andere Vorgänge verschleiern 
kann. Ich habe daher vollstes Verständnis 
dafür, daß gerade große Wirtschaftsfälle nur 
von auf diesem Gebiet besonders geschulten 
Beamten behandelt werden können. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe es oft­
mals gesagt und geschrieben : Ich zweifelte 
immer schon an der rechtlichen Zulässigkeit 
der Heranziehung der Bundespolizeidirektion 
Wien außerhalb ihres örtlichen Wirkungs­
bereiches. Meine rechtlichen Zweifel waren 
darin begründet, daß die Strafprozeßordnung 
auf der Stufe eines einfachen Gesetzes steht und 
daher nicht die normalen Bestimmungen über 
die örtliche Zuständigkeit von Behörden außer 
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Kraft setzen könne. Und in der Tat wurden 
a.uch von verschiedenen Seiten gegen die ein­
gangs erwähnte Praxis Bedenken geltend ge­
macht, insbesondere auch deshal b, wei1 ja bei 
der Inanspruchnahme der Wirtschaftspo1izei 
Wien, die dann die Amtshandlungen durch­
geführt hat, die Leitung dieser Amtshand­
lungen nicht bei der zuständigen Sicherheits­
behörde gelegen war. 

Aber nun, meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Schluß meiner Ausführungen 
nochmals zur Versammlungsgesetz-N ovelle 
1968, die wir hier im Hohen Hause in der 
113.  Sitzung am 23. Oktober 1968 gegen die 
Stimmen der sozialistischen Fraktion beschlos­
sen haben, kurz zurückkommen. Kollege Abge­
ordneter Probst führte hiezu im Hohen Haus ­
ich darf, Herr Präsident, aus dem stenogra­
phischen Protokoll der 1 13.  Sitzung, Seite 8973, 
zitieren -, unter anderem aus : 

" Meine Damen und Herren ! Als vor vielen 
Jahrzehnten der Parlamentarismus entstand, 
war auch dieser mit Privilegien ausgestattet, 
mit Privilegien des vergangenen Jahrhunderts .  
Sie sind heute alle unzeitgemäß. Denn damals 
wünschten die Machthaber, sich bei ihren 
Beratungen in einem privilegierten Parlament, 
wie wir es aus der Geschichte kennengelernt 
haben, abzuschirmen und das Volk von Ent­
scheidungen abzuhalten. Sie wünschten, um 
es noch einfacher zu sagen, nicht gestört 
zu werden. "  

I n  einem Zwischenruf bei meiner Rede sagte 
Probst, die Bannmeile sei für uns eine "Angst­
meile " .  

Es ist ganz interessant, daß im Zusammen­
hang mit den Untersuchungen des sogenannten 
Bauskandals nUll das zuständige Gericht die 
Praxis geübt hat, ausschließlich die Bundes­
polizeidirektion Wien, Wirtschaftspolizei, un­
mittelbar und direkt mit Amtshandlungen zu 
betrauen. Dies hat aber schließlich dazu 
geführt , daß in dem Land, wo die Verfassung 
besonders eingehalten und darauf Bedacht 
genommen wird, daß sie eingehalten wird, näm­
lich in Vorarlberg, zwei betroffene Personen 
eine Verfassungsgerichtshofbeschwerde einge­
bracht haben. Es ist Ihnen ja das Erkenntnis 
vom 2. Juli 1968 schon bekannt, in dem der Ver­
fassungsgerichtshof zur Auffassung gelangt 
ist, daß alle Sicherheitsbehörden und daher 
auch die Bundespolizeidirektion Wien, Wirt­
schaftspolizei, nur innerhalb ihres örtlichen 
Wirkungsbereiches Amtshandlungen durch- Kollege Abgeordneter Gratz sagte beim 

führen dürfen. Der Verfassungsgerichtshof hat gleichen Punkt, ich lese auf Seite 8982 : 
gesagt, aus dem § 26 der Strafprozeßordnung " Wir glauben einfach nicht, daß es heut­
könne keine andere Regelung abgeleitet werden. zutage notwendig ist, das Parlament vor dem 

Meine Damen und Herren ! SeJbstverständ- Volk zu schützen, und deswegen lehnen wir 
lieh wäre es wohl Wahnsinn, nun zu sagen, Ihre Formulierung ab !"  
große Wirtschaftsdelikte könnten nicht mehr So weit, so  gut. Aber nicht "vor vielen 
erhoben werden, könnten nicht mehr verfolgt Jahrzehnten" , meine Damen und Herren, 
werden, weil dieses Erkenntnis des Verfassungs- sondern erst am 27. Mai 1963 veröffentlichte 
gerichtshofes dies unmöglich macht. Es müssen die "Parlamentskorrespondenz" nachfolgenden 
weiterhin große und wichtige wirtschafts- Appell der Präsidialkonferenz. Ich darf die 
polizeiliche Amtshandlungen rasch und sorg- "Parlamentskorrespondenz" vom 27. Mai 1963, 
fältig durchgeführt werden. Es muß daher 2. Bogen, zitieren : 
einerseits - ich glaube, es ist ja bereits hiefür Überschrift : "Gegen Demonstrationen wäh­
Vorsorge getroffen worden, wofür ich auch re nd Parlamentssitzungen - Ein Appell der 
danke - eine verstärkte Ausbildung der mit Präsidialkonferenz" . 
wirtschaftspolizeilichen Angelegenheiten be- Es heißt weiter : "Die Präsidialkonferenz, 
faßten Beamten des Sicherheitsdienstes in den der die drei Präsidenten des Nationalrates und 
Bundesländern durchgeführt werden bezie- die Obmänner der parlamentarischen Klubs 
hungsweise zumindest für die Zukunft in Aus- angehören, richtet aus gegebenem Anlaß an sicht genommen werden.  Andererseits muß die Bevölkerung folgenden Appell : man sich eben jetzt, solange diese Beamten 
noch fehlen, damit behelfen, daß Fachleute ,In letzter Zeit haben mehrfach Demonstra-

der Bundespolizeidirektion Wien im Wege der tionen und Versammlungen unter freiem Him-
mel in Parlamentsnähe zu einer Zeit statt­Zuteilung diese Amtshandlungen durchführen. 

Seien Sie also überzeugt : Es ist gesichert, gefunden, in der der Nationalrat beziehungs-

daß keine Störung bei der Untersuchung großer weise der Bundesrat eine geschäftsordnungs­

wirtschaftspolizeilicher Fälle eintreten wird. mäßige Sitzung abhielten.  

Wenn in den Bundesländern genügend ge- Ein solches Vorgehen widerspricht dem 
schulte Kräfte vorhanden sind, wird durch das § 7 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBL 

Nr.  98/1953. ' "  Aufhören von Zuteilungen oder wie vorher 
durch die Durchführung von Amtshandlungen Nun hören Sie bitte die Begründung für 
Wiener Beamter auch eine sehr wesentliche diesen Appell der Präsidialkonferenz. Ich 
finanzielle Einsparung zu bemerken sein. zitiere weiter : 
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"Im Interesse der vollen Beschlußfreiheit 
des Parlaments verfolgt diese Bestimmung 
den Zweck, zu verhindern, daß die Volks­
vertretung duroh Demonstrationen und Auf­
märsche unter Druck gesetzt und in ihrer 
Entscheidung beeinträchtigt wird. 

wird. Ich bitte dann selbst auf Grund meiner 
weiteren Ausführungen zu urteilen, ob dieser 
Vorwurf derzeit - ich möchte das ausdrück­
lich unterstreichen - berechtigt ist. 

§ 17 besagt : " Wer vorsätzlich zum N ach­
teil Österreichs einen geheimen N achrichten­
dienst einrichtet oder betreibt oder einen 
solchen Nachrichtendienst auf welche Art 
immer unterstützt, wird, wenn die Handlung 
nicht nach einer anderen Bestimmung strenger 
strafbar ist, wegen Vergehens mit strengem 
Arrest von sechs Monaten bis zu zwei Jahren 
bestraft. Gegen Ausländer ist überdies auf 
Abschaffung aus dem Bundesgebiet zu er­
kennen." 

Die Mitglieder der Präsidialkonferenz er­
achten es im Interesse der Freiheit und Un­
abhängigkeit des Parlaments für unerläß­
lieh, daß dieser gesetzlichen Bestimmung 
Rechnung getragen wird und demnach alle 
gesetzwidrigen Demonstrationen und Auf­
märsche während der Dauer von Sitzungen 
des National- und Bundesrates ausnahmslos 
unterbleiben. Sie appellieren zur Wahrung 
der demokratischen Einrichtungen an alle, 
solche Aufmärsche und Demonstrationen künf- Soweit der § 17 des Staatsschutzgesetzes. 
tighin zu unterlassen." In diesem Zusammenhang wäre noch der 

§ 67 des Strafgesetzes interessant. Dort Ich weiß nicht, was sich zwischen 1963 
wird aber ausdrücklich von militärischen und heute in dieser Hinsicht geändert haben 
Geheimnissen gesprochen, daher möchte ich soll. Meine Damen und Herren ! Sie können . di 

Z
'
t

' 
d

' 
P aph mIr e I lerung leses aragr en er-selbst die Schlüsse daraus ziehen. Ich gebe 

dazu keinen Kommentar ab. (BeifaU bei sparen. 

der (J V P .) Nun zum Fall Euler : Der Fall Euler hat 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum sich zunächst in einem Rahmen abgespielt, 

Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister der wohl einen gewissen Verdacht der nach­
für Inneres Soronics. Ich erteile es ihm. richtendienstlichen Tätigkeit aufkommen ließ, 

ein Nachweis war aber auch am 31. Oktober 
Bundesminister für Inneres Soronics: Hohes 1968 nicht zu erbringen. Trotzdem habe 

Haus ! Schon vor der Behandlung des Kapitels ich die sofortige Enthebung des Redakteurs 
Inneres sind diesmal Fragen beim Kapitel Euler von seiner bisherigen Tätigkeit im Bun­
Bundeskanzleramt behandelt worden, die das "desministerium für Inneres verfügt, der auf 
Bundesministerium für Inneres in den Vorder- Grund eines Werkvertrages im Bundesmini­
grund der Betrachtungen stellten. ( Abg. Dr. van sterium für Inneres tätig war. Leider ist durch 
Tong e l :  Auf daß er ins Fernsehen kommt !) eine Indiskretion zu einem Zeitpunkt die An­
Gestatten Sie mir daher, daß ich zuerst auf gelegenheit Euler in die Öffentlichkeit getragen 
diese Frage eingehe, weil mir - wie aus dem worden, wo sich der Verdacht einer nach­
stenographischen Protokoll ersichtlich ist - richtendienstlichen Tätigkeit nicht beweisen 
der Vorwurf gemacht wurde, daß ich bisher ließ ; es verstärkte sich dieser Verdacht, aber 
zur Frage der Spionagefälle nicht Stellung der Nachweis einer Spionage konnte bis zum 
genommen hätte. heutigen Zeitpunkt nicht eindeutig erbracht 

Zunächst sei folgendes festgestellt : Das werden. 
Bundesministerium für Inneres hat in allen Trotzdem haben am 12. November und 
jenen Fällen, in denen der klare Tatbestand insbesondere am 13. November verschiedene 
der Spionage vorhanden war, sofort die Öffent- Zeitungen von Spionage des Pressereferenten 
lichkeit informiert und - soweit es möglich im Bundesministerium für Inneres beziehungs­
war - den Sachverhalt bekanntgegeben. weise des Bundesministers für Inneres ge­
Darüber hinaus habe ich sowohl den Minister- sprochen. Noch am gleichen Tag habe ich 
rat wie auch im Fernsehen auf Grund dieser eine offizielle Aussendung veranlaßt. Am 
Mitteilung im Ministerrat die Öffentlichkeit 14. November habe ich diese offizielle Aus­
über die Vorgänge informiert und festge- sendung und eine Information der Gruppe 
stellt, daß derzeit kein Grund vorhanden ist, Staatspolizei des Bundesministeriums für In­
von einem Spionagering zu sprechen. neres den drei im Parlament vertretenen 

Damit die Sache klargestellt ist, möchte Klubs übersandt. Obwohl in der offiziellen 
ich zuerst einmal feststellen, daß im § 1 7  Aussendung der Sachverhalt dargestellt wurde, 
des Staatsschutzgesetzes der geheime Nach- haben verschiedene Presseerzeugnisse - j a  
richtendienst zum Nachteil Österreichs fest- darüber hinaus das Fernsehen - Kom­
gelegt ist. Ich möchte mir doch gestatten, binationen angestellt, die zumindest zu diesem 
diesen Passus hier vorzulesen, weil in diesem Zeitpunkt von der Staatspolizei nicht be­
Hohen Hause soviel von Spionage gesprochen wiesen werden konnten. 
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Am 18. November 1968 wurde Euler auf 
Grund eines richterlichen Haftbefehls ver­
haftet. Der Rundfunk hat über diese Tat­
sache in den späten Abendstunden des 18. No­
vember sofort berichtet. Die diesbezügliche 
Aussendung des Bundesministeriums für In­
neres erfolgte am 19.  November 1968. Ich 
habe daher auch bereits am 19. November 
eine weitere Information der Gruppe Staats­
polizei den Klubs zur Verfügung gestellt. 

In einigen Zeitungen wurde von einer 
Spionagepsychose gesprochen. Wenn dies der 
Fall war und wenn bedauerlicherweise auch 
hier im Hohen Haus dieser Eindruck ent­
stehen konnte, so liegt dies nicht im Ver­
schulden des Bundesministeriums für Inneres, 
wobei ich ausdrücklich betonen möchte, daß 
ich die gesamte Entwicklung - und das 
habe ich auch im Finanzausschuß des National­
rates zum Ausdruck gebracht - mit großer 
Sorge verfolge und gewisse Entwicklungen 
nicht bagatellisieren möchte. 

Dazu gleich eine Bemerkung zu der Rede 
des Herrn Abgeordneten Dr. van Tongel. 
Mir wurde der Vorwurf gemacht, daß ich im 
Finanzausschuß darüber nichts gesprochen 
hätte. Ich bitte, die "Parlamentskorrespon­
denz" vom 8. November zur Hand zu nehmen 
(Zwischenruf des Abgeordneten Dr. van 
Tongel), in der auf fast drei Seiten über 
meinen Bericht über Spionage berichtet wor­
den ist. (Abg. Dr. van Tongel :  Sie haben 
mich falsch zitiert !) Es ist richtig, daß Herr 
Abgeordneter Dr. van Tongel damals die 
Frage gestellt hat, ob hier eine vertrauliche 
Mitteilung erfolgen könne. Es war kein An­
trag vorhanden, daher ist diese nicht zur 
Diskussion gestanden. Aber, Herr Abgeord­
neter, ich darf darauf hinweisen, daß ich bei 
meinem Schlußwort gesagt habe : Sollte ich 
irgendeine Beantwortung vergessen haben, 
so bitte ich, mich darauf aufmerksam zu 
machen ; ich bin gern bereit, darüber die ent­
sprechende Auskunft zu geben. Die anwesen­
den Mitglieder des Finanzausschusses werden 
bestätigen können, daß sich niemand gerührt 
hat, als ich diese Worte gesprochen habe. 

Wie aber manche Dinge · dargestellt werden, 
beweist ein Artikel in den "Salzburger Nach­
richten" vom 21. November, in dem unter 
dem Titel "Staatspolizei oder Polizeistaat" 
in einer Art und Weise zu diesem Fragen­
komplex polemisiert wurde, daß man nur an­
nehmen kann, der Redakteur muß bedauer­
licherweise vollkommen uninformiert gewesen 
sein. 

Euler ist nämlich nicht leichtfertig ver­
haftet worden, so wie es in diesem Artikel 
behauptet wird. Wenn die Behörde einige 
Zeit mit der Erwirkung des Haftbefehls wegen 

Mißbrauch der Amtsgewalt zugewartet hat, 
BO hat das sicherlich seinen Grund gehabt. 

Herr Abgeordneter Dr. van Tonge! ! Ich 
kann Ihnen auch diese Frage hier im Hohen 
Hause ganz offen beantworten : Das ist mit 
einer bestimmten Absicht geschehen, damit 
wir nämlich überprüfen können, mit welchen 
Kreisen sich Euler trifft. Nun ist auch diese 
Antwort offen ausgesprochen, wenn das nicht 
schon zwischen den Zeilen zu lesen war. 
Es ist selbstverständlich, daß wir gerade auf 
diesem Gebiet unsere Beobachtungen ge­
macht haben. Ich bin froh - das möchte 
ich vorwegnehmen -, daß ich in dem Aus­
schuß, der eingesetzt wird, die Möglichkeit 
haben werde, noch Einzelheiten bekannt­
zugeben. 

Das Vorgehen der StaatspoJizei, die in 
diesem Artike] angegriffen wird, war nicht nur 
korrekt, sondern fand auch die Deokung der 
geriohtlichen Behörden, und selbst die Rats­
kammer hat die Verhaftung des Euler als 
gerechtfertigt bezeichnet. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang 
eine Bemerkung - ich weiß, daß ich mir damit 
nicht die Gunst der Redakteure erwerben 
werde - : Wenn der Artikelschreiber in 
seinem Artikel unter anderem ausführt : "Was 
werden die verantwortJichen Herren der Staats­
polizei und der Innenminister tun, wenn Euler 
unschuldig ist 1 Werden Sie zurücktreten 1 
Das glaubt doch wohl niemand, man wird sich 
nicht einmal entschuldigen !" - das ist die 
andere Seite von dem, was hier jetzt vor­
gebracht wird -, dann möchte ich die Be­
merkung anknüpfen : Wenn jeder Chefredakteur 
zurücktreten müßte für das, was seine Redak­
teure oft in den Zeitungen berichten, dann 
gäbe es wohl keine Chefredakteure mehr. 
( Zustimmung bei der O v  P und bei der Abg. 
Dr. Hertha Firnb erg.) 

Mir wurde auch vom Herrn Abgeordneten 
Czettel vorgehalten, daß ich seiner Auffassung 
nach nicht energisch genug durchgegriffen 
hätte. Laut stenographischem Protokol1 führte 
er wörtHch aus : "Im Jahre 1 964 wurde eine 
Dame, blonde Helga hat sie geheißen, die dann 
geflohen ist, naohweislich der Spiona.getätigkeit 
für einen östlichen Nachrichtendienst über­
führt." 

Es dürfte sicherlich nicht der Aufmerksam­
keit des Herrn Abgeordneten Czettel entgangen 
sein, daß zu dieser Zeit ein Sozialist Innen­
minister gewesen ist und er sämtHche Möglich­
keiten gehabt hätte. (Abg. Ozette l :  Aber ich 
nicht !), diese damals aufgedeckten Spionage­
fäl1e gründlichst zu bereinigen. 

Ich habe jedenfalls, als mir diesmal die Fälle 
bekannt wurden, den Auftrag erteilt, alles zu 
unternehmen, um hier Klarheit zu schaffen. 
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Dazu geben die in Betracht kommenden 
Beamten folgende Darstellung : 

"Die hier versammelten Beamten, nämlich 
Sektionschef Dr. Peterlunger, Ministerialrat 
Dr. Häusler, Sektionsrat Dr. Pachernegg und 
der gefertigte Generaldirektor für die öffent­
liche Sicherheit Sektionschef Dr. SeidJer, er­
klären hiemit, daß sie den Bundesminister 
Soronics über die aufgetauchten Verdachts­
momente sowie über den jeweiligen Stand der 
Ermittlungen pflichtgemäß informiert haben 
und daß der Herr Bundesminister den strikten 
Auftrag erteilt hat, die Erhebungen in allen 
diesen Fällen mit Nachdruck und mit aUer 
möglichen Beschleunigung durchzuführen und 
- soweit sich Verdachtsmomente in Richtung 
eines strafbaren Tatbestandes ergeben sollten­
mit Anzeige an die Staatsanwaltschaft vorzu­
gehen. "  

Ich glaube, es ist ein klipp-klarer Auftrag, 
der hier erteilt wurde. (Ruf bei der SPÖ : 
Brauchen Sie eine Bestätigung Ihrer Beamten ?) 
Nein. Ich sage es, weil mir der Vorwurf 
gemacht wurde, daß ich gezögert hätte. Ich 
kann nur jene Beamte, die den Auftrag gehabt 
haben, dazu befragen, welchen Auftrag sie 
hatten. Es steht Ihnen ja frei, auch selbst die 
Befragung durchzuführen. Die Beamten sind 
vom Amtsgeheimnis auf diesem Gebiete ent­
bunden. 

Nun darf ich zum Schluß dieser Angelegen­
heit folgendes ausführen : Die Frage der Staats­
polizei ist immer wieder ein Angriffsziel . Es 
wird den Beamten vermutHch nie gelingen, 
jedem alles recht zu machen. Ich möchte 
bestätigen, was Abgeordneter Czettel gesagt 
hat, nämlich daß während seiner Amtszeit auch 
mit meiner Mitwirkung eine Regelung ge­
troffen wurde. Im Jahre 1965 wurde nämlich 
über Auftrag des damaligen Bundesministers 
für Inneres Czettel ein "Organisationsplan und 
die Geschäftsordnung für die staatspolizeilichen 
Dienststellen der Sicherheitsbehörden" aus­
gearbeitet, der auch die Genehmigung des da­
maligen Bundesministers gefunden hat. Dies 
war also zu der Zeit, als ich Staassekretär im 
Bundesministerium für Inneres war. Dieser 
Organisationsplan und die Geschäftsordnung 
stehen heute noch in Gültigkeit und geben 
Gewähr dafür, daß die Staatspolizei ihre Auf­
gaben nach strengen Richtlinien erfüllt . Im 
übrigen ist es so, daß man gerade über Einzel­
heiten aus dem staatspolizeilichen Aufgaben­
gebiet nicht viel sprechen kann. 

Der Abgeordnete Czettel hat in seinen Aus­
führungen selbst zugegeben, wie es im steno­
graphischen ProtokoJ1 wörtlich heißt : "Uns 
war damals klar, nachdem einige Leute ge­
flohen waren - auch durch meine Unvorsichtig­
keit - das gebe ich ehrlich zu . .  " Es war uns 

doch a]Jen klar, daß man . . .  damit rechnen 
kann, daß diese Leute wieder ihre Finger 
dorthin bringen werden, wo man aus der 
Essenz der Politik Dinge erfahren kann." 

Ich kann hier im Hohen Haus versichern, 
daß ich gerade diesen Fehler dem damaligen 
Minister Czettel nicht zum Vorwurf mache, 
sondern ich möchte lediglich festste11en , daß 
ich aus diesen Fehlern gelernt und mir daher 
gerade auf diesem Gebiet eine derartige Zu­
rückhaltung auferlegt habe, daß ich es in Kauf 
genommen habe, im Angriff der versehiedenen 
Presseerzeugnisse zu stehen, weil ich der Auf­
fassung bin, daß gerade auf diesem Gebiet erst 
dann gesprochen werden sol1, wenn die ent­
sprechenden Beweise vorhanden sind. (Beifall 
bei ckr Ov P.) 

Ich werde auch heute, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, diesbezüglich keine wei­
teren Erklärungen mehr abgeben, weil ich 
glaube, daß das Interesse des Staates höher 
stehen muß, als durch irgendeine voreilige 
Erklärung die mühselige Arbeit zunichte zu 
machen, die bisher getätigt wurde. (Neuerlicher 
Beifall bei der 0 V P.) 

Ich begrüße daher die Einsetzung des parla­
mentarischen Untersuchungsausschusses, wo 
die Möglichkeit gegeben sein dürfte, diese 
Probleme sachlich zu besprechen. 

Zum Abschluß dieses Themas sei mir ge­
stattet, noch mit aller Entschiedenheit zum 
Ausdruck zu bringen, daß ich es aufrichtig 
bedaure, daß ein verdienter leitender Beamter 
der Staatspolizei durch Formulierungen, die 
vielleicht nicht einmal pressegesetzlich bereinigt 
werden können, diffamiert wird, wie es bisher 
vielleicht noch niemals der Fall gewesen ist. 
(Abg. R. We i s z :  Dann hätte man Euler im 
Fernsehen nicht sprechen lassen dürfen !) 

Die spontane Resolution der in Betracht 
kommenden Beamten des Bundesministeriums 
für Inneres legt Zeugnis dafür ab, wie man 
über solche Gerüchtemacherei denkt. 

Nun, Herr Abgeordneter Weisz, . . . (Abg. 
Wei khart : Herr Minister ! Das haben ja 
alle im Fernsehen gehört !) Ich will jetzt gerade 
auf den Zwischenruf des Herrn Abgeordneten 
Weisz zurückkommen. Ich habe bereits in 
meinen Ausführungen gesagt, daß ich es 
bedauere, daß auch das Fernsehen Kombi­
nationen angestellt hat. Ich bedauere es noch 
mehr, daß man Euler die Möglichkeit gegeben 
hat, im Fernsehen zu sprechen. Ich habe aber 
auch, glaube ich, Ihnen sofort den Nachweis 
erbracht, daß ioh dies nicht stillschweigend 
hingenommen habe, da ich den Herrn General­
intendanten Bacher zu mir gebeten habe und 
ihm Vorhalte machte. 

Ich glaube, auch den Herrn Abgeordneten 
Zeillingel' von der anderen Oppositionspartei 
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konnte ich jetzt durch den Schriftwechsel davon 
überzeugen, daß es mir nicht darum ging, den 
Rundfunk in seiner Berichterstattung einzu­
schränken , sondern mir ging es darum, daß 
hier nicht Dinge in die Öffent1ichkeit gebracht 
werden, die nicht beweisbar sind. Sonst müßte 
man jedem in Österreich, der irgendwie ver­
dächtigt wird, die Möglichkeit geben, im Fern­
sehen zu sprechen. Das führt meiner Auf­
fassung nach zu weit. Das wollte ich in aller 
Bescheidenheit feststellen. (Beifall bei der 
Ö VP. - Abg. Pr o b s t :  Das glaube ich sclwn : 
Waq Ihnen weh tut, möchten Sie g6rne korrigiert 
hab6n 1) 

Herr Abgeordneter Probst ! Mir hat nichts 
weh getan ! Weh getan hat es dem Herrn 
Abgeordneten Weisz ! Dem Herrn Abgeordne­
ten Weisz hat es weh getan, daß er gesprochen 
hat ! Mir hat es nicht weh getan, obwohl 
ich bedaure, daß das geschehen ist. (Abg. 
Probs t: Sie haben doch Bacher kommen lassen ! 
Peterlunger wurde beschuldigt !) Jawohl, ganz 
richtig : Das war auch der Grund, warum 
wir diese Sache aufgegriffen haben. Wir 
taten es - das sage ich auch hier -, weil 
er den leitenden Beamten der Staatspolizei 
Dr. Peterlunger in aller Öffentlichkeit be­
schuldigt hat. Herr Abgeordneter Probst ! 
Sie sind ja ein maßgebender Mann der Sozia­
listischen Partei. Ich bitte Sie, die "Arbeiter­
Zeitung" zur Hand zu nehmen. Sie werden 
sehen, daß die Beschuldigungen dort noch 
weiter gingen, als sie im Fernsehen gemacht 
wurden. (A bg. M os e r: Wenn Sie polemisieren 
wollen, gehen Sie ans Rednerpult I - Gegenrufe 
bei der (J V  P.) Das war ein Zwischenruf, 
auf den ich antworten mußte ! ( Weitere Zwi-
8chenrufe .) 

_Herr Abgeordneter ! Wenn ich in dieser 
Richtung angegriffen werde, dann werde ich 
auch auf diese Zwischenrufe antworten. (Bei­
fall bei der (J V  P.) Abgesehen davon, macht 
es mir gar nichts aus, hinunterzugehen. Wenn 
mich der Herr Präsident hinunter verweist, 
werde ich hinuntergehen und dort meine 
Rede weiter halten. 

Ich bin schon am Schluß, ich möchte Ihre 
Aufmerksamkeit nicht länger in Anspruch 
nehmen, aber eines noch sagen. Das möchte 
ich nicht verschweigen, daß bei der Bundes­
polizeidirektion Wien Vergehen bekannt wur­
den, für die mich der größte Gegner nicht 
verantwortlich machen wird. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang nicht mehr sagen, 
als daß auch die Gerüchte, die heute in den 
Zeitungen stehen, bisher nicht bewiesen sind, 
nicht den Tatsachen entsprechen. Es ist 
lediglich richtig, daß der Staatsanwalt mit 
29. November den Auftrag erteilt hat, daß 
erforderliche Erhebungen durchgeführt werden 

müssen. Wir werden selbstverständlich diese 
Erhebungen durchführen. 

Weil mich der Herr Abgeordnete Eberhard 
bezüglich der Verkehrskonferenz so heftig 
angegriffen hat, darf ich zum Schluß hier 
mit aller Bescheidenheit feststellen, daß ich 
nicht der zuständige Minister bin. Ich bin 
froh und ich bin stolz darauf, daß es uns 
erstmalig gelungen ist, im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie und mit dem Bundesministerium 
für Bauten und Technik, aber auch mit den 
Bundesländern - hier hat eine Koordinierung 
stattgefunden - und auch mit den Organi­
sationen, die sich mit diesen Dingen besonders 
beschäftigten, eine Verkehrssicherheitskonfe­
renz einzuberufen. Diese Konferenz, Herr 
Abgeordneter, hat am 20. und 21 . November 
bereits getagt, und die nächste Sitzung ist 
schon festgelegt ; sie wird vermutlich im 
Jänner stattfinden. (Beifall bei der () V  P.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. TuB . Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! 
Lassen Sie mich zunächst dem Busch-Freund 
Staatsanwalt Dr. Kranzlmayr mit Busch 
antworten. Busch sagte einmal, Herr Staats­
anwalt : "Dummheit, die man bei andern 
sieht, wirkt meist erhebend aufs Gemüt." 
(Beifall bei der SPO.) Herr Staatsanwalt 
Dr. Kranzlmayr ! Sie lesen offenbar Busch 
sehr gerne. Ich würde Ihnen aber in aller 
Bescheidenheit empfehlen, nicht nur Busch 
zu lesen, sondern ab und zu auch in der 
Heiligen Schrift nachzublättern (Zwischenrufe 
bei der () VP), um dort Erbauung zu finden. 
Vor allem sollten Sie öfter das Gleichnis 
vom Pharisäer und vom Zöllner lesen (Heiter­
keit bei der S p() ) , ehe Sie hier herauskommen 
und so großspurig Zensuren erteilen, wie Sie 
das in den letzten Tagen getan haben. (N euer­
licher Beifall bei der SP(). - Ruf bei der ÖV P: 
Sie nicht, Herr Abgeordneter Tull ? - Abg. 
Probst: Kranzlmayr, die fromme Helene !) 

Meine Damen und Herren ! Ich muß aber 
darüber hinaus feststellen, daß Herr Doktor 
Kranzlmayr heute ein Meisterstück politischer 
Heuchelei geliefert hat. (Zustimmung bei der 
SPÖ. - Gegenrufe bei der O v  P.) Heute werden 
Helmer und Afritsch Kränze geflochten ; solange 
sie lebten, waren sie Ziele heftigster Angriffe, 
Anpöbelungen und Verspottungen. Es ist 
doch so, wie wir immer sagen : Lebende 
Sozialisten sind schlechte Menschen, tote 
Sozialisten sind gute Menschen und werden 
als Vorbilder hingestellt. (Abg. Lola Solar: 
Genau wie bei euch I) 
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Meine Damen und Herren ! Ehe ich mit 
dem Herrn Bundesminister Soronics noch 
die Klinge kreuze, nur eine Feststellung zu 
seiner Zwischenrede. Herr Bundesminister 
Soronios ! Für wie dumm halten Sie eigentlioh 
Euler, den Sie ja seinerzeit für besondere 
Informationsarbeiten in Aussioht genommen 
haben, daß Sie ihn, obzwar er zeitgerecht 
gewarnt wurde, in Freiheit beließen beziehungs­
weise daß er in Freiheit belassen wurde, 
um, wie Sie jetzt gesagt haben, beschattet 
zu werden � loh glaube, das ist eine wirklioh 
beneidenswerte Kindliohkeit, mit der Sie an 
die Lösung dieses so diffizilen Fragenkomplexes 
herantreten. 

Nooh etwas habe ioh festgestellt : Sohuld ist 
jeder andere ; wenn nicht die Sozialisten, so ab 
heute pauschal die gesamte österreich ische 
Presse. Alle sind schuld, nur : die Sohuldigen 
werden offenbar dooh nicht an den Pranger 
gestellt. (Abg. Dr. Kranzlmayr:  Sie werden 
ja noch im U ntersuchungsa'usschuß Gelegenheit 
haben, dazu Stellung zu nehmen !) 

Meine Damen und Herren ! Darüber hinaus 
soheint noch etwas sehr interessant zu sein 
beim Herrn Bundesminister Soronics. Er 
soheint selbst überzeugt zu sein, daß seine 
Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit in den 
letzten Wochen etwas erschüttert wordeil ist, 
denn a·nsonsten hätte er es ja nioht notwendig, 
sich hier hilfesuohend an die Beamten zu wen­
den, die Beamten mögen ihm besoheinigen, 
daß er die Wahrheit spricht. Herr Bundes­
minister ! Ich muß schon sagen : Sie sind sehr 
weit gekommen, wenn Sie Beamte brauchen, 
die Ihnen attestieren müssen, daß Sie die Wahr­
heit gesprochen haben, daß man Ihnen nun 
glauben darf. (Abg. Lola Solar :  Da gehört 
schon was dazu ! - Abg. Hart l :  Das ist eine 
Heuchelei !) 

Meine Damen und Herren ! Ich gaube aber 
auch zu den Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Suppan einiges sagen zu müssen. 
Er ist zwar, glaube ich, nioht hier, aber man 
wird es ihm ja sicherlioh ausrichten. Er hat 
sich mit viel Pathos hier hergestellt und in 
geradezu thea,tralisoher Pose ausgerufen : Hütet 
euoh vor den Kommunisten ! 

Meine Damen und Herren ! Das ist der 
falsche Platz. Das hätte er in der Klubver­
sammlung der Österreiohisohen Volkspartei 
ausrufen müssen ! Nämlich deswegen, 
damit die Mi ni ster gewarnt werden und sich 
keine Ostspione in die Vorzimmer setzen be­
ziehungsweise keine Kontaktleute in das Ge­
neralsekretariat der Österreichisohen Volks­
partei. (Abg. Dr. K ranz lmayr:  Sie be­
sohuldigen schon wieder, ohne Beweise zu haben !) 

In diesem Zusammenhang nur ein Hinweis, 
Herr Staatssekretär außer Dienst Dr. Kranzl­
mayr. (Abg. H art l : .'He haben ja ein komm u-

nistisches M anrlat !) Erinnern Sie sioh an daa 
sehr nette Bild, an die Karikatur in einer öster­
reiohischen Zeitung, veröffentlicht vor einigen 
Tagen : Darauf sieht man einen Bärtigen mit 
einer Scheibtruhe, a.uf der sich drei Spione be­
finden, und diese drei Spione werden aUR der 
Kärntner Straße in die Herrengasse befördert, 
wo der Herr Minister Soronics auf der Straße 
steht und auf die Ablieferung dieser Spione 
wartet. (Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren ! Wir müssen hier 
im Zusammenhang mit dem einzusetzenden 
Untersuchungsaussohuß eines feststellen : Wenn 
der Herr Suppan gem�int hat, wir saHen des­
wegen, weil ja jetzt ein Untersuchungsaus­
schuß in Aktion tritt, über diese Angelegenheit 
nicht viel reden, so müssen wir ihn ent­
täusohen. Wir werden das jeht nioht tabu­
ieren, wir werden aber auch verhüten, daß 
vielleioht die ganze Angelegenheit im Unter­
suchungsausschuß zu einem Begräbnis Erster 
Klasse wird. Der Herr Bundesminister Soro­
nies möge eines zur Kenntnis nehmen : daß er 
jetzt keine Sohonzeit genießen wird. Die werden 
wir ihm nicht einräumen. Es kommt auch das 
nicht, was die Kinder beim Fangerlspiel als 
"Lea" bezeichnen, daß man sioh hinstellt und 
sagt : Bis hierher, und hier darfst du mioh jetzt 
nicht mehr berühren ! Das kommt nicht, Herr 
Minister. (Abg. Dr. Kranzlmayr:  HaUen Sie 
doch nicht so große Sprüche !) Wir werden uns 
über diese Angelegenheit heute nooh sehr, sehr 
eingehend unterhalten. 

Eines möohte ich jedoch feststellen : Unsere 
Absicht im Zusammenhang mit der Einsetzung 
dieses Untersuchungsausschusses ist eindeutig 
und klar. Es muß alles, restlos alles d urch­
leuohtet werden, es darf nichts beschönigt, 
niohts verniedlicht, niohts bagatellisiert und 
nichts vertusoht werden. (Beifall bei der 
8P(j.) Die sozialistisohe Initiative auf diesem 
Sektor (Abg. Dr. Kranzlmayr :  Das sind sol­
che Phrasen, die Sie bringen, H efr Abgeordneter !) 
be weist eines, Herr Staatssekretär außer 
Dienst : nämlioh unser Verantwortungsbewußt­
sein für diesen Staat (A bg. Bar t l :  Jetzt auf 
einmal ?) , für seine Sicherheit, für die Ordnung 
und Ruhe in diesem Lande, in diesem 
Staat, der nicht, wie Sie es vielfach hin­
stellen, Ihr privatei.' Besitzstand ist ! (Beifall 
bei der SP(j.) Das ist unser Staat, um den wir 
uns genauso sorgen müssen wie Sie ! (Zwi­
schenrufe. - Abg. Dr. K ranzlmayr : Das 
hätten Sie früher Ihren Ministern sagen sollen ! 
- Abg. Ha rt l :  Eure Reden zu diesem Budget 
haben bewiesen : Das ist Diffamierung ! -
Abg. Horr : Du kannst außer dem Gummi­
knüppel niohts gebrauchen ! - Abg. Dr. K ranzl­
mayr:  Nehmen Sie Stellung dazu, warum die 
Gesetze nioht 80 gemacht werden, über die ich 
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gesprochen habe ! Was führen Sie Zl1 Ihrer 
Entschuldigung an, Kollege Tull ?) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (das 
Glockenzeichen gebend) : Lassen Sie den Redner 
gprechen ! 

Abgeordneter Dr. Tull (fort8etzend) : Meine 
Damen und Herren ! Wir verhehlen nicht : 
Wir sind in großer Sorge. Es ist uns nicht gleich­
gültig, ob das, was heutige Zeitungen berichten 
- und das Gegenteil konnte bisher nicht be­
wiesen werden -, stimmt, daß es in Öster­
reich nicht 10, 20, nicht 100, sondern Tausende 
von Spionen gibt, daß Österreich ein Tummel­
platz von Spionen ist . 

Als wir diese Angelegenheit im Finanz- und 
Budgetausschuß zur Sprache gebracht haben, 
hat mall versucht, das ganze mehr oder weniger 
zu bagatellisieren. Obzwar, meine Damen und 
HelTen (Rt"f bei der SP() : Nehmt den Kranzl­
mayr statt den Pisa !), bereits am 30. Oktober 
eine angesehene Wiener Zeitung schreibt : 
"Während der eS-Krise saß Spion in Wien 
am heißen Draht !",  tut man 80, als ob das 
eigentlich alles nicht wäre. 

Der Herr Bundesminister für Inneres Soro­
nies hat - ich habe hier den " Kurier " vom 
9 . November - im Finanz- und Budgetaml­
schuß gesagt : "Gar nicht '30 arg !" Untertitel : 
"Innenminister Soronics beschwichtigte im Fi­
nanz- und Budgetausschuß. " 

Meine Damen und HefTen ! Was '1011 denn 
noch geschehen 1 Genügt es denn nicht, daß 
während der eS-Krise ein Spion am heißen 
Draht sitzt 1 Ist das eine Bagatelle 1 (Abg. 
Dr. Kranzlm ayr :  Was heißt dieser Satz ?) 
Sie wis�en doch ganz genau, worum es damals 
gegangen ist. Sie sind doch so gut informiert, 
zumindest tun Sie immer so. (Abg. Dok­
tor K ranzlmayr,'  Ja, aber was heißt dieser 
Satz ? - Abg. Bart l :  Verdächtigungen !) 

Meine Damen und Herren ! Genügt es nicht, 
wenn nachweisbar ein der Spionage Ver­
dächtiger, der das angeblich schon sechs Jahre 
betreibt, im Vorzimmer des Herrn Soronics 
'Jit'lt, für besondere Öffentlichkeitsarbeit aus­
ersehen ist 1 (Bundesminister Soronics ,' Nicht 
im Vorzimmer !) Nicht im Vorzimmer, viel­
leicht im Nebenzimmer. Aber eines stimmt : 
daß er Ihre Post kopiert hat. Eines stimmt : 
daß er Zutritt zu Akten gehabt hat, die zwei­
felsohne nicht für die Öffentlichkeit vorgesehen 
waren. (Abg. Dr. K ranzlmayr:  Son.st wäre 
er wahrscheinlich nicht 'herhaftet !) 

Es ist uns nicht gleichgültig, meine Damen 
und Herren, wenn eindeutig festgestellt ist, 
daß viele Spionageverdächtige - ich drücke 
mich sehr vorsichtig aus, Hert' Staatssekretär 
(Abg. Dr. Kranzlmayr:  Wird gut sein !) , ich 
sage : Spionageverdächtige . . . ( Abg. Dok-

tor K ranzlmay r ,' Sie haben doch etwas gelernt 
aus meiner Reile ! - Zwischenrufe bei der 
()VP.) Aber nicht von Ihnen, von Ihnen kann 
ich nichts lernen ! (Abg. Dr. Kra n z l­
mayr:  So überheblich !) 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär ! Eines 
darf ich Ihnen sagen : Es ist uns nicht gleich­
gültig, wenn viele Spionageverdächtige in 
einem besonders engen Zusammenhang zur 
Ögterreichischen Volkspartei stehen . Es er­
füllt uns mit tiefer und großer Sorge, meine 
Damen und Herren - das müssen Sie von der 
Regierungspartei doch verstehen -, wenn diese 
Regierungspartei - die Beweise sind ja offen­
kundig - spionage- und agentenanfällig ist. 
(Abg. Ofe n b ö c k :  Also das ist doch die �Höhe ! 
Das ist doch lächerlich !) Die Höhe ist das 1 
Ja entschuldigen Sie ! Die blonde Helga saß 
doch nicht, Heft' Kollege, in der _ Löwelstraße, 
sondern in der Kärtner Straße ! (Abg. Ofe n­
böck :  Dann ist Ozeitel auch anfällig ! Lächer­
lich ! - Weitere Zwischenrufe bei der () V P.) 
Das Ist die Höhe, sagen Sie 1 Meine Damen und 
Herren I So einfach können Sie es Rich ja doch 
nicht machen, wie Sie das gerne tun wollen. 
Also die blonde Helga saß eindeutig . . . 
(Abg. Ofe n b ö c k :  Unter Minister Gzettel !) 
Herr Kollege, das �timmt nicht ! Damals war 
Czettel noch nicht Minister ! Das ist die Wahr­
heit ! (Abg. Ofe n b ö c k ,'  Dann war e.q ein an­
derer sozialistischer Minister !) Herr Kollege ! 
"Du sollst wider deinen Nächsten kein falsches 
Zeugnis ablegen" ! (Abg. Ofenbö c k :  Ja, das 
wollen wir von Ihnen hoDen !) Herr Kollege ! 
Er war damals noch kein Minister ! Lassen Sie 
sich das doch gesagt sein. (Abg. Lolar Solar :  
Sie tun das ununterbrochen, falsches Zeugnis 
ablegen !) 

Oder ein zweiter Fall. Auch der hat mit der 
Österreichischen Volkspartei "nichts zu tun" . 
Ein zweiter der Spionage Verdächtiger namens 
Dr. Mühlhauser, Pressereferent im Wirt­
schaftsverlag der Österreichischen Volkspartei. 
(Zwischenruf des Abg. Ströer.) Er befindet 
sich derzeit auf freiem Fuß und wird ver­
dächtigt, politische Nachrichten an einen 
ausländischen Nachrichtendienst weitergege­
geben zu haben. Es handelt sich dabei nicht allein 
um allgemeine wirtschaftspolitische Fragen, son­
dern, da Mühlhauser ja an Besprechungen fast 
aller ÖVP-Wirtschaftsgremien teilgenommen 
hat, auch um Weitergabe von detaillierten 
Wirtschaftsmaßnahmen, die in der Bundes­
kammer besprochen wurden und dann von der 
Bundesregierung durchgeführt wurden oder 
werden sollen. Mühlhauser ist verantwort­
licher Redakteur der von der Bundeskammer 
herausgegebenen Zeitung "Die Wirtschaft".  
Das wußten Sie vielleicht nicht. (Abg. Doktor 
Geischläger: Lauter Vermutungen !) Ein der 
Spionage Verdächtiger. Natürlich Vermutung. 
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Wir hoffen, daß es alsbald bewiesen sein wird, 
eindeutig bewiesen sein wird. Wir hoffen nur 
eines, daß Sie nicht wieder alles unternehmen 
werden, um das zu vertuschen und es im Sande 
verlaufen zu lassen ! (Ruf bei der Ö VP: Wir 
hotJen, daß es nicht bewiesen sein wird ! Das 
ist es gerade: Sie hotJen, daß es bewiesen wird, 
wir hotJen für Österreich, daß es nicht be­
wiesen wird !) 

Meine Damen und Herren ! Diesem Mann 
wurde auch das Ehrenzeichen der Republik 
Österreich verliehen. Ist das kein ÖVP-Mann, 
meine Damen und Herren ? Wollen Sie das 
vielleicht auch einfach wegdiskutieren � Es 
ist für uns wirklich unverständlich, warum man 
hier den krampfhaften Versuch unternimmt, 
alles zu verniedlichen und zu bagatellieren und 
alles so hinzustellen, als wären das ganz kleine, 
unbedeutende Menschen, kleine Fische im 
finsteren Dunkelwasser der internationalen 
Spionagetätigkeit . 

Vielleicht wollen Sie auch behaupten, Herr 
Kollege Ofenböck, daß es zwischen Euler 
und Ableitinger überhaupt keinen Zusammen­
hang gibt. Es war wahrscheinlich ein Zufall, 
daß beide die gleiche Deckadresse in München 
benützt haben. Sie kennen sie vielleicht 
nicht, ich will sie Ihnen gerne verraten, 
obzwar die Herren Beamten ihres Dienst­
geheimnisses entbunden sind. (Abg. 0 f e n­
b ö c k: Doch, natürlich, ich kenne sie, Herr 
Kollege ! Sie tun so, als ob Sie allwissend wären !) 
Das ist die Irmgart Männel, München 42, 
Postfach 210.164. 

Es wird behauptet - ich kann m; nicht 
überprüfen, aber der Herr Minister wird es 
ja in der Zwischenzeit leicht festgestellt haben, 
ob es stimmt -, daß die Direktiven für die 
Exekutive und das Bundesheer für den Fall 
des Einmarsches fremder Truppen in Öster­
reich während der CSSR-Krise kopiert und 
weitergegeben worden sind. Ich weiß nicht, 
ob es stimmt. Das wird man ja alles im 
Untersuchungsausschuß eindeutig feststellen 
können. (Abg. Ing. Kunst: Wo wurde das 
kopiert ? Das wird auch festgestellt werden 
müssen I) Ich vermute, im Innenministerium, 
wenn dort nicht, dann bestimmt in einem 
anderen Haus in der Kärntner Straße. (Zwi­
schenruf des Abg. Ofenbäc k.) 

Der Herr Bundesminister Soronics hat dem 
"Express" vor einigen Tagen ein sehr interes­
santes Interview gegeben. Er sprach dort von 
" undichten Stellen" , von " Indiskretionen" 
und so weiter. 

Meine Damen und Herren ! Wir ersuchen 
um eines : Man möge nun nicht vielleicht 
den untauglichen Versuch unternehmen, den 
Beamten den Schwarzen Peter zuzuspielen 
und vielleicht unter Umständen eine Kopf-

jägerei unter den Beamten zu betreiben, 
denn nicht die sind die Schuldigen ! ( Bei­
fall bei der SPÖ.j Auch das werde ich noch 
eindeutig hier beweisen können. (Abg. Ofen­
böck: Zuvor sind Sie es, die die Beamten 
angreifen ! Und dann reden Sie das ! - Abg. 
Robert Wei sz: Wer hat die Beamten ange­
gritJen ? - Abg. Ofenböck: Natürlich ! - Abg. 
Robert We i s z: Aber reden Sie nicht so daher !) 

Meine Damen und Herren ! Es wird Zeit, 
und es ist daher erfreulich, daß der Unter­
suchungsausschuß eingesetzt wurde, daß der 
Herr Minister einmal auch offen redet. 

Sie, Herr Minister, haben sich im Zusammen­
hang mit der Bereinigung Ihrer Zechaffäre auf 
dem WeIser Volksfest gerühmt, besonders 
gute Beziehungen zur Burgenländischen 
Winzergenossenschaft - so ist der offizielle 
Titel, glaube ich - zu haben. Sie haben 
ja auch behauptet, daß Sie Ihre Rechnungen 
in der Großabnehmermanier nur mittels Erlag­
schein begleichen. (Abg. Hart l :  Das ist 
doch die Höhe !) Da Sie vermutlich ein guter 
Weinkenner sind, rufe ich Sie auf : Schenken 
Sie endlich reinen Wein ein ! Nicht hier, aber 
im Untersuchungsausschuß. (Abg. Ofen­
böck : l)iese Polemik reißt Ihnen die Larve 
vom Gesicht, Herr Kollege !) Was ist dort vor 
sich gegangen, worum hat es sich gehandelt 1 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K ranzlmayr.) 
Das tut Ihnen weh. (Abg. Ofenböck :  Nein, 
das müßte Ihnen weh tun ! - Abg. Dr. K ranzl­
mayr : HotJentlich kann der Untersuchungsaus­
schuß auch in den Akt Einsicht nehmen, wo 
etwas über Sie drinnensteht ! - Abg. Hart l :  
Genau, richtig ! - Zwischenruf der Abg. Doktor 
Hertha Firnb erg.) Ich lade Sie ein ! (Abg. 
W e i k hart : Was ist das wieder für eine An­
spielung, Herr Staatsanwalt ? - Abg. Prob s t :  
Stell dich da her und sag das hier i m  Haus ! -
Abg. L i b a l :  Wie bei der Heimwehr ! Heim­
wehrmethoden sind das ! - Abg. JV e i khart : 
Heraus mit der Farbe ! - Weitere stürmische 
Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (das 
Glockenzeichen gebend) : Meine Damen und 
Herren ! Lassen Sie doch den Redner sprechen ! 
(Abg. L i b a l ,' Und so was sagt ein Staatsanwalt ! 
- Abg. Probs t :  Kranzlmayr, Sie werden sich 
da herstellen und das jetzt erklären, sonst ist das 
eine Verleumdung ! - Abg. Dr. Kranzlmayr:  
Entschuldige ! - Abg. Probst :  Nein, Sie 
werden das erklären !) 

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend) : Doch 
noch einiges Konkretes zum Fall Alois Euler. 
( Weitere Zwischenrufe. - Abg. H art l :  Das geht 
Sie gar nichts an ! Das wird schon kommen !) 
Ich muß nun einige sehr harte Fragen an den 
Herrn Bundesminister stellen und einige unge­
schminkte harte Wahrheiten aussprechen. 
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(Abg. Probs t :  Wir werden den Akt Tull schon 
ve1'langen, wenn es einen gibt ! Da werden wir 
wissen, woher du es vorher schon weißt !) 

Am 9. und 10. Februar 1968 fand bekannt­
lich in der Stiftskaserne eine Pressereferenten­
klausur statt, übrigens eine rein parteipolitische 
ÖVP-Tagung auf Staatskosten. Die Gäste, 
die Teilnehmer wurden vom Herrn Landes­
verteidigungsminister zu Tisch gebeten, es 
wurde ihnen auch ein Ordonnanzoffizier zur 
Verfügung gestellt. Die Tagesordnung, von 
der angeblich der Herr Bundeskanzler nicht 
informiert war, umfaßte acht Punkte, unter 
anderem auch unter Punkt 2 "Das politische 
Drehbuch für die nächsten Monate".  Einer 
der Teilnehmer, meine Damen und Herren, 
war der damalige Bundesparteiangestellte der 
Österreichischen Volkspartei Alois Euler. (Abg. 
Pro bs t :  Herr Minister ! Das wird Kranzl­
mayr beweisen müssen, ob es einen Akt über 
einen sozialistischen Abgeordneten gibt ! Das 
muß hier bewiesen werden !) Für das Bnndes­
heer - das wurde in der letzten Zeit wiederholt 
behauptet - sei zuwenig Geld da. Nun, meine 
Damen und Herren, stellen wir aber fest : Es 
gibt für das Bundesheer auf der einen Seite 
zuwenig Geld, auf der anderen Seite hat man 
aber Mittel, um eine ÖVP-Klausurtagung, die 
zwar als Dienstbesprechung getarnt wurde, 
in der Stiftskaserne durchzuführen, die Leute 
dort zu bewirten und ihnen einen Ordonnanz­
offizier zur Verfügung zu stellen. 

Herr Bundesminister für Inneres ! Ich habe 
am 14. März dieses Jahres eine parlamentari­
sche Anfrage eingebracht und Sie gebeten, 
uns mitzuteilen, warum kein Vertreter Ihres 
Ministeriums an dieser Tagung teilgenommen 
hat. Sie haben am 6. 5. 1968 in Ihrer Beant­
wortung wörtlich folgendes mitgeteilt : , ,Ich 
habe keinen Vertreter des Innenministeriums 
entsandt, weil ich zu diesem Zeitpunkt noch 
keinen besonderen Referenten für Öffentlich­
keitsar beit für mein Ressort bestellt hatte. 
Der Leiter der Abteilung 4 des Bundes­
ministeriums für Inneres ist neben einer Reihe 
anderer Agenden, die sich aus der Geschäfts­
einteilung des Bundesministeriums für Inneres 
vom 1. Februar 1968 ergeben, auch mit Presse­
und Informationsaufgaben befaßt, doch ist die 
besondere Öffentlichkeitsarbeit dem inzwischen 
mit Zustimmung des Bundesministeriums für 
Finanzen bestellten Konsulenten für Öffent­
lichkeitsarbeit vorbehalten. " Soweit die Ant­
wort von damals. 

Was war der Grund dafür, daß der offizielle 
Leiter der Presseabteilung an dieser Aus­
sprache nicht teilgenommen hat 1 Schlicht 
und einfach der, daß es sich um einen sozialisti­
schen Beamten gehandelt hat, den man nicht 
als vertrauenswürdig genug befunden hat, an 
dieser Tagung teilzunehmen ! 

Der am 1 .  März 1 968 eingesetzte Alois Euler 
wurde also mit besonderer Öffentlichkeits­
arbeit betraut. Und nun hat der Bundes­
minister für Inneres, wie er heute schon selbst 
ausgeführt hat, am 13.  November dieses Jahres 
ein Kommunique veröffentlicht. Es heißt 
darin wörtlich : " Das Bundesministerium für 
Inneres gibt amtlich bekannt : "  Es folgt die 
Einleitung, und dann heißt es : 

"Seit 1 .  3. 1968 wurde der Redakteur Alois 
Euler mit einem Sondervertrag von 3000 S 
monatlich für stundenweise Arbeitsverrichtung 
zur Unterstützung des Leiters der Pressestelle 
im Bundesministerium für Inneres bei dessen 
Öffentlichkeitsarbeit durch Herstellung von 
Kontakten zu Pressediensten und Presse­
organen und Mitarbeit bei der lliustrierten 
Monatszeitschrift ,Öffentliche Sicherheit' ver­
wendet. "  

Nun frage ich - und das ist die Gretchen­
frage, Herr Bundesminister -: Was stimmt 
nun ? Ist Euler nur ein Unterläufer, wie Sie es 
jetzt darstellen, einer, der dem Leiter der 
Pressestelle zugeteilt gewesen ist, oder war das 
richtig, was Sie mir in einer schriftlichen 
Anfragebeant.wortung mitgeteilt haben, näm­
lich daß er für besondere Öffentlichkeitsauf­
gaben vorgesehen ist, was ja eine besondere 
Auszeichnung darstellt. Ich muß sagen : Ein­
mal wurden wir hier falsch informiert., und die 
Gretchenfrage ist : Wann wurden wir falsch 
informiert ? Wurde ich und damit das Parla­
ment im Mai falsch informiert, oder stimmt 
Ihr amtliches Kommunique nicht 1 

Meine Damen und Herren ' Euler gehörte 
also seit dem 1 .  März 1968 zum engsten Mit­
arbeiterstab des Herrn Bundesministers. Der 
der Spionage verdächtigte Euler nahm im 
Februar in der Stiftskaserne an der Klausur­
tagung teil und war mit dabei, als das politische 
Drehbuch der Österreichischen Volkspartei 
ausgearbeitet wurde. Vielleicht befindet sich 
eine Abschrift dieses Drehbuches bei einem 
Nachrichtendienst eines Ostblockstaates. 
Glaubt man vielleicht, daß wir Abgeordnete 
uns eine Abschrift dieses Drehbuches nun von 
einem östlichen Nachrichtendienst um teures 
Geld kaufen sollen, um zu erfahren, was im 
Februar in der Stiftskaserne geBprochen wurde ? 

Meine Damen und Herren ' Der der Spionage 
verdächtigte Alois Euler wurde vom Herrn 
Bundesminister Prader, dem Chef des Ressorts, 
zu Tisch gebeten. Er erhielt einen Ordonnanz­
offizier zugeteilt. Er hat das besondere Ver­
trauen des Herrn Ministers genossen und nicht 
der offizielle Leiter der Presseabteilung, der 
sozialistische Beamte Aschenbrenner . An­
ständige österreichische Beamte werden offen­
bar von einigen Regierungsmitgliedern derzeit, 
wenn sie sich zur Sozialistischen Partei be-
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kennen, für nicht vertrauenswürdig befunden, 
um an Dienstbesprechungen - und als solche 
wurde ja die Tagung getarnt - teilzunehmen. 
(Abg. Ing. Kunst :  Das ist das wahre Gesicht 
der (jVP I) 

In der amtlichen Bekanntmachung heißt es, 
daß Euler für den Posten des leitenden Redak­
teurs der "Öffentlichen Sicherheit" ausersehen 
gewesen ist. Nun frage ich eines : Sechs Monate, 
nachdem Euler bereits verwendet worden war 
- im März wurde er offiziell eingestellt -, im 
Oktober, hat der Herr Bundesminister für 
Inneres Erhebungen über den politischen 
Leumund Eulers in die Wege geleitet. Beim 
einfachen Staatsbürger, bei der Bedienerin 
oder meinetwegen bei einem Hausarbeiter, 
wird, wenn er eingestellt wird, ein Leumunds­
zeugnis verlangt. Bei Euler war das nicht 
notwendig. Herr Minister, lassen Sie sich 
eines sagen : Offenbar hat doch das Partei­
mitgliedsbuch der Österreichischen Volkspartei 
genügt ! Aber ich sage Ihnen : Genausowenig 
wie der Weg in die ewige Seligkeit durch ein 
Parteisekretariat der Österreichischen Volks­
partei führt, kann ein Parteimitgliedsbuch 
der ÖVP ein Leumundszeugnis ersetzen, 
wenn man in den öffentlichen Dienst eintreten 
will. 

Sie haben, Herr Minister, so glauben wir, 
hier doch eine schwere Unterlassung begangen, 
nämlich die Erhebungen zeitgerecht durchzu­
führen, um festzustellen, ob dieser Mann denn 
wirklich vertrauenswürdig genug ist, eine 
solche Funktion auszuüben. Von dieser Schuld, 
Herr Minister, kann man Sie nicht freisprechen. 
Sechs Monate ist dieser Mann in Ihrer un­
mittelbaren Umgebung gesessen, hat offen­
bar, wie die Entwicklung gezeigt hat, Zutritt 
zu verschiedenen Geheimakten, zu verschiede­
nen, nicht für die Öffentlichkeit bestimmten 
Unterlagen gehabt, und erst nach sechs Mona­
ten hat man feststellen können, daß bei diesem 
Mann etwas nicht in Ordnung ist ; bei jenem 
Mann, meine Damen und Herren - darüber 
ist schon einige Male gesprochen worden -, der 
für diese Schmäh- und · Sudelschrift verant­
wortlich gezeichnet hat, nämlich für die 
Schrift, in der man wiederum mit der Todes­
mauer, mit dem Eisernen Vorhang und so 
weiter augenzwinkernd agiert hat, so, als ob 
man sagen wollte : Hütet euch vor den Soziali­
sten, denn die Sozialisten sind in Wirklichkeit 
nichts anderes als verkappte Kommunisten . 

Im Auftrag des Herrn Justizministers 
Dr. Klecatsky hat Alois Euler ein weiteres 
Werk geschrieben, betitelt "Recht und Gesetz 
in Österreich". Es ist geradezu ein Hohn, wenn 
ausgerechnet ein Mann, der unter einen so 
schweren Verdacht geraten ist, Spionage für 
den Osten betrieben zu haben, ein Buch 

oder einen Artikel, betitelt mit "Recht und 
Gesetz in Österreich" schreibt. 

Meine Damen und Herren ! Wir begrüßen 
es aufrichtig, daß nun in diesem Unter­
suchungsausschuß Gelegenheit sein wird, die 
leidige Spionageaffäre, die uns alle so bedrückt, 
die uns allen große Sorgen bereitet, aufzu­
klären, Licht in das Dunkel zu bringen. Wenn 
auf dem Plakat mit dem Konterfei des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Josef Klaus geschrieben 
ist : Österreich in Sicherheit - und das mit 
einem Fragezeichen versehen ist (Abg. H art l, 
ein Plakat mit einem großen weißen Frage­
zeichen auf grünem Grund vorweisend : Das ist 
das da I) , so haben nicht wir dieses Frage­
zeichen hier hingesetzt. Offenbar glauben 
Sie selbst, daß die Sicherheit nicht gegeben ist. 
Sorgen wir daher, daß Österreich wirklich ohne 
Angst, ohne Furcht leben kann, daß die 
Sicherheit in diesem Lande aufrechterhalten 
und gewährleistet bleibt. Wir werden unseren 
positiven Beitrag dazu leisten. Wir haben es 
nämlich bereits durch unseren Initiativantrag 
bewiesen. Denn eines, Herr Kollege Ofenböck, 
müssen Sie zu Kenntnis nehmen : Es gab schon 
öfter Gelegenheit, solche Untersuchungsaus­
schüsse einzusetzen. Sie haben das aber 
immer zu vermeiden gewußt. Wenn Sie dieses 
Mal doch ja gesagt haben, so unter dem Druck 
der öffentlichen Meinung, unter dem Druck 
der Zeitungen, unter dem Druck der allge­
meinen Unruhe, die bereits breite Bevölke­
rungskreise erfaßt hat. Wir begrüßen diesen 
Ihren Gesinnungswandel (Abg. Ofenböc k :  
Das ist kein Gesinnungswandel l) und können 
nur hoffen und wünschen, daß dieser Ausschuß 
nicht nur schnell, sondern auch erfolgreich und 
zielführend arbeiten möge. (Beifall bei der 
SP(j. - Abg. Ofenböck:  Sie hätten es kürzer 
machen können : Sie hätten uns nur das Rezept 
sagen müssen, wie man einen Spion erkennt, 
wenn er kein Ta/erl trägt I) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Regensburger das Wort. 

Abgeordneter Regensburger (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Da.men und Herren ! 
Ich nehme heute zum Thema Zivilschutz 
Stellung, kann aber nicht umhin, doch noch 
einiges zu den Ausführungen meiner Vorred­
ner zu sagen. 

Ich stecke eigentlich in einer unangenehmen 
Haut, weil ich mich als Abgeordneter hier im 
Hohen Hause schön langsam nicht mehr aus­
kenne. Stimmt man einer Entschließung, einer 
Aufforderung zu, so verdächtigt man uns von 
der Österreichischen Volkspartei schon der 
Absicht, daß man dadurch der Sache ein 
Begräbnis Erster Klasse bereiten woUe. 
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Ma.n verdächtigt den Abgeordneten KranzJ­
mayr der Heuchelei, zitiert aber dann im glei­
chen Atemzuge und im gleichen Satz die Bibel. 
Man nennt andere Lügner (Abg. Dr. Tull :  
"Lügner" ist nicht gebraucht worden !) , man 
bezeichnet sie als solche, die die Unwahrheit 
sagen, verweist aber dann immer wieder auf 
die Ausführungen der eigenen Partei und 
meint, daß nur von dort her das wahre Wort 
und die Wahrheit komme. 

Wenn von Herrn Kol1egen Suppan gedankt 
wird, wenn der Dank an al1e Minister und 
nicht nur dem Minister, sondern auch den 
dem Ministerium unterstel1ten Beamten aus­
gedrückt wird, so kommt der Zwischenruf: 
Euler ! 

Mir kommt das direkt vor, als ob das eine 
beabsichtigte Beleidigung aller gut gesinnten 
und gut arbeitenden Beamten nicht nur des 
Innenressorts, sondern der gesamten Bundes­
dienststellen ist. (Abg. H aas :  Das i8t eine 
Heuchelei ohnegleichen von Ikrer S6ite !) Das 
ist keine Heuohelei . Es hat mich ehrlioh tief 
betroffen, daß der Zwischenruf "Euler" gefal­
len ist . Es so11 mir jemand eine Institution 
auf der Welt oder hier in Österreioh nennen, 
in der noch nie etwas vorgekommen ist. ( Zu­
stimmung bei der O v  P. - Abg. We ikhart :  
Aber so eine Spionage bis in die Parteispitze 
hinein war noch nicht da !) 

Als seinerzeit dem Altkanzler Raab ein 
Vorhalt bezüglich eines Abgeordneten ge­
macht wurde, sagte er : Meine Herren, eine 
politisohe Partei ist eben keine Allerheiligen­
litanei ! - Und so sind eben auch die Ange­
stel1ten und Beamten im öffentlichen Dienst 
keine AllerheiHgenHtanei . (Abg. W e i khart :  
Der Euler war ja bei euch ! Er war ja Propa­
gandist bei euch !) Aber wir meinen trotzdem, 
daß die öffentlich Bediensteten fast zu hun­
dert Prozent tüchtig, gewissenhaft und ehr­
lich handeln. (Beifall bei der 0 V P.) Wenn 
dazwischen einmal etwas vorkommt, so kann 
man doch mit Fug und Recht behaupten, 
daß eine Ausnahme die Regel bestätigt. (Abg. 
Robert We i s z : Kollege Regensburg6r, vergleichen 
Sie die &amten nicht immer mit Euler ! -
Abg. We ikhart :  Das ist eine Herabsetzung 
der öffentlich Bediensteten, wenn Sie sie mit 
Euler vergleichen ! - Abg. H orr:  Er war 
nicht Beamter !) 

Und da.nn wurde behauptet, daß man die 
Schuldigen nicht an den Pranger stelle. (Abg. 
Ulbrich : Die sitzen im Ö VP-Klub !) Man 
hat uns sogar vorgeworfen, daß man zu lange 
mit der Verhaftung gewartet hätte. (Abg. 
Ing. Kunst :  Wie imm6'f !) Ich glaube schon, 
daß es gescheiter und demokratischer ist und 
dem Sicherheitsprinzip mehr entspricht, wenn 
man zuwartet, als daß man� wie es bei der 

Situation der Fall war, an die ich mich noch 
dunkel erinnere, vorschnell zugreift ; der 
Betreffende starb damals im Arrest nach myste­
riösen Vorfällen. (Abg. Dr. Broda : Wann 
war das ?) 

Und dann wurde die Presse genannt, daß 
man die nun als die Schuldige hinstellen wolle. 
Wir wurden dessen verdächtigt. Ich bin nun 
elf Jahre im Hohen Hause, aber ich ha.be 
noch nie eine Rede von der FPÖ oder von der 
OVP erlebt, die so massiv gegen die Presse 
gerichtet gewesen wäre. "Präpotente Jour­
naille", ich wiederhole es. Und wir wurden 
wörtlioh verdächtigt, daß wir den Stiefel küs­
sen, der uns von dieser Seite in den Hintern 
getreten wird. Man gab uns die Schuld, daß 
wir uns in dem Zusammenhang a.uf die Presse 
verlassen woUen. Und wenn Österreich schon 
ein Tummelplatz der Welt spionage sein soll, 
dann frage ich doch : War das erst seit Hetzen­
auer 1 War das erst seit Soronics ? Und wenn 
es schon der Fa]] sein soll und erst jetzt diese 
Spione gefaßt werden (Abg. Gertrude Won­
d r a c k :  Die haben Sie erst hineingebracht !), so 
können wir es uns doch zugute halten, daß 
sie jetzt unter einem ÖVP-Innenminister 
gefa.ßt werden und daß sie früher nicht gefaßt 
wurden. (Beifall bei der (JVP. - Abg. We ik. 
har t :  Die Spionage reicht bis ins Generalsek1'e­
tariat der (J V P !) 

Es ist die Forderung gefallen :  Wir wollen 
wa.rten, bis Bundesminister Soronics offen re­
det. Er hat richtig gehandelt, daß er noch 
nicht so offen geredet hat, weil es uns schon 
einmal passiert ist, da.ß duroh eine offene Rede 
jema.nd den Maschen entschlüpft ist . 

Ich glaube schon - und hier sind wir doch 
alle einig -, daß wir solche Vorkommnisse 
untersuchen müssen, echt untersuchen müs­
sen, weil wir doch aUe das Gefühl haben, hier 
steckt etwas drinnen, hier geht es um das 
Wohl der RepubJik Österreich, hier müssen 
ehrliche Anstrengungen gemacht werden, um 
den Vorfällen auf den Grund zu kommen. 

Hohes Haus ! Man so]] sich aber in solchen 
Vorkommnissen nicht baden. Ich glaube, daß 
jeder das Gefühl hatte, daß sich mein Vor­
redner echt gebadet hat. (Zwischenrufe.) Es 
ist der Zwischenruf gefallen : sich gesuhlt hat ! 
Dieser Ausdruck wäre wohl am ehesten am 
Platze. 

Wenn die Verdächtigung gefal1en ist, daß 
man in einem Ressort sozialistischen Beamten 
kein Vertrauen schenke, so können wir in der 
nun ablaufenden Regierungszeit mit Fug und 
Recht sagen, daß keinem Beamten wegen sei­
ner politischen Einstellung etwas passiert ist 
(Abg. Oze tte l :  No na ! - Abg. K onir :  Haben 
Sie Gedächtnisschwund ?) oder daß er daduroh 
einen Schaden erlitten hat. Ich habe von die-
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ser Stelle aus schon einmal gesagt, man soll 
mir einen solchen Namen nennen (A bg. U l­
b r i c h : Dr. Dultinger !) , dann können wir ohne­
weiters dagegen auftreten und die Begründungen 
anführen. Nur wenn einer sich al s Beamter 
als Parteimann fühlt, also den Parteimann 
in den Vordergrund stellt, dann ist vielleicht 
eine gewisse Vorsicht am Platze. (Abg. 
U l b r i c ll. :  Es wurde von Ihrer Seite abgelehnt, 
daß Dr. Dultinger ÖBB- Generaldirektor wird, 
weil er Sozialist iöt !) Der Zwischenruf "DuI­
tinger" kann mir nur angenehm sein. Der 
Direktor und Präsident Dr. Dultinger genießt 
bei uns in Tirol hohes Ansehen und wurde 
seinerzeit sogar mit dem Ehrenzeichen des 
Landes Tirol ausgezeichnet. (Abg. Ulbrich : 
Sagen Sie : Was hat er davon, wenn Sie ihn als 
Generaldirektor abgelehnt haben, nur weil er 
politisch a'ltf der anderen Seite steht ? Belwnnen 
Sie das ! - Abg. Ing. Sp inde legger :  Das ist 
nicht wahr !) Ich bekenne das eine hier : 
daß in der Vergangenheit in keinem andern 
Ressort als im Verkehrsressort ein solcher poli­
tischer Terror geherrscht hat. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der ÖVP. - Abg. W e i k h a r t :  
Jetzt beweisen Sie das ! Das ist leicht geredet ! 
Aber BE,weise haben Sie nicht in Händen I) 
Solche Beweise könnte man nicht nur Dutzende, 
sondern Hunderte bringen. Es waren sogar 
bei mir persönl ich Leute, Eisenbahner selbst­
verständlich, die sich nicht getrauten, unserer 
Partei beizutreten, weil sie die Folgerungen 
und die Schwierigkeiten dann in ihrer Dienst­
stelle gefürchtet haben. (Rufe und Gegenrufe 
zwischen A bgeordneten de1' Ö V  P und SPÖ. -
Zwischenruf des Abg. Fachleutner.  - A bg. 
Ing. K u n s t :  Warum wohl, glauben Sie, haben 
die Eisenbahner mit überwältigender Mehrheit 
sozialistisch gewählt ? - Anhaltende Zwischen­
rufe . - Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner  
gibt das Glockenzeichen.) 

Ich will auf keinen Fall das Ergebnis einer 
geheimen Wahl anzweifeln, aber mir sind auf 
jeden Fall Kollegen aus dem Bereich der 
Bundesbahn bekannt, die aus gewissen Grün­
den bei der Personalvertretungswahl bei der 
Bundesbahn der sozialistischen Fraktion ihre 
Stimmen geben (Abg. Ing. Kunst : 87 Pro­
zent haben sozialistisch gewählt 1 - Ruf bei der 
SPÖ : Bei der geheimen Wahl !) , aber bei j eder 
Landtags- und Nationalratswahl ihre Stimme 
selbstverständlich der Österreichischen Volks­
partei geben, um eben für sich in der eigenen 
Dienstste11 e  nicht (Abg. Dr, Pit ter m a n n :  
So selbstverständlich ist das wieder nicht I) , wie 
sie meinen, sich selbst mit Gewalt Schwierig­
keiten zu bereiten. ( Zwischenruf des Abg. 
We ikhar t.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. TuB zum 
Schluß gefordert hat, daß wir für die Österrei-

eher wünschen, daß sie hier ohne Angst und 
Furcht leben können, so unterstützen wir die­
sen Ruf selbstverständlich. Aber wo sitzt 
letzten Endes die Angst ? Die Angst sitzt nicht 
bei denen, die auf Grund ihrer christlichen 
weltanschauHohen Einstellung (Abg. Ing. 
Kunst : Wo die Ö VP herrscht, dort ist die 
Angst I) gegen die Furcht und die Angst von 
Haus aus nicht nur parteipolitisch, sondern 
gesinnungsmäßig eingestel1t sind. Die Furcht 
wird von dieser Seite her genährt, wie es 
gestern von Dr. Hauser hier gesagt wurde, 
die al1es und jedes immer in das Negative 
verkehrt, die nicht nur die Regierung, son­
dern auch den Staat, das Nützlichste, als das­
jenige hinstellt, das der Bevölkerung nur 
Schaden und Leid bringen wird. Daß hier 
durch solche Verdächtigungen oder durch 
solche FormuHerungen der Bevölkerung kein 
gutes Gefühl mitgeteilt und weitergeleitet 
werden wird, das ist verständlich. (Abg. 
We i khart : Die ÖVP-Regierung ist nicht der 
Staat, und die Ö V P ist auch nicht der Staat ! -
Weitere Zwischenrufe.) Die österreichische 
Bundesregierung repräsentiert selbstverständ­
lich derzeit auch die österreichische demokra­
tische Republik. (Abg. W e i k har t :  Aber sie 
ist nicht der Staat 1 - Abg. Dr. Pit termann : 
Aber schon das Parlament auch, Herr Regens­
burger !) Damit bin ich einverstanden (Abg. 
Dipl . -Ing. Dr. O. We ihs:  Das ist aber lieb, 
daß Sie einverstanden sind I) , daß auch die 
Bundesgesetzge bung und der Herr Bundes­
präsident die Republik Österreich repräsen­
tieren, aber so direkt im Vordergrund steht 
selbstverständlich die Bundesregierung mit 
dem Parlament. (Zwischenruf des Abg. [ng. 
Kunst.) 

Nun zu meinem eigentlichen Thema, dem 
ich mich ursprünglich zuwenden wollte. Aber 
ich konnte eben nicht umhin, zu dem vorher 
Gesagten doch noch etwas hinzuzufügen. 

Mit Ziel, Zweck, notwendigem Umfang und 
Wirksamkeit eines funktionierenden Zivil­
schutzes habe ich mich ja von dieser SteHe 
aus schon des öfteren befaßt. Heute stelle 
ich einmal eine Untersuchung über den der­
zeitigen Stand des Zivilschutzes an und be­
richte über die jüngsten Bemühungen um 
einen wirksamen Zivilschutz. 

Vorausgehend wiederhole ich und eriIUlere 
ich an das, was der Zivilschutz eigentlich ist 
oder sein soll.  Der Zivilschutz hat die Auf­
gabe, der gesamten Bevölkerung durch Maß­
nahmen des Bundes, der Länder, der Gemein­
den und jedes einzelnen die besten Möglich­
keiten zu vermitteln, Notstände und Not­
stands situationen zu überstehen. Oder mit 
anderen Worten : Zivilschutz ist die Gesamt­
heit aBer humanitären Maßnahmen zum 
Schutze der Bevölkerung. Das heißt also 
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auch, daß wir Vorsorge gegen alle Katastro­
phen zu treffen haben, und zwar Katastro­
phen aller Art, aber nicht nur solcher durch 
die Einwirkung von Waffen. 

Ein Konzept für die der geltenden 
Kompetenzlage entsprechenden behördlichen 
Organisationen der zivilen Landesverteidigung 
wurde nach jahrelangen Vorarbeiten am 1 1 .  und 
1 2 .  Juni 1968 des Arbeitsausschusses Z im Blm­
desministerium für Inneres fertiggestellt und 
vom Herrn Staatssekretär Minkowitsch, dem 
derzeitigen Vorsitzenden, der Landeshaupt­
leutekonferenz überreicht. Am 31 . Oktober 
dieses Jahres hat dann der Herr Staatssekretär 
bei der Landeshauptleutekonferenz über das 
Konzept referiert ; nach Einlangen der Stel­
lungnahmen zu diesem vorgelegten Konzept 
wird dann noch der Arbeitsausschuß Z weiter 
darüber Beschluß fassen, und die endgültigen 
Ergebnisse werden dann in einer Neufassung 
des zivilen Teiles des Landesverteidigungs­
planes dem Landesverteidigungsrat vorgelegt 
werden. 

Erklärungen von seiten des Herrn Bundes­
kanzlers, des Herrn Bundesministers für Inne­
res und des Herrn Staatssekretärs bei der 
Großkundgebung des Österreichischen Zivil­
schutzverbandes am 10. Oktober 1 968 im 
Niederösterreichischen Landhaus sind für die 
zukünftigen Aktionen beziehungsweise Maß­
nahmen im Bereiche der österreichischen 
Landesverteidigung, Sektor Zivilschutz, rich­
tungsweisend. Bundeskanzler Klaus sagte bei 
dieser Tagung wörtlich : 

"Ein kleiner neutraler Staat wie Österreich 
hat nur dann eine Chance, seine Neutralität 
zu bewahren, wenn er kompromi ß- und bedin­
gungslos und unter a1len Umständen zu dieser 
Neutralität steht und weiters auch glaubwür­
dig dokumentieren kann, daß die Verletzung 
dieser Neutralität nur mit größtem Aufwand 
und Ver1usten möglich sein wird."  

"Ausdrücklich möchte ich aber feststeHen, 
daß die Zielsetzung des österreichischen Zivil­
schutzes in erster Linie nur in der humanitären 
Aufgabe liegen kann, der Zivilbevölkerung in 
Bedrohungszeiten größtmögliche Sicherheit 
und Hilfe zu vermitteln." 

"So haben wir in Österreich beispielsweise bei 
den Feuerwehren, dem Österreichischen Roten 
Kreuz, dem Arbeiter-Samariter-Bund und 
anderen Organisationen des Hilfs- und Ret ­
tungswesens sowie bei der Exekutive eine Hilfs­
a.rmee von etwa 240.000 Mann." 

Man sieht hier, wie wichtig es ist, auf die 
Einbeziehung der vorhandenen Organisatio­
nen Bezug zu nehmen. 

Ich sagte schon des öfteren von dieser SteHe 
aus, daß wir in Österreich, wenn die Koordi­
nation und das Zusammenführen gelingt, 
durchaus eine schlagkräftige Zivilschutzorgani­
sation haben. 

Ich nannte die Feuerwehren und wieder­
hole heuer die Zahlen, die uns von seiten der 
Feuerwehren zur Verfügung stehen. Wenn 
ich die Feuerwehren als Beispiel anführe, so 
nicht nur, weil eben das Brandgeschehen in 
ruhigen Zeiten für die Feuerwehren die beson­
dere Rolle spielt, sondern weil nachgewiesener­
maßen im letzten Krieg ca 80 Prozent a]]er Schä­
den im Hinterland, also hinter der Front, 
im Heimatlande, aus der Situation entstan­
den, daß Brände Verwüstungen dieses Aus­
maßes verursachten. Also 80 Prozent der 
Schäden waren im letzten Krieg auf Brand­
schäden zurückzuführen. 

Wir haben in Österreich einen Stand von 
180.000 freiwilligen Feuerwehrmännern. Wir 
haben einen Stand von 459 verschiedenen 
Sonderfahrzeugen, 963 Tanklösch- und andere 
Löschfahrzeuge, 392 sonstige Fahrzeuge, 
2071 Anhänger, 145 ortsfeste Funkgeräte, 
630 fahrbare, 42 1 tragbare, 346 fahr- und 
tragbare Funkgeräte,  3224 schwere Atem­
schutzgeräte, 10. 9 1 6  Atemmasken. 

Lehrgangsbesucher waren im vergangenen 
Jahr an österreichischen Landesfeuerwehr­
schulen 3424 festzustellen. Brände waren 
im vergangenen Jahr 8483 und technische 
Einsätze 1 7 .610 zu verzeichnen. 

Bundesminister Soronics führte bei der be­
sagten Tagung aus, daß trotz der �ielen 
Schwierigkeiten, die dieser Arbeit des Oster­
reichischen Zivilschutzverbandes entgegen­
stehen, der Zivilschutzgedanke bei der Bevölke­
rung unseres Landes starken Widerhall ge-

" Dies wird aber nur dann möglich sein, funden hat. Gerade die Ereignisse der letzten 
wenn bei allen Maßnahmen auf diesem Monate lassen es - so sagte er - notwendiger 
Gebiet die Grenze des unbedingt Notwendigen, denn je erscheinen, der Zivilschutz arbeit Vor­
Vernünftigen und auch wirtschaftlich Trag- rang zu gewähren. 
baren nicht überschritten wird. Der richtige Es klingt irgendwie nicht besonders glaub­
Weg dazu auf dem Gebiete des Zivilschutzes haft, wenn Bundesminister Soronics sagte, daß 
soheint mir in der Einbeziehung vorhandener der Zivilschutzgedanke mehr und mehr starken 
Einrichtungen und Institutionen, nicht aber Widerhall findet. Die Befragung durch das 
in der Schaffung von neuen, kostspie1igen Ein- Bundesministerium für Inneres im vergangenen 
richtungen und Organisationen zu liegen. " 

I 
Jahr brachte noch unterschiedliche Ergebnisse, 

Und er sagt weiter wörtlich : aber man konnte doch immerhin die Tendenz 
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einer Zunahme der Popularität feststellen. 
In der Zwischenzeit ist aber in den "Salzburger 
Nachrichten" am 19. November 1968 das Er­
gebnis einer Befragung veröffentlicht worden, 
die insofern interessant ist, weil die letzte 
Befragung von seiten des Bundesministeriums 
für Inneres herausgefunden hat, daß eigentlich 
von den Befragten 58 Prozent Männer und nur 
48 Prozent Frauen Anhänger des Zivilschutzes 
sind. 1967 interessierten sich für den Zivil­
schutz in der Hauptsache jüngere Jahrgänge. 

Es haben hier zwei Journalistinnen verschie­
dene Personenkreise, Frauen, befragt. Unter 
anderem : "Wären Sie bereit, im Falle eines 
militärischen Alarmes mit dem Auto die Kinder 
ihres Wohnhauses in Ausweichquartiere auf 
dem Land zu transportieren � "  Fünf von sechs 
Befragten waren dazu bereit. 

Dann : "Halten Sie eine Wehrausbildung der 
weiblichen Staatsbürger im Funk- und Nach­
richtendienste für richtig 1 "  Zwei Drittel der 
Befragten hatten nichts dagegen. 

Weiters : "Halten Sie die Einführung einer 
Militärdienstpfiicht der Frauen und Mädchen 
mit Waffen in Österreich für richtig 1 "  Ein­
deutig nein in diesem Falle. 

Weiters : "Halten Sie für richtig, daß Frauen 
und Mädchen im Frieden für den Alarmfall 
geschult und ausgebildet werden 1" Von drei 
Befragten sagten hier zwei ja.  

Deutlich war zu erkennen, daß die Frauen, 
die den zweiten Weltkrieg mitgemacht haben, 
zur Mitarbeit in einer zivilen Verteidigung 
und auch darüber hinaus bereit sind, also 
eher bereit sind als die jüngeren Jahrgänge. 
Das ist doch eine interessante Feststellung. 

Herr Staatssekretär Minkowitsch sagte auf 
der von mir genannten Tagung : "Die primäre 
Aufgabe sehe ich nicht im Entwurf des Bundes­
zivilschutzgesetzes - wofür erst eine Bundes­
kompetenz durch ein Verfassungsgesetz ge­
schaffen werden müßte -, sondern in der Ko­
ordinierung der bestehenden Einsatzorgani­
sationen und in deren funktioneller Verbin­
dung zu den vorgesehenen befugten Organen 
und Behörden." 

Aus diesem Grunde wurde dann am 5. Juli 
1968 ein Koordinationskomitee beim Bundes­
ministerium für Inneres gegründet, dem der 
Zivilschutzverband, der Feuerwehrverband, das 
Rote Kreuz und der Arbeiter-Samariter-Bund 
bereits die freiwillige Mitarbeit zugesagt haben. 

Da, wie bekannt, Katastrophenhilfe aller 
Art Ländersache ist, wurde in den letzten 
Wochen auch noch ein Kontaktkomitee ins 
Leben gerufen, dem unter anderem auch drei 
Landeshauptleute und zwei Landesamts­
direktoren angehören. 

Sicherlich besteht die Forderung nach einem 
Katastrophenhilfsdienstgesetz zu Recht. Aber 
wenn man die Gesetzeslage, die Bundesgesetzes­
lage und die Landesgesetzeslage, in den einzelnen 
Bundesländern durchsieht und sie zusammen­
führt, dann staunt man, daß wir auch in der 
Legislative schon eine breite Basis der Wirk­
samkeit haben. 

Wir wissen, daß nur der Herr Bundespräsi­
dent und ein Bürgermeister in gewissen Fällen 
und Situationen ein Notverordnungsrecht be­
sitzen und nun die Möglichkeit einer N ot­
verordnung auch für den Landeshauptmann 
eingeführt werden soll ; aber das wichtigste, 
so glaube ich schon, ist die Koordination. 

Wenn ich nun das Land Tirol als Beispiel der 
bereits vorhandenen legislativen V orausset­
zungen anführe, so glaube ich sicher mit Recht 
behaupten zu können, daß es so ähnlich auch 
in anderen Bundesländern ist. 

Schon im § 1 des Landesfeuerwehrgesetzes 
des Landes Tirol heißt es : "Die Feuerwehren 
sind einheitlich gestaltete, von geschulten 
Kräften geführte und unter Aufsicht der 
Landesregierung stehende Gemeinschaften, die 
den Gemeinden oder bestimmten Betrieben 
zur Hilfeleistung bei Notständen aller Art 
zur Verfügung stehen." 

Und im § 5 ist sogar die Möglichkeit eröffnet, 
wenn auf der freiwilligen Basis eine solche 
Schutzorganisation nicht aufgestellt werden 
kann, auch eine Pfiichtorganisation, also in 
diesem Falle eine Pfiichtfeuerwehr, zu schaffen. 

Dann können herangezogen werden : das 
Wehrgesetz, das Reichssanitätsgesetz, das Was­
serrechtsgesetz, das Forstrechtsbereinigungs­
gesetz, das Bundesstraßengesetz, das Gemein­
desanitätsgesetz, die Feuerpolizeiordnung und 
das Tiroler Straßengesetz. 

Ich will die Passagen in den einzelnen 
Paragraphen nun nicht zitieren, um meine 
Ausführungen nicht allzu sehr in die Länge 
zu ziehen, aber ich kann hier die Feststellung 
treffen, daß es bei einer Koordinierung und 
Zusammenführung, also einer Sache, die vom 
Land Tirol bereits in einer Broschüre vorge­
nommen wurde, bereits möglich ist, auf der legis­
lativen Basis schon jetzt die Befehlsübermitt­
lung, die Anordnung und alle Maßnahmen für 
einen Einsatz größeren Umfanges sicherzu­
stellen. 

Von den finanziellen Aufwendungen wird 
immer wieder gesagt, daß sie zu niedrig seien. 
Ich bin auch der Meinung, daß wir hier mehr 
Geld vertragen, verbrauchen und anwenden 
könnten, aber auch diese Klage allein ist nicht 
ganz berechtigt. Wir haben wohl im Budget 
1969 für den Zivilschutz nur 7,4 Millionen 
Schilling. Wir müssen aber wissen, daß da-
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durch, daß Katastrophenhilfe eben Länder­
sache ist, auch von den Ländern her diesen 
Institutionen und Organisationen eine Menge 
Geld zufließt. Vom Lande Tirol zum Beispiel 
wurden von den Jahren 1945 bis 1965, also in 
20 Jahren, allein für Gerätehäuser 46 Mil­
lionen Schilling aufgewendet, für die Aus­
rüstung der Feuerwehr 48 Millionen Schilling 
und von 1955 bis 1964 aus dem Landesfeuer­
wehrfonds zur Förderung aller Maßnahmen zur 
Brandbekämpfung und Brandverhütung 33 Mil­
lionen. Man muß dabei auch wissen, daß 
schon im Jahre 1 961 den Bundesländern aus der 
Feuersschutzsteuer 50 Millionen Schilling 
zugeflossen sind und daß es heuer, im Jahre 
1968, 90 Millionen sein werden. Allein die 
Bundeshauptstadt Wien hat bereits im Jahre 
1961 für ihre Feuerwehr bei 99 Millionen 
Schilling aufgewendet, und im Jahre 1967 

waren es über 101 Millionen Schilling. 
Würde man nun alle diese Beträge von Ge­

meinden, Ländern und Bund summieren, ich 
glaube, Herr Abgeordneter Mondl, dann kämen 
wir auf die Forderung dieser 10 Prozent vom Ver­
teidigungsbudget, das heißt, daß wir min­
destens rund 350 Millionen bis 400 Millionen 
Schilling pro Jahr zusammenbringen würden, 
wenn wir in der Lage wären, alle diese Auf­
wendungen zu addieren. Man könnte vielleicht 
einen Vorschlag machen, der nicht allzusehr weh 
täte und doch weitere finanzielle Mittel brin­
gen würde, indem man nämlich die Feuer­
schutzsteuer, die ich nannte, unter Umständen 
in Katastrophensteuer oder Zivilschutzsteuer 
umbenennen könnte - das ist nur ein Vor­
schlag - und daß man diese Steuer eventuell 
auch erhöhen könnte. 

Zu den Hauptproblemkreisen eines wirk­
samen Zivilschutzes gehören selbstverständ­
lich auch der Alarmdienst, die baulichen 
Schutzmaßnahmen, der Selbstschutz und die 
behördlichen Maßnahmen. Ich will nur noch 
stenogrammartig auf die Forderungen und 
Notwendigkeiten eingehen. 

Es ist selbstverständlich, daß der Alarm­
und Warndienst eine Voraussetzung für einen 
funktionierenden Zivilschutz ist. Man glaubt, 
daß gerade hier sehr viel Geld benötigt werden 
würde. Die Untersuchungen des Bundes­
ministeriums für Inneres haben aber er­
geben, daß man in den rund 3600 Gemeinden 
Osterreichs jetzt schon 5060 funktionierende 
Sirenen hat. Es ist selbstverständlich, daß 
dabei auch Rundfunk und Fernsehen und die 
privaten postalischen Fernsprech-, Fern­
schreib- und Funknetze mit einbezogen werden 
müßten. 

Auch die baulichen Schutzmaßnahmen sind 
ein Problem, das den Ländern und auch dem 
Bund schon jahrelang Kopfzerbrechen bereitet. 

Aber auch hier haben die Erhebungen ergeben, 
daß wir mehr haben, als wir eigentlich von der 
Seite her gesehen glaubten. Das Bundes­
ministerium für Bauten und Technik hat 
Richtlinien erlassen ; einige Bundesländer haben 
bereits die Richtlinien übernommen. Bei der 
letzten Baudirektorenkonferenz wurde der 
§ 12 der steirischen Landesbauordnung als Vor­
bild hingestellt. Es wurde der Beschluß 
gefaßt, diesen Paragraphen als Vorbild bei 
eventuellen N ovellierungen, was den Schutz­
raumbau betrifft, zu übernehmen. 

Aber man höre und staune ! Wir sind schon 
jetzt in der Lage, rund 75 Prozent der öster­
reichischen Bevölkerung schutzraummäßig 
wenigstens behelfsmäßig unterzubringen. Von 
Österreichs Hausbestand von rund 
1,100.000 Häusern sind 40 Prozent Althäuser, 
deren Kellerräume und Kellerdecken trümmer­
sicher sind und wo die Ausstattung und Adap­
tierung zu einem ordentlichen Grundschutz 
nicht allzu teuer käme. Wir können also in 
Österreich bereits 75 Prozent, das sind 4,5 Mil­
lionen Menschen, behelfsmäßig bezüglich des 
Schutzraumes bedienen ; könnten - Gott sei 
Dank ! Die Kostenfrage wäre nicht so schlimm 
und nicht so gravierend, wenn der Schutzraum 
vorzeitig in Neubauten eingeplant ist. Die 
Mehrkosten betragen nur zwischen 1 und 2 Pro­
zent, bei Einfamilienhäusern zwischen 2 und 
3 Prozent ; aber ein nachträglicher Einbau, 
wenn bei dem Haus kein Schutzraum einge­
plant ist, stellt sich selbstverständlich in den 
Kosten bedeutend höher. 

Es ist ganz klar, daß der Selbstschutz, dem 
gerade Staatssekretär Minkowitsch eine be­
besondere Bedeutung beimißt, das Wichtigste 
ist. Denn allein die Kenntnisse des Selbst­
schutzes bieten schon in der Verhaltensweise 
einen gewissen Schutz, und das Überleben 
bietet dann auch die Möglichkeit des sogenann­
ten behördlichen Einsatzes. Zu den Maß­
nahmen gehört die Ausbildung in Erster 
Hilfe, Bergung, Rettung, Bekämpfung von 
Bränden, Entstrahlung und Entseuchung. Daß 
weiters auch die Haushaltsbevorratung zum 
Selbstschutz gehört, ist wohl auch noch eine 
Selbstverständlichkeit. 

Es besteht bereits ein Selbstschutzkonzept, 
aber dieses Konzept geht von der Annahme aus, 
daß der Ausbau des gesamten österreichischen 
Zivilschutzes nur stufenweise erfolgen kann. 
Wenn dann die Gefährdung Schwerpunkte 
erreicht, reicht der Selbstschutz nicht mehr aus, 
und es tritt dann eben der behördlich organi­
sierte Einsatz in Kraft. Dort müssen dann die 
vorhandenen oder noch auszubildenden Ein­
heiten des Hilfs- und Rettungsdienstes sowie 
der Exekutive in Aktion treten. 

685 
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Vielleicht auch im Zusammenhang mit dem 
Selbstschutz und auch mit dem behördlich 
organisierten Zivilschutz ein Vorschlag, der 
sich überlegen ließe, daß man nämlich am 
Beginn oder am Ende des Schuljahres im Zuge 
des Polytechnischen Lehrganges vielleicht die 
Burschen in eine Landesfeuerwehrschule oder 
in eine Zivilschutzschule und die Mädchen zum 
Roten Kreuz oder in ein Krankenhaus schickt, 
damit sie eine Woche in ihrer Ausbildung die 
Möglichkeit hätten, nicht nur hinsichtlich 
des Selbstschutzes, sondern auch im Hinblick 
auf einen organisierten Einsatz in irgendeiner 
Organisation die nötige Vorbildung mitzu­
bekommen, um sich dann auch in ihrer Ent­
scheidung bezüglich des freiwilligen Beitrittes 
zu einer Hilfsorganisation leichter zu tun. 

Nun zum Schluß noch drei Feststellungen : 
Beim Aufbau und bei den Bemühungen um 
einen wirksamen Zivilschutz dürfen wir uns 
nicht vom Trauma der Atombombe leiten 
lassen. Ferner sei auch festgestellt, daß ein 
Zivilschutzsystem nach dem Vorbild des 
zweiten Weltkrieges, nach dem Luftschutz 
organisiert, im Hinblick auf die technische 
Entwicklung in der Zwischenzeit auch nicht 
mehr zur Gänze entsprechen würde. Außer­
dem steht aber auf jeden Fall auch noch fest, 
daß man für die Komplettierung - wir haben ja 
schon sehr viele Maßnahmen gesetzt, wie ich 
bereits sagte -eines wirksamen österreichischen 
Zivilschutzes noch ein großes Maß an freiwilliger 
Mitarbeit braucht. Die Demokratie zählt eben 
auf die freiwillige Mitarbeit aller, aber auch 
auf die Bereitschaft eines jeden, der Gemein­
schaft, je nach dem Ausmaß seiner Gaben und 
Güter, zu dienen. 

Kürzlich las ich einmal, daß in Österreich 
ein neuer Adel im Entstehen sei (Abg. Hart l :  
WaB, ein Adel ? Wo ?) und daß dieser Adel 
demjenigen zukomme, der der Allgemeinheit 
mehr gibt, als er von ihr will. (Abg. H art l : 
Sehr gut !) Ich glaube, daß gerade dieses 
Sprichwort in meinem Thema seinen 

.
Platz 

findet. Ich danke. (Beifall bei der O v  P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Czettel das Wort. 

Abgeordneter Czettel (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Der Herr Abgeord­
nete Dr. Kranzlmayr hat während der Rede 
meines Klubkollegen Dr. Tull laut stenogra­
phischem Protokoll folgenden Zwischenruf 
gemacht : "Hoffentlich kann der Untersuchungs­
ausschuß auch in den Akt Einsicht nehmen, 
wo etwas über Sie drinnensteht !" Und der 
Herr Abgeordnete Hartl hat nach dem Proto­
koll gesagt : "Genau, richtig ! "  

Herr Dr. Kranzlmayr ! E s  ist j a  Ihre Art, 
beim Beginn einer jeden Rede so zu tun, als 

seien Sie das Musterbeispiel der Objektivität 
und als seien nur Sie der, der wisse, was er 
sage. Ich nehme also an, Sie haben gewußt, 
was Sie gesagt haben. Ich muß Sie jetzt aus 
Gründen, die ich dann erläutern werde, bitten, 
sich gegebenenfalls doch zu Wort zu melden, 
um näher zu erklären, was Sie damit gemeint 
haben. 

Das ist jetzt keine I-Tüpferl-Reiterei : Die 
dunkelste Zeit in der jüngeren Geschichte des 
Innenministeriums war doch, als die Öffent­
lichkeit davon erfuhr, daß in diesem Mini­
sterium zu Tausenden und Zehntausenden Auf­
zeichnungen über Staatsbürger dieser Republik 
bestehen. Ich will jetzt auch, Herr Staats­
anwalt, in aller Bescheidenheit für mich das 
Recht in Anspruch nehmen, daß ich über diesen 
Tatbestand einen Bericht an die Regierung 
gegeben und verlangt habe, daß ein Minister­
komitee einberufen werde, an dem unser Kol­
lege Dr. Broda und der damalige Staatssekre­
tär Dr. Hetzenauer teilgenommen haben. 
Wir haben im Zusammenhang mit einer 
großen Kommission veranlaßt, daß alle diese 
Aufzeichnungen überprüft werden. Das Er­
gebnis dieser Untersuchung wurde dem Mini­
sterrat berichtet. Im Auftrag des Minister­
rates habe ich dann Auftrag gegeben, Herr 
Staatsanwalt, etwa 36.000 solcher festgestellter 
Spitzelakten zu verbrennen. Wir waren damals 
in der Bundesregierung der Meinung, daß 
mit diesem Akt ein erheblicher Teil des Miß­
trauens, das im Zusammenhang mit diesen 
Spitzelakten gegen das Innenministerium be­
stand, doch abgebaut werden konnte. 

Wenn Sie nun, Herr Staatsanwalt, durch 
Ihren Zwischenruf, von dem ich annehme, daß 
Sie ihn bewußt gemacht haben, bei uns und 
in der Öffentlichkeit den Eindruck hinter­
lassen - es muß ein solcher Eindruck sein -, 
daß jetzt in der Zeit der Alleinregierung der 
ÖVP wieder solche Spitzelakten existieren - bei 
einem Akt Tull kann es sich nur um einen sol­
chen handeln -, dann frage ich Sie, Herr 
Staatsanwalt : Welche Ursache haben Sie, 
das hier zu sagen 1 Ich frage auch den Herrn 
Innenminister, was er zu diesem Zwischenruf 
zu sagen hat. 

Ich gehe noch weiter, Herr Staatsanwalt, 
weil Sie heute den Lehrmeister gespielt haben. 
Ich halte allerhand aus, und ich stehe auch für 
das gerade, was immer ich in meiner politischen 
Funktion getan habe. Aber, Herr Staats­
anwalt Dr. Kranzlmayr, wenn wir schon hart 
miteinander reden - und das gehört zu einem 
Parlament - :  Sie sind zwei Jahre als Staats­
sekretär in dem Ministerium gesessen und haben 
gewußt, daß es diese Akten gibt. Sie haben 
dazu geschwiegen, und heute stehen Sie hier 
und spielen den Anwalt der Republik, der 
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damals versagt hat ! ( Zustimmung bei der 
SPÖ.) 

Menschen, auch wenn wir hart miteinander 
sprech en, zugetan. Bei uns geht die Politik 
doch nicht so weit, daß wir uns. als Menschen 
gleich hassen müssen, wenn wir verschiedener 
Auffassungen sind. Ich habe mich auch 
mit Ihren Parteifreunden in den letzten Jahren 
menschlich ganz gut vertragen. Das hat 

Mit diesem Feuer sollen wir uns nicht spielen ! 
Das ist vielleicht das heikelste Gebiet der 
Sicherheitsverwaltung, nämlich das Gebiet des 
staatspolizeilichen Dienstes. Ich gebe allen 
recht, die sagen, daß mit dieser Geheimnis­
krämerei Schluß gemacht werden muß und 
daß man unentwegt prüfen muß, welchen 
Platz ein solches Organ in einer modernen 
demokratischen Staatsverwaltung hat, und 
daß man unentwegt bemüht sein muß, natür­
liche Erscheinungen des Erweiterns, des Außer­
die-Kompetenzen-Springens unter Kontrolle 
zu bekommen. Jawohl, das ist die heikelste 
Aufgabe ! 

nichts damn gehindert, daß wir uns hiel' aus­
einandergesetzt haben. Aber wenn Sie heute 
hier tun, als wäre mit Helmer die Partei damals 
anders geweEien, bringen wir Ihnen den Nach­
weis, daß Sie damals genauso verdächtigt 
haben wie heute, daß Sie sich also nicht ge­
ändert haben ! 

Ich möchte das deshalb gesagt haben, 
weil diese "rote Katze" auch in der Rede 
des Kollegen Suppan durchgeklungen ist. 
Wenn ich Ihnen auch auf die Nerven gehe, 
meine Damen und Herren : Bei den nächsten 
Wahlen wh-d Ihnen nicht das gelingen, was 
Ihnen im Jahre 1966 gelungen i st. Wir werden 
Ihnen bei jeder Gelegenheit, bei der Sie diese 
krepierte "rote Katze" hervorheben, auf die 
Finger klopfen. Glauben Sie uns das l Vielleicht 
haben wi�' die Chance, daß uns jener Teil der 
Bevölkerung, den Sie mit dieser Walze noch 
vor zweieinhalb Jahren beeinflussen konnten, 
diesmal besser versteht. 

Aber wenn jetzt wieder gemunkelt wird, 
und heute ist es - das hätte ich nie geglaubt -
auch im Parlament zur Sprache gekommen, 
wennzu den Spionagegeschichtenjetzt auch noch 
dieser Verdacht kommt, dann kann ich nur sagen : 
Armes Innenministerium, wo bist du in den 
letzten zwei Jahren hingekommen � Gestatten 
Sie mir diese Bemerkung. (Beifall bei der Sp(j.) 

Herr Staatsanwalt ! Sie haben auf Oskar 
Helmer hingewiesen, was wir würdigen. Bei 
uns war Oskar Helmer immer d e r  große 
Innenminister Österreichs. Das war nie be­
stritten. Er war vor allem deshalb der große 
Innenminister - das weiß man auch in ganz 
Österreich -, weil er und mit ihm die Sozia­
listische Partei mutig gegen die Gefahr des 
Kommunismus aufgetreten ist. Wenn Sie jetzt 
Oskar Helmer so loben, was wir würdigen, 
und die Dinge so darstellen, als wäre es damals 
anders gewesen als heute, weil damals andere 
Leute bei der SPÖ waren, dann muß ich 
Ihnen sagen : Es war noch Oskar Helmer 
Innenminister, Herr Staatssekretär und Herr 
Staatsanwalt Dr. Kranzlmayr, es war damals 
bekannt, daß Helmer und seine Partei den 
Kommunismus in Österreich bekämpft haben, 
und damals, 1956, hat Ihre Partei Plakate wie 
dieses (das "Rote Katze" -Plakat entfaltend) 
herausgegeben. (Zwischenrufe .) 

Nein, so ist es nicht, daß es heute anders 
bei den Sozialisten ist, als es damals war. 
Ich habe noch einige solche Blüten. Trotz 
Helmer und trotz allem, was die Bevölkerung 
übel' Helmer und scine Politik gewußt hat, 
haben Sie die Partei eines Oskar Helmer 
der Kommunistenfreundlichkeit bezichtigt, ob­
wohl Sie gewußt haben, wie diese Partei zum 
Kommunismus gestanden ist. (Abg. Doktor 
Kra nzlmayr:  Aber mit Herrn Minister' Helmer 
hat das gar nichts zu tun!) 

Herr Staatsanwalt ! Was für eine Politik 
ist denn das 1 Ich vertrage mich mit Ihnen, 
wenn wir auf Urlaub fahren, wahrscheinlich 
auch ganz gut. Wir sind einander doch als 

Ich möchte aber doch vor allem zum Kapitel 
Inneres kommen und zunächst, weil die Bud­
getdebatte in den ersten Tagen - auch bei 
der ersten Lesung - doch im wesentlichen 
die wirtschaftspolitischen Probleme behandelt 
hat, auf eine Behauptung, die heute wieder 
vom Kollegen Suppan aufgestellt worden ist, 
eingehen. Er hat gemeint, wir seien in die 
Opposition gegangen, weil wir gewußt haben, 
was für eine wil'tschaftljche Rezession in Europa 
eint!'eten werde. Herr Kollege Suppan ! Auch 
hier soll man nicht bewußt oder unbewußt 
versuchen, die Geschichte zu verfälschen. 

Nicht nur wir, sondern die Faohleute -
auch Ihre Fachleute ! ,  das haben wir wieder­
holt hier erklärt - haben im Jahre 1965 
deutlich gesehen, wie sich die Wirtschaft 
Österreichs und Europas in den nächsten zwei 
oder drei Jahren entwickeln wird. Es ist 
ja auoh deshalb zu den Neuwahlen am 6. März 
1966 gekommen, weil wir uns im Oktober 1965 
nicht über das Budget für das Jahr 1 966 
einigen konnten, da Ihre Partei damals eine 
Investitiomlpolitik durchführen wollte, die 
nach unserer Auffassung gerade das Gegenteil 
von dem erreicht hätte, was wir erreichen woll­
ten, nämlich dieser drohenden Wirtschaftsge­
gefahr entgegenzuwirken. Wir sind deshalb 
dann nicht in die Regierung gegangen, weil 
Sie uus als Mehrheit Bedingungen stellen 
wollten, die - was auch schon von diesem 
Platz in den letzten Tagen wiederholt erklärt 
wurde - eine so große Par tei, auch wenn sie 
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zur Minderheit geworden ist, einfach nicht 
annehmen konnte. Daher sagen Sie nicht, 
wir hätten Fahnenflucht begangen. 

Jetzt regieren Sie allein, und jetzt müssen Sie 
das, was Sie machen, allein verantworten. 
Was in den letzten Tagen immer durchge­
klungen ist, kommt mir so vor : Sie sehen Ihre 
Erfolge in dieser sehr interessanten Ausein­
andersetzung in der Regel dort, wo es Ihnen 
so recht und schlecht gelungen ist, das jetzt 
einigermaßen zu erhalten, was wir in der 
Koalition an Erfolgen errungen haben. Das 
sind Ihre größten Erfolge : was wir uns in der 
Koalitionszeit geschaffen haben, zu erhalten. 
Wir weisen nach, daß das nicht genügt. 
Sie haben nämlich auch vieles von dem, was 
wir in der Koalition geschaffen haben, wieder 
verspielt und preisgegeben. Kollege Suppan, 
blasen wir nicht in dieses Horn ! Sie werden 
bei den kommenden Wahlen - ganz gleich, 
wann sie stattfinden werden - als alleinverant­
wortliche Regierungspartei dem österreichi­
schen Volk Rede und Antwort stehen müssen. 

Sehr interessant ist auch : Der Herr Finanz­
minister, der im Parlament sehr wortkarg 
ist und nur selten auf konkrete Vorwürfe 
antwortet, hat am vergangenen Wochenende 
in Oberösterreich laut einer Mitteilung in 
der Presse erklärt, diese Regierung habe mit 
ihrem Budget, a.Iso mit diesem Voranschla,g, 
bereits die Weichen bis weit über das Jahr 
1970 hinaus gestellt. - Phantastisch klingt 
das ! Wenn man sich diese Weichenstellungen 
anschaut und den gleichen Finanzminister 
Koren und seine revidierte Budgetvorschau 
hernimmt, dann hat man eine konkrete V 01'­

stellung, wohin diese Weichen gestellt sind, 
nämlich dahin, daß wir nach den Angaben 
des Herrn Professor Koren im Jahre 1 970 
mit einem Budgetdefizit von 15,8 und im Jahre 
1 97 1  mit einem solchen von 18,2 Milliarden 
werden rechnen müssen. Eine solche Weichen­
stellung für die Zukunft hätte sich das öster­
reichische Volk bestimmt ersparen können. 
Darüber noch froh zu sein und dann zu sagen, 
den Minderheitsbericht der SPÖ könne man 
als "bequemen Schlagwortkatalog" bezeich­
nen, nimmt uns nur wunder. 

Unsere Alternative war heuer eindeutig 
unser Ökonomisches Programm, unser Wirt­
schaftsprogramm. Ich gebe zu, da kann 
man jetzt sagen, das sei ein Schlagwortkata­
log. Dr. Staribacher hat aber in der General­
debatte ziemlich überzeugend dargestellt, 
(Abg. Dr. Haide r .'  "Ziemlich" überzeugend 1) , 
wie sehr es die lebendige Politik betrifft. 

Wenn dieses Wirtschaftsprogramm unter 
der Pacole "Leistung, Aufstieg, Sicherheit" 
steht, so verstehen wir Sozia.Iisten unter "Lei­
stung" in diesem gesamtökonomischen Zu­
sammenhang die bewußte, die planmäßige 

Erschließung des wirtschaftlichen Reichtums 
unseres Landes, an dem jeder einzelne ent­
sprechend seinen Fähigkeiten teilnehmen soll. 

Wenn wir vom "Aufstieg" reden, dann 
meinen wir - das geht aus dem Programm 
hervor - tatsächlich ein dynamisches Wachs­
tum der Wirtschaft und somit auch der Lei­
stungsfähigkeit unserer Wirtschaft, eine ge­
rechte Verteilung des Arbeitsertrages und eine 
Verwendung dieses Arbeitsertrages im Rah ­
men einer Politik, die dem kulturellen und 
sozialen Aufstieg der Menschen dienen soll. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang von 
"Sicherheit" reden, meinen wir natürlich 
die Beseitigung aller Gefahren, die die schöpfe­
rische Leistungsfähigkeit, den wirtschaftlichen, 
kulturellen und sozialen Aufstieg der Menschen 
bedrohen können. 

Wenn wir derzeit an einem Human-Pro­
gramm arbeiten, in dem der Versuch unter­
nommen werden wird, die neuen Felder der 
Sozia,l-, der Bildungs- und der Kulturpolitik 
zu'�'erschließen, in die die Politik noch nicht 

,1;; ' sol%bewußt zum Wohle der Menschen einge-
drungen ist, werden wir auch über dieses Pro­
gramm zu einem gewissen Stadium der Sicher­
heit der Menschen kommen, weil wir der 
Meinung sind, die Menschen unserer Zeit 
wollen sowohl in Freiheit als auch in Sicher­
heit leben. Es muß doch Aufgabe der Gesamt­
politik sein, diesen natürlichen menschlichen 
Bedürfnissen entgegenzukommen. 
-

Ich möchte heute über einen ergänzenden 
Begriff det" Sicherheit reden, nämlich übet die 
öffentliche Sicherheit. Dieser verfassungs­
rechtliche Titel ist nicht schön. Damit man 
aber die Bedeutung dieses Sicherheitsbegriffes 
einigermaßen erfassen kann, dürfte es doch 
am besten sein, darauf hinzuweisen, wo derzeit 
die öffentliche Unsicherheit herrscht und 
wie diese Unsicherheit aussieht. 

Dazu möchte ich nur ein paar Zahlen nennen, 
die ich aus der Kriminalstatistik für das Jahr 
1966 herausgeschrieben habe. Wir haben 
in Österreich im Jahre 1966 49 Morde gehabt, 
72 Mordversuche, 18 Kindesmorde und 14 Tot­
schläge. An leichten und schweren körper­
lichen Beschädigungen weist die Statistik 
für 1966 mehr als 31.000 aus. Einbruchs­
diebstähle, K.raftfahrzeugdiebstähle und andere 
Diebstähle wurden rund 51 .000 begangen ; 
auch über 461 Raubfälle, 205 Brandstiftungen 
und 926 Delikte gegen das Waffengesetz 
berichtet die Kriminalstatistik. Und, was wir 
heute schon gehört haben : rund 2000 Tote, 
die jährlich der Straßenverkehr mit sich 
bringt. 

Diese paar Zahlen - die Statistik geht ja  
noch viel weiter - beleuchten doch die Not­
wendigkeit, das Gebiet der öffentlichen Sicher-
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heit ernst zu nehmen. Andererseits dürfen wir 
aber nicht zulassen, daß unser Land jetzt ein 
kleiner Polizeistaat wird. Es ist notwendig, 
unentwegt an echten Reformen der Sicherheits­
organisation zu arbeiten, die den neuen Er­
fordernissen der Sicherheitsverwaltung ent­
sprechen. 

Ich möchte, bevor ich zu den konkreten 
und auch umstrittenen Problemen etwas sagen 
will, doch vorweg feststellen : Man wird die 
neuen Gefahren der öffentlichen Sicherheit -
das haben wir immer vertreten - nicht allein 
mit Methoden und Aktionen der Polizei 
überwinden können. Ich bin persönlich der 
Meinung, daß angesichts dieser Zahlen, an­
gesichts dieser Fakten vor allem auf dem Ge­
biet des Erziehungswesens mehr als bisher 
geschehen müßte. Ein Kind, das zu Hause 
oder in der Schule nicht lernt, vor dem anderen 
Menschen Achtung zu haben, wird später 
zwischen Dein und Mein nicht unterscheiden 
können, und der Weg vom kleinen Diebstahl 
zum Raub und von der kleinen Gewalttätig­
keit zum Mord ist oft ein viel kürzerer, als viele 
von uns annehmen. 

Ich möchte jetzt keinen Moralapostel spie­
len, aber ich meine : Solange der Playboy, 
das arbeitsscheue und verhätschelte Gespenst 
einel' Jugendwelt, in den Illustrierten als 
da.s Idol der jungen Generation dargestellt 
wird , soll man sich nicht wundern, daß es 
in vielen Familien, in denen junge Menschen 
leben, zu Spannungen kommt, deren Ent­
artungen unter Umständen Verbrechen sein 
könnten. 

Wer nach einer faszinierenden Sportsen­
dung im Fernsehen via Bildschirm aufgefor­
dert wird, aus Dankbarkeit für die gute Sen­
dung Schnaps zu trinken, wird gegebenenfalls 
schwer begreifen, daß er für eine böse Tat, 
in Trunkenheit begangen, bestraft werden 
muß. Ich möchte damit nur andeuten, daß 
die Erziehung im Zusammenhang mit der 
Überwindung der öffentlichen Unsicherheit 
eine große Rolle spielt und daß ihr in der ge­
samten Politik mehr Gewicht als bisher ver­
liehen werden soll. 

Warum sage ich Ihnen das � Weil wir Sozia­
listen nachweisen können - und damit komme 
ich zur Widerlegung einiger heute vorgebrach­
ter konkreter Vorwürfe -, daß wir auch 
als Opposition, immer dann, wenn wir überzeugt 
worden sind, daß Maßnahmen beabsichtigt 
wurden, die zur Bekämpfung dieser großen 
Gefahren auf dem Sektor der öffentlichen 
Sicherheit notwendig waren, nicht nur mitge­
stimmt, sondern auch selber eine Reihe 
von Initiativ'en ergriffen haben und vielfach 
auch Vorlagen vorlagen, die die Regierung 
ins Haus gebracht hat, durch unsere konstruk­
tive parlamentarische Tätigkeit verbesserten. 

Herr Dr. Kranzlmayr und Herr Kollege 
Suppan ! Welchen Sinn hat es denn, dem 
Obmann des Verfassungsausschusses, den Sie 
heute mehrmals zitiert haben, V ol'würfe zu 
machen ? Die wichtigsten Vorlagen, die in den 
Verfassungsausschuß gekommen sind und von 
denen auch Sie wissen mußten, das sie die 
Zustimmung der Sozialisten erhalten könnten, 
wurden doch gerade durch die Mitarbeit der 
Sozialisten im VerfsJssungsausschuß erst gute, 
brauchbare Gesetze. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, 
weil das auch in das Gebiet dei.' Sicherheits­
verwaltung fällt, an das Waffengesetz erinnern. 
Das Waffengesetz ist gekommen, und da 
sind bei Ihnen einige Herren aufgetaucht 
- ich nenne jetzt keine Namen -, haben 
Veränderungen der Vorlage verlangt und in 
Ihrer Partei auch durchgesetzt. Wir haben 
damals diese Bemühungen als Anliegen der 
Waffenhändler qualifiziert, also jener Leute, 
die mit den Waffen in Österreich ein Geschäft 
machen wollen. Wir haben uns gegen diesen 
Geist gewendet, selber Vorschläge gemacht 
und im Zuge einer Enquete damals auch die 
Mithilfe vieler Experten, der Elternvereinigun­
gen und der Kirchen erreicht. Es ist ein 
Gesetz zustande gekommen, mit dem man 
etwas anfangen kann, jedenfalls ein viel besse­
res Gesetz, als es ursprünglich ausgesehen hat, 
und zwar dank der Mitarbeit der Sozialisten. 

Meine Damen und Herren ! Sie haben uns 
ein Computergesetz vorgelegt, das die Daten­
verarbeitung bei der Strafregisterführung ein­
führen soll. Wir haben an dem Gesetz mitge­
arbeitet, weil wir uns davon überzeugen ließen, 
daß eine moderne Sicherheitsverwaltung ein 
solches Elektronengehirn braucht. 

Wir haben derzeit die Beratungen über das 
Waffengebrauchsgesetz. Wir werden nicht 
hudeln, Kollege Suppan ! Das Gesetz wird 
gründlich beraten werden müssen. Ob es 
vier oder fünf Wochen früher oder später 
fertig werden wird, ist wirklich nicht ent­
scheidend. Aber haben Sie nicht auch das 
Gefühl, daß die Gesetzesbestimmungen durch 
unsere Initiative, eine Enquete durchzuführen, 
produktiver und konstruktiver geworden sind, 
als sie es gewesen wären, hätten wir das alles, 
was wir vorgeschlagen hatten, nicht durch­
geführt � 

Welchen Sinn hat es, uns so herzustellen, 
als würden wir aus Boshaftigkeit oder ganz 
gleich aus welchen Gründen in den wichtigen 
Fragen, die entschieden werden sollen, Schwie­
rigkeiten machen ? 

Wir haben allerdings - und das geben wir 
gerne zu - einer Reihe von Gesetzen, die Sie 
eingebracht haben, keine Zustimmung gege­
ben, wir haben dagegen gestimmt, und waren 
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es Verfassungsgesetze, haben wir die Gesetz­
werdung verhindert. 

Meine Damen und Herren! Alles, was 
nach unserer Meinung zur Hebung der öffent­
lichen Sicherheit beitragen könnte, haben 
wir unterstützt und alles. was unserer Ansicht 
nach die öffentliche Sicherheit verschlechtern 
könnte, haben wi.e abgelehnt . 

Wir haben das Kompetenzgesetz, das Sie 
1966 eingebracht haben, abgelehnt. Meine 
Damen und Herren ! Wo sind denn jetzt ein 
paar Bauern � - Ich bitte Sie : Geben Sie mir 
jetzt recht oder nicht : Wir haben Ihnen 
damals zum Beispiel nicht nur gesagt, daß es 
sinnlos ist, jetzt wichtige Sicherheitskompeten­
zen des Innenministers an die Landeshaupt­
leute und an die Bezirkshauptleute abzugeben. 
Das haben Sie mit einem einfachen Gesetz 
zustandegebracht, Sie spüren heute selber, 
wohin das führt. Aber Sie haben damals 
auch dem Innenministerium die Ernährungs­
kompetenz weggenommen, und zwar mit der 
Begründung : Die Zeit ist vorbei, in der die 
Konsumenten einen eigenen Schutz im Innen­
ministerium brauchen. Die Konsumenten bei 
Ihnen haben sich nicht durchgesetzt, und das 
Landwirtschaftsministerium hat allein diese 
Kompetenzen bekommen. 

Jetzt erinnere ich Sie an folgendes : Die 
ganze Zeit, solange es einen roten Innenminister 
gegeben hat, hat Ihr "Bauernbündler" ,  haben 
Sie, die Sprecher in den Bauernversamm­
lungen, den Bauern eingeredet : Ihr kriegt ja 
deshalb nicht mehr für euer Schlachtvieh, weil 
der rote Innenminister derartigen Wünschen 
nicht zustimmt!, was sachlich völlig falsch 
und sinnlos war. Aber das war damals Ihre 
Ausrede. Jetzt hat diese Kompetenz nur die 
ÖVP und nur ein Minister, und noch dazu der 
Landwirtschaftsminister, von dem man doch 
annehmen könnte, er werde jetzt allein, ohne 
das Vetorecht eines "roten" Innenministers, 
leichter mit diesen Problemen fertig werden. 
Ich darf nur ein paar Zahlen nennen : 1965 
haben die Bauern für das Einstellvieh pro Kilo 
Lebendgewicht 17 S bekommen, weil der rote 
Innenminister angeblich nicht zugestimmt hat, 
daß die Preise steigen dürfen . Jetzt, nach 
zweieinhalb Jahren ÖVP-Alleinregierung, 
kriegen die gleichen Bauern 15 S !  Ich frage 
Sie : Wer hat jetzt die Schuld ? Im Jahre 1955 
hat der Bauer : . . (Widerspruch bei der Ö VP.) 
In Las see habe ich mir am Samstag das alles 
aufgeschrieben. (Ruf bei der Ov P: Herr Abge­
ordneter I Da hat es ja keine Abschöpfung 
fJ�gebenl) Wichtig ist, was der Bauer kriegt, 
mcht die Abschöpfung. Im Jahre 1955 hat 
der Bauer für das Kuhfleisoh 1 1  bis 12 S 
bekommen. Stimmt's � Die dürre Wurst hat 
also damals 15, 16, 17 S per Kilo gekostet. 

Am Samstag haben mir die großen und die 
kleinen Bauern bei einer Versammlung in 
Lassee gesagt, jetzt kriegen sie für das Kilo 
Kuhfleisch 12 S, aber die dürre Wurst kostet 
24 S. Ich habe den ganzen Katalog dieser 
Preise da . .  

Ich wollte nur sagen : Dieses Kompetenz­
gesetz haben Sie geändert, ich weiß schon ; es 
heißt, davon verstehen wir nichts. Sie haben 
immer die Bauern mit dem Schmäh von den 
wirklichen Problemen abgelenkt, ihnen gehe 
es deshalb so schlecht, weil die Sozialisten den 
Innenminister haben. Diese Zeit ist vorbei. 
Die Kompetenz haben Sie jetzt demjenigen 
gegeben, der versprochen hat, er werde es 
besser machen. Schlechter ist es geworden. 

Wir haben dem Gesetz zur Auflösung der 
Sicherheitsdirektionen, das nur ein Verfas­
sungsgesetz sein konnte, nicht zugestimmt. 
Ich will jetzt keine lange Debatte über die 
Sicherheitsdirektionen führen. Wir haben das 
schon wiederholt in diesem Haus gemacht. 
Nur noch eine kleine Rückblendung : Der 
einzige und ausschließliche Grund, warum wir 
diesem Gesetz nicht zugestimmt haben, war, 
daß wir nicht mitschuldig werden wollten an 
einer Zersplitterung des Sicherheitswesens in 
Österreich. Das wissen Sie ganz genau. Daher 
tun Sie jetzt nicht so, als hätten wir in dieser 
Entscheidung keine Bereitschaft gezeigt, den 
Grundsätzen des Föderalismus gerecht zu 
werden! 

Wir haben dem Bannmeilengesetz nicht 
zugestimmt; Sie haben es allein beschlossen. 
Herr Dr. Kranzlmayr, auch wenn Sie jetzt 
Beschlüsse der Präsidialkonferenz aus dem 
Jahre 1963 zitieren, wissen Sie ganz genau : 
Als wir uns dann zusammengesetzt und 
gemeint haben : Jetzt prüfen wir das alles bis 
ins letzte !,  haben wir sehr bald gesagt, es 
könnte keine Bannmeile, die realisierbar ist, 
zustandekommen. Wir Sozialisten haben ge­
meint, auf der einen Seite solle es durch ein 
solches Gesetz zu keiner Einschränkung der 
Versammlungsfreiheit kommen, und auf der 
anderen Seite solle es doch nicht für die 
Sicherheitsbehörde, noch dazu auf dem Wiener 
Boden, wo die Sicherheitswache in der Zweiten 
Republik einen international anerkannten Stil 
entwickelt hat, zu Fallen kommen, die doch 
letzten Endes wieder nur der Sicherheitsbehörde 
Schaden können. Sie haben dieses Gesetz 
beschlossen, wir haben nicht zugestimmt. 

Wir haben - das ist auch schon wiederholt 
zum Ausdruck gebracht worden - durch 
eine Reihe von Entschließungen unseren Bei­
trag geleistet. So haben wir die Bundes­
regierung aufgefordert, ein umfassendes Kon­
zept zur Bekämpfung des Verkehrstodes 
auszuarbeiten. Es hat heute mein Parteifreund 
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Eberhard sehr eindrucksvoll darüber gespro­
chen. Wir warten auf das Konzept der Re­
gierung, das dem Parlament vorgelegt werden 
soll. Das geschah nicht aus parteipolitischem 
Hader, sondern angesichts 2000 Verkehrstoter 
im Jahr - das ist ein kleiner Kriegsschauplatz 
in Europa, über den man viel zuwenig redet. 

Wir haben gegen den Einsatz des Bundes­
heeres an der österreichisch-italienischen Grenze 
Stellung bezogen. Kollege Hetzenauer ! Ich 
darf Sie daran erinnern, daß Sie damals mit 
aller Vehemenz in dem in der Sommerzeit 
einberufenen Parlamentsausschuß Ihre Auf­
fassung vertreten haben. Jetzt haben wir 
einen anderen Innenminister, der sagt : Es 
geht ja anders auch, es kann ja auch die 
Polizei, die Gendarmerie diese Aufgaben über­
nehmen. Wir haben, glaube ich, auch in dieser 
Sache recht gehabt. 

Jetzt stehen alle diese Spionagefälle zur 
Debatte. Heute wurde viel darüber gesprochen, 
ich habe auch schon in der Generaldebatte dazu 
Stellung genommen. Ich möchte daher nur 
ein grundsätzliches Wort dazu sagen: Wir 
werden nie als Partei und als öffentliche 
Funktionäre von den Bemühungen ausländi­
scher Agentengruppen verschont bleiben. 
Darüber soll es keinen Streit geben. Ich will 
nur klarstellen : Wir waren es nicht, die 
gesagt haben: Die Beamten des Innen­
ministeriums werden verdächtigt I - Wir 
haben immer bestritten, daß Euler ein Beamter 
des Innenministeriums war. Wenn heute be­
hauptet worden ist - Dr. Kranzlmayr, es 
tut mir leid, daß ich Sie wieder widerlegen 
muß -, daß der Fall der heute schon mehrfach 
zitierten "blonden Helga", oder wie sie ge­
heißen hat, unter meiner Ressortführung statt­
gefunden hat, so möchte ich dazu sagen : 
Glauben Sie mir - das wird auch von den 
Fachleuten bestätigt -, dieser Fall war zu 
einer Zeit, da war ich noch gar nicht im 
Innenministerium. (Abg. Dr. Kranzlrnayr : 
Habe ich nicht behauptet I) Freilich, das ist 
doch heute wiederholt da gesagt worden. 
(Abg. Dr. Kranz lmayr:  Ich habe nicht 
behauptet, als Innenminister, sondern in einer 
Parteiversammlung I) Das war etwas anderes, 
ich weiß auch, was Sie meinen, aber ich will 
nur klarstellen: Die "blonde Helga" war eine 
Angestellte des ÖVP-Generalsekretariats ; sie 
ist geflohen. Wir wissen, welche Absichten 
und Aufgaben die "blonde Helga" und mit ihr 
die anderen gehabt haben. Aber damit nicht 
der Eindruck entsteht, der Czettel hätte da 
einer schönen Frau zur Flucht verholfen, 
möchte ich feststellen: Ich habe wirklich 
nichts mit dieser Frau zu tun gehabt, ob Sie es 
mir jetzt glauben oder nicht! (Heiterkeit.) 

Ich habe diese paar Beispiele nur erwähnt, 
um Ihnen darzustellen, daß es nicht so ist, 
wie Sie immer sagen: Weil wir in Opposition 
sind, stehen wir im Winker!. Nein, dort, wo wir 
davon überzeugt waren, daß etwas Gutes 
beabsichtigt ist, haben wir mitgearbeitet, 
selber Initiativen entwickelt, haben uns mit­
unter auch durchgesetzt. Jawohl, das möchte 
ich hier offenherzig sagen. Und wir haben bei 
dem, wovon wir überzeugt gewesen sind, daß 
es falsch ist, nicht mitgemacht. Das ist unser 
gutes Recht. Aber es steht fest, daß natürlich 
alle Probleme der öffentlichen Sicherheit in 
dem Maße, in dem neue Gefahren auf die 
Menschen zukommen, auch mit anderen Augen 
gesehen werden müssen und mit anderen 
Methoden gehört werden müssen als bisher. 

Es ist zum Beispiel überraschend, Herr 
Innenminister : Da weiß jetzt ganz Österreich, 
daß mit Jahresende der höchste Chef, der 
höchste Beamte der Sicherheitsverwaltung, 
der Generaldirektor für die öffentliche Sicher­
heit in den Ruhestand treten wird. Das weiß 
man. Jetzt werden Sie wiederholt gefragt : 
Wer wird denn sein Nachfolger ? Das ist 
nicht Neugier wie bei einem kleinen Buben. 
Meine Damen und Herren! Ich frage Sie: 
Fällt Ihnen nicht auf, daß das unmöglich ist � 
Da geht der höchste Beamte, der für die Auf­
rechterhaltung von Ordnung, Ruhe und Sicher­
heit verantwortlich ist, in Pension, und vier 
Wochen vor diesem Zeitpunkt hört man: 
Wir werden eine Lösung bringen, die alle 
überraschen wird! Und dann hört man 
wieder : Mit dem geht's nicht! Dann hören wir 
wieder : Für den gegenwärtigen Chef ist ein 
Antrag auf Verlängerung seiner Dienstzeit im 
Ministerrat eingelangt. - Ja was wäre denn 
dabei - ich bettle jetzt nicht darum -, das 
bekannt zu geben 1 (Bunde8minister So r 0 nie  8 : 

Ich sage e8 gleich I) Die Macht, diesen Mann zu 
bestellen, haben ohnehin nur Sie. Aber wenn 
Sie es gewußt haben und nicht rechtzeitig 
den Parteien dieses Hauses Informationen 
gegeben haben, dann muß ich sagen: Mit 
dieser Methode leisten Sie der Geheimnis­
krämerei in diesem Land Vorschub. Denn der 
Generaldirektor für die Sicherheit wird wahr­
scheinlich auch existieren, wenn es in Öster­
reich wieder andere Machtverhältnisse gibt, 
da müssen ja auch wir mit diesem Menschen 
zusammenarbeiten können. Oder soll es so 
weitergehen, daß jede Partei immer die Beam­
ten hinausschmeißt oder auswechselt ? 

Die zweite Alternative könnte lauten : Sie 
wissen es bis heute noch nicht, oder Sie haben bis 
heute keinen Beamten dafür. - Da muß 
ich sagen : Dazu haben Sie aber zweieinhalb 
Jahre Zeit gehabt. Wenn Sie in diesen zwei­
einhalb Jahren nicht in der Lage waren, klar 
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zu sehen, wer mit Ende des Jahres 1968 den 20 Jahre in diesem Ministerium nicht möglich 
Herrn Sektionschef Dr. Seidler ablösen soll, war -, wird abgestimmt. Und das bei einer 
dann stellen Sie sich doch ein Armutszeugnis Dienstbesprechung unter dem Vorsitz des 
aus. Kommt Ihnen das nicht zum Bewußt- höchsten Beamten dieses Hauses. Schön, 
sein 1 Wir sind ja neugierig, welche "über- vielleicht erleben wir eine Zeit, in der die 
raschende Lösung", die der Herr Innen- Verwaltung auch diese Art der Demokratie 
minister angekündigt hat, nun der Öffentlich- praktiziert. Vielleicht, ein bißchen können 
keit mitgeteilt werden wird. wir ja Träumer sein. 

Ich möchte nun, weil derartige Fragen zur Aber jetzt stellen wir uns vor : Es kommen 
Diskussion stehen, zu einigen konkreten die Beamten zu uns ins Parlament, was doch 
Dingen, die sich in den letzten Tagen ereignet ihr gutes Recht ist, wenn sie zu einer Versamm­
haben und die teilweise der Herr Innenminister lung eingeladen werden, auf der ihnen mitgeteilt 
auch heute von der Regierungsbank aus ange- wird, was im Nationalrat los ist, ohne daß 
deutet hat, Stellung nehmen. man ihnen die Unterlagen, das Protokoll gibt. 

Herr Innenminister !  Sie haben heute eine Wir sagen : Am besten ist, ihr schaut euch das 
Resolution verlesen und haben gesagt, das sei Protokoll an. Die Beamten schauen sich das 
eine spontane Resolution der Beamten des Protokoll an und stellen fest : Ja, das stimmt 
Innenministeriums. Geben Sie mir 5 Minuten ja gar nicht, was man uns gesagt hat ! Die 
Zeit, um Ihnen den Sachverhalt darzustellen, Versammlung war vorbei. Es ist keiner von 
damit das Hohe Haus sieht, was es in Öster- den Einberufern dieser Versammlung auf die 
reich alles gibt. Idee gekommen, das Protokoll hinzulegen, 

Hier im Parlament gibt es eine Auseinander- was doch gerade bei den höchsten Beamten 
setzung, der Abgeordnete Weikhart steht da des öffentlichen Dienstes als Selbstverständ­
und sagt : Ich habe gehört, Herr Innenminister, lichkeit vorausgesetzt werden müßte. Diese 
Sie haben einen Schreibtisch aufgebrochen, Beamten schauen sich jetzt das Protokoll an 
und wenn Sie mir jetzt sagen . . . . Inzwischen und kommen zu der Auffassung : Das stimmt 
ruft der Innenminister : Nein ! Darauf sagt nicht. Da gibt es dann drüben ein paar Männer, 
Kollege Weikhart : Ich nehme es zur Kennt� die gesagt haben : Da sind wir ums Bein 
nis. - Damit war eigentlich eine KlarsteIlung gehauen worden ! Sie setzen sich hin und 
erfolgt. Ich war auch der Meinung, das ist verfassen etwas als sozialistische Akademiker, 
erledigt. die auch eingeladen worden sind und auch 

Am 28. November _ also zwei Tage später _ mitstimmen sollten. Ein paar haben zwar 
bekommen alle A-Beamten, also die leitenden nicht mitgestimmt ; aber ich nehme es keinem 
Beamten des Innenministeriums, die Einladung übel, der mitgestimmt hat. Wenn der höchste 
zu einer Dienstbesprechung ; es kann sich ja Vorgesetzte zu einer Besprechung einladet, 
nur um eine solche handeln, wenn der höchste und dann wird abgestimmt, wer soll denn da 
Beamte des Hauses zu einer solchen einladet. zurückbleiben ? Und nun erklären die soziali­
Dort wird ihnen eine Darstellung des Sach- stischen Beamten, die sich über den wahren 
verhaltes gegeben, nach der Weikhart oder Sachverhalt erkundigt haben, wörtlich : 
andere Abgeordnete gesagt haben sollen, sie "Die Sozialistischen Akademiker im Bundes­
hätten diese Information über den Schreib- ministerium für Inneres erklären, daß sie an der 
tisch von höheren Beamten. Da wird jetzt am 28. November 1968 im Auftrage des Herrn 
in einer Dienstbesprechung, an der die höchsten Bundesministers einberufenen und vom Herrn 
Beamten teilgenommen haben, Solidarität mo- Generaldirektor für die öffentliche Sicherheit 
bilisiert : Das können wir uns nicht gefallen Sektionschef Dr. Seidler geleiteten Zusammen­
lassen, da steht mehr auf dem Spiel. kumt der Konzeptsbeamten des Bundes-

Und die sogenannte spontane Resolution, ministeriums für Inneres durch eine unrichtige 
Herr Innenminister, beginnt mit den Worten : Darstellung einer Erklärung des sozialistischen 
"Die KonzeptsbeamtendesBundesministeriums Abgeordneten Weikhart in der Parlaments­
für Inneres haben sich in einer am 28. Novem- debatte vom 26. November veranlaßt worden 
ber 1968 stattgefundenen Besprechung ein- sind, dem diesbezüglichen Teil der bei dieser 
stimmig und entschieden gegen die in der Zusammenkunft gefaßten Resolution zuzu­
Öffentlichkeit vorgebrachte Behauptung ver- stimmen", den ich da genannt habe. 
wahrt, leitende Beamte des Ministeriums Diese Beamten haben noch die Anständig­
hätten Mitteilungen über Vorgänge aus dem keit und gehen mit diesem Entwurf, den zwei 
internen Geschäftsbetrieb des Ministeriums an Vertreter dieser Gruppe der Beamtenschaft 
außenstehende Personen gelangen lassen". unterzeichnet haben, zum Herrn General-

Nachdem man die Resolution vorgeschlagen · direktor für die öffentliche Sicherheit und 
hat - und jetzt kommt etwas, was eigentlich sagen : So, Herr Generaldirektor, das ist 
vom Stil her ganz interessant ist und was jetzt unsere Erklärung, wir verlangen jetzt -
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das steht auoh drinnen -, daß Sie das, was 
Sie gestern offenbar falsch dargestellt haben, 
vor dem gleichen Teilnehmerkreis dieser Ver­
anstaltung richtigstelIen. - Na klar, anders 
geht es dooh bei der Beamtensohaft nicht. 
Und sie sagen : Bitte, nehmen Sie zur Kenntnis, 
wir gehen jetzt zu unseren Abgeordneten ins 
Parlament ! Sie sind gekommen, haben uns 
das mitgeteilt und haben mich auch ermäch­
tigt, das hier vorzulesen. 

Drei Fragen I Die erste, die ich auch schrift­
lich in einer Anfrage an den Herrn Innen­
minister gestellt habe : Hat der Herr Innen­
minister von dieser Veranstaltung und von der 
Art, wie diese Veranstaltung vor sich gegangen 
ist, etwas gewußt 1 

Die zweite : Hat er erfahren, daß dort abge­
stimmt worden ist, nachdem er selber hier an 
der umstrittenen Auseinandersetzung teilge­
nommen hat, und hat er etwas unternommen, 
um diese bewußt oder unbewußt irregeführte 
Beamtenschaft über den wahren Sachverhalt 
aufzuklären 1 Denn wenn in meinem Hause 
eine Dienstbesprechung stattfindet, bei der 
falsche Mitteilungen gemacht werden, muß 
ich als Chef, wenn ich von diesem Tatbestand 
Kenntnis bekomme, dafür sorgen, daß das in 
Ordnung gebracht �rd. 

Und drittens möchte ich sagen : Meine Damen 
und Herren I Ich hoffe, ich bekomme eine 
schriftliche Beantwortung, die den Sachverhalt 
darstellt. Aber eines bitte nehmen Sie jetzt 
zur Kenntnis : Wenn wir draufkommen, daß 
Sie jetzt einen Beamten, der den Mut gehabt 
hat . . . (Abg. Krottendorfer:  Schon wieder 
einmal !) Seien Sie mir nicht bös, ich achte 
diese Mensohen, die zu uns gekommen sind, 
um uns zu ermächtigen, das so darzustellen. 
Wenn wir das Gefühl haben, daß nur einem 
Beamten seiner Haltung wegen irgendetwas 
an Drohungen entgegengesetzt wird - ich 
formuliere das sehr vorsichtig -, dann nehmen 
Sie zur Kenntnis, daß �r mit diesen Fällen 
genauso wie mit den bisherigen, Herr Kollege 
Regensburger - zum Beispiel dem Bezirksin­
spektor von Baden, ich erinnere an diesen ganzen 
Katalog der vier, fünf Fälle, die ich selber 
hier zur Sprache gebracht habe -, ins Parla­
ment kommen. 

Ich habe das ganz leidenschaftslos vorge­
bracht, weil ich es für unmöglich finde, daß 
die höchsten Beamten durch eine falsche Dar­
stellung in einen Gegensatz zum Haus der 
Gesetzgebung kommen ; denn das, was diesmal 
dem Weikhart passiert ist, passiert übermorgen 
in einem anderen Ministerium dem Weisz 
und so weiter. Ja sollen wir uns so, ganz gleich 
aus welchen Motiven, von einigen Menschen, 
di e offenbar nicht wissen, was sie zu tun 
ha ben, in einen Gegensatz zu einer Beamten-

schaft treiben lassen, von der wir wisen, daß sie 
fleißig gearbeitet hat, der wir unseren Dank 
aussprechen wollen und mit der wir auch 
zusammenarbeiten wollen 1 ( Beifall bei der 
SPO.) 

Das näohste Kapitel - Dr. Kranzlmayr, 
Sie haben auch dazu Stellung genommen -
betrifft die Wirtschaftspolizei. Wir haben 
heute schon - ich bin Ihnen dankbar, daß 
Sie den Anlaß dieser neuen Situation geschil­
dert haben - von dem Verfassungsgerichtshof­
erkenntnis gehört, das ich auch hier habe, 
und das sagt : Es ist nicht möglich, daß eine 
Behörde eines ihrer Organe in einem fremden 
Behördenbereich tätig werden läßt. Ausgelöst 
wurde dieses Erkenntnis durch eine Beschwerde 
an den Verfassungsgerichtshof im Zusammen­
hang mit Amtshandlungen der Wirtschafts­
polizei in Vorarlberg, in Bregenz. Und jetzt 
sagt der Herr Innenminister und sagen Sie : 
Gut, wir nehmen das zur Kenntnis - was 
auch richtig ist -, aber wir werden jetzt in 
jedem einzelnen Fall, wo eine andere Behörde 
die Wirtschaftspolizei, die ja nur eine Abteilung 
der Wiener Polizeidirektion ist, in Anspruch 
nehmen will, Dienstzuweisungen vornehmen. 

Ich kann mir jetzt folgendes vorstellen 
und bin ein bisserl boshaft, das sage ich gleich, 
aber mißtrauisch muß man sein. Ich habe 
auch meine Erfahrungen. Jetzt steht auch 
fest, daß solche Dienstzuweisungen für Amts­
handlungen der Wirtschaftspolizei zur Sicher­
heitsbehörde erster Instanz erfolgen werden. 
Der große Teil der Sicherheitsbehörden erster 
Instanz sind die Bezirkshauptleute. Also dort, 
wo es keine Polizeibehörde gibt, sind die 
Bezirkshauptleute Sicherheitsbehörde erster 
Instanz . 

Es gibt Korruptionsfälle oder sonstige Wirt­
schaftsdelikte. Wir sind ja nicht gefeit davor, 
wir wissen auch, wie manche Dinge behandelt 
werden. Sooft ich an den Fall Viktor Müllner 
denke, kriege ich heute noch eine Ganslhaut, 
auch über das Verhalten der Leute, die damals 
alle Ursachen gehabt hätten, mitzuhelfen. 
Denn als ich noch in den Jahren 1965 und 1966 
die Wirtschaftspolizei beauftragt habe, den 
Fall Müllner zu untersuchen, hat Ihr General­
sekretär in einer Presseaussendung erklärt, das 
sei nur ein Wahlmanöver, man mißbrauche 
hier die Wirtschaftspolizei. Das war doch 
Ihre bisherige Einstellung in den entscheiden­
den Dingen. 

So kann ich mir jetzt vorstellen : Ein Be­
zirkshauptmann bekommt die Fachleute, und 
über den Bezirkshauptmann erfolgt der Einsatz 
dieser Experten, also der Beamten der Wirt­
schaftspolizei. Bisher war es nämlich - und 
das soll das Hohe Ha us �ssen - eigentlich 
unter jedem Minister so : Wenn ein Gericht, 
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ein Untersuchungsrichter, eine Justizbehörde, 
ganz gleich, in welchem Teil Österreichs, ein 
Wirtschaftsdelikt behandeln mußte, dann hat 
man eben die Organe der Wiener Wirtschafts­
polizei angefordert. Es hat keinen Innen­
minister gegeben, glaube ich, der für diese 
Tätigkeit der Organe der Wirtschaftspolizei 
im Auftrage und nach Ersuchen von gericht­
lichen oder Justizorganen gesagt hätte: Ihr 
müßt das und das machen ! Für mich und, 
ich glaube, auch für andere Innenminister war 
es daher klar, daß in dem Augenblick, in dem 
solche Begehren gestellt wurden, die Beamten 
unmittelbar der anfordernden Stelle unterlagen, 
also was die Amtshandlungen anlangt, nicht 
dienstrechtlich und gehaltsrechtlich natürlich. 

Und nun wird gesagt : Wir werden in jedem 
einzelnen Fall, in dem diese Organe ange­
fordert werden, entscheiden, daß wir den 
Beamten dienstzuteilen . Jetzt übernimmt das 
der Innenminister de facto und de jure ; es ist 
ja klar, er muß ja entscheiden. (Abg. Doktor . 
K ranzlmayr .. Wie wollen Sie es sonst machen ?) 
Ich danke für den Zwischenruf. Das ist immer 
bei einer Diskussion das entscheidende, daß 
man zu einer Schlußfolgerung kommt. 

Das Übergangsgesetz 1929 gibt ja dem 
Innenminister zunächst einmal die Möglichkeit, 
durch Verordnung generell Jestzulegen. Ich 
weiß schon, wir haben es bis jetzt nicht 
gebraucht, weil der andere Weg der prakti­
kablere und der erfolgreichere war. Ich frage 
zunächst einmal : Warum macht man von 
dieser Verordnungsermächtigung nicht Ge­
brauch, die das gleiche erreicht wie die je­
weilige konkrete Dienstzuweisung � Der Herr 
Innenminister hat bei einer diesbezüglichen 
Auseinandersetzung im Finanzausschuß bei 
dem Kapitel Inneres auf die Frage, was er 
denn jetzt machen wird, um von dem Ver­
dacht frei zu werden, daß es in seiner Haud 
liegt, ob ein Fall durch Organe der Wirtschafts­
polizei untersucht wird oder nicht - denn 
theoretisch, das müssen wir sagen, besteht die 
Möglichkeit, daß irgendein Innenminister ein­
mal sagt : Nein, ich weise jetzt niemand zu, 
denn der Fall interessiert mich nicht ! ;  der­
jenige, der die Organe beansprucht, hat ja 
kein Zwangsmittel -, gesagt, daß er jetzt kein 
Verfassungsgesetz vorlegt, denn angeblich 
haben die Sozialisten erklärt, daß sie Regie­
rungsvorlagen mit verfassungsändernden Wün­
schen keine Zustimmung geben werden. Ich 
möchte daher zu diesem Sachverhalt folgende 
E n t s c hl i e ß un g s a n t r a g  einbringen : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Im Hinblick darauf, daß gemäß der 

Erklärung des Herrn Bundesministers für 
Inneres nach der derzeitigen Rechts1a,ge die 
bei der Bundespolizeidirektion Wien einge-

richtete Wirtschaftspolizei selbständige (also 
der Bundespolizeidirektion zurechenbare) 
Amtshandlungen außerhalb des Bundes­
landes Wien nicht vornehmen darf, wird 
die Bundesregierung aufgefordert, unverzüg­
lich eine Regierungsvorlage einzubringen, 
durch welche eine gesetzmäßige Basis für 
selbstä.ndige Amtshandlungen der Wirt­
schaftspolizei im gesamten Bundesgebiet 
geschaffen wird. 

Sollen sich jetzt einmal die Juristen den 
Kopf zerbrechen. Ich bin überzeugt, daß das 
wichtig ist, denn, meine Damen und Herren, 
das müssen wir zur Kenntnis nehmen : In 
einer Wirtschaft, die allmählich Formen an­
nimmt, die mit den Entwicklungen vergange­
ner Jahrzehnte nicht zu vergleichen sind, gibt 
es auch die Gefahr der Wirtschaftsdelikte, und 
dieses Feld ist viel zuwenig von den Sicherheits­
behörden zu durchschauen. Wir haben tat­
sächlich in den Bundesländern viel zuwenig 
geschulte Beamte und Organe. Wir haben zur­
zeit nur in Wien diese Abteilung der Wiener 
Polizeidirektion. Man soll also zunächst als 
Übergang, bis zu jener Zeit, in der wir viel­
leicht in allen Behördenbereichen solche Ab­
teilungen mit Fachleuten haben, ein Gesetz 
vorlegen, das den Einsatz der derzeit bestehen­
den Abteilung im ganzen Bundesgebiet sicher­
stellt und gewährleistet. 

Ich bitte das Hohe Haus, auch dieser Ent­
schließung zuzustimmen. Sie wird sicherlich 
die Sicherheitsbehörde und, ich glaube, auch 
den Innenminister in die Lage versetzen, mit 
den immer stärker werdenden Problemen auf 
diesem Gebiet leichter fertig zu werden, als 
das nach seiner geäußerten Absicht möglic h 
sein wird. 

Ich habe noch einen konkreten Fall, meine 
Damen und Herren, der mich als Niederöster­
reicher besonders interessiert. Gestatten Sie 
mir daher, daß ich auch dazu etwas sage. 

Das größte Bundesland der Republik mit 
seinen besonderen Sorgen - das darf ich wahr­
scheinlich auch im Namen der Niederösterrei­
cher von der anderen Seite sagen - hat Gott 
sei Dank jetzt die Chance, durch die Aktivität 
der Sozialistischen Partei, hinter der jetzt 
auch die ÖVP nachhinkt (Ironische 
Heiterkeit bei der Ö V P. - Abg .  Ing. K. Ho f­
s t eUer: Gut gesagt!) Das ist ja  bitter wahr, 
aber Sie wollen es nicht wahrhaben, ich ver­
stehe Sie schon, Sie werden gleich sehen, meine 
Herren, worauf ich hinwill. Das ist ja auch ein 
kleiner Schandfleck, der Sie trifft und nur 
Sie trifft. Jetzt ist endlich die Politik in 
Niederösterreich in einem Gleis, von dem man 
annehmen kann, daß sie konzeptiv geführt 
werden kann. Der Müllner-Skandal ist jetzt 
einigermaßen überwunden. 
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Nun haben die Sozialisten in diesem Land Warum sage ich Ihnen das ? Meine Damen 
seit drei Jahren ihre Raumplanungstätigkeit, und Herren ! Ich sage hier, daß es sehr ver­
sie haben jetzt auc h den Niederösterreich-Plall dächtig ausschaut , wenn so etwas die höchste 
erarbeit.et, den · ich Ihnen in den nächsten Sicherheitsbehörde, nicht die Wiener Polizei­
Tagen zuschicken will. Ich hoffe, Sie werden direktion, die die schriftliche Weisung bekom­
ihn lesen. Diese Arbeit haben die Sozialisten men hat, sondern die höchste Sicherheits­
mit Hilfe von Wissenschaftlern und Experten behörde Österreichs,  die Generaldirektion 
in mühevoller Kleinarbeit geleistet. Das Forum, macht. Natürlich hat die ÖVP Niederöster­
das diese Arbeiten eingeleitet und durchge- reichs alles Interesse daran, uns umzubringen. 
führt hat, war ja groß, es waren immerhin 400 bis Das wissen wir doch. Das Gewicht der Be-
500 Leute : Bürgermeister, Industl'ielle, Ge- hörde soll eingelegt werden. 
werbetreibende und so weiter. Dieses Forum 
haben wir schon vor drei Jahren "Nieder- Haben Sie das notwendig, Herr Innen-

österreichische Raumplanungskonferenz" ge- minister ? Hätte es Ihnen etwas ausgemacht,  

llannt . Es ist das ein seriöser Name. da Sie ja gewußt haben, wozu es hier kommt , 
wenn Sie gesagt hätten : Meine Herren, diese 

Als wir jetzt den Niederösterreich-Plan Spaßettein erlauben wir uns nicht ! Genau 
fertigstelIten, haben wir gesagt : Es wird gut dasselbe könnten wir von den "Raumpflege­
sein, nachdem sich diese Einrichtung bewährt stationen" sagen. Ich habe in der Silbergasse 
hat, diese Einrichtung auch als Verein anzu- ein Geschäft gesehen, au,f dem in großen 
melden. \Varul1l denn nicht ? Wir haben, wie Lettern gestanden ist : "Raumpflegeeinrich­
es üblich ist, deu Antrag bei der Vereiusbehörde tuugen". Ja wohin führt denn das, wenn man 
gestellt . Und dann bekommen wir von der .  alles, was mit "Raum" , mit "Pflege" und mit 
zURtändigen Sicherheitsdirektion den Bescheid, "Ordnung" zusammenhängt , jetzt verboten 
daß leider diese Vereinsbildung nicht möglich wird, damit fünf Leute in einem Raumord­
sei, weil es in Niederösterreich im Zuge eines nungsbeirat angeblich rechtlich genug ge­
Raumordnungsgesetzes, das der Landtag be- schützt sind ? 
schlossen hat, einen Raumordllu,ngsbeirat gibt, 
der die Aktivitäten, die dieses Gesetz ermög- Ich glaube, hier kommt das Ministerium in 
licht, unterstützen soll. Es könnte nun jemand den Verdacht, sich parteipolitisch zu engagie­
die "Niederö3terreichische Raumplanungskon- ren. Ich möchte Sie rechtzeitig bitten, meine 
ferenz " mit dem "Niederö.stel'reichischell Damen und Herren von der ÖVP : Hören Sie in 
RaunlOrdnungsbeirat " verwechseln. "Veil diese Niederösterreich endlich mit dem Spiel auf, 

Verwechslung doch zum Schaden der Bemühun- ehrliche Bemühungen einer großen Bewegung 
gen des Landes gehen könnte, könne der in diesem Land zur Behebung der nachweis­
Verein mit diesem Titel nicht genehmigt lichen Strukturschwächen jetzt mit solchen 
werden. (Abg. S t e i n i nge r : Das ist Willkür ! Giftspritzen zu behindern ! Was hat das für 
Das ist ja faschistisch !) einen Sinn, wenn man weiß, daß in diesem 

Niederösterreich, meine Damen und Herren, 
Ich habe mir den ganzen Schriftwech8el zur 42 Prozent der Menschen in Betrieben arbeiten, 

Hand genommen. (Abg. Dr. Gruber : Fast wie die zum Schrumpfen verurteilt sind ? Wenn 
bei der "Sozialdemokratischen" Partei !) Aber, man weiß, daß 80 Prozent aller gewerblichen 
Dr. Gruber, Sie reden von den Rüben, während Betriebe Niederösterreichs nach dem EWG­
ich von den Erdäpfeln rede. (Beifall bei der Mu,ster als Kleinst - und Kleinbetriebe zu, 
SPÖ.) 1rVarum lenken Sie von einem Problem qualifizieren sind ! 'Venn man weiß, daß 
ab, das w irklich eine Bedeutung hat ? 80 Prozent der Agrarbetriebe unter 20 ha 

Meine Damen und Herren ! Hier ist die groß sind und 47 Prozent dieser Agrarbetriebe 
Weisrl,ng de'l Herrn Generaldirektors für die kleiner als 5 ha sind ! Wenn man weiß, meine 
öffentliche Sicherheit, Dr. SeidleI' , an die zu- Damen und Herren, daß nur 0,78 Prozent aller 
ständige SicherheitRdirektion, dieses Ansuchen l1icht1andwirt.�;chaftlichen Betriebe in Nieder­
abzulehnen und die Vereinsbildung mit diesem österreich 100 und mehr Beschäftigte haben ! 
Namen zu untersagen . (Abg. Stei n i n g e r :  Wenn man in diesem größten Land jetzt end­
Die Sorgen möchte ich haben, die der Aat !) lieh nach den Jahren der Müllner-Korruption, 
Ich habe auch ein Schrift,fltück, in dem der die dem Land und den 1 ,3 Millionen Nieder­
Herr Landeshauptmann von Niederösterreich österreichern soviel Schaden gebracht hat, 
de 11 Anstoß gibt : Das können wir uns nicht darangeht, die Ärmel aufzustricken, dann soll 
leisten, daß jetzt neben dem Raumordnungs- man jetzt nicht eifersüchtig sein, weil wir die 
beirat, einem kleinen Kreis, jetzt- eine Raum- Schnelleren, die Produktiveren und die, wie 
planungskonferenz existiert, die allerdings ich auch glaube, Überzeugenderen gewesen 
schon be'3tanden hat, bevor es noch den Ranm- Bind ! Nein, man soll jetzt - das ist ein Appell 
ol'dnungBbeimt gegeben hat .  Wir haben Be- an alle guten Geister, an alle Demokra.ten 
rufnug eingelegt. guten WilleuB au,s NiederösteI'l'eich, die auch 
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in diesem Parlament sind - diese kleinlichen 
Eitelkeiten und Eifersüchtelein weglassen I 
Man soll dem Kanzler allen Ernstes sagen : 
Misch dich du jetzt nicht in die Probleme 
dieses großen Landes ! 

Helfen wir im produktiven Sinn zusammen, 
die Probleme Niederösterreichs zu lösen, und 
hören wir auf mit Sticheleien wie diesen, die 
dazu beitragen könnten, das ohnehin ange­
schlagene Gesicht des Innenministeriums noch 
mehr zu lädieren ! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner (der inzwischen den Vorsitz 
'Übernommen hat) : Der vom Herrn Abgeord­
neten Czettel eingebrachte Entschließungs­
antrag ist genügend unterstützt und steht mit 
zur Debatte. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Innenminister Soronics. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Inneres Soronics : Hohes 
Haus ! Der Herr Abgeordnete Czettel hat 
neben einer Reihe von Fragen, die er an mich 
gerichtet hat, auch einige grundsätzlicher 
Natur angeschnitten. Ich möchte auf diese 
Fragen sofort eingehen, weil es mir wichtig 
erscheint, daß die sofort klargestellt werden. 

Zunächst einmal zur Frage Spitzelakte -
neuerliches �ßtrauen. 

Herr Abgeordneter ! Ich versichere Ihnen, 
daß die von Ihnen und mit meiner Mitwirkung 
damals beschlossene Geschäftsordnung heute 
noch in Kraft ist. Ich kann mit ruhigem 
Gewissen sagen, daß sich die Beamten strikte 
an diese Richtlinien halten. ( Rufe bei der 
SP(): Wo ist der Kranzlmayr ? Das ist die 
Antwort an Kranzlmayr /) Ich meirie daher, 
daß auf diesem Gebiete nicht neues Mißtrauen 
gesät werden soll, denn ich glaube mit ruhigem 
Gewissen sagen zu können (Abg. S t e  i n ing e r  : 
Reden Sie da hin'Über I - Abg. Li  b a l :  Das 
sagen Sie Herrn K ranzlmayr I), daß wir uns 
damals ehrlich und redlich bemüht haben, 
diese Dinge zu bereinigen. 

Allerdings, Herr Abgeordneter, muß ich 
Ihnen sagen, daß selbstverständlich eine Reihe 
von Akten übriggeblieben sind, die jetzt ver­
schlossen sind. Ich habe von dem Bestehen 
irgend eines Aktes - ob der vorhanden ist 
oder nicht vorhanden ist - keine Ahnung I 
(Abg. Weikhart :  Aber der Kranzlmayr ? Der 
schon l - Abg. Jungwirth:  Hat der Kranzl­
mayr Zutritt zu den Akten ? - Weitere 
Zwischenrufe.) Ich habe gesagt, daß nach den 
Richtlinien, die der Herr Minister Czettel 
damals ausarbeiten ließ und die unsere Richt­
schnur sind, niemand Zutritt hat I Ich habe 
diese Erklärung abgegeben, und ich bitte Sie, 
mir diese Erklärung zu glauben l (Zwischenruf 
des Abg. Robak. - Abg. Moser:  Was soll 
dann die Erklärung Kranzlmayrs ? - Abg. 
W e ikhart :  Dann soll sich der Herr Staats-

anwalt noch einmal zum Wort melden /) Herr 
Abgeordneter Moser ! Ich kann auch nicht 
jede Antwort und jeden Zwischenruf, der von 
Ihrer Seite kommt, überprüfen und kann dem 
nicht nachgehen. (Abg. Libal :  Das war kein 
Zwischenruf, das war eine Drohung I - Zwi­
schenruf des Abg. Ste ininger. - Abg. Probs t :  
K ranzlmayr wird das hier tun I) 

Ich möchte also klarstellen, damit nicht 
neues Mißtrauen entsteht (anhaltende Zwi­
schenrufe - Präsident Wallner gibt das 
Glockenzeichen) , daß aus diesen Dingen nichts 
geschehen ist. Ich kann Ihnen auch erklären, 
daß über sozialistisohe Abgeordnete oder 
andere Abgeordnete oder Persönlichkeiten wäh­
rend meiner Amtstätigkeit keinerlei Akten 
angelegt wurden ! (Abg. We ikhart :  Gut, das 
ist eine Erklärung I) 

Zur Reform der Sicherheitsorgane. Herr 
Abgeordneter Czettel ! Sie wissen, da ß wir 
bemüht sind, etwas zu tun. loh muß nur mit 
Bedauern feststellen, daß die einen Reformen 
verlangen - tut man dann irgend etwas, 
dann steht man wieder vor dem Pro bIem : 
Der eine reformiert das, der andere jenes. 
Jedenfalls werden wir uns von dem nicht 
beeindrucken lassen, sondern wir werden uns 
bemühen, einen gangbaren Weg zu finden, der 
auch vertretbar ist und der vor allem auch -
und das sage ioh immer wieder, wenn das 
auoh manche einfach nioht wahrhaben wollen 
- den Bediensteten zugemutet werden kann ; 
eine solche Regelung wird durchgeführt werden 
müssen. loh glaube, da ß Wichtigste sind nicht 
die Nummernschilder der Polizei ; sondern es 
sind viel wichtigere Dinge, die im Vordergrund 
stehen und die wir durcharbeiten wollen. Ich 
möchte allerdings bitten, daß man wirklich 
versucht, daß wir alle zusammenhelfen, damit 
wir diese Probleme lösen können. 

Herr Abgeordneter Czettel ! Ich möohte 
über das Verkehrsproblem nicht viele Worte 
verlieren. loh glaube, man muß die Bemühun­
gen, die im Gange sind, anerkennen. Daß es 
natürlioh nicht möglich ist, alle diese Dinge 
über Nacht in Ordnung zu bringen, das wissen 
Sie am besten, weil Sie sich ja mit der Aktion 
"Leben hat Vorrang" bemüht haben, gewisse 
Dinge zu machen. Aber daß auch wir ver­
suchen, vorbeugend diese Arbeit fortzusetzen, 
beweist die Verkehrsfibel, die wir herauszu­
geben versucht haben, und so weiter. Wir 
versuchen vor allem auch, das Fernsehen und 
die anderen Massenmedien einzusetzen. 

Nun möohte ich das große Geheimnis ver­
raten : Sie haben verlangt, ich soJ)e k1ipp und 
klar bekanntgeben, wer der Naohfolger des 
Generaldirektors für die öffentJiche Sicherheit 
sein wird. Herr Abgeordneter Czettel I Sie 
werden verstehen, daß ich einem Beschluß 
des Ministerrates nicht vorgreifen möchte. 
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Heute hat der Ministerrat beschlossen, 
daß Dr. Seidler als General­
direktor für die öffentliche Sicherheit bis 
30. Juni 1969 verlängert werden soll .  loh 
werde Ihnen auoh begründen, warum. Nicht 
deshalb, weil ich nicht wußte, wer General­
direktor für die öffentliche Sicherheit werden 
Boll , habe ich dies bisher nicht bekanntgegeben, 
sondern weil ich glaube, daß keine Änderung 
zu einem solchen Zeitpunkt vorgenommen 
werden soll, wo ein Beamter, der an der Spitze 
des Ministeriums steht oder stehen soll, in 
verschiedenen Presseerzeugnissen angegriffen 
wird. Ich glaube, daß hier nicht der gegebene 
Augenblick ist, diesen Mann mit einem solchen 
Posten zu betrauen. Er selbst hat gebeten und 
hat eingesehen, daß man ruhig die ganze 
Gerichtsverhandlung abwarten so11. Es wird 
dann durch ein unabhängiges Gericht · festge­
stellt werden : Ist etwas Wahres dar an - ja 
oder nein � Wenn nicht, werde ich nicht 
zögern, jenen Beamten, der nicht durch mich 
in das Ministerium gekommen ist, für diesen 
Posten vorzuschlagen. Ich darf Sie an unser 
beiderseitiges Gespräch erinnern, bevor Sie 
aus dem Amt geschieden sind, daß wir 
Dr. Peterlunger damals in das Ministerium 
noch berufen wollten. 

Ich glaube also, daß damit auch diese 
Frage geklärt ist. Daß ich hier um eine Ent­
scheidung gerungen habe, das werden gerade 
Sie, der eine Zeitlang die Vera.ntwortung in 
diesem Ministerium zu tragen gehabt hat, auch 
verstehen. Ich glaube, daß nun die Möglich­
keit vorhanden ist, in einer ruhigen Atmosphäre 
diese wichtige Frage einer Lösung zuzuführen. 

Im heutigen Ministerrat war also dieser 
mein Antrag. Das möchte ich hier auch sagen : 
Das war keine Geheimnistuerei von mir. Aber 
die Herren, die in der Regierung waren, 
wissen, da.ß Verlängerungen der Dienstzeit 
über das 65. Lebensjahr hinaus nur in ganz, 
ganz besonderen Ausnahmsfällen gewährt 
wurden. Daher wollte ich einem Beschluß 
des Ministerrates nicht vorgreifen und nicht 
voreilig irgend etwas bekanntgeben, was der 
Ministerrat zu beschließen hat. - Das zu 
dieser Frage. 

Herr Abgeordneter Czettel ! Sie haben die 
Frage wegen der Besprechung im Hause ange­
schnitten. Das ist eigentlich der Hauptgrund, 
warum ich mich sofort zum Wort gemeldet 
habe, damit keine falschen Eindrücke ent­
stehen. 

Es ist richtig, daß diese Besprechung im 
Hause stattfand, und zwar aus dem einfachen 
Grund, weil zu diesem Zeitpunkt eben über 
Sektionschef Dr. Peterlunger in den Zeitungen 
Nachrichten verbreitet wurden, die unserer 
Auffassung nach jeder Grundlage entbehrten. 

Der Zusammenhang mit dem Herrn Abge­
ordneten Weikhart ist dadurch entstanden, 
daß in der "Arbeiter-Zeitung" etwas wörtlich 
gestanden ist. Ich bitte Sie, Herr Abgeord­
neter Maser, da.s ist keine Polemik, ich lese 
das nur vor, was in der "Arbeiter-Zeitung" 
gestanden ist. (Abg. M ose r :  Ich habe nicht 
unterbrochen !  ) Weil Sie mich vorher unter­
brochen haben. (Abg. M ose r :  Das war etwas 
anderes ! - Zwischenruf des Abg. We i khart.) 
Ich habe mich schon vorher entschuldigt. -
Es heißt : "Auch mit Innenminister Soronics 
geriet Weilrhart in eine Kontroverse, als er an 
ihn die Frage richtete, ob er tatsäoWich mit 
dabei gewesen sei, als Eulers Schreibtisch auf­
gebrochen und durchsuoht wurde. Soronics 
bestritt dies erregt. Seine Antwort wird aber 
mit Skepsis zu betrachten sein, da diese 
Tatsache von leitenden Beamten des Innen­
ministeriums bestätigt worden war." 

Das haben Sie nicht gesagt hier im Haus, 
sondern das ist in der "Arbeiter-Zeitung" 
gestanden, wofür auch - das hat der Abge­
ordnete Dr. Kranzlmayr damals gesagt - Sie 
überhaupt nicht verantwortlich gemacht wer­
den. 

Aber diese Besprechung ist ja nicht deswegen 
einberufen worden, sondern es war mit ein 
Bestandteil dieser Besprechung. Der Haupt­
bestandteil war die Verdächtigung, die Ver­
leumdung - so möchte ich es bezeichnen -
des Herrn Sektionschefs Dr. Peterlunger. 

Hier bedaure ich es sehr, Herr Abgeordneter 
Czettel - ich glaube, es war nicht Absioht -, 
daß Sie den zweiten Teil der Resolution nicht 
verlesen haben. Da heißt es ausdrücklich : 
"Mit äußerstem Befremden haben die leitenden 
Beamten überdies aus den Tageszeitungen 
entnehmen müssen, daß ein Sektionschef, von 
dem bekannt ist, daß er seine Arbeitskraft 
und Einsatzbereitschaft der Republik Öster­
reich seit Jahrzehnten weit über die normalen 
Pflichten eines Beamten hinaus zur Verfügung 
gestellt hat, nunmehr in diffamierender Weise 
mit einem strafgeriohtlichen Verfahren in 
Zusammenhang gebracht wird." 

Das war der Hauptgrund, warum ich von 
den leitenden Beamten, die mit diesen Agenden 
zu tun haben, gebeten wurde, ob ich zustimme, 
daß eine Besprechung stattfindet. Dieser Be­
sprechung habe ich meine Zustimmung erteilt . 
Die ist durchgeführt worden, und es haben 
daran alle leitenden Herren teilgenommen. 

Nun dürfte hier wirklich ein Mißverstä.ndnis 
entstanden sein, und ich bin nicht angestanden, 
sofort, als ioh davon erfahren habe, den Herrn 
Dr. Stöger, der Obmann der Personalvertretung 
ist, zu mir zu rufen und ihm den Sachverhalt 
zu sagen. Ich habe ihm auoh eine Photo­
kopie dieses Schreibens, das also die Grundlage 
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war, zur Verfügung gestellt und habe ihn 
gebeten, dies in geeigneter Weise in Ordnung 
zu bringen. 

Das ist der Sachverhalt. Also um Ihre Frage 
zu beantworten : Ich habe von dieser Be­
sprechung gewußt, ich habe zugestimmt, ich 
habe aber nicht gewußt und habe auch keinen 
Einfluß darauf genommen, in welcher Form 
diese Besprechung stattfindet . 

Nun noch eines, Herr Abgeordneter Czettel ! 
Sie haben hier mehr oder weniger eine Drohung 
ausgesprochen : Wehe, wenn diesen Beamten, 
diesen sozialistischen Akademikern, die diese 
Resolution oder diese Erklärung verfaßt haben, 
etwas passiert ! Erstens möchte ich feststellen, 
daß sie bewußt falsch formuliert haben, denn 
sie schreiben hier : "Die Sozia1istischen Akade­
miker im Bundesministerium für Inneres 
erklären, daß sie an der am 28. November 
1968 im A u f  t r a g  e des Herrn Bundesministers 
einberufenen und vom Herrn Generaldirektor 
für die öffentliche Sicherheit Sektionschef 
Dr. Seidler geleiteten Zusammenkunft . . .  " und 
so weiter. Also : nicht in meinem Auftrag, 
sondern mit meiner Zustimmung ! Das ist 
schon eine wesentliche Sache. 

Die zweite Sache : Hier haben sich drei, vier 
Herren während der Dienstzeit zusammen­
gesetzt, um diese Erklärung zu formulieren. 
(Abg. Oze t te l :  Da& andere war ja auch während 
der Dienstzeit !) Moment ! Das eine war eine 
vom Amt genehmigte überparteiliche, und 
das ist eine reine Besprechung - ich will sie 
nicht als Versammlung bezeichnen - . . .  (Abg. 
Wei k h a r t :  Das ist aber kein Argument !) 
Nur einen Augenblick, ich komme noch weiter, 
Herr Abgeordneter ! Das ist eine reine Be­
sprechung der Arbeitsgemeinschaft der Soziali­
stischen Akademiker während der Dienstzeit. 

Jetzt noch eines zu Ihrer Überraschung. 
Kaum war diese Erklärung beim Herrn 
Sektionschef Dr. Seidler, hat ein sehr maß­
gebender Mann der Arbeitsgemeinschaft der 
Sozialistischen Akademiker erklärt, daß er mit 
dieser Erklärung nichts zu tun haben will . 
Ich wäre sogar ermächtigt, seinen Namen 
hier zu nennen. Ich werde es nicht tun. 
Ich wollte das nur klarstellen, Herr Abge­
ordneter. Sie brauchen keine Angst zu haben, 
daß irgend etwas geschieht, als daß ich diese 
Leute nur ganz bescheiden darauf aufmerksam 
machen werde, da ß während der Dienstzeit 
keine politischen Veranstaltungen im Bunde':J­
ministerium für Inneres stattfinden. ( Beifall 
bei der Ö VP. - Abg. Weikhar t : Herr Minister ! 
Ist das eine politische Ve-ranstaltung, wenn drei 
Leute beisammen sind ?) Herr Abgeordneter 
Weikhart, sehen Sie : Sie wissen schon wieder 
mehr, als ich weiß, denn ich weiß nicht, daß 

drei beisammen waren. (Rufe bei der S pO: 
Sie haben es ja gesagt !) Ich habe gesagt, einige. 
Das habe ich gesagt . (Abg. Libal :  Sie wissen 
ja gar nicht, was Sie reden ! Vor fünf Minuten 
haben Sie gesagt, drei waren es !) Herr Abge­
ordneter Libal ! Beruhigen Sie sich ein wenig ! 
Ich habe gesagt, wer die Dinge unterschrieben 
hat. (Abg. L i ba l :  Von der Regierungsbank 
hört man nur lauter Unwahrheiten !) Herr 
Abgeordneter Libal ! Ich weise diesen an mich 
gerichteten Vorwurf energisch zurück ! (Beifall 
bei der Ö V P. - Abg. M ayr : Das ist ja uner­
hört !) Es wird gut sein, werm Sie sich Ihre 
Äußerungen überlegen ! (Heftige Zwischenrufe 
bei der SPÖ. - Abg. Weikhart : Frechheit ! 
Das können Sie von der Regierungsbank aber 
auch nicht tun, sehr geehrter Herr Minister ! 
So polemisier�m können Sie nicht ! Wir haben 
Sie ruhig angehört ! Aber das ist zuviel ! Das 
geht zu weit ! - Abg . .  Mose r :  Da gehen Sie 
herunter !) Dann werde ich hinuntergehen und 
werde es unten sagen ! ( Weitere heftige Zwi­
schenrufe bei der SPÖ und Gegenrufe bei der 
Ö VP. - Abg. Wei khart : Das Recht steht 
Ihnen nicht zu ! Schauen Sie 8ich die Geschäfts­
ordnung an ! - Abg. M08er:  Wir sind lceine 
Untertanen ! Das ist noch immer das Abge­
ordnetenhaus ! - Präsident Wall  n e  r gibt 
mehrmals das Glockenzeichen.) So geht das 
auch nicht, da ß ich mich angreifen 
lassen soU , und ich darf nichts dazu sagen ! 
(Abg. Wei khar t :  Dann gehen Sie herunter 
und sprechr.,n Sie als Abgeordneter !) Ich gehe 
ruhig hinunter zum Rednerpult ! (Ruf bei der 
SPÖ: Gehen Sie ans Rednerpult ! - Abg. 
M a y r :  Auch ein Minister darf sich vert.eidi­
gen ! - Zwischenruf des Abg. Glaser .  - Abg. 
L i b a l :  Was da schon für Unwahrheiten gesagt 
worden sind ! - Abg. M oser :  Gehen Sie nU1' 
hinunter ! - Abg. Nimmervol l  : Das wird 
noch der Moser bestimmen ! - Abg. M 08e r :  
Das ist noch immer das Abgeordnetenhaus I) 
Ja, aber ich glaube, ich kann mich auf Zwi­
schenrufe, die mir gemacht wurden, ent­
sprechend verteidigen ! (Abg. W e i k hart : Nicht 
als Minister von der Regierungsbank ! Das 
steht Ihnen nicht zu !) Wenn zu mir jemand 
sagt, ich habe die Unwahrheit gesagt, kann 
ich mich auch als Regierungsmitglied dagegen 
verwahren ! (Beifall bei der Ö VP.) 

Präsident Wallner (wiederholt das Glocken­
zeichen gebend) : Ich bitte, beruhigen Sie sich 
doch ! (Abg. Liba l : Sie haben gesagt: Drei ! -
Abg. M ayr : Der Libal muß den Ordnungsruf 
bekommen ! Darauf werden wir bestehen ! -
Abg. L i b a l :  Vor fünf Minuten hat der Herr 
Minister gesagt, drei Mann waren be'isammen, 
und dann streitet er das ab, er habe es nicht 
gesagt ! tJberlegen Sie 8ich, wa8 Sie reden ! -
Weitere heftige Zwischenrufe.) Ich bitte mm 

um Ruhe ! Der Herr Ministt::i, hat das Wort ! 
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Bundesminister für Inneres Soronics (fort­
setzend) : Ich möchte also zu diesem Kapitel 
noch einmal sagen, daß keiner Angst zu haben 
braucht, daß er dafür verfolgt wird. Hen 
Abgeordneter Czettel ! Ihre Drohung war hier 
vollkommen vergeblich, aber ich werde selbst­
verständlich dieser Sache nachgehen, wie die 
Dinge zustande gekommen sind. Das haben 
Sie seinerzeit auch gemacht, und ich werde 
mir das auch erlauben. 

Nun zur Frage der Wirtschaftspolizei. Ich 
habe Ihnen im Ausschuß schon gesagt, daß 
hier wohl eine Verordnung in Erwägung ge­
zogen werden könnte,  nach Ihrer Auffassung 
aber ein Verfassungsgesetz. Sie haben den 
entsprechenden Antrag an die Bundesregie­
rung eingebracht, und es wird Aufgabe der 
Bundesregierung sein, dazu Stellung zu neh­
men. 

Nun noch ein letztes Wort zu der Raumpla­
nungskonferenz, weil auch hier die Dinge so darge­
stellt werden, als ob das eine Neueinführung 
wäre, seitdem ein ÖVP-Minister im Innen­
ministe� ... ium sitzt. Herr Abgeordneter Czettel ! 
Sie wissen genau, daß in gewissen Angelegen­
heiten - obwohl ich diese Auffassung nicht 
decke, das möchte ich sofort hier deponieren ­
die Sicherheitsdirektionen beim Bundesmini­
sterium für Inneres anfragen, ob sie das eine 
oder andere untersagen sollen oder nicht, 
Damit ist ja die 'Zweite Instanz schon irgendwie 
festgelegt. Ich habe Ihnen, glaube ich, in 
aller Freundschaft damals den Sachverhalt 
klargelegt. Die Berufung wird kommen, und 
das Innenministerium wird dann darüber ent­
scheiden, ob diese�' Bescheid, der hier von der 
Sicherheitsdirektion Wien erlassen wurde, be­
stätigt wird oder nicht bestätigt wird. Aber 
ich glaube, dem Innenministerium einen Vor­
wurf zu machen, wie es durch Zwischenrufe 
wieder geschehen ist, das ist unangebracht. Ich 
möchte mich jetzt wirklich etwas beherrschen, 
damit ich nicht wieder j emanden heraus­
fordere ;  aber durch Zwischenrufe sind die 
Dinge so dargestellt worden, als ob unter der 
neuen Ära durch einen Ö VP -Minister eine 
Gangart eingeschaltet worden wäre, die es 
noch nie gegeben hat. Ich möchte nur einfach 
und bescheiden feststellen, daß diese Praxis 
auch bei den früheren, bei den sozialistischen 
Innenministern vorhanden war. (Abg. Gzet t e l :  
Der Grund war Raumplanung !) Selbstverständ­
lich, es ist die Frage der Untersagung, die 
Einholung der Weisung des Bundesministe­
riums für Inneres. Ich habe es vor einigen 
Tagen schon e�cklärt gegenüber dem Herrn 
Generaldirektor. Ich könnte Ihnen sogar den 
Wortlaut verlesen, den ich damals hinaus­
gegeben habe, da.ß man mit den Proponenten 
dieses Komitees sprechen soll, ob nicht eine 

Möglichkeit bestünde, eine kleine Änderung 
dieses Namens dUl'chzufüh'[·en. 

Damit ich nicht gleich wieder einer Unwam'­
heit bezichtigt werde, werde ich es genau V01 -

lesen : Laut telephonischer Rücksprache mit 
Henn Sektionsrat Ramharter wurde vom 
Heu n Bundesminister für Inneres festgelegt, 
daß der Vercin "Niederösteueichische Raum­
planungskonferenz" grundsätzlich n i c h t  zu 
untersagen wä're , wenll del' Vetein seinen 
N amen ändert. Die Sichel'heitsdirektion für 
Wien wurde (Abg. Gze t t e l :  Auf das kommt es 
an, Herr Minister !) - ja - in diesem Sinne 
telephonisch in Kenntnis gesetzt. 

Hier hat an Ihrer Stelle der Hen Landtags­
abgeordnete Marsch teilgenommen, und leider 
Gottes ist es in dieser Frage zu keinem Kontakt 
mehr gekommen, und die Sicherheitsdirektion 
Wien hat dann auf Glund dieses Schreibens 
von Henn Sektionschef SeidleI' den Verein 
untersagt. Sie haben die Möglichkeit der 
Bel'ufung, und ich kann Ihnen vCI'spl'echen, 
daß das gewissenhaft geprüft und dann die 
entsprechende Entscheidung getl'offen wird. 
(Beifall bei der 0 V P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der HelT Abgemdnete Dr. Kranzl­
mayr. Ich m teile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Henen ! Zu 
dem von mir gemachten Zwischemuf, der von 
Ihnen inkriminiert wurde, möchte ich folgendes 
sagen : Von Cicero soll der Satz stammen : 
Jedei.' Mensch kann in en ; im hrtum vel'hanen 
jedoch wird nur der Tor. - Ich möchte hier 
deponieren, daß ich einem IlTtum zum Opfer 
gefallen bin, und ich stehe nicht an, zu be­
dauern, daß ich in einer sichetlich auch von 
Ihnen mir zuzubilligenden Erregung diesen 
Zwischenruf gemacht habe. Bei Kollegen 
Dr. Tull, dei' nicht im Hause ist, werde ich 
mich persönlich entschuldigen. (Beifall bei 
O VP und SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Zeillinger. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) :  Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Es ist 
durchaus verständlich, daß bei der Beratung 
des Kapitels Innel es die Staatssichetheit im 
besonderen Maße behandelt wird. Es ist 
aber ein Irrtum und ein Mißverständnis, 
wenn aus den Bänken der Regierungspartei 
der VOl'ww·f el'hoben wird, wer über einzelne 
Fälle spricht und etwa den Fall Euler er­
wähnt, schädige das Ansehen der Beamten. 
Das ist ein Irrtum, meine Herren ! 

Erstens möchte ich klarstellen, daß ein 
Euler die Beamtenschaft gar nicht schädigen 
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kann, denn er ist kein Be�mter, sondern im 
Grunde genommen ein Angestellter der ÖVP­
Zentrale gewesen. Er ist nur als Protektions­
kind von der Volkspartei in das Innenmini­
sterium offenbar mit dem Auftrag geholt 
worden, im Ministerium für die Regierungs­
partei zu spionieren. Der Mann War aber 
geschickt genug, auf zwei Schultern zu tragen, 
und hat sein Wissen offenbar - wie die 
Untersuchungen noch ergeben werden -
weiterverkauft. 

Es ist eine wie schon im Bauskandal prak­
tizierte Taktik von Ihnen, daß nicht derjenige, 
der etwas anstellt, schuld ist, sondern der­
jenige, der etwas aufdeckt und dann darüber 
spricht. Diese Taktik wenden Sie gegenüber 
dem Rechnungshof und der Opposition an, 
wenn sie die Finger auf Wunden legen, die 
Ihnen anscheinend sehr unangenehm sind. 

Wenn hier gesagt worden ist, daß man im 
Falle Euler mit Recht mit der Verhaftung 
zugewartet habe, dann darf ich Sie fragen, ob 
Sie das auch tun, wenn irgendein kleiner 
Angestellter oder ein Beamter mit ein paar 
hundert Schilling eine Gesetzesübe�rtretung 
begeht. Dann ist sofort der Staatsapparat da 
und greift zu. Darf ich Sie nur an jenen Fall 
in Oberösterreich erinnern, bei dem ein Be­
sofrener eine Stopptafel überfahren hat, womit 
sich sogar das Parlament beschäftigen mußte. 

Auch in anderen Fällen sind Sie sehr schnell 
mit der Haft da. Ich erinnere den Herrn 
Innenminister an die beiden Südtiroler Forrer 
und Oberlechner, die zwar von einem ordent­
lichen Gericht freigesprochen worden sind, aber 
wo man sofort die Ausrede mit der Schubhaft 
gefunden hat, obwohl man sich darüber im 
klaren war, daß man wegen eines politischen 
Deliktes niemanden an Italien ausliefern kann. 
Man hat die beiden so lange in Haft gehalten, 
bis man dann genügend Konfidentenberichte 
hatte, um ein anderes Verfahren einleiten zu 
können. 

Aus der Liste haben wir festgestellt, daß es 
allein im heurigen Jahr 238 Untersuchungen 
wegen Spionagefällen gab und da ß in 75 Fällen 
nachgewiesen werden konnte, daß 76 Personen 
heuer bereits eine nachrichtendienstliche Tätig­
keit zum Nachteil Österreichs ausgeübt haben. 
Es waren auch sehr viele Angehörige diplo­
matischer Vertretungen dabei. Wir haben 
aber auch aus dem politischen Nachrichten­
dienst einen Fall Adamek aus dem Bundes­
kanzleramt, wir haben den Fall Pascher, 
militärischer Nachrichtendienst, wir haben den 
Fall Kurz, wir haben den Fall Euler, und wir 
haben den Fall Ableitinger, der laut heutigen 
Zeitungsmeldungen zu einem Fall Ableitinger & 
Co. werden soll. 

Wir haben heute aus der Zeitung erfahren ­
allerdings hat der Herr Innenminister jetzt 
die Presse berichtigt -, daß bei 12 Staats­
polizisten die Staatsanwaltschaft einen Unter­
suchungsantrag gestellt hat. Das heißt, 10 Pro­
zent der Staatspolizisten in Wien werden 
derzeit auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
über ihre Tätigkeit untersucht. Das sind schon 
Vorfälle, über die sich das Abgeordnetenhaus 
eingehend unterhalten muß, denn immerhin 
ist es eine Frage der Sicherheit, wieweit man 
sich noch auf die Staatspolizei verlassen kann. 

Bei diesem Thema kommt nun eine Frage 
auf uns zu. Wir haben überall zuwenig Poli­
zisten. Wir brauchen sie im Verkehr - da 
glaube ich, daß wir übereinstimmen -, um 
ihn flüssig zu erhalten. Ich werde darauf noch 
später zurückkommen. Auf der anderen Seite 
haben wir über 5000 Polizeibeamte im Ver­
waltungsdienst und müssen feststellen, daß 
sich dort 10 Prozent jahrelang einer Tätigkeit 
widmen können, die keineswegs im Interesse 
unseres Staates gelegen i'3t. All das sind 
Sicherheitsverhältnisse, über die das Abge­
ordnetenhaus hier mit Recht zu beraten hat. 

Herr Minister ! Wenn Sie zuvor das Gesetz 
zitiert haben, nach dem Spionage nur ein 
Vergehen ist, dann darf ich darauf hinweisen, 
daß ein Beamter, der beispielsweise Akten 
kopiert und sie weiterverkauft, auch das Ver­
brechen des Mißbrauchs der Amtsgewalt be­
geht. Das ist keine kleine übertretung, das ist 
kein kleines Vergehen mehr, sondern da 
beginnt es über den Mißbrauch der Amtsgewalt 
zu einem Verbrechen zu werden. Ich glaube, 
daß darüber nicht nur ein offenes Wort .im 
Hause gesprochen werden muß, sondern daß 
auch dringend Maßnahmen notwendig sind. 

Vor allem sollte sich die Regierungspartei 
merken, daß es nicht gut ist, immer ungesehen 
den Beamtenapparat mit politischen Spitzeln, 
mit politischen Leuten zu unterwandern. 
Lassen Sie, meine Herren von der Regierungs­
partei, einmal die Beamten in Ruhe, lassen 
Sie sie in Ruhe arbeiten, dann wird die Beam­
tenschaft wesentlich weniger in Mißkredit 
geraten. Aber Sie sind diejenigen, die Ihre 
politischen Spitzel immer in die einzelnen 
Ministerien einschleusen und dann erstaunt 
sind, wenn sich herausstellt, daß der eine oder 
andere wegen des Verdachtes eines Verbrechens 
verfolgt werden muß. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ein 
anderes Thema anschneiden, das bereits wieder­
holt hier im Hause, vom Rechnungshof und 
auch vom Ministerium selbst, behandelt wor­
den ist. Es ist das Thema der Trennung der 
Exekutive in Polizei und Gendarmerie. Wie 
Sie wissen, leisten wir uns in Österreich den 
Luxus, zwei getrennte Apparate zu haben. 
Bei diesen beiden Apparaten ist alles getrennt : 
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Es gibt verschiedene Waffen bei der Polizei 
und bei der Gendarmerie, es gibt verschiedene 
Uniformen, die Ausrüstung ist verschieden, 
ja sogar das Kurzwellen-Funksprechnt'tz ist 
bei den einzelnen Exekutivkörpern so veT­
schieden, daß in einem Ernstfall gar nicht 
ohne wt'iteres die Möglichkeit eines gemein­
samen Einsatzes gegeben wäre. Kraftfahrzeug­
einsatz und Kmftfahrzeuganschaffung sind 
verschieden, es gibt natürlich verschiedene 
Werkstätten, und es sind selbstverständlich -
und da beginnt das übel - getrennte Direk­
tionen, getrennte Kommanden und getrennte 
Leitungen. Es wird alles an allen Stellen und 
in allen Bundesländern doppelt geführt. Das 
ist mit einer der Gründe, warum es nicht ge­
lingt, die Amegung, die schon seit langer Zeit 
gegeben worden ist, zu verwjtklichen, die 
Exekutive zu einem einheitlichen Körper zu­
sammenzufassen. 

Wir haben in der Regiel'ullg eine eigene 
Kommission, die unter der Leitung des Staats­
sekretärs Gl'uber zusammentritt und tagt. 
Ich würde gerade dieser Kommission diese 
Fmge ans Herz legen, um zu prüfen, was man 
alles ersparen könnte, Wenn man die VOl'­
schläge, die ja nicht nur von der freiheitlichen 
Opposition wiederholt an die Regierung ge­
richtet wOl'den sind, eingehend untersucht. 
Ich da"i-f daran erinnern, daß bereits vor vier 
odel' fünf Jahren ein Rationalisierungsunter­
nehmen beauftragt worden ist, das Innen­
ministorium sachlich zu durchleuchten. Die 
Expertise, die erarbeitet wmde, kostete 1 Mil­
lion Schilling, mit dem Ergebnis, daß sie jetzt 
irgendwo schubladisiert ist, das heißt, daß 
gar nichts geschieht und die Million praktisch 
zum Fenster hinausgeworfen worden ist . Die 
Ratschläge, die gegeben wurden, sind bis zum 
heutigen Tage nicht beachtet worden. 

Ich glaube aber, daß gerade dieser Vor­
schlag - Sie wissen, daß wir Freiheitlichen 
ihn schon seit J ahi'en zur Diskussion stellen -
einer ernsthaften Pl"üfung wett wäre. Es gibt 
kein sachliches Argument, das begründen 
wü .. 'de, daß wir innerhalb unseres Staates -
so groß ist unser Bundesstaat und unser 
Bundesgebiet nicht - getrennte Exekutiv­
körper haben. Diese Trennung ist nicht nur 
in den Bundesländern - es ist nicht etwa in 
Wien die Polizei und in den übrigen Bundes­
ländern die Gendal'mel'ie -, sondern wir haben 
immer wieder inmitten des Gendarmerie­
bereiche>; im Lande die einzelnen Polizei­
bei'eiche. Natürlich gibt es dort überall 
Extrazentralen, Extrakommandostellen, Extra­
garagen und Extrawerkstätten. Alles wird 
gesondert geführt - gesonderte Fernsprech­
netze, gesonderte Funknetze - und alles muß 
doppelt bezahlt werden. Es entstehen doppelte 
Kosten und daher die relativ unerhört hohen 

Ausgaben für diesen Beteich und die relativ 
geringe Wirkung dort, wo man sie dringend 
braucht : einerseits bei der Flüssighaltung des 
Verkehrs und andererseits bei der Verfolgung 
von Verbrechen und Gesetzesübertretungen. 

In diesem Zusammenhang ist auch wiederholt 
vom Rechnungshof auf den Massafonds hinge­
wiesen wmden, der keine gesetzliche Deckung 
hat, Der Rechnungshof hat darauf hinge­
wiesen, daß dieser Fonds sowohl formal- wie 
auch materieI1rcchtlich ungesetzlich ist und 
doch jmmerhin im Jahr einen Betrag, der 
etwa die 50 Millionen-Grenze eneicht, zur Ver­
fügung bekommt. Auch das alles ist in dem 
Fachgutachten des Rationalisierungsunter­
nehmens aufgedeckt worden . Es sind konkrete 
VOl'schläge gemacht worden. Das Ergebnis 
wai' , wie der Herr Minister el"klätt hat, daß 
man diesen Vorschlägen ein Begr äbnis Erster 
Klasse bereitet hat. 

Ich glaube aber, daß es gerade in der Zeit, 
in der das Geld bei uns so knapp geworden ist, 

in der jede Million, jeder Schilling zusammen­
gekratzt werden muß, notwendig wäre, solche 
Vorschläge einer ersthaften Prüfung zu unter­
ziehen. 

Die RationaIisierungsversuche gehen auf 
VOIgänger des gegenwärtigen Innenministers 
zUlück. Bis jetzt hat ptaktisch jeder anfangs 
eine solche Maßnahme als richtig erkannt ; 
im Laufe der Zeit ist jeder bei der Verwirk­
lichung dieser Vorschläge früher oder später 
wieder gescheitet"t. Ich kann mir sehr gut 
vorstellen , daß ein Minister die starke Rücken­
deckung seiner Partei braucht, wenn e1' solche 
Vorschläge vel"wirklichen soll, denn die Beam­
tenschaft wird sich natüdich mit aller Macht 
dagegen steHer!. Das ist zu c l'warten, weil so­
undso viele Posten dadurch eingespal"t werden 
könnten, vor al1em hohe und leitende Posten , 
und gerade höhel"C Beamte habcn ein großes 
Interesse, solche Stellen zu erlangen .  

Auf der anderen Seite muß i c h  wieder 
sagen : Gerade das, was wir in den letzten ein, 
z wei Stunden dei' Debatte darüber gehört 
haben, war nicht gerade geeignet, das Wohl­
wollen oder die Sympathie eines Abgeordneten 
der höheren Beamtenschaft gegenüber zu 
elwecken. Ich erinnere mich in diesem Zu­
sammenhang an ein ähnliches Schicksal, das 
ich einmal anläßlich einer Rede hier im Haus 
el'litten habe. Es wurden sofort in einem 
anderen Ministerium durch ein Rundschreiben 
die Beamten gewarnt ; auch durch eine un­
richtige Zitierung dessen, was ich hier im 
Hause gesagt habe.  

Da.;; ist nicht die Aufgabe der Beamten. 
Wenn sie solche Aufgaben erfüllen, dann 
bewegen sie .;;ich in sehl" gefährlicher Nähe eines 
Mißbrauches der ihnen vom Staate verliehenen 
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Gewalt. Die Politik sollen sie den Politikern 
überlassen. Die Verwaltung sollen sie mit 
möglichster Verm<:idung politischer Einflüsse 
durchführen. Sie sollen aber nicht die Politik 
in ihren Bereich weitertreiben und die Politiker 
und die Tätigkeit des Abgeordnetenhauses be­
urt,eilen, denn letzten Endes soll das alles dazu 
dienen, den politischen Gegner einzuschüchtern, 
Abgeordnete, die allenfalls den Mut haben, 
hier im Hause den MlUld aufzumachen, so 
weit einzuschüchtern, daß sie das in Zukunft 
unterlassen. 

Je mehr wir das feststellen, desto mehr muß 
ich sagen : Im Innenministerium scheint man 
nicht allzuviel zu tun zu haben, wenn man für 
solche Aktionen Zeit hat, wenn man bestelJte 
Resolutionen und be'3tellte Briefe schreibt, 
wenn die Beamten sich bereits anschicken, dem 
Minister Zensuren zu erteilen ; er hat eine gute 
Note bekommen, er ist in Ordnung befunden 
worden. Dazu kann ich nur sagen : Es ist 
höchste Zeit, energisch durchzugreifen, u m  die 
vom Parlament und von uns Freiheitlichen 
wiederholt gemachten Einsparullgsvol'schläge 
zu verwirklichen 

Eine der ersten Aufgaben sollte es sein -
das dat'f ich noch einmal sagen -, dieses Gut­
achten des Rationalisierungsunternehmens aus 
dem Jahre 1964 einer eingehenden Prüfung zu 
unterziehen und die Vorschläge soweit wie 
möglich durchzuführen . Denn wenn man einer­
seits den Rechnungshofbericht und anderer­
seits diese Vorschläge betrachtet, dann muß 
man sich wirklich fragen :  Sind wir so teich, 
daß wir uns das aHes leisten können : eine ver­
schiedene Ausstattung von der Bewaffnung 
bis zu den Funkgeräten ? Ja es ist nicht einmal 
möglich, den Amtsweg innerhalb eines Mini­
steriums in zweckentsprechender Form zu ver­
ringern. 

Dabei haben wir überall einen Personal­
mangel dort, wo man tatsächlich die Sicher­
heitsorgane brauchen würde. Je länger die 
Debatte dauert, umso stärker entsteht der 
Eindruck, daß da'3 Mißverhältnis darin besteht, 
daß sehr viele von den 6000, die Zeit haben, 
sich zu Dienstbesprechungen zu treffen und 
Zensuren über Abgeordnete auszuteilen, Dienst 
auf der Straße machen sollten. Dort fehlen sie 
nämlich. Dort haben wir viel zuwenig Beamte, 
um den Verkehr in Fuß zu halten. 

Ich weiß und möchte es hier auch anerkennen, 
daß der Herr Bundesminister wiederholt den 
Standpunkt von uns Freiheitlichen unterstrichen 
hat, daß der fließende Verkehr den Vorrang hat.  
Ich weiß aber auch auf der anderen Seite, daß 
es bis zur Stunde nur sehr bedingt möglich war, 
diesen Standpunkt auch in der Praxis durch­
zusetzen. Ich möchte jetzt gar nicht an jenen 
Fall erinnern, der gerichtlich noch gar nicht 

abgeschlossen ist, wo Funkstreifenautos dafür 
verwendet worden sind, bäuerliche Protest­
tafeln, die entlang der Straße aufgpstellt wal·en, 
zu entfernen. Ich darf dem Herrn Minister 
sagen : Es ist genau da,s eingetreten, was ich 
erwartet habe : Sie haben auf Ihre mangelnde 
Kompetenz hingewiesen und erkläl't, der Hen 
Landeshauptmann werde mir Auskunft geben. 
Der Herr Landeshauptmannhat bei der Parallel­
frage natürlich genauso auf die mangelnde 
Kompetenz hingewiesen und auch keine Aus­
kunft gegeben. Es ist nämlich meistens so, 
daß dann keiner dafür kompetent sein will. 
übrig geblieben ist - und das ist das, was die 
Bevölkerung festgestellt hat -, daß an einem 
Wochenende, an dem stärkster Verkehr herrscht 
und Unfall auf Unfall passiert, einige Funk­
streifenwagen und etliche Polizisten dazu ver­
wendet werden, fernab einen Minister dadurch 
zu schützen, daß sie Tafeln, auf die bäue:rliche 
Parolen geschrieben waren, entfelnen. 

Dafür ist die Gendarmerie nicht da ! Dafür 
ist die Polizei nicht da ! Wir erleben e'3 immer 
wieder, daß an den Brennpunkten der Verkehr 
einfach zusammenbricht, vor allem in den 
Städten. Die Polizisten klagen darüber, daß 
sie zuwenig Leute haben und auf den am 
meisten fi'equentierten Kreuzungen den einen 
oder anderen zur ASbistenz brauchten. Man 
braucht nur um die Ecke zu gehen, um minde­
stens einen zweiten Polizisten zu sehen, der dort 
in einer Nebenstraße Organmandate auf Autos 
austeHt, die etwa bei Halteverbot geparkt 
haben. Wenn wir auch immer hören, daß der 
fließende Verkehr den Vorrang haben soll, so 
ist das ein Bild, das wir alle tagtäglich erleben, 
wobei es noch gl'oße Unterschiede gibt - das 
gehört, eigentlich zum Kapitel Wien und nicht 
zum Bund -, ich möchte aber doch den Hel'rn 
Bundesminister darauf aufmerksam machen : 
Das gefährlichste ist, sich mit einer Nummer 
aus den Bundesländern in eine Straße zu 
stellen. Man kann es dann garantiert erleben, 
daß sämtliche Wiener Autos, die dort stehen , 
kein Strafmandat bekommen, aber der einzige 
mit einem S (Bundesminister So ro n i es : 
Oder m'it einem B !  - Heiterkeit) oder auch 
mit einem B ein Stl'afmandat bekommt. Ich 
sage ausdrücklich, daß es sich nicht um eine 
Benachteiligung eines bestimmten Bundes­
landes handelt, sondern es besteht eben die 
Ansicht : Was dem Wiener erlaubt ist, ist noch 
lange nicht dem erlaubt, der etwa in Wien auf 
Besuch ist. 

Tatsache ist, daß Hunderte und HU�1del'te 
Polizisten in den Zeiten des atärkstel1 Verkehrs 
in Nebenstraßen gehen, in denen ohnehin nur 
das Parken verbotf\ll ist, aber das Halten er­
laubt ist . Den ganzen Tag stehen Autos dort .  
Die Polizisten gehen einmal vorb8i und schrei­
ben die Nummern der Autos auf ein4:'l' langen 
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Li8t.e auf; nach einer halben Stundt, konuncll 
sie zurück, und all" n jenen, die noch immer da 
stehen, wird ei n MmHlat an lHe 'Vindl'>chutz­
scheihe gehängt. 

Allgemeine Ansicht unter den Kraftfahrern 
ist, daß es einen Einfluß auf die Beurteilung 
oder die Beförderung eines Polizisten hat, 
wieviel Organmandate auszuschreiben er in der 
Lage ist. Ich würde vom Herrn Minister einmal 
nicht nur gerne die Feststellung hören, daß der 
fließende Verkehr den Vorrang hat, sondern 
warum es nicht gelingt, diesen Vorrang durch­
zusetzen, an wem es liegt. Ist es die mittlere 
Befehlsstelle oder die obere ? Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß der Polizist, der auf der 
Straße Dienst macht, wenn er den Auftrag 
hat, den Verkehr zu regeln, sich in eine Neben­
straße verkrümelt und dort stundenlang Organ­
mandate erteilt. Das wäre eine Frage, die im 
Zusammenhang mit dem Verkehr dringend einer 
Lösung bedarf. Solange wir die Verhältnisse 
so vorfinden wie jetzt, hat man natürlich in 
der Bevölkerung keineswegs den Eindruck, 
daß es zuwenig Polizisten gebe, sondern 
die Bevölkerung steht auf dem Standpunkt, 
es gibt noch immer zuviel, wenn sie sich solchen 
Diensten widmen können. 

Im Zusammenhang damit hat der Herr Mini­
ster auch festgestellt, daß die Polizei zahlreiche 
wesensfremde Aufgaben zu erledigen hat. Eine 
Pressemeldung besagt etwa : Gendarmen müs­
sen den Weinbau überwachen. Es wird darin 
festgestellt, daß die burgenländischen Gen­
darmen die Anbaubeschränkungen dadurch 
überwachen müssen, daß sie feststellen, wie­
viel neue, zusätzliche Rebstöcke von den Wein­
bauern angebaut worden sind. - Das ist 
durchaus richtig. Wir pflichten hiebei dem Herrn 
Innenminister oder dem Herrn Staatssekretär 
bei - ich weiß nicht, wer das festgestellt hat -, 
daß das eine wesensfremde Aufgabe ist. Ich 
darf aber dem Herrn Innenminister sagen : 
Es gibt sehr viele wesensfremde, ich möchte 
sagen, überflüssige Aufgaben, die von unserer 
Polizei und von unserer Gendarmerie wahr­
genommen werden müssen. 'Venn wir wirklich 
sparen und die Leute sinngemäß einsetzen 
wollen, dann sollen wir sie nicht nur vom 
Zählen der Rebstöcke fernhalten. - Um Ihnen 
nur ein Beispiel aus der allerjüngsten Zeit zu 
sagen : Die freiheitliche Studentenschaft hat 
in meinem Wahlkreis einen gemütlichen Abend 
gemacht, sie nannten es Oktoberfest, bei dem 
der Rektor anwesend war ; keine einzige Rede 
ist gehalten worden, aber es mußte ein Polizist 
die ganze Zeit dort Dienst machen. 
Das hat nicht nur die Veranstalter geärgert, 
weil sie dafür viel Geld bezahlen müssen, 
sondern es wird auch ein Mann, der woanders 
Dienst machen könnte und sollte, blockiert. 
Es wäre wesentlich gescheiter, der Kriminal-

beamte, der dort stundenlang sitzen und zu­
schauen muß , wie Studenten Bier trinken oder 
beim Oktoberfest Schweinefleisch essen, würde 
Verbrecher verfolgen. Aber wenn heute eine 
solche Veranstaltung stattfindet, dann wird 
behördlich festgelegt, daß ein Polizist oder ein 
Gendarm als Aufpasser dabei sein muß . Das 
ist nicht nur eine finanzielle Belastung, son­
dern es ist auch eine wesensfremde Tätigkeit 
für Exekutivorgane. 

Ich möchte dem Herrn Minister dieses Pro. 
blem ans Herz legen. Wir haben durchaus 
Verständnis, daß man dann, wenn man irgend­
eine Tätigkeit bemerkt, die die Staatssicherheit 
gefährdet,  mit entsprechender Schärfe über­
wacht und durchgreift. Wir glauben aber nicht, 
daß dann, wenn irgendwo eine im Haus 
vertretene Partei eine Versammlung abhält, 
es notwendig ist, daß dort befehlsgemäß 
stundenlang ein Gendarm sitzt, der alles mit­
schreiben muß, weil er dann berichten muß. 
Es ist mir passiert, daß mir ein Gendarm an 
einem Sonntag gesagt hat : Ich habe draußen 
auf der Kreuzung zu tun, Herr Abgeordneter, 
können Sie mir nicht vorher sagen, was Sie 
drinnen sagen werden, denn ich muß einen 
Bericht schreiben. Das sind überflüssige Tätig­
keiten, die Millionen kosten und die die Poli­
zisten und Gendarmen belasten. Dasselbe gilt, 
wenn sich Studenten irgendwo zu einer geselli­
gen Veranstaltung zusammensetzen ; dann 
sollte nicht behördlicherseits vorgeschrieben 
werden, daß den ganzen Abend oder gar die 
ganze Nacht ein Exekutivbeamter irgendwo 
in einer Ecke sitzen muß, weil das natürlich 
erstens Geld kostet, das der Veranstalter zum 
Teil bezahlen muß, und weil er in dieser 
Zeit entweder nicht für den Verkehr zur Ver­
fügung steht oder eventuell der Verfolgung 
von Gesetzesübertretern entzogen wird. 

Hier gäbe es sehr viel, was kein Geld kostet 
und was man besser organisieren könnte als 
bisher. 

Das Wort "organisieren" erinnert mich an 
etwas : Der Sprecher der Regierungspartei , 
Kollege Dr. Kranzlmayr, hat das Polizeiorgani­
sationsgesetz urgiert. Darf ich Sie darauf 
aufmerksam machen, Herr Kollege, daß das 
Polizeiorganisationsgesetz ' von uns Freiheit· 
lichen wiederholt verlangt worden ist ? Nur 
solange Sie in der Koalition waren, waren Sie 
auch immer dagegen und haben uns nicht 
ein einziges Mal bei diesen Anträgen unter­
stützt. Nur jetzt plötzlich, wo es keine 
Koalition mehr gibt, kommen Sie darauf, 
daß das, was wir Freiheitlichen zehn Jahre 
vorher schon verlangt haben, richtig wäre. 
Nun beklagen Sie das. Damals hätten Sie 
uns doch ohne weiteres bei diesen Aktionen 
unterstützen können. Ihr schlechtes Gewissen, 
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daß wir kein Polizeiorganisationsgesetz haben, 
kommt zweifellos zu spät. Sie hätten jahre­
lang Zeit gehabt, die Anträge, die wir Freiheit­
liohen in dieser Richtung gestellt haben, zu 
unterstützen. 

Weil ioh gerade über die Aufdeckung von 
Verbreohen und Gesetzesübertretungen ge­
sproohen habe, möohte ioh hier eine N euein­
richtung begrüßen : Wenn sioh das Verbreoher­
tum mit den neuesten Geräten modernisiert, 
mit modernsten Maschinen und Geräten heute 
arbeitet, kann sioh die Polizei natürlioh nioht 
mehr mit Geräten und Methoden, die vor 
100 Jahren gegolten haben, erfolgreioh gegen­
überstellen. Die Idee mit der Fernsehsen­
dung "XY - ungelöst" hat sioh bewährt. Wir 
haben hier gehört, daß von 52 Kriminalfällen, 
die gesendet wurden, 26 - das ist immerhin 
die Hälfte - innerhalb kürzester Zeit gelöst 
werden konnten, und von 45 gesuchten Ver­
brechern konnten 30 festgenommen werden. 

. Das sollte man anerkennend feststellen und 
sollte auch die Bestrebungen unterstützen, 
solche Aktionen auszubauen, die übrigens 
auch beim Fernseher Anklang finden. Wenn sie 
dabei auch nooh eine nützliohe Aufgabe gut 
lösen, so ist das Grund genug dafür, diese 
Sendungen auszubauen. 

Wir haben zuvor eine Mitteilung des Herrn 
Bundesministers gehört, wonach der Name des 
neuen Generaldirektors für öffentliche Sicher­
heit duroh einen Regierungsbeschluß heute ver­
öffentlioht worden ist. Ich möohte darauf 
hinweisen, daß wir dabei insofern in einem 
Gegensatz zum Herrn Bundesminister stehen, 
als wir der Ansioht sind, daß, auch wenn er 
selbst darüber eine Meinung hat, wer diese 
Stellung bekommen solle, sie unter allen 
Umständen öffentlioh ausgeschrieben werden 
sollte. Das kostet gar nichts, höchstens das 
Inserat in der "Wiener Zeitung", aber es wäre 
einfaoh korrekt. Wenn jemand unter der Be­
amtenschaft das Gefühl hat, daß er die Eignung 
hat, und sich darum bewirbt . . . (Abg. Dok­
tor Gorbach : Der Euler !) - Na, der Euler, er 
ist ja nicht auf freiem Fuß, Herr Altbundes­
kanzler, wird sich nicht bewerben. Außerdem 
käme ja dooh die höhere Hierarohie für diesen 
verantwortungsvollen Posten in Betracht. Da 
wir diese Ausschreibung, wo immer es möglich 
ist, verlangen, sollte man gerade auf diesem 
Gebiet mit gutem Beispiel vorangehen, und 
man sollte eine solohe Stelle - jetzt ist ja die 
Frist verlängert worden - so rechtzeitig aus­
sohreiben, daß man einen Überblick bekommt, 
wer glaubt, dafür Eignung zu besitzen, und 
sich um diese Stelle bewirbt. 

Als vernünftige Maßnahme möohten wir noch 
die Tatsache anerkennen, daß die Zollwaohe 
an der Grenze teilweise die Paßkontrolle 

übernommen hat. Das hat sioh bewährt, sofern 
nicht örtlich Beschränkungen vorliegen. Gerade 
jetzt vor den Weihnachtsfeiertagen ist es zum 
Beispiel wenig sinnvoll, lange in der Hand­
tasche irgendeiner Hausfrau, die im kleinen 
Grenzverkehr hinüberfährt , herumzuschnüf­
feln. Ich glaube, dabei kommt nur ein Bruch­
teil dessen heraus, was diese Maßnahme kostet, 
und überdies ruft es Verärgerung hervor. 
Mir ist es schon selber passiert, daß man im 
kleinen Grenzverkehr eine Stunde und länger 
stehen muß , und das an Grenzen, an denen man 
sonst spielend durchgekommen ist. Soweit ich 
das feststellen konnte, stehen jene Fälle, in 
denen tatsächlich ein Zollvergehen aufgedeckt 
werden konnte, bestimmt in keinem Verhältnis 
zu dem Aufwand. Es wäre insbesondere in 
der Vorweihnachtszeit ein etwas großzügigeres, 
ein etwas europäischeres Denken im kleinen 
Grenzverkehr durchaus begrüßenswert. Ich 
möchte noch einmal anerkennen, daß die 
Übernahme der Paßkontrolle durch die Zoll­
wache eine durchaus begrüßenswerte Maßnahme 
ist. 

Als letztes möchte ich noch dem Innenmini­
sterium einen Vorschlag unterbreiten. Es ist 
eine Sorge der Justiz. Die Justiz hat zwar ein 
Fernschreibnetz, ist a.ber nicht an das Sicher­
heitsnetz der Polizei angesohlossen, das hei ßt, 
die Justiz kann mit ihrem Fernschreibnetz 
ohne weiteres die Firma Kugelmann in WeJs 
anschreiben und fragen, wie der Umsatz dort 
ist, sie ka.nn aber nicht etwa eine Strafka.rte 
in der zentralen Strafkartei in Wien damit 
anfordern. Soweit ich weiß, ist die Justiz be­
müht, einen Anschluß an das sogenannte 
Sioherheitsnetz zu bekommen , denn ansonst ist 
die Investition, die die Justiz mit den ganzen 
Fernsohreibern gemaoht hat, ein hinausge­
worfenes Geld gewesen. 

Meine Damen und Herren ! Lassen Sie mich 
noch ein Wort zu dem Kapitel Zivilsohutz 
sagen. Soweit wir vom Herrn Bundesminister 
im Aussohuß gehört haben, sind für den Zivil­
schutz 7,4 Millionen Sohilling zur Verfügung 
gestellt worden. Diese Ziffer ist an und für sich 
so gering, daß man einem großen Werk wie der 
VÖEST fast zumuten könnte, 'daß es für den 
Zivilschutz mehr ausgibt als der österreiohische 
Staat auf Bundesebene bereit ist, für den Schutz 
der Zivilbevölkerung in einem Kriegsfall aus­
zugeben. 

Auf dem Gebiet des Zivilschutzes herrschen 
insofern besondere Verhältnisse, als die Kom­
petenzfrage in diesem Falle bisher tatsächlich 
nicht eindeutig geklärt werden konnte. Darf ich 
kurz in Erinnerung rufen : Der Ministerra.t hat 
mit Besohluß vom 21 . Jänner 1958 die Bundes­
ministerien für Inneres und für Landesverteidi­
gung beauftragt, einen Gesamtplan für die 
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Organisation des Zivilschutzes und den Ent­
wurf eines Zivilsohutzgesetzes auszuarbeiten. 
Das ist immerhin über zehn Jahre her. Im 
Feber 1962 hat dann die Bundesregierung den 
organisatorischen Rahmen für den Ausbau einer 
umfassenden Landesverteidigung, die sich auf 
militärische, zivi1e, wirtschaftliche und geistige 
Bereiche zu erstrecken hat, beschlossen. Trotz 
dieser Beschlüsse - ihre Notwendigkeit, 
glaube ich, brauche ich hier nicht mehr zu 
unterstreichen - mußten wir in einem Bericht, 
der uns vor kurzem vom Rechnungshof zuge­
gangen ist, lesen : Eine gesetzliche Grundlage 
für die aufgezeigte Organisation des Zivil­
schutzes besteht noch immer nicht. Der Rech­
nungshof ist der Ansicht, daß eine alsbaldige 
gesetzliche Regelung der Organisation des 
Zivilschutzes notwendig ist, und er weist in 
diesem Zusammenhang auf die mit den Landes­
hauptleuten am 7. Dezember 1961 durchge­
führte Zivilschutzenquete hin, in der die Not­
wendigkeit einer einheitlichen Ausrichtung des 
Zivilschutzes anerkannt wurde. Ein Zivil­
schutzgesetz sollte jedoch erst in die Wege ge­
leitet werden, wenn auf Grund der praktischen 
Erfahrungen die Voraussetzungen hiefür ge­
geben sind. 

Es heißt dann weiter in diesem Bericht : 
Sehr viele Aufgabenbereiche des Zivilschutzes 
konnten organisatorisch deshalb noch nicht 
erfaßt werden, weil es noch an den erforder­
lichen gesetzHchen Regelungen mangelt. Dies 
·wiederum findet seinen Grund darin, daß noch 
keine· aBseits anerkannte Definition für den 
Begriff "Zivilschutz" vorJiegt, womit auch die 
Frage d�r Zuständigkeit zur gesetzlichen Rege­
lung noch nicht hinreichend geklärt erscheint. 

Ich glaube, man soUte sich nicht auf dem 
bequemen Stuhl der mangelnden Kompetenz 
ausruhen, sondern es müßte sich jeder in der 
Regierung und die Regierung in ihrer Gesamt­
heit kompetent erachten, denn wenn wir warten, 
bis geklärt ist, wer wirklich dafür kompetent 
ist, vergehen Jahre, und dann kann eines Tages 
der tragische Fall eintreten, daß die Bevölke­
rung unvorbereitet irgendwelchen Gefahren 
preisgegeben wird. Dann kommen die Vor­
würfe zu spät. 

Bevor aber die Kompetenz nicht geregelt 
und die gesetzliche Regelung nicht getroffen 
ist, werden wir immer nur kritisch feststellen 
können , daß die Bundesregierung nur bereit ist, 
7,4 Millionen Schilling von 93.000 Millionen, die 
sie ausgibt, für die Sicherheit der Zivilbevölke­
rung im Ernstfalle auszugeben. Es wird daher 
von der Regierung dringend erwartet, daß sie 
ihrerseits die Initiative für die notwendige Ge­
setzgebung für den Zivilschutz ergreift. Der 
Herr Klubobmann der Regierungspartei - er 
ist gerade nicht im Saale - hat sich, kann ich 

mich erinnern, in der Vorwoche noch für ein 
Internationales Kaffeeabkommen eingesetzt, 
das unbedingt noch vor Weihnachten erledigt 
werden muß.  Ich könnte darauf sagen : Wir 
Freiheit1ichen halten den Schutz der österrei­
chischen Bevölkerung durch den Zivilschutz für 
wichtiger. Das müßte eher noch im heurigen 
Jahr geregelt werden - ich weiß, daß das nicht 
möglich ist -, eher geregelt werden als irgend­
ein Internationales Kaffeeabkommen oder 
ähnliche Gesetze, die in den nächsten Wochen 
das Parlament noch belasten werden. 

Meine Damen und Herren ! Wir Freiheit­
lichen werden dem Kapitel Inneres sowie den 
anderen Kapiteln unsere Zustimmung nicht 
ge ben. (Beifaa bei der F PÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Worte gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Hartl . Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Hartl (ÖVP) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren ! Ich werde mich weder mit der 
"roten Katze" noch mit der blonden Helga be­
schä.ftigen (Heiterkeit bei der Ö V P) , sondern 
mein Thema ist Polizei und Gendarmerie. 
(Zwischenrufe bei der O VP. - Abg. Weikhart:  
Der H artl ist schon zu alt für die blonde H elga I) 
Aber bevor ich dieses Thema in Angriff nehme, 
gestatten Sie mir, auf zwei Dinge hinzuweisen : 

Der Herr Abgeordnete Tull hat den Herrn 
Innenminister ein bißehen angegangen (Ruf 
bei der S pO : Ein bißchen ?) und hat auf die 
WeIser Angelegenheit hingewiesen. Ich darf 
den Herrn Abgeordneten Tull bitten, er möge 
dann zu mir kommen. Ich habe ein Schreiben 
hier, in dem Aufklärung gegeben wird. Das 
zweite ist . . .  (Abg. W eikhart : Herr Kollege, 
jetzt ist der Tull da 1 Sie können es ihm gleich 
sagen !) Ja. Herr Kollege Tull ! Sie waren jetzt 
dra.ußen. Sie haben den Herrn Minister wegen 
der WeIser Weingeschichte - Winzergenossen­
schaft und so weiter - leicht angegangen. Darf 
ich Ihnen sagen, daß ich zufä1Iigerweise einen 
Brief bei mir habe. Ich habe ihn nicht vom 
Minister bekommen. Sie können ihn dann lesen. 
(Abg. Dr. Tull:  Ich kenne den Brief I) Sie 
kennen ihn. (Abg. Dr. Gorbach :  Und trotzdem ?) 
Dann ist die Sache in Ordnung. (Rufe bei der 
S p(j : Der Gleißner haJi es dann bezahlt 1 Der 
Gleißner I) Es ist doch klar, wenn ich als 
Minister aus dem BurgenIand in ein burgen­
ländisches Winzerhaus komme, daß ich alle ein­
lade und daß ich das nicht persönlich mit dem 
Schilling berappe, sondern daß ich sage : 
Schicken Sie mir einen Erlagschein ! Daß in der 
Zwischenzeit diese Angelegenheit vom Landes­
hauptmann Gleißner erledigt worden ist, das 
war sein Glück. (Abg. Weikhart : Irgendeiner 
wird's schon zahlen 1 - Heiterkeit.) 
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Meine Herren von der linken Seite, Sie haben 
mit Recht über die Spionage geredet. (Abg. 
H aas : "Spionerie" I) "Spionerie" hat man 
früher einmal gesagt. Ich habe es auch einmal 
getan. Das hat der Herr Kollege ZeiJIinger auch 
hier kundgetan. 

Nun darf ich Sie einmal fragen - ich höre 
dann schon gleich damit auf - :  Dr. Stari­
bacher hat hier von diesem Pult aus zwei- oder 
dreimal ein Papier hergezeigt und hat gesagt : 
Das ist von der ÖVP vertraulich ausgegeben 
worden. Wir haben natürlich sofort gefragt : 
Wie konnten Sie das erhalten ? (Abg. We  i k ­
ha r t :  Ist das mit der Spionage zu vergleichen ?) 
Sehen Sie : Wir machen ja kein wie immer ge­
artetes Aufsehen. Es muß natürlich im Rahmen 
liegen. (Abg. Dr. Hertha FirnbMg:  Ist das 
Spionage ?) 

loh will nicht sagen, daß der Herr Minister 
sich vie1leicht schuldig gemacht hat, daß er 
gefährliche Handlanger irgendwelcher fremder 
Mächte beschäftigt. Das wollen wir nicht 
sagen. Wir müssen hier Immer das richtige 
Maß treffen. 

Und nun zum Thema selbst. Die Polizei 
und Gendarmerie - in meinen weiteren Aus­
führungen werde ich sie mit dem Sammelbe­
griff "Exekutive" bezeichnen - werden all­
j ährlioh bei den Haushaltsdebatten immer und 
immer wieder besprochen ; es werden Wünsche 
dargelegt beziehungsweise - wie es auch heute 
der Fan war - Bitten und Beschwerden vorge­
bracht. Gestatten Sie mir nun, daß ich eine der 
wichtigsten und eine der dringlichsten und 
speziellen Fragen heute hier anschneide. Ob­
wohl ich im Laufe meiner Ausführungen noch 
auf die angedeuteten speziellen Fragen zurüok­
kommen werde, die das Kapitel Inneres - Po­
lizei und Gendarmerie - betreffen, muß ich 
zunächst das Problem des Nachwuchses auf­
werfen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Sie wissen, daß gerade bei der Bundessicher­
heitswache - weniger vielleicht bei der Gen­
darmerie - Not am Mann ist. Wir bemühen 
uns immer und immer wieder - auch die 
Herren Innenminister ; ich spreche in der 
Mehrzahl -, das notwendige Material zu werben 
beziehungsweise zu erhalten. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat da von 
gesprochen, daß in den verschiedenen Neben­
gassen Hunderte Polizisten aufschreibender­
weise auf und ab gehen, lange Listen erstellen. 
Dazu darf ich sagen : Da gibt es keine Listen, 
sondern da gibt es nur die Zettel, die dem Be­
treffenden . . . (Abg. Zei l l inge r :  Sie schreiben 
die Uhrzeit auf, wie lange er steht 1 ) Nein, das 
wird auf diesen Zetteln gemacht. Herr Abge­
ordneter Zeillinger ! Sie sprechen von Hunder­
ten Polizisten. Wenn einige davon mit dieser 

Aufgabe betraut werden, so vor allem des­
wegen, um gerade die eine oder andere Seiten­
gasse, die als Querverbindung zu der einen oder 
anderen Hauptstraße notwendig ist, freihalten. 
(Abg. Zei l l inger :  Es ist ja Halten erlaubt l) 
Herr Kollege Zeillinger !  Wenn Sie selbst unter 
Umständen mit einem Wagen fahren und einen 
Parkplatz haben und jetzt aus diesem Parkplatz 
nicht herauskönnen, weil eben in zweiter 
oder manchmal sogar in dritter Spur ein 
anderer steht, werden Sie natürlich sofort den 
Polizisten rufen (Abg. Zei l l inger :  In zweiter 
Spur steht der Funkstreifenwagen, der auf­
schreibt I) und fragen : Wieso hat sich dieser 
Mann hierhergestellt 1 

Die Frage des Nachwuchses muß von allen 
Seiten betrachtet werden. 

Lassen Sie mich hier vielleicht ganz kurz den 
Werdegang eines Wacheanwärters schHdern. 
Wie ist das meistens � Nach Abschluß der Schul­
bildung kommt er in einen Beruf. Nach einigen 
Jahren meldet er sich nach Abschluß der Fach­
prüfung dann unter Umständen mit 19 Jahren 
gleich zu einem Wachekörper. Aber dort muß 
er eine zweij ährige Ausbildungszeit absolvieren. 
Er ist 24 Monate lang in der Kaserne, hat aber 
vorher seinen neunmonatigen Präsenzdienst 
abzuleisten. Man kann, wenn man das so be­
zeichnen will, so einem jungen Menschen einen 
gewissen Freiheitsdrang nicht absprechen. Man 
kann auch nichts dagegen tun. Aber eines steht 
fest : den Militärdienst muß er ableisten zum 
einen, und zum anderen muß die Ausbildung 
bei der Sicherheitswache richtig durchgeführt 
werden. Es ist daher notwendig, während der 
Ausbildungszeit bei der Poliz.ei, bei der Sicher­
heitswache diese Kasernierungspflicht durch­
zuführen. 

Dazu kommen natürlich immer und immer 
wieder die Bezugsvergleiche mit der Privat­
wirtschaft. Meiner Meinung nach müßte man in 
der Frage des Nachwuchses für die Wache­
körper einen neuen Weg beschreiten. Ich konn­
te feststellen, daß auch in einigen anderen 
Ländern und Staaten Schwierigkeiten in der 
Frage des Nachwuchses für die PoHzei und 
Gendarmerie aufgetreten sind. Man hat dort 
einen Weg beschritten und wird ihn auch weiter 
beschreiten, der dieses Problem in diesen 
Ländern einer echten Lösung zuführt . Man hat 
die jungen Männer, die sich um den Dienst in 
der Exekutive beworben haben, zur Gänze vom 
Präsenzdienst befreit ; allerdings mit der Auf­
lage : wenn sie aus eigenem Antrieb vor dem 
40. Lebensjahr den Dienst bei der Exekutive 
quittieren, dann müssen sie den Präsenzdienst 
im gesamten Ausmaß nachholen. (Abg. Doktor 
Gorbach  : Das wird wohl schwer sein I) Viel­
leicht ergibt sich bei der Beschreitung dieses 
Weges eine echte Chance, die Nachwuchs-
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misere aus der Welt zu schaffen und junge, ge­
eignete Wachewerber für die Exekutive zu 
finden. (Abg. Haas : Ebenso ist es bei der 
Lehrerschaft !) Ich gebe vollkommen zu, daß 
dieses Kapitel bei der Lehrerschaft ebenso 
triste ist. 

Oder man könnte auch den von mir dem 
Hohen Haus bereits mehrmals vorgetragenen 
Plan, eine Art polizeiliche Kadettenschule zu 
schaffen, ventilieren. (Abg. H aas : Das ist 
preußisch !) Der Ausdruck "Kadettenschule" 
ist für die linke Seite vielleicht zu militärisch 
( Ruf bei der S p(j : Polizeischule !), - "Polizei­
schule" ist wieder ein anderer Begriff -, aber 
vielleicht könnten wir uns auf diesem Wege 
finden. 

Neben den dienstrechtlichen Angelegenheiten 
ist die Besoldungsfrage von ausschlaggebender 
Bedeutung. Das Hohe Haus hat vor einiger 
Zeit die 1 8. Gehaltsgesetz-Novelle beschlossen 
und damit die Bezüge der öffentlich Bedienste­
ten einer Neuregelung zugeführt. Gestatten 
Sie mir aber, daß ich hier einen jener Fälle vor­
trage, die von den Wachebeamten in besonde­
rem Maße immer und immer wieder vorgetragen 
werden, und zwar das Problem der sogenannten 
W3-Beamten, das sind die eingeteilten Beam­
ten. Diese eingeteilten Beamten liegen heute 
mit ihren Bezügen meistens ungefähr in der 
Mitte zwischen D- und C-Beamten der allge­
meinen Verwaltung. Nun ergibt sich aber aus 
der Eigenart der Tätigkeit der W3-Beamten, 
daß sie eine Arbeitsleistung vollbringen müssen, 
die bei objektiver Betrachtung weit über ihre 
besoldungsmäßige Stellung hinausgeht. 

Ich möchte an dieser Stelle, ohne überheblich 
zu sein, deponieren, daß der Wachebeamte 
nicht nur Kriminalist, sondern auch kleiner 
J�rist und Verwaltungsbeamter sein muß und 
seine Entscheidung fast immer rasch und blitz­
schnell zu treffen hat. Es ist daher kein un­
billiges Verlangen, wenn die eingeteilten Wache­
beamten die Zuerkennung der Fachdienst­
wertigkeit fordern. Ich bitte die verantwort­
lichen Funktionäre, diese Frage einer wohlwol­
lenden Prüfung zu unterziehen. (Abg. H aas : 
Es ist eh die Ö V P -Alleinregierung zuständig !) 

Ich möchte aber in dieser Angelegenheit 
dem Herrn Bundeskanzler, dem Herrn Finanz­
minister und dem Herrn Innenminister noch 
den Dank aussprechen für ihre Einstellung bei 
der Behandlung der Nebengebühren für Wache­
beamte. (Abg. Gertrude Wondrac k :  Sind aUe 
nicht da ! ) Wenn Sie im vergangenen Jahr, 
Frau Abgeordnete, durch die Abgeordneten 
J ungwirth und Genossen einen Entschlie­
sungsantrag eingebracht haben (Abg. H aas : 
Das ist schon ein gewaUiger Unterschied !) - ja, ja 
das ist klar -, dann möchte ich zum Ausdruck 

bringen, daß die Formulierung dieser Anträge 
nicht richtig war. Soweit ich mit Bundesrat 
Seidl, der ja Ihrer Fraktion angehört und eben­
falls ein Polizeibeamter ist . . .  (Abg. Gert rude 
Wondrack :  Welchen Antrag habe ich einge­
bracht ?) - Nein, nicht Sie ! Ich habe ja ge­
sagt, die Abgeordneten J ungwirth und Genos­
sen ! Ich habe mir. weil Sie den Zwischenruf 
gemacht haben, gedacht, jetzt muß ich Sie 
(Abg. Gertrude Wondrack :  Beruhigen !) an­
sprechen. (Abg. Baas : Warum haben Sie nicht 
bei der (j V P -Alleinregierung diese U mreihung 
zuwegegebracht ? ) Herr Kollege Haas ! Zum 
W3-Problem und zu der Sache, die Sie meinen, 
nämlich der Umschichtung auf W2, darf ich 
sagen, daß wir in Yerhandlung nicht nur mit 
den Personal vertretern, sondern auch mit den 
Vertretern der Gewerkschaft stehen. Wir 
hoffen, daß, wenn einerseits die 19.  Gehalts­
gesetz-Novelle kommt und zum anderen in ab­
sehbarer Zeit - ich weiß nicht, wann - das 
neue Gehaltsgesetz in Kraft treten wird, hier 
diesen Wünschen Rechnung getragen wird. 
( A bg. H aas : Die Gewerkschaft fordert das 
schon lang !) Sie können versichert sein, daß 
von uns aus alles gemacht wird. (Abg. Suppan : 
Es geht halt auch nur schrittweise wie bei den 
Lehrern !) 

Bei der Besprechung der Besoldung der 
Wachebeamten muß ich auf zwei Punkte hin­
weisen. Der § 33 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 
1956 lautet : "Für Beamte der Verwendungs­
gruppe E, D, und C kann eine Beförderung in 
die Dienstklasse III frühestens zwei Jahre vor 
der Zeitvorrückung in diese Dienstklasse er­
folgen." Diese Bestimmung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist für die Wachebeamten 
bis heute nicht voll zum Tragen gekommen. 
Es wäre höchste Zeit, daß die Exekutive in die­
ser Frage genauso behandelt wird wie die Be­
amten der allgemeinen Verwaltung. 

Der zweite unbedingt zu lösende Punkt be­
trifft die Wachdienstzulage gemäß § 74 des 
Gehaltsgesetzes 1956. Ich darf in diesem Zu­
sammenhang auf meine Ausführungen zum 
Budget 1968 hinweisen und ergänzend folgen­
des sagen : Der derzeitige Text des § 74 geht 
davon aus, daß einem Wachebeamten nur dann 
die Wachdienstzulage weiter gebührt, wenn er 
einen Dienstunfall erlitten hat. Diese Textie­
rung nimmt aber auf die Bestimmungen des 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs­
gesetzes keinerlei Rücksicht, und es wäre 
daher notwendig, im § 74 des Gehaltsgesetzes 
nach dem Absatz 2 einen Absatz 3 anzufügen, 
der ungefähr zu lauten hätte : "Wenn amtsärzt­
lich festgestellt wird, daß er infolge einer auf 
den Wachexekutivdienst zurückzuführenden 
Gesundheitsschädigung diesen Dienst nicht 
mehr verrichten kann". 
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Diese Textierung ist deswegen notwendig, 
weil die in der Anlage 1 zum ASVG. angeführ­
ten Berufskrankheiten nicht auf die besonderen 
Verhältnisse des Exekutivdienstes Rücksicht 
nehmen und daher für den aufgezeigten Zulagen­
bereich nicht ausreichend erscheinen. Es muß 
daher nicht von dem Begriff der Berufskrank­
heiten, sondern von der amtsärztlichen Fest­
stellung ausgegangen werden, daß infolge einer 
auf den Wachexekutivdienst zurückzuführen­
den Gesundheitsschädigung der Bedienstete 
nicht mehr diesen Dienst verrichten kann. 

Aber nicht nur die W2- und die W3-Be­
amten haben ihre Wünsche, sondern auch die 
WI-Beamten, die leitenden Beamten, haben 
ihre Anliegen vorzubringen. Ihr Hauptanlie­
gen ist die Dienstzulage, die den Beamten, die 
der VI. und der VII. Dienstklasse angehören, 
vorenthalten wird. 

Ein wichtiges, zurzeit in Behandlung stehen­
des Kapitel ist der Waffengebrauch durch 
Exekutivorgane. Der Entwurf dieses Bundes­
gesetzes über den Waffengebrauch wurde unter 
anderem am 14. November dieses Jahres im 
Verfassungsausschuß unter Beiziehung von 
Experten behandelt . 

Ich möchte hier nicht auf die Problematik 
einiger Bestimmungen, die insbesondere im 
§ 7 Abs. 3 des Gesetzentwurfes aufscheinen, 
eingehen, sondern nur feststellen, daß die 
Exekutivbeamten ein Waffengebrauchsgesetz 
sehr dringend benötigen, daß aber dieses Ge­
setz so gehalten sein soll, daß nicht in letzter 
Konsequenz für den einzelnen Beamten Fall­
stricke daraus entstehen. 

Es gibt da Leute, die halten die Tötung eines 
Exekutivbeamten im Dienste durch einen Un­
menschen für eine Art Betriebsunfall und 
sind der Ansicht, daß ein besonderer Schutz 
dieses Exekutivbeamten in der Richtung hin 
nicht notwendig wäre. Solche Leute - muß 
ich ehrlich sagen - haben gut reden, da sie sich 
in solchen traurigen Situationen meist in einem 
von der Polizei geschützten Amt befinden, oder 
sie ziehen es überhaupt vor, solche kritische 
Bereiche zu meiden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang als 
Beispiel die Zahlen der seit 1 945 im Dienst 
getöteten und schwerverletzten Gendarmerie­
beamten bekanntgeben. Getötet wurden 
59 Gendarmeriebeamte im Kampf mit Be­
satzungssoldaten, Ausländern und sonstigen 
Zivilisten. Ferner wurden 90 Gendarmerie­
beamte bei Unfällen im Dienste getötet. Zusam­
men sind es 149 Beamte. Schwerverletzt 
wurden im Dienst 1481 Gendarmeriebeamte. 

Welcher Berufsstand, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, weist so viele Opfer der 
Pflicht auf ? Wobei ich nochmals betone, daß es 
sich hier nur um Opfer der Bundesgendarmerie 

ohne die Bundessicherheitswache und die 
Kriminalbeamten handelt . 

Diese Zahlen bestätigen daher die Auffassung, 
daß auch die Exekutivbeamten Anspruch auf 
Schutz ihrer Tätigkeit haben, der in einem 
neuen Waffengebrauchsgesetz, das gegenwärtig 
in Behandlung steht, verankert sein muß. 

Eine heikle beziehungsweise leidige Ange­
legenheit ist das Thema Exekutive und Presse. 
An der' Spitze dieser Ausführungen möchte ich 
grundsätzlich feststellen, daß jeder Mensch, 
der an den Grundrechten der Pressefreiheit 
rüttelt, der Demokratie einen schlechten Dienst 
erweist. Das, was ich aber soeben gesagt habe, 
gilt in hohem Maße auch für die Presse. Zu 
meinem größten Bedauern muß man immer 
wieder lesen, daß von den vielen Amtshandlun­
gen der Exekutivbeamten meist nur die weni­
gen negativen herausgegriffen werden und daß 
von seiten ganz gewisser Presseerzeugnisse aus 
Gründen der Kommerzialität Dinge gebracht 
werden, die den einzelnen Beamten und seine 
Familie oft auf das schwerste diffamieren. 

Ich möchte allerdings auch sagen, daß es un­
ter den 30.000 Exekutivbeamten wie in jeder 
Berufsgruppe auch Menschen geben kann, die 
in ihrem Berufsleben Fehler begehen. Ich bin 
selbstverständlich dafür, daß Übergriffe, sofern 
sie tatsächlich geschehen sind, auch aufgezeigt 
werden. 

Nicht verstehen kann ich allerdings - und 
ich habe auch kein Verständnis dafür -, daß 
man sogenannte Übergriffe von Exekutiv­
beamten in der Presse ausschlachtet, aber dann, 
wenn sich herausstellt - und das geschieht in 
der Regel sehr rasch -, daß der Wachebeamte 
vollkommen nach Recht und Gesetz gehandelt 
hat, bringt man di��Et Meldung- nicht . in der 
gleichen Form. 

Man möge diese meine Ausführungen nicht 
verallgemeinern, da ich weiß, daß es viele 
Journalisten gibt, die den Dienst der Exeku­
tive voll anerkennen und würdigen. 

Ich möchte hier in diesem Zusammenhang 
aber auch auf eine Sache hinweisen, die von 
der Presse,  aber auch von anderen Personen 
immer und immer wieder hochgespielt wird. 
Ich meine damit das derzeitige Dienstsystem 
bei der Bundessicherheitswache. 

Polizeiprä.sident Schober hat seinerzeit das 
3-Gruppen-System für die Sicherheitswache 
eingeführt uT,d damit eine soziale Tat gegen­
über der bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden 
schlechten Dienstordnung geschaffen. Daß 
dieses 3-Gruppen-System leider Gottes VOll 

Nichtwissern immer wieder als Dienst mit 
viel zuviel Freizeit für den Wachebeamten 
hingestellt wird, liegt darin, daß Rich noch 
keine dieser Personen der Mühe unterzogen 

119. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 78

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 1 9. Sitzung - 3. Dezember 1968 98 1 7  

Hartl 

hat, die Dienststunden, die der Sicherheits- I Auch hier tritt der Zustand ein , daß der 
wachebeamte zu erbringen hat, zu erreclmen' l  G�ndarmeriebeam�e lange �nmarschwege zu 

Es wird in diesem Fall auch immer 'wieder semem neuen DIenstort In Kauf nehmen 
davon gesprochen, daß der Sicherheitsw�whe- muß, für die er, obwohl es nicht in seinem 
beamte innerhalb seines 24stündigen Dienstes Verschulden liegt, viel Freizeit opfern muß. 
12 Stunden Straßendienst und 1 2  Stunden Ich möchte aber im Zusammenhang mit 
Ruhezeit im Wachzimmer verbringt. Daß der Auflösung von Gendarmerieposten und 
dies nicht der Fall ist, ergibt sich schon daraus, Sicherheitswachzimmern noch auf eine weitere 
daß der Personalstand bei der Wiener Sicher- ! Problematik hinweisen. 'Venn es auch dank 
heitswache 'Und darüber hinaus auch bei den der Initiative des Herrn Innenministers gelun­
anderen Polizeidirektionen und Polizeikom- gen ist, die Motorisierung der Exekutive wei­
missariaten andauernd sinkt, wodurch natür- tel' auszubauen, so darf sich niemand einbilden, 
lich der Arbeitsanfall im Wachzimmer immer daß der motorisierte Streifendienst das All­
größer wird und auf die verbleibenden Beam- [ heilmittel ist . Denn jeder Sicherheitswache­
ten fällt. Mit anderen Worten heißt das, daß beamte und jeder Exekutivbeamte wird mir 
der Beamte neben seinem Außendienst einen bestätigen : Der motorisierte Streifendienst 
immer schwieriger werdenden Innendienst ist beweglicher und kann rascher zum Einsatz 
leisten mu ß, da er eine Unzahl schriftlicher 

I 
geleitet werden. Aber der Beamte beziehungs­

Arbeiten und auch Amtshandlungen im Wach- I weise die Beamten, die sich in den Kraftfahr­
zimmer zu bewältigen hat. ze'Ugen befinden , verlieren j eden Kontakt mit 

Dazu kommt noch, daß durch die immer der Bevölkerung und sind eben durch diesen 
mehr ansteigende Motorisierung und die damit fehlenden Kontakt nicht mehr in der Lage, 
verbundene Häufung von Verkehrsunfällen, manche Dinge vielleicht schon im Keime zu 
die Schulüberwachung 'Und vieles andere mehr ersticken. 
der Beamte oft mehr als 1 6  bis 18 Stunden Ich möchte ausdrücklichst betonen, daß 
A'Ußendienst innerhalb des 24stündigen Dien- ich weit davon eni fernt bin, gegen die Moto­
stes Z'U absolvieren hat. risier'Uug zu sprechen, aber die Motorisierung 

Ich muß zu dieser Frage noch folgendes von Gendal'merie und Sicherheitswache darf 
sagen : Grundsätzlich hat die bisherige Dienst- nicht auJ Kosten der Sicherheit des einzelnen 
einteilung zu bleiben. Wenn man aber dennoch Staatsbürgers auf der Straße erfolgen. (Der 

für den Sicherheitswachebeamten eine andere Präs i dent  übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Diensteinteilung schaffen will, so ist es ullbe- Und nUll einiges zum Beschaffullgsamt, 
dingt notwendig, daß man auch auf finanzielle I über das Herr Abgeordneter Zeillinger gespro-
und soziale Fragen Bedacht nimmt. chen hat. (Abg . Dr. Gorb ach :  MMsafonds I) 

So konnte ich unter anderem feststellen, daß Der Rechnungshof hat in Berichten, die 
rund 30 Prozent der Sicherheitswachebeamten dem Hohen Haus vorgelegt wurden, angeregt, 
bis zu 65 km außerhalb ihres Dienstortes ein zentrales Beschaffungsamt für alle unifor­
wohnen. Man ist bei einer Änderung der mierten Wachekörper zu schaffen . Nach ein­
derzeitigen Diensteinteilung unter Umstän- gehenden Erhebungen erlaube ich mir dazu 
den gar nicht in der Lage, mit den öffentlichen folgendermaßen Stell'Ung zu nehmen. 
Verkehrsmitteln den Dienstort zu erreichen. Schon allein die Zusammenlegung des 

Es muß aber auch bedacht werden, daß Polizei- und Gendarmeriebeschaffungsamtes 
dann, wenn man sich mit diesem Gedanken würde mit sich bringen, daß personell über­
einer Änderung der Diensteinteilung befaßt, haupt nichts eingespart werden könnte, ja 
die aber nicht sehr leicht sein wird, nicht nur daß im Gegenteil der reine Personalanfwand 
eine Dienstzeitällderung durchgeführt werden, noch größer werden müßte. Dazu kommt 
sondern daß die gesamte Organisation aber noch, daß auf Gr'Und der Verschieden­
der Polizeibehörden, vor allem was den Ver- heit der Bedürfnisse dieser beiden Beschaf­
walt'Ungsgang betrifft ,  geändert werden müßte. fungsämter der Weg vom Bedarf irgendeines 

In diesem Zusammenhang ist es a'Uch not- Gegenstandes .,?is zum �rhalt wesentlich län­
wendig, die Frage der Auflösung von Gen- ger dauern wurde als bIsher. 
darmerieposten und Sicherheitswachzimmern Schon aus dieser Tatsache mögen Sie, meine 
zu bele'Uchten. Ich bin mir darüber vollkom- sehr verehrten Damen und Herren, ersehen, 
men im klaren, daß, bedingt durch den Per- wie schwierig und kompliziert die Arbeit 
Ronalmangel, ein Tre.nd zur Auflösung von 

I 
ein.es z?n tralen Besc�affungs�mtes fü

.

r alle 
Gendarmerieposten und Sicherheitswachzim- umformlerten Wachekorper ware. 
mern besteht. Was ich aber über die Änderung Zur Frage des Dienstabzeichens der Sicher­
des 3-Gruppen-Systems bei der SicherheitR- heitswache dalf ich folgendes ausführen : In 
wache gesagt habe, gilt bei der Auflösu.ng von den letzten Monaten wurde in der PreBse 
Gendarmerieposten im gleichen Umfange. auf Gr'Uud eines einzigen Vorfalles sehr laut 
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die Forderung erhoben, für die Exekutiv­
beamten Dienstabzeichen oder Namensschil­
der einzuführen. Begründet wird diese Forde­
rung damit, daß die Wachebeamten die Vor­
weisung des Dienstausweises angeblich ver­
weigern und daher gegenüber dem Staats­
bürger in der Anonymität bleiben. 

Dazu möchte ich sagen, daß die entspre­
chenden Erlässe des Bundesministeriums für 
Inneres sehr klar und deutlich gehalten sind 
und darüber hinaus jederzeit festgestellt wer­
den kann, welcher Wachebeamte wann und 
wo seinen Dienst verrichtet hat. 

Ich sehe daher keine Notwendigkeit, Dienst­
nummern oder Namensschilder wieder einzu­
führen. Man möge bedenken, daß die Ein­
führung von Namensschildern sehr viel Geld 
kosten würde, das man besser für die Aus­
rüstung und Ausbildung der Wachebeamten 
verwenden könnte. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ. - Zwischenruf des Abg. Zei l l inger.) 
Was 1 ( Abg. Pa y : Wenn man daran denkt, 
welches Geld Pisa immer verbraucht I) Das ist 
ein anderes Kapitel, Herr Collega ! (Abg. 
Dr. Tul l :  Ein eigenes Kapitel l - Abg. Weik­
hart : Der hat einen Spitzbart und paßt daher 
gar nicht hierher I) Ich habe noch keinen 
bärtigen Wachebeamten gel"ehen ! (H eiter­
keit. - Abg. Wei khart : Das meine ich ja I) 

Wenn ich schon auf die Ausbildung zu spre­
chen kam, so möchte ich auch darauf hinwei­
sen, daß die Ausbildungsvorschriften in ihrer 
Gesamtheit reformbedürftig sind. Ich ersuche 
den Herrn Innenminister, dieser Frage ein 
besonderes Augenmerk zuzuwenden. 

Zur Novellierung der Dienstpragmatik darf 
ich sagen : Von den Wachebeamten werden 
die Bestimmungen der Dienstpragmatik aus 
dem Jahre 1914, die sich mit der Qualifikation 
und mit dem Disziplinarrecht befassen, sehr 
oft und nicht zu Unrecht als eine " moderne 
Inquisition" bezeichnet. 

Ist es doch nach dem derzeit in Geltung 
stehenden Recht so, daß der Wachebeamte 
sehr wenig Chancen hat, Beschwerde gegen 
seine Qualifikation vorzubringen, da er gar 
nicht in der Lage ist festzustellen, was der 
einzelne Vorgesetzte über ihn geschrieben hat. 
Die Qualifikationsnoten lauten, wie Sie, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, wissen : 
"ausgezeichnet",  "sehr gut " ,  "gut " ,  " minder 
entsprechend" und "nicht entsprechend" .  
(Abg. Dr. Gorbach:  Wo ble'ibt das "befriedi­
gend" ?) 

Der "ausgezeichnet" und "sehr gut" quali­
fizierte Beamte hat sehr viele Vorrechte in 
bezug auf Kursbesuche, Zuerkennung von 
Biennien, Beförderungen und so weiter. Der 
"gut" qualifizierte Beamte hat hingegen sehr 

viele Barrieren, die ihm in seinem Fortkom­
men sehr hinderlich sind. 

Wenn dann solch ein Beamter bei seinem 
V orgesetzten vorstellig wird und fragt : Wieso 
habe ich nur eine "gute" Beschreibung erhal­
ten ? ,  dann bekommt er meistens die stereotype 
Antwort (Abg. Zei l l inge r :  Er ist bei der 
falschen Partei I - Heiterkeit) : Ja, hätte ich 
nur lauter solche gute Beamte wie Sie ! Hier 
wird manchmal etwas praktiziert, bei dem 
lllan schon das eine oder andere abstellen 
müßte. 

Ein ähnlicher, wenn auch nicht ganz so 
krasser Zustand liegt beim Disziplinarrecht 
vor. 

Die Wachebeamten erwarten daher, daß 
die Novelle zur Dienstpragmatik ehestbaldig 
vom Hohen Haus verabschiedet wird, um eine 
menschliche Gestaltung des Disziplinarrechtes 
und des Qualifikationsrechtes herbeizuführen. 

Und nun ein paar Sätze über die Dienst­
postenbewertung für die Verwendungsgruppe 
W2, da'3 sind die dienstführenden Beamten. 

Seit zirka zwei Jahren wird einvernehmHch 
zwischen Gewerkschaft, Personalvertretung 
und der Bundesverwaltung der sehr schwierige 
Versuch unternommen, unter anderem auch 
eine Dienstpostenbewertung für die Verwen­
dungsgruppe W2/2, das sind die Bezirks­
inspektoren, herzustellen. Jeder Vorschlag, 
der bisher erstellt wurde, hat die Beamten 
der Verwendungsgruppe W2 nicht befriedigt, 
und es ist daher nur eine Selbstverstä.ndlichkeit , 
daß diese Beamten fordern, den Dienstposten 
der Verwendungsgruppe W2/2 als sogenannten 
Topfposten im Bundesfinanzgesetz auszuwerfen. 

Gestatten Sie mir, daß ich mich nun mit 
einer Frage beschäftige, die nicht die Polizei 
und die Gendarmerie direkt betrifft, aber mit 
der Polizei und Gendarmerie zu tun hat ; 
sie ist heute hier schon ganz kurz angeschnitten 
worden, es sind die TankwagenunfäUe. 

Über d8 s Kapitel Verkehrsunfälle mit Tank­
fahrzeugen habe ich schon im v-ergangenen 
Jahr gesprochen. Bei Benzin- und Öltransporten 
handelt es sich wohl um die gefährlichste 
Fracht, 'die täglich in hunderten Tankwagen 
über die Straßen Österreichs transportiert 
wird. In Anbetracht der schwerwiegenden 
Folgen der Verkehrsunfälle mit Tankwagen 
darf ich die Situation auf dem Tankwagensektor 
kurz beleuchten. 

Die immer mehr im Steigen begriffene Anzahl 
von Kraftfahrzeugen, aber auch die Umstel­
lung vieler Haushalte und Betriebe auf Öl­
heizung bringen es mit sich, da ß auch die An­
zahl der "rollenden Bomben", wie man sie 
nennt, ständig steigt . Damit steigt aber leider 
auch die Unfallquote, in die Tankfahrzeuge 
verwickelt sind. 
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Was ist nun die Ursache für diese UnfäJle, 
die nicht nur beträchtlichen Sachschaden ver­
ursachen, sondern auch das Leben unserer 
Bevölkerung in zweifacher Hinsicht gefährden : 
nämlich das Leben des einzelnen Verkehrsteil­
nehmers und in weiterer Folge das Leben aller 
durch die Verunreinigung des Grundwassers 1 
90 Prozent aller dieser Unfälle sind auf mensch­
liches Versagen zurückzuführen. 80 Prozent der 
Tankwagenunfälle werden durch übermüdung 
der Fahrer verursacht 

Laut Arbeitszeitordnung darf die Arbeits­
zeit der Kraftfahrer und Beifahrer am Steuer 
eines Tankwagens nicht mehr als acht Stunden 
pro Tag betragen. Laut Aussage von Fahrern 
wird aber oft bis zu 20 Stunden am Tag ge­
fahren. Daß das die Grenze der menschlichen 
Leistungsfähigkeit übersteigt, liegt wohl klar 
auf der Hand. 

Bei Transporten, deren Ziel mehr als 500 km 
entfernt liegt, müßte ein Beifahrer gesetzlich 
vorgeschrie ben werden. 

Die Höchstgeschwindigkeit für Tankwa­
gen beträgt 60 Stundenkilometer. Wie oft 
kann beobachtet werden, daß sie auf der 
Autobahn mehr als 100 km pro Stunde fahren. 

Aus diesen Ausführungen geht hervor, daß 
Tankwagen in besonderem Maße kontrolliert 
werden müssen, kontroHiert in technischer 
Hinsicht, aber auch im Hinblick auf die 
physische Verfassung des Fahrers. 

Es wäre daher notwendig, die Konstruktion 
V'on Tanks, der Benzin- und Öl behälter so zu 
gestalten, daß die zu transportierende Fracht 
in mehreren Kammern untergebracht ist, wie 
dies heute schon vereinzelt der Fan ist, sodaß 
bei einem UnglücksfaJJ sich nicht der ganze 
Tankinhalt entleert. 

Daher muß ich heute wie im vergangenen 
Jahr anregen, daß die überwachung der Tank­
fahrzeuge einem speziellen Kommando der 
Exekutive übertragen wird. Das allein i"t aber 
nicht genug ! Auch bei lückenloser KontrolJe 
kann es zu einem technischen oder mensch­
lichen Versagen kommen. Darum ist es auch 
notwendig, daß der Feuerwehr gen.ug Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, um Schäden 
bei UnfäJJen mit Tankfahrzeugen. auf ein Mini­
mum zu reduzieren. Im gegenwärtigen Zeit­
punkt ist die Feuerwehr, außer in einigen 
Städten, Tankunfällen gegenüber geradezu 
hilflos. Es fehlt nämlich anSpezialfahrzeugen, die 
aJIes mitführen, was man braucht, wenn solch 
ein Gigant mit 25 Tonnen Heizöl oder Benzin 
in den Graben rutscht. 

Da die Feuerwehr die einzige über alle Bun­
desländer verteilte, jederzeit ala.rmbereite Ein­
satzorganisation ist, die personel1 zu den soge­
nannten "Öleinsätzen" herangezogen werden 
kann - dies ver1angt auch die Bevölkerung, 

die ja. die Feuerwehren auf dem Lande trägt -, 
müßte man endlich über den Kompetenz­
konflikt durch materieJIe Maßnahmen hinweg­
kommen. 

über den Zivilschutz wurde heute hier schon 
einiges gesagt. Ich möchte nur darum bitten, 
da ß gerade hinsichtlich des Zivilschutzes - hier 
möchte ich das Land Wien erwähnen - von 
seiten der zuständigen Funktionäre alles getan 
wird, um ihn auch im Lande Wien zu aktivieren . 

Abschließend möchte ich so wie in den 
letzten Jahren darauf hinweisen, daß sich 
auch Österreich eingehendst damit befassen 
so11, daß die Vierte Genfer Konvention vom 
12.  August 1 949 auch auf die Mitglieder der 
österreichischen Exekutive Anwendung fin ­
det. Die vorgenannte Genfer Konvention 
beinhaltet den Schutz von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten. Gegenwärtig befaßt sich mit 
dieser Angelegenheit die Beratende Versamm­
lung des Europarates, die Kommission für 
juridische Angelegenheiten. Da dieser Vor­
schlag kein parteipQlitisches Interesse bein­
haltet, glaube ich annehmen zu dürfen, daß 
alle Vertreter Österreichs im Europarat für 
eine baldige Realisierung dieser Angelegen­
heit eintreten werden. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Jungwirth. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Jungwirth (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Beim Kapitel Inne�es 
obliegt es uns aHjährJich, der Männer zu ge­
denken die in treuer Pflicht erfüllung bei der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung in unserer Heimat ihre Gesundheit, 
ja sogar ihr Leben geopfert haben. Im letzten 
Jahr hatte die BundespoJizei wiederum 4 Todes­
opfer, 18 Schwerverletzte und 181  Leichtver­
letzte zu beklagen. Seit 1945 mußten 146 Gen­
darmeriebedienstete ihr Leben lassen, und 
1413 Beamte wurden schwer verletzt .  Wir beu­
gen uns in Ehrfurcht vor den Opfern und wer­
den ihnen stets ein treues Andenken bewahren. 

In diesem Zusammenhang möchte ich gleich 
auf meiner Meinung nach bescheidene und be­
rechtigte Wünsche der Exekutive eingehen. 
Herr Abgeordneter HartI hat ja solche Wünsche 
zum Ausdruck gebracht . Meiner Meinung naoh 
hat er zum leeren Fenster hinaus geredet. 
Das erste AnHegen betrifft die Zehrgeld­
auslagen der Krimina.lpolizei, die seit Juli 1961 
nioht mehr erhöht wurden. Die Zehrgelder 
sind Rüokvergütungen für Barauslagen, die 
der Kriminalbeamte im Zusammenhang mit 
einer Amtshandlung getätigt hat. Das heißt, 
daß er bei Erhebungen und Ausforschungen in 
Lokalen, oder wenn er Erkundigungen einholt, 
die mit Spesen verbunden sind, diese Spesen aus 
seiner eigenen Tasche zu bezahlen hat und dafür 
monatlich noch immer lumpige 87 S erhält. 
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Durch die Preiserhöhungen seit dem Jahre 
1961 hat sich der Realwert dieser Vergütungen 
natürlich wesentJich verringert . Da die Er­
hebungstätigkeit aber ein wesentHcher Teil 
für die Erfolge der KriminalpoHzei und für die 
Aufklärung von Verbrechen iflt, frage ich Sie, 
Herr MinisteI , ob nicht hier 30m unrechten 
Platz gespart wird. 

Ich möchte mir in diesem Zusammenhang 
gleichzeitig erlauben, in Güte einen Vorschlag 
zu machen : Im Budget 1969 sind unter dem 
Titel "Öffentlichkeitsarbeit im Innenmini­
sterium" mehr als 2 Millionen SchiJIing vorge­
sehen. Unter anderem soll es - wie im Finanz­
und Budgetausschuß zutage getreten ist -
auch eine Broschüre für die Jungwähler geben. 
Si�, Herr Minister, sind geschickt meiner Frage 
ausgewichen, ob in dieser Broschüre die Jung­
wähler darüber aufgeklärt werden sollen, daß 
sie ÖVP wählen. Sie haben gesagt, daß 
nicht Sie für die Redaktion dieser Broschüre 
verantwortlich seien, sondern Herr Staats­
sekretär Pisa. Ich bin davon überzeugt, daß 
der Herr Staatssekretär, der "Fidel Castro" 
der ÖVP-Regierung, unumwunden in seiner 
gewohnten Weise den Jungwählern beizu­
bringen versuchen wird, daß sie der ÖVP die 
Stimme geben. (Abg. Dr. van Tonge l :  
Der Fidel Oastro hat einen schöneren Bart !) 

Ich glaube, es kann nicht die Aufgabe des 
Innenministeriums sein, aus Steuergeldern 
aller Österreicher solche Mittel für einen so 
fragwürdigen Zweck zu verwenden. Letzten 
Endes sind die wahl werbenden Parteien be­
rufen, die Jungwähler über ihre Pflichten 
aufzuklären, und außerdem hat jede Gemeinde 
im Auftrage der Bezirkshauptmannschaften, 
also der Bezirkswahlbehörden, Anschläge über 
die Durchführung der Wahlen anzubringen. 
Die ÖVP beteuert noch dazu, daß sie nicht 
1969, sondern erst im Jahre 1 970 die National­
ratswahlen abzuhalten gedenkt. Darf ich 
dann fragen, wozu im Jahre 1969 im Budget 
ein Betrag von 450.000 S für eine Jungwähler. 
Broschüre enthalten ist ? 

Mein Vorschlag, Herr Minister, wäre der, 
diese Gelder für eine mindestens 30prozentige 
Erhöhung der zurückgebliebenen Zehrgelder 
für unsere KriminalpoJizei zu verwenden. 

Herr Minister ! Sie waren lange genug im 
Innenressort tätig und kennen das W 3·Problem 
zur Genüge. Freund Hart1 hat es angeschnitten. 
Er hat zwar gejammert, aber keinen konkreten 
Vorschlag gebracht. Im Finanz· und Budget­
ausschuß haben Sie, Herr Bundesminister, 
selbst gesagt : 

"Eine generelle Einstufung der Sicherheits· 
wache· und Kriminalbeamten nach Abschluß 
der Grundausbildung in die Verwendungs­
gruppe W 2 konnte bisher aus dienstrechtlichen 

Gründen nicht durchgeführt werden. Es wurde 
jedoch in den letzten Jahren die Anzahl der 
W 2-Posten im Kriminaldienst um 1 60 erhöht. 
Auch bei der Sicherheitswache ist eine relative 
Vermehrung der W 2-Posten erfolgt, indem bei 
d6n notwendigen Kürzungen nur W 3-Posten 
gestrichen wurden. "  

Ich möchte der Wahrheit willen hier im 
Hohen Hause deponieren, daß der früher 
einmal so viel geschmähte Innenminister 
Afritsch erstmals auf diese Idee gekommen 
ist und dieses System eingeführt hat. Herr 
Bundesminister ! Nun war der Nachfolger, der 
Herr Minister Czettel , ständig bemüht, dieses 
Problem schrittweise einer Lösung zuzuführen. 
Aber leider hat das Bundeskanzleramt für 
diese Fragen in der letzten Zeit nur taube Ohren 
gehabt. Ich möchte in Erinnerung rufen - ich 
wei ß nicht, ob der Herr Abgeordnete Hartl 
hier ist - und mir erlauben, das vorzulesen, 
was damals der Herr Innenminister Czettel 
in einem Schreiben geschrieben ha.t, als es 
darum ging, dieses W 3-Problem im Einver· 
nehmen mit den Gewerkschaften zu lösen : 

"Da ich der Meinung war, daß die W 3.Frage 
unbedingt wenigstens teilweise gelöst werden 
müsse, habe ich mir durch einen Beschluß 
des Ministerrates die Ermächtigung eingeholt, 
aus Budgetmitteln des Innenressorts für die 
W 3-Regelung einen Betrag zur Verfügung 
stellen zu können. 

Es handelt sich um Einsparungen, die wir 
dadurch erzielen, daß budgetierte Dienstposten 
nach dem Dienstpostenplan im Jahre 1965 
nicht in Anspruch genommen werden. Um 
diesen Betrag unter al1en Umständen sicher­
zustellen, habe ich auch Weisung erteilt, alle 
Vorbereitungen zur Teilnahme der Gendarmerie 
und Sicherheitswache an der JubiJäumspa.rade 
abzubrechen, um die dadurch ersparten Mittel 
ebenfalls für die Regelung der W 3.Frage 
zur Verfügung stellen zu kÖIUlen. 

Der so erreichbare Betrag wird insgesamt 
etwas mehr als 25 Millionen Schi11ing betragen, 
sodaß ab 1 .  Mai 1965 für die rund 1 6.000 einge­
teilten Beamten unseres Ressorts ein monat­
licher Betrag von durchschnittlich 1 50 S pro 
Beamten aufgewendet werden könnte. 

Die VerhandIungen mit dem Bundeskanzler­
amt werden ja von der Gewerkschaft bereits 
geführt, und ich würde mich freuen, wenn es 
gelingen könnte, sie so a.bzuschließen, daß mit 
1 .  Mai 1 965 nicht nur die 6 %prozentige Ge· 
haltserhöhung, sondern auch die von Ihnen 
behandelte W 3-Regelung in Kraft treten 
könnte. " 

Das war damals eine Maßnahme eines sozia­
listischen Ministers im Interesse der öffentlich 
Bediensteten. 
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Es ist eigenartig - weiJ in diesem Zusammen­
hang von einer Geha1tsregelung gesprochen 
wurde -, daß das erste Mal in einer ÖVP­
Zeitung, und zwar in der "Tiroler Tageszeitung", 
anläßlich der Gehaltsregelung ab 1. 10. 1968 
für den öffentlichen Dienst es für unsere 
Wirtschaft als Segen betrachtet wird, daß die 
öffentlich Bediensteten mehr bekommen, damit 
die Ankurbelung des Konsums ermöglicht 
und unsere wirtschaftliche Situation ver­
bessert wird . Bisher war es doch immer so , 
wenn die öffentlich Bediensteten oder die 
Gewerkschaft Gehaltsforderungen geste11t 
haben, daß die Presse sagte, der Schilling sei in 
Gefahr. Ich war damals wirklich ehrlich über­
rascht und hoffe, daß meine Wahrnehmung 
nicht die letzte dieser Art bleiben wird. 

Herr Bundesminister ! Aber 8111 diese Schritte 
sind nur Teillösungen, die nicht zum Endziel 
führen können. Es ist vieJmehr nötig, sich mit 
den Gewerkschaften und der Personalvertre­
tung zusammenzusetzen und dieses leidige 
Problem einmal einer Lösung zuzuführen. 

Nun zu einem weiteren wichtigen Problem, 
es betrifft den Personalmangel und die Über­
aJterung bei der Sicherheitswache in Wien. 

Herr Minister ! Sie sagten im Finanzaus­
schuß, daß die Werbung in Wien von wenig 
Erfolg begleitet war und daß diese Werbung 
zirka eine halbe Million Schilling gekostet hat. 
Aber nun kommt das Groteske : Nach Abschluß 
dieser angeblich unbefriedigenden Werbeaktion 
beschließt der Ministerrat eine totale Auf­
nahmesperre. Wo bleibt hier die vielgerühmte 
Sparsamkeit und Verwaltungsvereinfachung ? 
Die Folge war natürlich, daß sich die wenigen 
Aufnahmewilligen inzwischen um andere Be­
rufsplätze umgesehen haben. 

Herr Bundesminister ' Ich gla u be, Ihnen 
sind die Verhältnisse bekannt, aber ich möchte 
nicht versäumen, dem Hohen Haus nun einen 
Situationsbericht über die Sicherheitswache 
zu geben. Auch der Herr Abgeordnete Hartl 
hat darüber Klage geführt. 

Im Jahre 1958 gab es in Wien bei der Sicher­
heitswache noch 7417 Sicherheitswachebeamte. 
Zu Beginn des Jahres 1968 waren es nur mehr 
6044. Von diesen sind in der Zeit vom 1 .  Jänner 
bis 20. Oktober 1968 wieder zirka 372 ausge­
schieden ; sie sind in den Ruhestand getreten , 
haben gekündigt oder sind zu anderen Behörden 
überste11t worden. Das heißt also, daß in 
dieser Zeit nahezu 400 Sicherheitswachebeamte 
abgegangen sind. Daher müssen zu den 
372 Beamten noch weitere 90 Beamte dazuge­
zählt werden. 

Zirka 100 Beamte der Skherheitswache sind 
bei einzelnen DienststeIJen untergebracht. Ich 
möchte das Cypernkontingent neIUlen, das in 
dieser Debatte schon einige Ma.le angezogen 

worden ist : Bis 3 1 .  Dezember 1968 werden 
noch zirka. 60 Sicherheitswachebeamte in den 
dauernden Ruhestand treten, zirka. 20 werden 
freiwiJIig a.ustreten. Auf Grund dieser sta.tisti­
schen Unterlagen muß für das Jahr 1968 

mit einem Abgang von mehr als 500 Sicher­
heitswachebeamten in Wien gerechnet werden, 
dem nur zirka 194 Neuaufnahmen gegenüber­
stehen. 

Herr Bundesminister ! Sie wissen selbst, 
daß von diesen Sicherheitswachebeamten 
wiederum 1025 exekutivdienstunfähig sind, 
sodaß in Wirklichkeit der Exekutivdienst in Wien 
nur von 4800 Beamten durchgeführt wird. 
Noch bedenklicher ist es, wenn man weiß, 
daß von diesen 4800 Beamten zirka 50 Prozent 
bereits über 45 Jahre alt sind. 

Die Wiener Sicherheitswachebediensteten 
müssen auf Grund dieser verfehlten Politik 
die Schließung eines Wachzimmers nach dem 
anderen zur Kenntnis nehmen. Man verweigert 
ihnen sogar die Zuteilung der nötigen Fahr­
zeuge, damit sie in den nun vergrößerten 
Revieren ihren Dienst ordnungsgemäß leisten 
können. 

Wie vorher erwähnt, steuert man hier einer 
Katastrophe entgegen. Es drängt sich mit 
Berechtigung auch für den Außenstehenden 
die Frage auf, ob man mit diesem Nichtstun 
und Resignieren des Ministerium� bewußt der 
soziaJistischen Verwaltung von Wien die Ver­
a.ntwortung für die in der Folge zweifelsohne 
eintretende Beeinträchtigung der Aufrecht­
erha.ltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und 
Sioherheit anla.sten möchte. Herr Bundes­
minister ! Ich möchte hier deutlieh zum Aus­
druck bringen : Hiefür tragen Sie allein die 
Verantwortung ! 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
etwas sagen , was in den Finanz- und Budget­
ausEschuß-Sitzungen zutage getreten ist . Es 
wurden im Sicherheitswachedienst und in der 
Exekutive angeblich 1 , 1  Prozent, das sind 
355 Dienstposten, eingespart. Von diesen 
355 Dienstposten sind allein 253 Dienstposten 
der Sicherheitswache in Wien, die auf Grund 
dieser Situation nicht besetzt werden können. 
Das ist also auch wieder eine "Frisur" des 
Budgets, das angeblich von Verwaltungs­
vereinfachungen und Einsparungen nur so 
strotzt. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an 
das von Minister Czettel im Jahre 1 965 mit den 
Gewerkschaften einvernehmlich beschlossene 
interne Sozialprogramm . Hierin waren auch 
Mittel vorgesehen, die Werbung für die Wiener 
Sicherheitswache in wirtschaftlich schwachen, 
ländlichen Gebieten durchzuführen und mit 
den Mitteln aus diesem Sozialprogra.mm für 
solche Bewerber Wohnraum zu beschaffen. Was 
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ist in dieser Angelegenheit geschehen, Herr 
Bundesminister ? - Fast nichts, denn Sie 
haben im Finanz- und Budgetausschuß gesagt : 

"Das interne Sozialprogramm des Innen­
ministeriums geht auf die Zeit der Minister­
schaft Czettel zurück, in der Soronics selbst 
Staatssekretär war. Das Ministerium ist be­
strebt, dieses Progra.mm weiterzuführen - so 
werden die Prüfungsgebühren nach wie vor 
vergütet -, allerdings bollen jene Punkte 
daraus, die, wie etwa die Betriebsausflüge, 
nicht in Anspruch genommen wurden, in 
Hinkunft wegfallen. "  

Auch hier haben Sie, Herr Bundesminister, 
nicht die reine Wahrheit gesagt, denn die 
St. Pöltner Sicherheitswache hat einen Betriebs­
ausflug gemacht und für die Autobusfahrt die 
Kosten aus dem Sozial programm beansprucht. 
Es wurde ihnen abgelehnt. (Bunde8mini8ter 
So r 0 ni  c 8 :  Das wu�·de zu 8pät eingebracht !) 
Ich glaube, Sie haben damals einvernehmlich 
mit Herrn Minister CzetteJ dieses SoziaJpro­
gramm mit seinen fünf Punkten Wohnbau­
förderung, Kulturförderung, Sportförderung, 
Sozialbetreuung und Kontaktpflege erstellt. 
Das letztere hat zur Kontaktpflege gehört. 

Herr Abgeordneter Hartl ist bedauerlicher­
weise nicht da. Er hat es verabsäumt, einen 
Entschließungsantrageinzubringen. Auf Grund 
dieser tristen Situation möchte ich mir in 
diesem Zusammenhang erlauben, im Namen 
meiner Fraktion einen E nt s c hl i e ß u ng s­
a nt r a g  einbringen, den ich hiemit zur Ver­
lesung bringe : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Bundesminister für Inneres sowie die 

mitbeteiligten übrigen Mitglieder der Bun­
desregierung werden aufgefordert, unver­
züglich Maßnahmen zu ergreifen, um den 
bei der Sicherheitswache der Bundespolizei­
behörden herrschenden akuten Personal­
mangel zu beheben und dabei insbesondere 
auf folgende Gesichtspunkte Bedacht zu 
nehmen : 

1 .  Durchgehende statt fallweise Aufnahme 
von Bewerbern. 

2. Aufnahme von Bewerbern, die noch 
nicht das erforderliche Mindestalter erreicht 
haben, zwecks Vorschulung. 

3. Zumindest teilweise Anrechnung der 
Ausbildungszeit auf den ordentlichen Prä· 
senzdienst. 

4 .  Bessere Vorsorge für Dienstwohnungen, 
insbesondere für ledige Beamte und Bewer­
ber, die außerhalb des Amtsbereiches der 
j eweiligen Bundespolizeibehörde wohnhaft 
sind. 

5. Modernisierung der Ausbildungspläne 
der Polizeischule. 

6. Durchführung der Werbeaktion für die 
Aufnahme in die Sicherheitswache der Bun­
despolizeibehörden, nicht nur in den Städten, 
sondern auch in den ländlichen Gebieten 
beziehungsweise im gesamten Bundesgebiet. 
Ich glaube, dieser Initiativantrag entspricht 

nahezu wörtlich den Intentionen, die Herr 
Abgeordneter Hartl vor mir hier dargelegt hat. 
Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, diesen 
Entschließungsantrag mit in die Debatte ein­
zubeziehen. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister ! Eines 
steht fest : 1967 und 1 968 sind aus dem Sozial· 
programm nur die Prüfungsgebühren bezahlt 
worden. 

Aber gerechterweise soll auch Positives 
nicht unerwähnt bleiben. Herr Minister ! Sie 
haben im Finanz- und Budgetausschuß unsere 
Ansicht geteilt, daß der Bundesheereinsatz an 
der italienischen Grenze vollkommen über· 
flüssig war. Gestatten Sie mir mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten den "Kurier" vom 
2. November 1 968 zu zitieren. Sie sagten 
folgendes : 

"Was den seinerzeitigen Bundesheereinsatz 
an der italienischen Grenze betrifft, erklärte 
Soronics, man hätte ihn sich möglicherweise 
ersparen können, wenn die sogenannte ,konzen­
trierte Gendarmerieabteilung', die jetzt die 
Grenzbewachung durchführt, damals schon 
taktisch besser stationiert und eingesetzt 
worden wäre. Die Gendarmen werden jetzt 
zu überraschenden Grenzaktionen eingesetzt, 
ein System, das sich besser bewähre als die 
ständige Bewachung der Grenze durch ver­
streute Patrouillen. "  - Und noch dazu durch 
eine "berittene Gebirgsmarine" , wie es der Herr 
Verteidigungsminister für den Winter geplant 
hat. 

Herr Bundesminister ! Hier sind Sie unseren 
Intentionen sehr nahegekommen. 

Die die ganze westliche Welt schockierenden 
Vorfälle am 2 1 .  August 1968 in der CSSR 
haben unsere Exekutive, die Gendarmerie und 
Zollwache, vom ersten Augenblick an an der 
vordersten Front gesehen ; sie haben an der Gren­
ze ihre Pflicht erfüllt und waren - das muß auch 
gesagt werden - stundenlang allein auf weiter 
Flur, bis das Bundesheer eingesetzt wurde. 
Diesen Männern den Dank für ihren Opfermut 
auszusprechen, sei mir ein bescheidenes 
Zeichen. 

Das Positive, das ich jetzt gesagt habe, 
sollte aber Sie, Herr Minister, nicht dazu ver­
leiten, so wie der Herr Bundeskanzler etwa 
Ihr Konterfei von den Plakatwänden sprechen 
zu lassen : Der schönste und beste Innen­
minister, den es je gab. Der schönste - das 
wollen wir noch gelten lassen, - aber als den 
besten 4at bereits der Herr Staatssekretär 
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Kranzlmayr (ZwischenruJdes Abg. Zei l l inger) 
den Böhm-Schani deklariert. (Bundesminister 
Soronics ,' Den Helmer ! Wenn schon, dann 
bleiben wir bei der Wahrheit !) Ja, den Helmer ! 

Ihre Personalpolitik, Herr Bundesminister, 
der ich mich jetzt zuwenden möchte, ent­
spricht nicht den Intentionen beziehungsweise 
den Ausführungen Ihres Bundeskanzlers bei 
seiner Antrittsrede, in der er sagte, es werde 
niemandem im öffentlichen Dienst auf Grund 
seiner politischen Einstellung innerhalb der 
ÖVP-Regierung ein Unrecht geschehen. 

Herr Bundesminister, ich frage Sie : Warum 
machen Sie in diesen Fällen nicht von Ihrem 
Beharrungsrecht Gebrauch ? Noch dazu, wo 
in den betreffenden Bereichen keine geeigneten 
Bewerber vorhanden sind ! 

Ich werde mir jetzt erlauben, wie unser 
Partei vorsitzender Dr. Kreisky angekündigt 
hat, solche Ungerechtigkeiten schonungslos 
im offenen Hause aufzuzeigen. (Abg. Guggen­
b e  r ger ,'  Das war früher !) Herr Kollege 
Guggenberger ! Darf ich Ihnen eines sagen : 
Ich weiß zwar, daß Sie Vater von acht legitimen 
Kindern sind. ( H eiterkeit.j Voriges Jahr bei 
den Budgetberatungen haben Sie uns über­
rascht, daß Ihnen dieses Hohe Haus ein 
neuntes illegitimes Kind in die Wiege gelegt 
hat, und ich möchte hoffen, daß Ihnen der 
Lindwurm in Klagenfurt nicht noch ein 
zehntes in die Wiege legen wird. Aber 
eines wünsche ich Ihnen nicht : daß eines Ihrer 
acht legitimen Kinder einmal so vorlaut werden 
möge, wie Sie es hier im Hause sind. (Beifall 
bei der SPO.) 

Nun zu Punkt 1. Herr Bundesminister, darf 
ich Sie jetzt um Ihre Aufmerksamkeit bitten . 
Es sind zwei Posten von Gendarmerieabtei­
lungskommandanten offen, der eine in J uden­
burg ab 1 .  Jänner 1968 durch Pensionierung 
und der zweite in Bregenz, der bereits seit 
1 .  März 1 967 durch Todesfall vakant ist. In 
beiden Fällen bewerben sich Sozialisten um 
diesen Posten. 

Zum ersten : Gendarmerieoberleutnant Scheer­
leitner aus Gmunden, Spätheimkehrer - er 
wurde mit 15 Jahren von den Russen ver­
schleppt und erst naoh zehn Jahren nach Hause 
gelassen -, hat eine ausgezeichnete Dienst­
beschreibung. Herr Bundesminister ! Wenn 
Sie sioh noch daran erinnern können : Es ist 
ihm dieser Dienstposten in Gegenwart des 
sozialistischen Gewerkschaftsvertreters Simon 
in Linz versprochen worden. Herr Bundes­
minister ! Ich erlaube mir jetzt die Frage : 
Wann werden Sie Ihr Wort halten 1 

Nun zum Fall 2 :  Der Gendarmeriemajor 
Stampfer, ebenfalls ein Sozialist, fachlich mit 
"ausgezeichnet" beschrieben, hat sich vor 
langem um den Posten in Bregenz beworben, 
weil seine Familie dort wohnt . Auch in diesem 
Fall ist bisher, obwohl der Posten seit 
1 .  März 1967 vakant ist, keine Entscheidung 
und Erledigung in Ihrem Ministerium gefallen. 

Nun ein dritter Fall, der des Bezirksinspek­
tors Wliszczak von Wien. Der Herr Bezirks­
inspektor ist im April 1 945 in die Bundes­
sicherheitswache in Wien eingetreten und 
wurde mit 1 .  Juli 1955 zum Polizeirevier­
inspektor befördert. Als Folge eines Dienst­
unfalles, Herr Bundesminister, wurde er durch 
den Polizeichefarzt für nicht straßendienst­
fähig befunden . Er war vom Jahre 1 956 bis 
1 965 als selbständiger Sachbearbeiter im 
Generalinspektorat tätig. Dann machte er 
einen Lehrkurs bei der Firma IBM für elek­
tronische Datenverarbeitung mit und wurde 
nach erfolgreicher Absolvierung dieses Kurses 
als Gruppenführer und Programmierer bei der 
Datenverarbeitung verwendet. (Bundesmini­
ster Bor 0 n i c s : Bitte nochmals den Namen !) 
Der Mann heißt - ich buchstabiere - :  
W -l-i-s-z-c-z-a-k. 

Am 1. Jänner 1968 wurde er gegen Karenz 
der Bezüge beurlaubt und erhielt einen Sonder­
vertrag als Programmierer bei der Bundes­
polizeidirektion in Wien wie einige andere 
seiner Kollegen. Er erkrankte dann an einer 
schweren Spondylarthrose und war nicht im­
stande, den bei der Datenverarbeitung erforder­
lichen Mehrdienstleistungen ohne schwere 
gesundheitliche Schädigungen nachzukommen. 

Am 9. Mai 1968 ersuchte er um vorzeitige 
Lösung des Sondervertrages aus gesundheit­
lichen Gründen, obwohl dies für ihn eine 
beträchtliche finanzielle Schädigung bedeutete . 

Gleichzeitig ersuchte er um Zuteilung zum 
Polizeimassafonds beim Bundesministerium für 
Inneres, wo ein für ihn entsprechender Dienst­
posten freigeworden war. 

Die Beurteilung dieses Beamten lautete 
seit über zehn Jahren "ausgezeichnet". Er 
wal' weder disziplinär noch wegen einer Ord­
nungswidrigkeit bestraft worden. Das Gesuoh 
wurde vom Bundesministerium für Inneres 
mit der Begründung abgewiesen, daß das 
Bundesministerium infolge der von der Bundes­
regierung angekündigten Personalsparmaß­
nahmen nicht in der Lage sei, Beamte zu 
übernehmen. 

Herr Bundesminister ! Nun kommt das 
Groteske : Trotz Ihrer Abweisung sind in der 
Zwischenzeit zwei Beamte Ihres Ministeriums 
zu dieser Dienstleistung beim Massafonds 
eingestellt worden, und zwar sind es Mitglieder 
der ÖVP-Kameradschaft der Exekutive. loh 
werde Ihnen nachher die Namen bekannt­
geben. Ich möchte sie nicht vor dem Haus 
sageIl. Es handelt sich um einen Revier-
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inspektor und einen Rayonsinspektor. Und ansoheinend reoht hatte, als er sagte, daß 
hier, Herr Bundesminister, ist das Ansuohen Ihnen damals bei der Regierungssitzung nur 
des betreffenden Herrn um übernahme in die- ein Budgetgerippe vorgelegt wurde. 
sen Dienst. (Redner weist es vor.) 

Diese drei Maßnahmen, die ich jetzt aufge­
zählt habe - ich glaub9, es gäbe noch mehr -, 
bringen mich auf den Gedanken, daß der ÖAAB 
eigentlich seinen Vereinsnamen ändern sollte, 
und zwar auf "Österreichische Postenbeschaf­
fungs Ges. m. b .  H ." .  Das wäre viel ver­
nünftiger. 

Gestatten Sie mir, daß ich mioh nun eben­
falls mit der dem Rotstift des Finanzministers 
zum Opfer gefallenen Ausrüstung der Exekutive 
befasse, und zwar mit der Motorisierung. Im 
Jahre 1965 unter Minister Czettel waren es 
noch 1 1  Millionen, 1968 7 Millionen und im 
6ger Jahr sind es nur mehr 5,6 Millionen 
geworden. Sie selbst haben im Finanz- und 
Budgetausschuß gesagt : " Die vom Finanz­
minister verlangte 20prozentige Kürzung der 
Anlagenkredite findet selbstverständlich auch 
im Budget des Innenministeriums ihren Nieder­
schlag." 

Herr Bundesminister ! Es muß ein Sprech­
fehier gewesen sein - oder auch nicht -, 
denn im Spezialbericht heißt es, daß eine 
25prozentige Kürzung durchgeführt worden 
ist. 

"Auf dem Kraftfahrzeugsektor wird die ein­
getretene Kreditkürzung zum Großteil durch 
eine intensivierte" - das haben Sie damals 
gesagt - "Tätigkeit der Reparaturwerk­
stätten ausgeglichen werden können" . Es ist 
mir aber unverständlich, wie dies bei der 
Kürzung der Posten für Reparaturwerkstätten 
möglich ist. 

Ich möchte Sie an eines erinnern : Ver­
gleichen Sie die Post 6171 im Teilheft auf 
Seite 23, und zwar "Instandhaltung von 
Fahrzeugen", mit der Post im Vorjahr. Hier 
standen 1968 3,900.000 zu Buch, und im 
Jahre 1969 sind es nur mehr 3,200.000, also 
um 700.000 S weniger als im Jahre 1968, 
und Sie wollen mit diesem verringerten Betrag 
die Werkstätten auslasten, um damit die 
Instandhaltung dieser Wagen durchführen zu 
können. 

Aber interessant ist auch, daß die Ansätze 
für die Ersatzteile gekürzt wurden. Wie wollen 
Sie denn die alten Fahrzeuge wieder instand­
setzen, wenn man gleichzeitig neben den 
Posten für die Werkstätten auch die für die 
Ersatzteile kürzt und für die Post 1042, 
"Ersatzteile für Fahrzeuge", die im Jahre 1968 
noch mit 700.000 S präliminiert war, im Jahre 
1969 nur eine halbe Million Schilling, also 
500.000 S, festgesetzt hat. loh muß ganz offen 
sagen, daß mein Freund Dr. Androsch doch 

Außerdem wurde im Finanz- und Budget­
ausschuß festgestellt - das haben Sie selbst 
gesagt, Herr Bundesminister -, daß noch 
300 Gendarmerieposten ohne Motorfahrzeuge 
sind. Ich glaube, hier wird ebenfalls am 
falschen Platz gespart. Im Jahre 1969 werden 
zwar 129 Kraftfahrzeuge neu angeschafft, 
aber 95 werden ausgetauscht, weil sie nicht 
mehr brauchbar sind ; also beträgt die effektive 
Erhöhung der Fahrzeuge für das Innen­
ministerium nur 34. 

Herr Bundesminister ! Im Jahre 1964, also 
vor vier Jahren, sind 167 Funkpatrouillen­
wagen angeschafft worden, und. alle diese 
Wagen haben bereits mehr als 200.000 Kilo­
meter auf dem Rücken. Angeblich soll es in 
Ihrem Ministerium noch zwei Mercedes geben, 
die mehr als 300.000 Kilometer auf dem 
Rücken haben. Herr Bundesminister ! Ich 
frage mich, wie Sie mit diesen Budgetposten 
diese Funkfahrzeuge, die zweifelsohne mehr 
reparaturbedürftig sind, nach Verminderung der 
Budgetpostenreparieren wollen beziehungsweise 
wie dann die Werkstätten dasWunder vollbringen 
sollen, daß diese Wagen weiterhin im Einsatz 
bleiben. 

Noch etwas, Herr Bundesminister : Die 
Mannschaftswagen für den Großeinsatz. Schau­
en Sie sich bitte die doch einmal an. Die 
gehören wirklich nicht mehr auf die Straße, 
sondern die sind reif für das Technische 
Museum. 

Die geschilderten Verhältnisse, Herr Bundes­
minister, gefährden meiner Meinung nach nicht 
nur die Bediensteten Ihres Ressorts, sondern 
sind eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
geworden. Dafür, Herr Bundesminister, tragen 
wiederum allein Sie die Verantwortung. 

Dasselbe gilt für die Trei bstoff frage. Diese 
Frage steht seit zwei Jahren in diesem Raum. 
Es wurden mündliche Anfragen gestellt. Ich 
erinnere mich noch, als mich der Herr Landes­
gendarmeriekommandant Oberst Fuchs zu 
sich gebeten hat und mich ersucht hat, doch 
zu versuchen, dem Parlament - da war noch 
Ihr Vorgänger, Herr Bundesminister Doktor 
Hetzenauer im Amt - klarzumachen, daß 
man mit den Globalzuteilungen der Landes­
gendarmeriekommanden nicht mehr das Aus­
langen finden könne und daß die Gendarmerie 
gezwungen ist, ihre Patrouillenfahrzeugtätig­
keit einzustellen. Was das für ein Fremden­
verkehrsland wie Tirol, wo gerade im Sommer 
eine ungeheure Zahl von solchen Patrouillen­
fahrzeugen im Einsatz sein sollte, bedeutet, 
wissen Sie selbst. 
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Auch die Ansätze für Treibstoffkosten sind 
hera bgesetzt worden, wenn wir die Teuerungen 
einschließen. 

Nun noch etwas, Herr Bundesminister. Zur 
Bewaffnung der Gendarmerie. Im Dienst 
darf die Gendarmerie nur die alten belgischen 
9 mm 16schüssigen Armeepistolen tragen - ich 
möchte sagen : "nächste Nummer - Kinder­
sarg" ; so groß sind diese Kaliber ; sie sind 
unhandlich und schwer -, und dies, obwohl 
auf Drängen der Gewerkschaft bereits 
2300 Stück 6,5 mm-Revolver zur Verfügung 
stehen, die aber iin Dienst nicht getragen 
werden dürfen. Außerdem verursachen - Herr 
Bundesminister, ich bitte Sie, jetzt zuzuhören, 
weil ich glaube, daß das vielleicht interessant 
ist für die bereits in Gang befindliche Debatte 
über das Waffengebrauchsgesetz - diese 
9 mm-kalibrigen Pistolen, selbst wenn der 
Beamte nicht die Absicht hat - die hat er ja 
zweifelsohne nie , den betreffenden 
Flüchtenden zu töten, selbst wenn er ihn in 
den Fuß trifft mit dieser 9 mm-Pistole, eine 
VerJetzung, die zu einer Amputation 
des Fußes führen muß, denn ein Geschoß aus 
dieser Pistole wirkt wie ein Dumdumgeschoß. 
Vielleicht kann jetzt gerade im Zusammen­
hang - das ist ein Vorschlag meinerseits -
mit der Beratung des Waffengebrauchsgesetzes 
auch dafür eine Lösung gefunden werden. 

Ich möchte abschließend noch einmal allen 
Bediensteten der Exekutive für ihre treue 
Pflichterfüllung im verflossenen Jahr im Namen 
meiner Fraktion den aufrichtigen Dank 
sagen. (Beifall bei der SP().) Ich 
fühle mich dazu verpflichtet, da es diese 
Bediensteten nicht verdient haben, ein solches 
Budget zur Kenntnis zu nehmen. Aus diesem 
Grunde lehnen wir Sozialisten das Budget­
kapitel Inneres ab. (Beifall bei der SP().) 

Präsident : Der Entschließungsantrag der 
Abgeordneten J ungwirth und Genossen, den 
der Erstantragsteller soeben verlesen hat, ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in 
Diskussion. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Landmann. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Landmann (ÖVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren ! Ich möchte mich nicht, wie es heute die 
linke Seite fast durch alle ihre Redner gemacht 
hat, mit der Spionageaffäre befassen, denn 
wir haben in dem heute geschaffenen Sonder­
ausschuß Zeit, gründlich über diese Materie 
zu beraten. Ich habe vor, über die Probleme 
des Straßenverkehrs und der Verkehrsüber­
wachung im Westen Österreichs zu sprechen 
und ein paar Gedanken zum Zivilschutz in 
der Landwirtschaft vorzubringen. 

Vorhin hat der Hell' Abgeordnete Czettel 
ausgeführt, daß im Jahre 1965 die Stierkälber 
17 S pro Kilo gekostet haben, heute aber nur 
1 5  S kosten. Ich glaube, Herr Kollege, es ist Ihnen 
da ein Fehler unterlaufen, denn bei den soge­
nannten Stierkälbern handelt es sich um 
Einstellet, deren Preis durch den Export nach 
Italien einer Abschöpfung unterliegt. Unter 
Stierkälbel'n verstehe ich die Schlachtkälber, 
die mit einem Gewicht von 100 kg nach den 
heutigen modernen Gesichtspunkten der 
Schlachtung zugeführt werden. Was Sie mei­
nen, sind die sogenannten Einsteller , deren 
Preis seit 1965 einer erhöhten Abschöpfung 
unterliegt, wenn sie in das Ausland exportiert 
werden. Das liegt aber nicht im Machtbereich 
Österreichs. (Abg. Gzet t e l :  Der Bauer kriegt 
weniger, da8 ist ja wurst I) Das ist nicht eine 
Folge der Alleinregierung der ÖVP, wie Sie 
es hinzustellen versucht haben, sondern das 
entspringt der Diskriminierung beim Export 
in die EWG-Länder. 

Wenn ich mich jetzt meinen eigentlichen 
Ausführungen zuwenden darf, so glaube ich , 
daß ich mich als Außenstehender bei diesem 
Kapitel ode�' einer, der sich nicht direkt mit 
diesem Kapitel beschäftigt oder in diesem 
Kapitol tätig ist, doch mit einigen Worten 
an der Debatte beteiligen darf, die ich mir 
im Laufe des Jahres, sei es durch eigene An­
schauung, sei es teils durch eigenes Erleben, 
zurechtgelegt habe. 

Ich möchte an erster SteUe ausführen, daß 
das Land Til'ol im Fremdenverkehr Gott sei 
Dank eine Steigetung von etlichen Prozenten 
im vergangenen Jahr aufzuweisen hat. Der 
Prozentsatz ist natürlich gebietsweise ver­
schieden. Das hat aber eine enorme Mehr­
belastung der Polizei und Gendal'mel'ie mit 
sich gebracht, vo:r allem eine starke Belastung 
der Verkehrsüberwachung. Ich bin daher der 
Anschauung, daß - so wie es schon mehrere 
Vonedner ausgeführt haben - bei Park­
sündern und bei kleinen Vergehen im Straßen­
verkehr möglichst wenig Anstoß genommen 
werden soll, daß aber der Vel'kehrsüberwachung 
auf Durchzugsstraßen und wichtigen Verbin­
dungsstraßen, auf denen sich der Großteil des 
Verkehrs abwickelt und wo sich leider auch 
die schwersten Unfälle ereignen, ein erhöhtes 
Augenmerk zugewendet werden muß.  

Daß die Bundesstraße Nr. 1 im Tirolel' Ge­
biet in Saisonzeiten nur im Kolonnenverkehr 
befahrbar ist, ist eine Tatsache, die jedem 
bekannt ist ; ich brauche mich daher nicht 
näher damit zu beschäftigen . Als Tiroler hoffe 
ich in diesem Zusammenhang - ich weiß, 
Herr Bundesminister, daß es nicht hierher 
gehört -, daß der Autobahnbau zügig voran­
getrieben werden wird und so auf der Bundes-
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straße Nr. 1 der Anliegerverkehr normalisiert 
werden kann, was den Verkehrsüberwachungs­
organen eine große E�'leichterung bringen würrle. 

Infolge der Eröffnung der von uns lange 
gewünsohten Felbertauernstraße wurde es uns 
erst möglioh, mit Unseren Landsleuten in Ost­
tirol in direkte Verbindung zu treten. Für die 
Bewohner Osttirols wurde insofel'n das Tor 
geöffnet, als sie jetzt ihre Landeshauptstadt 
erreichen können, ohne ein fremdes Landdurch­
fahren zu müssen oder große Umwege auf sich 
zu nehmen, um in die Landeshauptstadt zu 
gelangen. Zwar brachte die Eröffnung der 
Felbertauernstraße eine große Belastung für 
die Bundesstraße Nr. 159 mit sich. Man 
konnte daher nur mit stärkstem Einsatz allel' 
verfügbaren Verkehrsüberwachungsorgane die 
Unfallquote möglichst niedrig halten. Dies ist 
aber nur duroh den unermüdlichen Einsatz 
der Verkehrsüberwachungsorga,ne möglich, 
die fast Tag und Nacht im Einsatz 
waren und die nicht nur als Dienst, sondern 
auch aus eigener Initiative die Verkehrsüber­
waohung durchgeführt haben. Dadurch ist es 
erreicht worden, und nur dadurch ist es gelun­
gen, daß man die Verkehrsunfälle mit Schwer-

. verletzten oder mit tödlichem Ausgang auf 
einem niedrigen Ausmaß halten konnte. 

Auf meinen Wunsch , den ich mir schon im 
Finanz- und Budgetaussohuß vorzubdngen 
erlaubte, für den Bezirk Kitzbühel eine eigene 
Verkehrsuntergruppe zu bilden, konnten Sie, 
Herr Bundesminister, mir leider noch keine 
positive Antwort erteilen. 85 Pl'ozent des 
Verkehrs, der den Felbertauernstraßentunnel 
passiert, kommen aus dem Verkehrsraum 
Kitzbühel. 

Von großem Interesse ist, daß sich im Som­
mer 1967 im Bereiche nur eines Gendarmerie­
postens, des Gendarmeriepostens Joch berg, 
der die Packstraße zu betreuen hat, 37 schwere 
Verkehrsunfälle ereigneten, eine Zahl, die 
heuer im gleichen Zeitraum auf 7 Verkehrs­
unfälle mit schwereren Verletzungen reduziert 
werden konnte. Daher glaube ich, ist es wohl 
gerechtfertigt - man muß das auch einse­
hen -, daß man immer wieder diesen Wunsch 
an Sie heranträgt. Ich ersuche Sie, Herr 
Bundesminister, daher noch einmal, da es 
Ihnen ja  aus eigener Anschauung bekannt ist, 
welche Schwierigkeiten dabei zu bewältigen 
sind, der Bundesverwaltungsbehörde, da es 
doch heuer 100 Jahre sind, daß man die 
Bezirkshauptmannschaften gegründet hat, die 
Erfüllung dieses Wunsches der Bezirkshaupt­
mannschaft Kitzbühel als Präsent zu über­
reichen. 

Diese Beanspruchung im Straßenverkehr 
bringt es mit sich, daß starke Bereitschafts­
dienste eingeteilt werden müssen, die in unse-

rem Gebiete fast doppelt so groß sein müssen 
alo in den vel'kehrsarmen Gebieten. Die Mit­
tel ,  die im Bundesministerium für Inneres dafür 
zur Verfügung stehen, sind meinen Ermittlun­
gen nach - ich kann es nicht beweisen und 
auch nicht behaupten - prozentuell auf die 
Bundesländer aufgeteilt. Es wäre daher sehr 
angebracht , wenn man die Beträge für die 
Entschädigung der Mehrleistung auf dem 
Gebiete der Verkehrsüberwachung in Fremden­
verkehrsgebieten höher einsetzen würde als in 
Gebieten, die verkehrsmäßig n icht so stark 
frequentiel't sind. 

Ich habe unlängst in einer Zeitung gelesen, 
im Westen seien mehr Unfälle und die Auto­
bahn sei sicherel'. Ich möchte mich mit dieser 
Aussage kurz befassen. Die Statistik der 
Gendarmerie über die Verkehrsunfälle ermög­
licht eine aufschlußreiche Detaillierung des 
Unfallgeschehens. Diese Statistik enthält na­
türlich wieder nur jene Unfälle, bei denen die 
Gendarmerie oder Polizei zur Unfallel'hebung 
herangezogen wurde. Im Bereich der 1095 
Gendarmerieposten ereigneten sich im Berichts­
jahr 1 967 69.856 Verkehrsunfälle. Das ent­
spricht einem Durchschnitt je Gendarmerie­
posten von zirka 64 Unfällen. Die Durch­
schnittszahl der Unfälle in den Bundesländern 
ergibt,  daß sich im Burgenland und in Nieder­
öste'i'reich die wenigsten, in Tirol und Vorarl­
berg leider die meisten Unfälle ereignen. Es 
ist interessant, daß übel' 40 Prozent der Ver­
kehrsunfälle sich im Bereiche von einem Fünf­
tel der gesamten Postenkommanden ereig­
neten, hiebei erwiesen sich jedoch wieder Tiro­
und Vorarlberg als Zentren des Unfallgesche. 
hens. In beiden Bundesländern mußts 
mehr als ein Viertel aller Postenkommando­
bei mehr als hundert Unfällen pro Posten 
intervenieren. Auf diese Bereiche entfielen 
wieder mehr als 66 Prozent aller Unfälle. 

Ich möchte daher das Ersuchen stellen, a.lle 
Kräfte, die zur Verfügung stehen, für die 
Verkehrsüberwachung einzusetzen, um dieser 
hohen Unfallzahl in unseren stark frequentier­
ten Fremdenvel'kehrsgebieten Einhalt zu gebie­
ten. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
erwähnen, daß sich auf den rund 350 Kilo­
metern der Autobahn 1617 Verkehrsunfälle 
ereignet haben. Gemessen an der Strecken­
länge und der hohen Frequentierung der Auto­
bahn sind diese Unfallzahlen gegenüber ande­
ren Verkehrsträgern als gering zu bezeichnen. 

Ich darf daher allen Beamten, die in den 
Belangen des Stcaßenverkehrswesens tätig 
sind, herzlich danken, sie aber gleichzeitig 
bitten, alles daranzusetzen, um dem Straßen­
tod eine weitere Ausweitung zu verwehren. 
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Gestatten Sie mir, meine Damen und Her­
ren, daß ich noch kurz auf den Zivilschutz 
in der Landwil'tschaft zu sprechen komme . 

Als Bauer und Bewittschafter einer Alm 
mache ich mir immer wieder über den Zivil­
schutz Gedanken. Wenn es zu einem Kata­
strophenfall käme, wäre die Versorgung mit 
nicht verseuchtem Trinkwasser an die erste 
Stelle zu setzen. Ich möchte daher die Ame­
gung geben, daß man bei der Planung von 
Trinkwasservel'sorgungsanlagen mehr auf Tief­
brunnen hindrängen soll, denu auf diese Art 
ist die Reinhaltung meines Erachteus leichter 
möglich. 

Bei den Futtervol'räten und bei den Weide­
tieren ist natü't'lich die Gefahr einer Verseu­
chung, wenn es zu einem Katastrophenfall 
kommt, sehr groß. Ich möchte daher die 
Frage aufwerfen, ob es nicht günstig wäre, in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Unterricht in den PHichtschulen, in den 
Volks-,  Haupt- und Mittelschulen, und vor 
allem in den landwirtschaftlichen Bel'ufs- und 
Fachschulen den Zivilschutz in der Landwirt­
schaft als Pflichtgegenstand aufzunehmen. 
Ich bin der überzeugung, daß man bei solchen 
Katastrophen, hinsichtlich derer man in unse­
ren Gebieten keine praktische Erfahrung hat, 
die Folgen doch wesentlich eindämmen könnte, 
wenn in den Schulen und in der Bevölkerung 
noch intensiver als bisher eine Aufklärung 
betrieben würde. 

Damit möchte ich zum Schluß kommen und 
der Hoffnung Ausch'uck verleihen, daß es uns 
vCl'gönnt sein möge, von einer solchen Kata­
strophe verschont zu bleiben. (Beifall bei der 
O VP.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Mondl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Mondl (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Nachdem sich 
schon so viele Abgeordnete mit den Problemen 
des Zivilschutzes beschäftigt haben, gestatten 
Sie auch mir, daß ich mich nur ganz kurz mit 
dem Problem der zivilen Landesverteidigung 
auseinandersetze. 

Nach dem Regiel'ungsbeschluß vom Juli 
1961 über die "umfassende Landesverteidi­
gung" heißt es "zivile Landesverteidigung" . 
Jedoch propagiert wird diese komplexe Materie 
in Österreich unter der Bezeichnung "Zivil­
schutz".  Allein daraus ist schon zu entnehmen, 
daß wir bisher nicht einmal übel' die Bezeich­
nung eine klare Auffassung haben. Empfinden 
wir - und unter "wir" meine ich nicht nur 
meine sozialistischen F'i'aktionskollegen oder 
die sozialistischen Wähler, sondern den größ­
ten Teil der österreichischen Bevölkerung -
die militärische Landesverteidigung als unbe-

fl'iedigend bis dort hinaus gelöst, so muß ich 
IC'ider feststellen, daß man auf dem Gebiet 
der zivilen Landesverteidigung überhaupt keine 
allumfassenden l'ealisiel'bare:n Lösungsmöglich­
keiten gefunden hat. 

Der Herr Abgeordnete Regensburger hat 
den derzeitigen Stand der zivilen Landesver­
teidigung in sehl' rosigen Farben geschildert. 
Er ist ein Til'okr Abgeordneter. 

Die "Tholer Tageszeitung" vom 23. Novem­
ber 1968 sieht diese Angelegenheit folgender­
maßen : "Während andere neutrale Länder 
Europas, insbesondere die Schweiz und Schwe­
den, alle nur möglichen Vorkehrungen zu m 
Schutz der Bevölkerung in Krisen- und Kriegs­
zeiten treffen, spielt man in Österreich auch 
auf diesem Gebiet weitgehend , Vogel-Strauß­
Politik' nach dem bewährten :Motto : , Es wird 
schon nichts passieren ! '  Dabei genügt, wie der 
letzte Israelkdeg gezeigt hat, schon eine 
weitentfernte internationale Krisensituation , 
um zum Beispiel die Versorgung der österrei­
chischen Wirtschaft mit Rohmaterial, Brenn­
und Treibstoff in Fmge zu stellen, ganz abge­
sehen von den Problemen, die ein politischer 
oder gar militärischer Zusammenstoß in 
Europa auch für das neutrale Österreich aus­
lösen wÜHle. "  

Sicherlich wird man nun sagen : Das stimmt 
doch nicht ! Es geschieht doch in Österreich 
sehr viel auf diesem Gebiet ! - Das stimmt zum 
Teil, und wü' haben es heute aus verschiedenem 
Munde gehö�'t . Es war aber nichts Konkretes, 
straff Koordinio tes, allgemein Gültiges und 
VOl' allem, sehr geehrte): Hell' Minister, in 
Krisen und in einem Velteidigungsfall Wif­
kungsvolks, der Öffentlichkeit Sichtbares.  

Ich habe schon im Zusammenhang mit der 
militärischen Landesverteidigung - und ich 
möchte das bei der zivilen Landesverteidigung 
noch einmal deponieren - gesagt, daß es not­
wendig ist, den Zivilschutz und die zivile 
Landesverteidigung übel' schaub al' , populär, 
realisielbar und vor allem - das ist das ent­
scheidende - finanziell tl'agbar zu gestalten. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Man 
expel'imentiert, man versucht, wie es so schön 
heißt, die vorhandenen Möglichkeiten auszu­
schöpfen . Dabei läßt sich nicht feststellen 
- zumindest ich habe es noch nicht heraus­
finden können -, ob man damit die organi­
satorischen Möglichkeiten, die vorhandenen 
legistischen Möglichkeiten oder die spärlichen 
finanziellen Möglichkeiten meint. 

Darf ich dai'an cl'innern - es ist übrigens 
heute schon mehrmals in diesem Hohen Hause 
darauf hingewiesen worden -, daß sich nach 
dem Regierungsbeschluß über die "umfassende 
Landesverteidigung" im Juli 1961 schon am 
7.  Dezember 1961 eine Landeshauptmänner-

119. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 78

www.parlament.gv.at



9828 Nationalrat XI. GP. - 1 19. Sitzung - 3. Dezember 1968 

Mondl 

Konferenz ausschließlich mit diesem Problem 
beschäftigt hat. In dieser Landeshauptmän­
ner-Tagung oder "Zivilschutz-Enquete" ,  wie 
diese Tagung genannt wurde, gelangte man zu 
der Auffassung, daß dem Zivilschutz in Öster­
reich zwar eine Bedeutung beizumessen ist, 
die konkrete Regelung aber erst nach Sammeln 
praktischer Erfahrungen erfolgen sollte. Ein 
Jahr, so mutmaßte damals Herr Landeshaupt­
mann Gleißner als Antragsteller, würde dieses 
Sammeln praktischer Erfahrungen in Anspruch 
nehmen. 

Behörden, Ämter, Exekutive, Hilfsorgani­
sationen und Vereine sammelten auf Bundes-, 
Landes- und Gemeindeebene praktische Erfah­
rungen. Einige taten etwas, sie wollten sogar 
mehr tun, konnten aber nicht, zumindest nicht 
so, daß es auch zu einem effektiven Erfolg 
geführt hätte. Andere hätten etwas tun kön­
nen, zumindest noch mehr, als sie getan haben, 
und wollten aus vielerlei Gründen nicht. 

Es versteht sich natürlich ganz von selbst, 
daß sich innerhalb kürzester Zeit die verschie­
densten Auffassungen und Auslegungen heraus­
kristallisierten, sodaß die schwachen Ansätze, 
die geschaffen wurden, differenziert bis dort 
hinaus im Bund, in den Ländern und in den 
Gemeinden vorzufinden sind, sodaß, sollte das 
Ausschöpfen der Möglichkeiten, was letztlich 
doch einmal notwendig sein wird, beendet 
und die ganze Materie gesetzlich komplex ge­
löst werden, zweifellos in manchen Bereichen 
ganz neu begonnen werden muß. 

Diese Tatsache ist insofern unangenehm, 
meine sehr geehrten Damen und HelTen, als 
die wenigen Mittel, die derzeit für den zivilen 
Bevölkerungsschutz zur Verfügung stehen, 
womöglich zum Teil nicht nutzbringend aus­
gegeben beziehungsweise untel' Umständen 
Doppelanschaffungen finanziert werden. Das 
Beispiel anderer Länder, vor allem aber der 
Schweiz, beweist uns, daß ohne eine Kompe­
tenzIösung durch die Schaffung eines Kompe­
tenztat bestandes in der Bundesverfassung ein 
einheitlicher wirkungsvoller Aus- und Aufbau 
des Zivilschutzes in Österreich nicht möglich 
ist. Darüber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, können auch noch so viele Öffent­
lichkeitsveranstaltungen nicht hinweghelfen. 

Bisher habe ich fälschlicherweise immer 
geglaubt, daß die gesetzliche Regelung dieser 
Materie ausschließlich auf Grund des Wider­
standes der Länderregierungen sehr schwer 
durchsetzbar sein wird. Ich habe daher 
nach zahlreichen positiven Äußerungen der 
Herren Landeshauptmänner schon im Vorjahr 
angeregt, die Landeshauptmänner zu ersuchen, 
sich nochmals mit dem Thema Zivilschutz in 
einer Landeshauptmänner-Konferenz zu be­
schäftigen. Wie ich gehört habe, hat man sich 

in der Zwischenzeit mit dieser Materie in einer 
Landeshauptmänner-Konferenz beschäftigt. 
Das Thema Zivilschutz wurde am 30. und 
31 .  Oktober 1 968 in der Landeshauptmänner­
Konferenz behandelt. 

Es wurde aber nicht, wie man glauben 
müßte, der Bericht über die in den SIeben Jah­
ren gesammelten Erfahrungen diskutiert und 
daraus die Konsequenzen gezogen, sondern 
ganz im Gegenteil : ·  seitens des Innenmini­
steriums wurde ein konkreter Vorschlag unter­
breitet, der da lautete - darf ich bitte den 
Herrn Staatssekretär Minkowitsch wörtlich 
zitieren, der dort diesen Vorschlag unter­
breitet hat - :  

" . . .  der Tatsache Rechnung tragend, daß 
die Agenden der zivilen Landesverteidigung, 
insbesondere des Zivilschutzes komplexer Na­
tur sind und nur durch den B,undesverfassungs­
gesetzgeber geregelt werden könnten" ,  was 
stimmt, , ,- eine Regierungsvorlage im Par­
lament glaubhaft derzeit jedoch keine Mehr­
heit finden würde -" das weiß ich nicht, 
wieso man zu dieser konkreten Auffassung 
gelangt , ,-, sei vom Arbeitsausschuß 'Z'  
im Bundesministerium für Inneres ein Organi­
sationskonzept au.sgearbeitet worden, das die 
gegebene Kompetenzlage berücksichtige und 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten 
beinhalte."  - Auf diese Pflichten werde ich 
noch im Laufe meiner Ausführungen zu spre­
chen kommen. Und nun meint Herr Staats­
sekretär Minkowitsch : 

"Je rascher und umfassender dieses Orgalli­
sationskouzept auf allen Ebenen und in allen 
Bundesländern zum Tragen kommt, desto 
eher wird der Ruf nach einem Bundeszivil­
ßchutzgesetz künftig verstummen. " - Ge­
statten Sie mir, daß ich das sehr in Zweifel 
ziehe, Herr Staatssekretär. - "Der Vorschlag 
schafft kein Provisorium" - heißt es weiter -, 
"sondern bietet bei Beachtung eine prakti­
kable Lösung, die sich auf bestehende Institu­
tionen, hier vor allem auf die Exekutive 
abstützt, sowie auf Behörden, die sich gewisser 
Hilfsorganisationen bedienen können und sol­
len. 

Dankenswerterweise haben nämlich der 
Österreichische Bundesfeuerwehrverband, das 
Österreichische Rote Kreuz, der Arbeiter­
Samariter-Bund Österreichs und der Öster­
reichische Zivilschutzverband ihre freiwillige 
Mitarbeit zugesagt, die zum Teil schon aus 
ßtatutenmäßigen Bedenken von einem Gesetz­
geber gar nicht generell erzwungen werden 
könnte. "  

Das stimmt ; aber ich habe aus dem Munde 
eines Vorredners gehört, man könne sich da 
in Krisen- und Kriegszeiten mit dem sogenann­
ten Notverordnungsrecht des Herrn Bundes-
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präsidenten beziehungsweise der Herren Bür­
germeister helfen. Ja, zu Notzeiten, aber man 
wird überhaupt keinerlei umfassende Obungs­
maßnahmen durchführen können, weil hier 
das Notverordnungsrecht leider nicht ange­
wendet werden kann. Daher ist also diese 
Lösung nicht ideal, das heißt, sie kann über­
hau.pt zu keinem guten Ende führen. ( Abg. 
Regensburger  : Ein Übungsnotverordnungs­
recht gibt es nicht !) Ich weiß, auf freiwilliger 
Basis. 

Der Herr Staatssekretär Minkowitsch sagte 
dann weiter : 

"Um eine koordinierte Vorgangs weise zu 
gewährleisten, wurde beim Bundesministerium 
für Inneres neben dem großen Arbeitsausschuß 
,Z',  dessen Zusammensetzung ich als bekannt 
voraussetzen darf" - fuhr dann der Herr 
Staatssekretär Minkowitsch fort --, "ein Ko­
ordinationskomitee der Hilfsdienste ins Leben 
gerufen, das die Aufgabe hat, die Arbeits­
ergebnisse den zum Teil völlig autonomen 
Landesorganisationen entsprechend zu emp­
fehlen, sodaß der gewünschte Koordinierungs­
effekt eintritt. So wird es ermöglicht, etwa 
240.000 Mitarbeiter für Teilbereiche der ZLV, 
vor allem für den humanitären Schutzbereich 
dienstbar zu machen - eine Organisations­
form, die nicht nur zweckmäßig erscheint, 
sondern auch sparsam ist und vor allem den 
größtmöglichen Erfolg gewährleist.et." 

Zll m zweiten Teil dieses Vorschlages kann 
man sagen : Recht gut und sehr schön, aber, 
Herr Staatssekretär, nicht neu. 

Um im Falle technischer Katastrophen 
oder Naturkatastrophen großen Ausmaßes 
den koordinierten Einsatz der Behörden, 
der Exekutive und freiwilliger Hilfsorgani­
sationen über die Landesgrenzen hinaus 
zu ermöglichen, sollte schon unter Herrn 
Innenminister Czettel eine ähnliche Einrich­
tung geschaffen werden : der Katastrophenrat, 
der damals allerdings von der ÖVP nicht gut­
geheißen wurde. 

Aber mit diesem angebotenen Lösungsvor­
schlag wird man zu Krisen- und Kriegszeiten 
niemals ein Auslangen finden können, und der 
Ruf nach einer bundesgesetzlichen Regelung 
wird nie verstummen und kann auch nie ver­
stummen ! Es wurde richtig festgestellt, daß 
die gegebene Kompetenzlage nicht nur Rechte, 
sondern auch PHichten beinhaltet. Eine gesetz­
liche Regelung müßte aber gleichzeitig auch die 
finanzielle Regelung berücksichtigen. 

Wir haben in diesem Budget - das ist heute 
schon mehrmals festgestellt worden - für 
das Jahr 1969 7 ,4 Millionen Schilling für Zivil­
schutzmaßnahmen vorgesehen. Ein allgemei­
ner internationaler Vergleich - der Herr 
Abgeordnete Regensburger hat ihn ebenfalls 

angestellt - beweist, daß die Schweiz, Däne­
mark, Schweden, Finnland und eine Reihe 
von anderen Ländern und Staaten für den 
zivilen Bevölkerungsschutz Mittel in der Höhe 
von rund 10 Prozent des jeweiligen Militä.r­
budgets ausgibt. 

Selbst dann, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wenn wir in Österreich noch so sehr 
den Grundsatz verfolgen, uns auf das Not­
wendigste zu beschränken beziehungsweise 
das bereits Vorhandene zu benützen und aus­
zubauen, wird man mit den 7,4 Millionen 
Schilling nicht das Auslangen finden können. 
Wollte man daher tatsächlich den Auf- und 
Ausbau des zivilen Bevölkerungsschutzes 
ernstlich in Angriff nehmen und würden 
die Länder tatsächlich die aus der berück­
sichtigten Kompetenzlage resultierenden 
PHichten nur im bescheidensten Ausmaß 
übernehmen, müßten sie, um diese PHichten 
realisieren zu können, gemeinsam beachtliche 
Mittel aufbringen, jedenfalls viel mehr als 
7,4 Millionen Schilling. Aber da darf man, Herr 
Abgeordneter Regensburger, alle diese Mit 
tel, die für den Feuerschutz allein aufgebracht 
werden, nicht mit ins Kalkül ziehen, wie Sie 
das bereits heute gemacht haben (Abg. Re­
gensburge r :  Warum denn nicht ?), weil das 
ganz andere Mittel sind. In anderen Staaten 
werden wesentlich höhere Mittel dafür auf­
gebracht, und die kann man mit unseren 
Mitteln nicht vergleichen. Das müßte noch 
zusätzlich geschehen ! (Abg. Regensb urger : 
Da sind Sie im Irrtum, Herr Kollege !) Das 
ist kein Irrtum, Herr Abgeordneter ! 

Aber es wird niemals geschehen, daß diese 
Mittel aufgebracht werden, daher wird auf 
Grund von Absprachen wohl weiterhin viel 
geredet und viel geschrieben, aber herzlich 
wenig tatsächlich get,an werden. 

Ohne gesetzliche Regelung mit gleichzeitiger 
Überlegung der Finanzierung - und damit 
meine ich Paktieren im Finanzausgleich -
kann meiner Meinung nach diese komplexe 
Materie des Zivilschutzes niemals gelöst wer­
den. Das möchte ich heute nur zu diesem 
Kapitel deponiert haben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete IDbrich. Ich erteile eS ihm. 

Abgeordneter Ulbrich (SPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Werte Damen und Her­
ren ! Meine Wortmeldung erfolgt auf Grund 
der Erklärung des Herrn Abgeordneten Re­
gensburger, die dahin ging, daß bei den Eisen­
bahnern der "rote Terror" wütet. Es ist dies 
die Fortsetzung jener Argumentation, die der 
Herr Abgeordnete Mayr voriges Jahr in der 
Budgetdebatte begann. Die rote Gewerk­
schaft ! Wenn Ihnen das leid tut, daß die 
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Eisenbahner rot sind, uns freut es ; nehmen Sie 
das freundliehst zur Kenntnis. (Beifall bei 
der SPO.) 

Sie werden mit keiner Maßnahme, egal, 
welche Sie sich wünschen, dieses Verhältnis 
ändern können, wenn Sie im Rahmen demo­
kratischer Handlungsweisen verbleiben. Wenn 
Sie die Verleumdungstheorie Ihrer Rede ver­
wenden, könnte es vielleicht gelingen , daß 
von den 7 Prozent Ihrer Wähler bei den Eisen­
bahnern nur mehr 4. oder 3 Prozent übrig­
bleiben, aber dann schreiben Sie das Ihrer 
Taktik zu. Denn ich finde das als demokratisch 
unanständig, neuerlich immer Theorien über 
Umstände fortzupflanzen, die nicht bestehen. 

Ich führe als Zeuge unserer Organisation 
und des Verhältnisses bei den Bundesbahnen 
Ihren Kollegen Burtscher Hans an. Kennen 
Sie den ? (Abg. Regensburger  : Natürlich I) 
Dann fragen Sie ihn einmal über die Verhält­
nisse bei der Bundesbahn und über den 
"Terror". Denn Bnrtscher Hans stieg beim 
Gewerkschaftstag der Eisenbahnen zur Red­
nertribüne hinauf und sagte : Ich bedanke 
mich bei der Gewerkschaft der Eisenbahner, 
bei der Personalvertretung für die Offenheit, 
für die Möglichkeit der Debatte und freue 
mich darüber, daß uns als christlichen Gewerk­
schaftern alle Möglichkeiten eröffnet sind, zu 
handeln und zu reden. (Abg. Regensburger : 
Früher hat er das sicher nicht gesagt, das ist 
erst seit Minister Weiß !) Lassen Sie sich ein 
bisserl Zeit. 

Sie sprechen aller Wahrscheinlichkeit nach von 
dem "roten Terror" unter den Ministern 
Waldbrunner und Probst. Bringen Sie die 
Beweise ! (Abg. Regens b u rger  : Jawohl ! 
Hundertprozentig I) "Jawohl" ißt ein Haar­
wasser. Bringen Sie die Beweise ! Sie können 
keinen einzigen bringen. Sie leben von Pau­
schalverdächtigungen, Herr Regensburger. 
Beweise blieben Sie bis heute alle schuldig, 
alle ! Denn wenn e8 den "roten Terror" bei 
den Eisenbahnern gegeben hätte, den Sie 
behaupten, dann frage ich Sie : Von wo kommt 
beispielsweise das gesamte Ministerbüro des 
Herrn Bundesministers Weiß ber ? Von wo 
kommt der Herr Dr. Kalz mit seiner Beför­
derung her ? Von wo kommt der Herr Dr. Plätz 
her, von wo kommt der Herr Dr. Petz ? 
Alles ausgesprochene ÖVP-Mitglieder oder 
Mitglieder des CV oder Mitglieder des ÖAAB. 
Ich beweise Ihnen damit nur eines : Wir haben 
gar keine Notwendigkeit, sie unter Terror zu 
setzen. (Abg. Regensburger  : Wie hat denn 
das früher au.'�gesehen ?) Viel schlechter noch ! 
(Abg. M ayr:  Ganz richtig ! Viel schlechter I) 
Sie kommen nicht durch mit Ihrer Behaup­
tung, daß bei uns Terror besteht. Dam it, 
nehmen Sie das zur Kenntnis, sind Sie da­
neben. 

Ich werde Ihnen jetzt einiges sagen. Sie 
haben im Jahr 1966 ein Memorandum her­
a usgege ben. Kennen Sie das, Herr Regens­
burger ? (Abg. Regen8 b urger : Ich hoDe !) 
Nicht hoffen.! Ja oder nein ? Kennen Sie das 
Memorandum der ÖVP zur Sanierung der 
Bundesbahnen ? Da gibt es einen Punkt, 
der heißt : Entpolitisierung des Personals. 
Sagen Sie, wie wollen Sie denn das fertig­
bringen ? 86 Prozent wählen in demokratischer, 
unbeeinflußter Wahl die sozialistische Fraktion , 
7 Prozent die Ihre und der Rest die anderen. 
Ich darf behaupten, der Wahlvorgang bei 
der Personalvertretung der Bundesbahnen 
ist sauber. Das tut Ihnen weh, das kann ich 
mir vorstellen. Sie hätten ja ganz gerne Terror­
Bewegungen bei uns, aber wir haben es nicht 
notwendig. Wir stehen auf dem Standpunkt , 
man soll die Kleinen nicht schlagen , und Sie 
gehören zu den Kleinen bei uns, zu den ganz 
kleinen Batzerln gehören Sie bei uns bei der 
Personalvertretung der Eisenbahner . Maßen 
Sie sich nicht so viel an, es könnte Ihnen 
weh tun ! 

Ein Beispiel, wie demokratisch wir denken. 
Fragen Sie den Obmann-Stellvertreter des 
Zentralausschusses in der Personalvertretung, 
der unter 7 Prozent liegt, Ihren Kollegen 
Stanzel. Was uns da alles gesagt worden ist, 
und wer da alles gekommen ist und gesagt 
hat : Könnt ihr nicht irgendwie Rücksicht 
nehmen auf die Minderheiten bei euch ? 
Und wenn man das alles genau abwiegt, 
dann fragt man sich : Wie kommt man zu einer 
Erklärung des sogenannten roten Terrors � 

Aber ich erinnere Sie an noch etwas : Da 
hat es einmal ein wunderbares Zwischenspiel 
gegeben ; ich erinnere Sie an das Frühjahr 
1966, wo Sie mit einem gewaltigen Elan in 
den Wahlkampf gezogen sind. Die Folge davon 
war Ihr Erfolg, brustgeschwellt : Jetzt sanie­
ren wir die Bundes bahnen ! Darüber reden 
wir wahrscheinlich am 16 .  Dezember. Aber 
da hat es in Salz burg eine Tagung des ÖAAB 
gegeben, und bei dieser Tagung sprach Ihr 
Kollege Glaser. Er ist nicht da, das tu t mir 
leid. Da hat man eine Presseaussendung ge­
macht. Bei dieser Tagung wa,ren, mir scheint, 
25 oder 30 Leute, und die haben viel Wind 
in die Gegend geblasen, mehr war nicht da­
hinter ; aber da hat man erklärt : der "rote 
Terror" ! Einverstanden ! Ich habe in einer 
Zentralleitungssitzung den Herrn Dr . Kalz 
gefragt : Herr Dr. Kalz - da war er noch 
a.  Obmann der Gewerkschaft der Eisenbah­
ner -, bitte erklär uns einmal : Wo gibt es 
den "roten Terror" bei der Gewerkschaft 
der Eisenbahner oder bei den ÖBB ? - Da 
hat der Dr. Kalz gesagt : ErnsU, das ist doch 
nicht VOll mir ! Da habe ich gefragt : Nll,n, 
von wem denn ? Da hat er gesagt : Na, vom 

119. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)70 von 78

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 1 9. Sitzung - 3. Dezember 1968 9831 

Ulbrich 

Glaser ! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Und nun 
erinnern Sie sich : Hier bin ich gestanden, 
und dort ist der Dr. Kalz gesessen. Da habe 
ich gefragt : Karl, was sagst du jetzt ? War's 
der Glaser ? - Und der Glaser hat gesagt : 
Ich war's nicht ! - War das der liebe Gott ? 
Wer war es dann ? Eine von Ihren Personen. 
(Ruf bei der SPO ,' Der Regensburger war es I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Hohes 
Haus ! Minister Soronics wird froh sein, 
daß wir einmal von der Eisenbahn reden. 
( Lebhafte Heiterkeit.) 

Abgeordneter Ulbrich (fortsetzend) ,' NUll, 
da hätten Sie zumindest ein gutes Unterneh­
men in der Hand, Herr Minister. Viel weniger 
Ärger ! 

Und nun möchte ich noch etwas sagen, 
weil Sie behauptet haben - ich meine, es 
ist ja köstlich, was Sie uns gebracht haben - :  
ÖVP-Mitglieder wählen die SPÖ bei der Eisen­
bahn. Wollen Sie eine Antwort darauf ? -
Ganz einfach : Weil die ÖVP-Mitglieder bei der 
Eisenbahn durch uns besser vertreten werden 
als durch Sie. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 
Haben Sie das Beamtenopfer beschlossen oder 
wir ? Herr Regensburger ! Waren das am 
Semmering Ihre Genossen oder meine, die 
gesagt haben : Jeder Eisenbahner, jeder öffent­
lich Bedienstete, jeder Bundesangestellte, jeder 
Landesangestellte zahlt um 2500 S mehr an 
den Staat, ah:; Beamtenopfer ! Waren das 
Ihre Leute oder meine ? Ihre sogenannten 
christlichen Gewerkschafter, Ihre ÖAAB­
Funktionäre kamen zu uns, zu uns als rote 
Gewerkschafter, und haben gesagt : Wir dan­
ken euch, daß ihr aufgestanden seid, denn 
unsere haben sich nicht mehr zu reden ge­
traut I Daher die Folge, daß ÖVP-Mitglieder 
aus Tirol, wo sie einen schwarzen Bürger­
meister haben und die sich vor seiner Freund­
schaft fürchten, bei der Eisenbahn soziali­
stisch wählen. Nichts für ungut. (Zwischen­
rufe bei der Ö V P.) Wir kommen schon 
noch zusammen, wir zwei. (Abg. M ay r: 
Eine Ver8ammlungsrede !) Eine gute Ver­
sammlungsrede ist etwas wert, und Sie kön­
nen sie sich dann abschreiben, wenn Sie es 
einmal brauchen, Herr Mayr. 

Und jet,zt kommen wir dem "roten Terror" 
ein bisserl näher - weil Sie ja behauptet haben, 
das gäbe es nicht, daß jemand aus politischer 
Einstellung zurückgesetzt wird. Wie war das 
denn nach dem Generaldirektor SchantI, als 
wir festgestellt haben, es gibt hier mehrere 
Anwärter. Sicherlich, bei einer solchen Po­
sition gibt es bei jeder Partei den Wunsch, 
sie zu besetzen. Nun, bei einem schwarzen 
Minister einen schwarzen Generaldirektor und 
einen schwarzen Personalchef und so weiter, 
das wäre doch die Geschicht e. Leider ist es 

nicht ganz gelungen. Da haben wir gesagt : 
Wir nominieren in dieser Frage den Dr. Du}­
tinger. Da haben Sie erklärt : Der liegt phan­
tastisch in Tirol ! Was nützt denn das, wenn 
er in Tirol phantastisch liegt, und in Wien 
hat er nichts gegolten in der Kärntner Straße. 
(Ruf bei der 0 V P :  So ein Pech I) Das ist ein 
Pech, gelt ? Warum ist denn der Dr. Dultinger 
abgelehnt worden ? Wollen Sie jetzt behaup­
ten, aus fachlichen Gründen, aus Unfähig­
keit, weil er vielleicht sachlich nicht die 
Materie beherrscht ? Warum haben Sie ihn 
abgelehnt ? Weil er Obmann des BSA und 
sozialistisches Parteimitglied ist ! Ich kann 
Ihnen sagen, das wurde mir von einem hohen 
Funktionär Ihrer Partei bestätigt. 

Dann sollen Sie aber nicht hierhergehen und 
plaudern. Sie müssen vorher denken, bevor 
Sie reden, oder . . .  Es ist besser, ich bin 
staad, sonst heißt es wieder : es ist der Würde 
des Hohen Hauses nicht entsprechend, was 
ich jetzt, sagen möchte. (Heiterkeit.) 

Und jetzt noch ein Stücker! weiter : Wer 
interveniert denn beim Herrn Bundesminister 
Weiß � Der ÖAAB ! Und wer interveniert gegen­
wärtig in der Besetzungsfrage des Maschinen­
direktorpostens der ÖBB und bietet uns Kon­
zessionen zum Tausch an , damit der Rang 1 
verzichtet zugunsten eines ÖAAB-Funktio­
närs 1 -Wir ? - Wir haben dem Herrn Minister 
gesagt : Herr Minister, Sie müssen entscheiden, 
das können wir nicht tun ! - Rang 1 ist der 
Herr Soundso. WeIUl der Rang 39 wie im Falle 
des Herrn Dr. KaJz zum Zug kommen soUte ­
seien Sie nicht böse, weIUl man Ihnen daIUl 
sagt, das ist eine politische Besetzung und 
keine sachlich-fachJiche gewesen. Das müssen 
Sie schon akzeptieren. Wir keIUlen diese 
Tradiwaberl aHe, die Sie spielen. Man fragt 
heute keinen Beamten. (Abg. OJenböck :  
Ihr habt e8 jahrelang vorexerziert I) Lieber 
Freund Ofenrohr, gib a Ruah, das ist ja viel 
gescheiter ! (Heiterkeit bei der S pO. - Abg. 
Ofenböck :  Da kommt er sich ulkig und gut vor, 

wenn er solche Namen sagt !) Das war einmal 
ein Goal, das du nicht gehalten hast . 

Wie macht man deIUl das 1 Da wird man 
zum Herrn Minister geholt, und der Herr 
Minister sagt : Schauen Sie, ich habe meine 
Probleme und Schwierigkeiten ! - Welcher 
Minister hat das nicht 1 Das sieht man ja beim 
Minister Soronics, der ist ja schon froh , weIUl 
der ganze Diskurs zu Ende kommt, was ich 
ja auch begreife. 

Aber da ändert man daIUl die Organisation 
solcher Unternehmungen. Oder haben Sie 
von dem noch nie etwas gehört � Kennen Sie 
noch nichts von der Organisationsänderung der 
ÖBB ? Mit 1 .  1 .  1969 woJ1ten Sie es ha.ben. 
Haben Sie davon noch nie etwas gehört � 
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Möglich, daß das nicht bis Tirol kommt, denn 
da sind die Berge dazwischen. (Heiterkeit.) 
Man braucht nicht degradieren, man hebt 
die Posten, und räumt dabei das 
Geschäft weg. Man kriegt um ein paar Tau­
sender mehr, man hat keine Arbeit, und die 
politische Mischkulanz geht hinter der Budel 
mit Dr. Knappl und Dr. Kalz und Genossen 
vor sich. (Abg. Lola So lar .' Das wißt ihr gut 
von euch !) Sie dürfen doch nicht glauben, daß 
wir das nicht wissen. Wenn Sie es nicht wissen, 
dann tun Sie mir leid ; dann strengen Sie sich 
bei diesen Dingen ein bi ßchen an. 

Hier wurde heute vormittag sehr ernst debat­
tiert. Dazu möchte ich eines sagen : Was mir 
imponiert hat, war die Stellungnahme des 
Herrn Dr. Kranzlmayr. Wissen Sie, was mich 
freuen tät 1 Wenn der Herr Dr. Halder da 
herkäme und seinen Irrtum bekennen würde. 
Denn dieser Herr hat offiziell hier in diesem 
Haus die Unwahrheit gesprochen. Nur hinter 
dem Haus, in den Wandelgängen hat er dann 
gesagt : Bitt' schön um Entschuldigung -
ich ha.be mich geirrt. 

Nun sage ich Ihnen noch etwas : Nicht mein 
Ausdruck, nicht meine Sprache und meine 
Rede schadet dem Parlament. Diesem Parla­
ment und der österreichischen Demokratie 
schadet es vor al1em, wenn Unwahrheiten von 
diesem Platz und von der RegIerungsbank aus 
gesprochen werden ! Das nehmen Sie einmal 
zur Kenntnis ! (Beifall bei der SPÖ.j Ich 
habe noch keine Erläuterung dazu geben müs­
sen - nirgends noch -, was Unwahrheit oder 
WM Lüge ist. Es war dem Herrn Präsidenten 
vorbehalten, damit Sie aufgeklärt sind, W8 S da 
vorgegangen ist. Und ob das vorteiJhaft ist für 
eine Demokratie und für ein Parlament 1 
Das schreiben Sie sich in Ihr Sta.mmbüchl und 
nicht in unseres. 

Aber jetzt eine sehr ernste Frage : Was ist 
das, wenn im Bundesministermm für Inneres, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister, 
unter dem Vorsitz des höchsten Beamten eine 
Besprechung stattfindet und man am Schluß 
abstimmt 1 Das ist politischer Terror ! Nehmen 
Sie das freundlichst zur Kenntnis : Das ist 
schwarzer politischer Terror ! Denn Sie müssen 
doch wissen. daß ein Großteil der teilnehmen­
den Beamten nicht wagt, nein zu sagen - aus 
Angst um ihre Existenz ! Ich mache deswegen 
niemandem einen Vorwurf. Aber wenn Sie 
behaupten, das eine sei "überparteiJich" und 
das andere poJitisch, dann, bitte, Herr Minister, 
erklären Sie mir eines : ob überparteilich gleich 
unpolitisch ist. - Das gibt es doch nicht ! Ich 
habe Verständnis für Ihre Notwendigkeiten, 
ich habe Verständnis dafür, daß Sie sich alle 
Ihre Funktionäre zusammenholen und sagen : 
Im Parlament ist mir etwas passiert ; wenn mir 
das noch einmal passiert - ich weiß nicht, 

was ich dann tue ! - Das begreife ich alles. 
Aber bleiben Sie doch im Rahmen des Mögli­
chen und geben Sie doch zu : Wenn wo faJsch 
informiert wird, dann müssen Sie auch den 
falsch Informierten die Möglichkeit geben, wenn 
sie die Wahrheit erfahren, diese zum Ausdruck 
zu bringen. Und mehr ist ja nicht passiert. 

Wir lassen uns als sozialistische Abgeordnete 
von keinem Minister Vor schrei bungen über die 
Art unserer Debatten und Diskussionen machen. 
Wir nehmen auch keinen Ordnungsruf von 
dieser Bank dort entgegen. Ein Terror der 
Regierungsbank gegenüber den Abgeordneten 
kommt niemals in Frage. (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. Grub e r .'  Das hat ja eh nie­
mand gemacht ! - Abg. M a yr .' Wann war denn 
das ? Das war noch nie, das sind ja Unterstel­
lungen, Herr Kollege I) 

Ich wil1 Sie über noch etwa.s aufklären. Herr 
Mayr, bleiben Sie freundlich, ich sage Ihnen 
noch etwas. Sie werden schauen, was es unter 
der Herrschaft Ihrer Innenminister noch gibt. 
Wer war denn im Jahre 1966/67 nach dem 
Regierungswechsel Innenminister � Es war 
Kollege Hetzenauer I Wissen Sie, was damals 
geschehen ist � Da hat man die erste Astro­
nautenausbildung forciert. Man hat einen 
Kriminalbeamten, einen Beamten der Staats­
polizei über den Ha.usbesorger des Eisenbahner­
heimes in das Kongreßhaus geschmuggelt, um 
die Kongresse und die Gespräche des Hauses 
abzuhören. (Hört ! Hört !-Rufe bei der SPÖ. -
Abg. We  i k h ar t .'  Das ist richtig ! Das ist be­
wiesen !) Ist das anständig 1 Sie lachen darüber, 
aber das ist wahr ! Ich kann es beweisen, von 
A bis Z. (Ruf bei der Ö V P :  Sie sehen ja weiße 
Mäuse ! ) Ja, aber da schaue ich Sie an. Da 
muß ich Sie anschauen, denn Sie sind eine 
weiße Maus, das gebe ich zu. Aber nicht die, 
die im Auto fährt, sondern die, die von etwas 
anderem weiß wird. 

Dazu sage ich Ihnen eines : Da.s sind Metho­
den, die einer Demokratie nicht entsprechen. 
Man hat den Hausbesorger unter Druck ge­
setzt, weil er persönliche Schwächen gezeigt hat. 
Das ausnützend, hat man unser Haus kontrol­
liert . Man hat die Büroräume unserer Organi­
sation aufgesperrt, man hat die Tische unseres 
Hauses untersucht. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) Wollen Sie sagen, daß das fair und 
anständig ist � Und da stellen Sie sich her und 
reden von einem "roten Terror" ? (Abg. 
W e ilchart :  Das ist Terror ! - Rufe bei der 
S PÖ .' Das ist ja allerhand !) Der schwarze war 
viel schlimmer, denn auf Grund des schwarzen 
Terrors - nehmen Sie das zur Kenntnis -
sind unsere Männer und Frauen in die Kerker 
und noch wohin gewandert, ersparen Sie es mir, 
daß ich Ihnen das sage. (Abg. Regensburger  .' 
Das i8t eine Gemeinheit, so etwas macht ein 

119. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)72 von 78

www.parlament.gv.at



Na.tiona.lrat XI. GP. - 1 1 9. Sitzung - 3. Dezember 1968 9833 

U1brieh 

Minister Hetzenauer nie !) Ich habe ja nicht 
gesagt, daß er es gemacht hat. (Abg. 8tröe r :  
Da8 ist die Antwort auf Ihre PrO'tJokation ! -
Abg. R egens b urger : Da8 sind Verleumdun­
gen, da8 weise ich zurück !) 

Präsident : Meine Damen und Henen ! Ich 
bitte, sich jetzt nicht zu weit vom Thema weg 
zu verirreü. 

Abgeordneter Ulbrich (fortsetzend) : Sie 
können zurückweisen, was Sie wollen. Ich sage 
Ihnen das noch einmal. Glauben Sie, das regt 
mich a,uf, wenn Sie das zurückweisen ? (Zwi-
8chenrufe bei der 0 V P.) Ja, ja, an der Dumm­
heit erkennt man ein paar von euch. Da sind 
Sie nicht allein, ihr seid ein ganzer Haufen 
Dumme da drüben. Wenn Sie es haben wollen ­
bitte schön, von mir können Sie es ruhig kriegen. 
Aber nehmen Sie zur Kenntnis, was ich gesagt 
habe. (Abg. Ofe nböck : Bie mÜ88en ja eine 
Erklärung dazu geben, damit wir wis8en, wa8 Bie 
meinen !) 

Ich habe erklärt, daß unter der Minister­
schaft des Herrn Abgeordneten Hetzenauer 
das passiert ist. Das kann nicht abgestritten 
werden, weil es wahr ist. (Abg. Dr. H e tzenau­
e r :  Nur weiß ich nicht8 davon !) Ein verstanden ! 
Ich habe ja nicht gesagt, daß Sie es wissen. 
(Heiterkeit.) Das habe ich ja nicht behauptet. 
(Abg. W eikhar t :  Aber wahr ist e8 ! - Abg. 
M ayr:  Das sind gemeine Unterstellungen !) 
Nein, nein, das sind keine Untel'stellungen, 
Hen Mayr. (Ruf bei der 0 V P : Warum nennen 
Bie dann den Namen, wenn Bie ihn nicht damit 
in Verbindung bringen wollen ? - Abg. Ofen­
bö c k: Das ist eine Gemeinheit !) Warten Sie 
nur ein bisserl. Wir werden die "Gemeinheit" 
gleich sehen, Herr Ofenrohr. 

Erinnern Sie sich : Da bin ich gestanden und 
habe einen Artikel aus dem "Volksblatt" vor­
gelesen und habe das sogar dem Herrn Vize­
kanzler WithaJm vorgehalten. Im "Volksblatt" 
ist ein Artikel gestanden mit dem Hinweis, 
daß aus Kreisen der Gewerkschaft der Eisen­
bahner Gerüchte laut. werden, daß einige 
Unzulänglichkeiten in verschiedenen Geld­
fragen bestehen. Erinnel'n Sie sich ? - Das wal' 
im November des Jahres 1 966. Glauben Sie, 
daß wir das vergessen ? Damals gab es bei uns 
Untersuchungen durch die Wirtschaftspolizei, 
durch die Kriminalpolizei - man hat aber 
nichts gefunden, weil nichts da war zum Fin­
den. Ich habe Ihnen damals gesagt : Herr 
Vizekanzler , seien Sie vorsichtig mit solchen 
Dingen ! Das könnte verkehrt losgehen. Auf 
diese Art habe ich es erklärt. 

Wenn Sie in fairer und anständiger Weise mit 
uns die Klingen kreuzen, dann trage ich nicht 
einmal ein Visier . im Streit, damjt bin ich ein-

verstanden, aber wenn man hinterrücks ver­
sucht, mit so einer Politik zu meucheln, dann 
nehmen Sie zur Kenntnis, daß wir uns dagegen 
zur Wehr setzen. Dann sagen wir das hier. 
Dann soll sich der Helt Abgeordnete Regens­
burger überlegen, was er sagt. Er kann nicht 
von einem "roten Terror" sprechen, wenn der 
schwarze viel stä.rker war ! (Beifall bei der 
8PO. - Abg. Ofenböck : Und Bie möchten 
jetzt H etzenauer hinterrücks meucheln !) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Bundesminister. Ich erteile es ihm . 

Bundesminister für Inneres Soronies : 
Hohes Haus ! Der Hen Präsident hat zwar ge­
sagt, ich werde froh sein, wenn der Herr Abge­
ordnete Ulbrich über die Eisenbahn spricht, 
aber der Herr Abgeordnete hat sich am Schluß 
auch mit dem Innel1l'essort beschäftigt. 

Zunächst einmal zu der Abstimmung : Es 
würde mir wirklich daran liegen, daß Sie das 
Gefühl haben, daß dabei nichts gelenkt wurde. 
Es ist einfach dadurch zustandegekommen, 
daß bei dieser Besprechung eine Abstimmung 
erfolgt ist. Ich wal' nicht dabei. Ich habe keinen 
Auftrag gegeben. Ich kann nicht mehr als 
Ihnen die Versicherung geben ; wenn Sie es mir 
nicht glauben, tut es mir leid. 

Ich habe gerade in einem kurzen Zwischen­
gespräch mit Herrn Minister Hetzenauer a. D. 
über die Frage Staatspolizei und den Fall, 
den Sie hier geschildert haben, gesprochen. 
E,:" weiß nichts. Herr Abgeordneter ! Ich wäre 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie mir den Sach­
verhalt genau bekanntgeben würden. Ich bin 
bereit, nachträglich noch die Sache unter­
suchen zu lassen. Im Zusammenhang mit der 
Wirtschaftspolizei möchte ich sagen : Sie 
wissen, daß die Wirtschaftspolizei nirgends 
gerne gesehen ist und daß wir hinsichtlich der 
Wirtschaftspolizei in den letzten Monaten im­
mer wieder gehöl,t haben, daß sie dort hin­
kommt, wo sie nicht gerne erwartet wird. Es 
ist anscheinend keine einseitige Aktion . Aber 
- wie gesagt - ich möchte mich hier nicht 
verbreitern, ich bin gerne bereit, die Dinge noch 
nachträglich zu untersuchen. 

Hohes Haus ! Ich glaube, Sie sind einver­
standen, daß ich nicht jede einzelne Frage 
hier beantworte. Soweit es möglich war, habe 
ich es im Finanz- und Budgetausschuß schon 
getan. 

Hen Abgeordneter Dr. van Tongel hat sich 
mit den Fragen des Zivilschutzes beschäftigt. 
Ich möchte, wenn Sie gestatten, am Schluß 
bei der Beantwortung des Debattenbeitrages 
des Herrn Abgeordneten Mondl auf diese 
Fragen nochmals eingehen. 
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Die Frage der Wirtschaftspolizei ist bereits 
ausführlich behandelt worden . 

Ich glaube, Sie werden zustimmen, wenn ich 
das Verkehrsproblem bei der entsprechenden 
Anfrage behandle, die der Abgeordnete Eber­
hard in diesem Zusammenhang an mich gerich­
tet hat. 

Hen Abgeordneter Suppan hat neben einer 
Reihe von Anfragen die Fl'age der Gendarmerie­
instruktion hier angeschnitten. Ich möchte 
mitteilen, daß hier laufend die Instruktionen 
geändert werden. Wenn es uns gelingt ,  das 
Waffengebrauchsgesetz über die parlamenta­
rischen Hürden zu bringen, werden wir eine 
N eufas8ung dieser Bestimmungen heraus­
geben. Ich glaube, daß auch auf diesem Gebiet 
dann Klarheit geschaffen ist. 

Ich möchte absichtlich auf die Ausführungen 
des Henn Abgeordneten Dr. TuB nicht ein­
gehen - er ist ohnehin nicht hier -, weil ich 
die Atmosphäre nicht mehl' vergiften möchte. 
Er hat mir hier Dinge gesagt, die eigentlich nicht 
unwidersprochen bleiben !:Iollten, aber ich 
nehme zur Kenntnis, daß ich mir als Regie­
rungsmitglied auf dieser Bank verschiedenes 
gefallen lassen muß. Ich werde aber doch viel­
leicht die Gelegenheit wahrnehmen, da ich 
Gott sei Dank auch Abgeordneter bin, von 
einer anderen Stelle in einer ebensolchen Art 
und Weise zu antworten. Damit möchte ich 
diese Frage als erledigt betrachten. 

Herr Abgeol'dnetel' Eberhard hat sich sehr 
ausfühl'lich mit der Vel'kehl'skonferenz befaßt. 
Ich habe schon bei meiner ersten Wortmeldung 
versucht, auf diesen Fl'agenkomplex einzugehen. 
Wir werden weiter diese Kool'diniel ung durch­
führen. Ich glaube , da.ß es noch verschiedene 
Schwierigkeiten zu überwinden gilt. Aber die 
Demonstration, daß hier alle mitgemacht 
haben und daß vor allem die Bereitschaft vor­
handen ist, keine Kompetenzschwierigkeiten 
auftauchen zu lassen, beweist, daß wir einen 
Weg beschritten haben, der uns die Möglich­
keit gibt, wenigstens schrittweise vorwärts­
zukommen. Aueh die Bilanz des Sommerver­
kehrs zeigt, daß wir zwar nicht üben'agende 
Erfolge erzieJt haben, aber immerhin waren 
unsere Bemühungen, die einvernehmlich erfolgt 
sind, nicht vergeblich. Es zeigt sich, daß die 
Koordinierung der Länder doch erreicht wer­
den konnte. Während des ganzen Pfingstver-

. kehrs haben sich, glaube ich, nur zwei Bezirks­
hauptleute nicht an diese Empfehlung gehalten . 

Alle anderen haben das durchgeführt, was die­
se große Verkehrssicherheitskonferenz be­
handelt hat. 

Die wichtigsten Punkte aus der Rede des 
Herrn Abgeordneten Cz.ettel, zu denen ich auf-

gefordert wurde, Stellung zu nehmen, habe ich 
b{\reits beantwortet. Ich glaube nicht , daß 
wh' noch il'gendeine Fehde auf diesem Ge­
biet auszutragen haben. 

Herr Abgeordneter Zeillinger hat sich mit 
der Staatspolizei beschäftigt. Vielleicht ge­
stattet er mir , daß ich am Schluß grundsätzlich 
zu diesem Fragenkomplex noch einmal Stellung 
nehme, weil heute ja den ganzen Tag hindurch 
so ziemlich die Frage der Staatspolizei im 
Vordergrund gestanden ist. 

Er hat auch die Frage der Trennung von 
Polizei und Gendarmerie angeschnitten . Es 
ist nicht so, daß diese Frage ganz beiseite ge­
stellt wurde. Aber es ist ein derart gro ßer 
Fragenkomplex, daß er nicht über Nacht ge­
löst werden kann. Ich bin diesbezüglich nicht 
der Auffassung, daß eine Monsterkommission 
eingesetzt werden soll, sondern ich glaube , daß 
man in Gesprächen versuchen soll, doch die 
eine oder andere Vereinheitlichung durchzu­
führen. Ich habe daher auch den Auftrag er­
teilt, daß die BeschafIungsämter - wir haben 
drei verschiedene Beschaffungsämter im Mini­
sterium : eines für das Haus, eines für die 
Gendarmerie und eines für die Polizei -, 
soweit es die allgemeine Beschaffung betrifft, 
einmal zusammengelegt werden, damit wir 
auch auf diesem Gebiete eine Einsparung wer­
den feststellen können . 

Die Rationalisierungskommission, die vom 
Herrn Abgeordneten Zeillingel' angeochnitten 
wurde - sie wird ja im Rechnungshofbericht 
sehr heftig kritisiert -, wird noch Gegenstand 
einer Besprechung anläßIich der Behandlung 
des Rechnungshofbel'ichtes sein. Ich glaube, 
daß es uns dort möglich sein wird, gewisse 
Dinge aufzuklären. 

Die Frage bezüglich Versammlungen oder 
Anmeldung von Versammlungen habe ich auf 
eine Anfrage, die der Hen Abgeordnete van 
Tongel an mich gestellt hat, bereits einmal be­
antwortet. Wir werden auch darauf achten, daß 
sich die Bezirkshauptmallnschaften an diesen 
grundsätzlichen Erlaß halten . 

Die übernahme der Grenzkontrolle durch die 
Zollbeamten ist bereits erfolgt . Von den insge­
samt 192 Grenzübergangsstellen wird nun die 
Grenzü berwachung an 168 übergängen von 
Zollbeamten durchgeführt, 19 Grenzübergänge 
werden weiter von der Polizei und 5 von der 
Gendarmerie betreut. Es sind 53 übertra­
gungen an die Zollwache erfolgt . 

Vom Herrn Abgeordneten Zeillillger ist auch 
die Verbindung mit der Justiz angeschnitten 
worden. Ich möchte nur mitteilen, daß alle 
Polizeidirektionen und Sicherheitsdirektionen 
Niedel·österreichs und Vorarlbergs an den 
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Telex angeschlossen wurden. Somit ist auch 
die Möglichkeit gegeben, mit der Justiz die 
Verbindung aufzunehmen. 

Die Abgeordneten Hartl und Jungwirth 
haben sich sehr ausführlich mit Problemen 
besoldungsrechtlicher Natur der Exekutivbeam­
ten beschäftigt. Ich möchte zunächst auf die 
Frage des Zehrgeldes eingehen. Bei den Zehr­
auslagen handelt es sich um Barauslagen, die 
auch als solche zu ersetzen sind. Was die 
Erhöhung der Zehrgelder betrifft, kann eine 
solche nur die Gesamtsumme betreffen . Seit 
13. Mai sind nun neuerliche Verhandlungen im 
Bundeskanzleramt im Gange, um diese Gebüh­
ren zu erhöhen. Wenn eine Möglichkeit be­
steht, werde ich gerne diese Anregung auf­
greifen, im Ressort selbst diese Dinge zu­
mindest vorübergehend zu bereinigen. (Präsi­
dent Dipl.-Ing. Waldb1'unner übernimmt den 
Vorsitz.) 

Es wurde auch angeführt, daß Herr Minister 
Czettel damals bei der Nebengebühr eine 
Zwischenregelung getroffen hat. Es ist richtig, 
daß im Ministerrat darüber gesprochen wurde. 
Das hat damals nur bis zum l. Jänner gegolten. 
Dann ist die allgemeine Einführung wirksam 
geworden. Ich möchte mitteilen, daß die 
Nebengebühren ungefähr das Vierfache vom 
Sachaufwand insgesamt ausmachen. Sie 
können sich daher vorstellen, daß es sehr 
schWierig ist, auf diesem Gebü�t eine Zwischen­
lösung zu finden, solange nicht mit dem Bundes­
kanzleramt die entsprechenden Verhandlungen 
abgeschlossen sind. 

Das W 3-Problem steht im Mittelpunkt aller 
Beratungen. Ich kann Ihnen nur versichern, 
was ich schon einige Male gesagt habe : So­
weit ich die Möglichkeit habe, werde ich mich 
bemühen , daß das W 3-Problem einer El'ledi­
gung zugeführt wird. 

Nun zu einigen anderen Dingen : Sie haben 
auch die Fahrzeugzuteilung bei der Gemeinde 
Wien bekrittelt, Herr Abgeordneter Jung­
wirth. Ich muß Ihnen mitteilen -:- Sie können 
sich jederzeit davon übel zeugen, ich habe mich 
vor drei Wochen davon überzeugt -, daß so­
gar für jede zweite Gruppe die Fahrzeuge zur 
Verfügung stehen. Es sind zu viele Stehzeiten. 
Vielleicht werden wir diese Stehzeiten ver­
ringern müssen, um dadurch die Gewähr zu 
geben, daß die Patrouillenfahrzeuge hinaus­
gehen können. Ich übernehme gerne für alles, 
das ich wirklich verantworten muß,  die Ver­
antwortung, aber dafür kann ich nicht die 
Verantwortung übernehmen. Das ist in erster 
Linie Angelegenheit des Polizeipräsidenten 
beziehungsweise der Polizeidirektion Wien. 
Ich wel'de mich aber bemühen, da ß diese Dinge 
in Ordnung gehen. 

NUll zum Sozialprogramm. Herr Abge­
ordneter ! Sie haben auch hier gemeint, ich hätte 
nicht die Wahrheit gesagt. Ich habe im 
Finanz- und Budgetausschuß erklärt, daß die 
Betriebsausflüge nicht oder kaum in Anspruch 
genommen werden. Es ist richtig, daß St. Pöl­
ten heuer angesucht hat. Ich glaube, das ist 
die einzige Dienststelle, die überhaupt diesen 
Punkt des Sozialprogramms in Anspruch ge­
nommen hat. Aber das Ansuchen ist so spät 
eingelangt, daß es nicht mehr möglich war, 
r�chtzeitig die Genehmigung zu erteilen. Rie­
von ist die Personalvertretung dann ver-
9tändigt worden. 

Hinsichtlich des Grenzeinsatzes gegenüber 
Italien ist es richtig, daß damals nicht die 
Voraussetzungen vorhanden waren.  Sie wissen 
ja, daß die Unterbringung vorübergehend in der 
neuen Klinik erfolgte ; es ist uns erst später ge­
lungen, eine entsprechende Unterkunft für die 
Gendarmeriebeamten zu finden. Ich glaube, 
daß seit diesem Zeitpunkt die Konzentrierte 
Abteilung ihre Aufgaben erfüllt. 

Herr Abgeordneter ! Nun haben Sie mir 
wieder d.rei Pel'sonalfragell vorgehalten, bei de­
nen ich nicht entsprechend vorgegangen sein 
soll. Ich werde mir gleich erlauben, auch die 
Fragen, die de:.· Herr Abgeordnete Robert 
Weisz schon beim Kapitel Bundeskanzlel amt 
gestellt hat, zu beantworten. 

ZunächHt einm9J Judenburg : Ich habe dem 
Honn Landeshauptmann der Steiermark, wo­
von Sie sich jederzeit überzeugen können, am 
20. September geschrieben, daß der beim Lan­
desgendatmeriekommando für Obel'östel'l'eich 
eingeteilte Rittmeister Johann Schel'leitner den 
Wunsch hat, in die Steiermark ver setzt zu 
werden. Nach dem Vorschlag des Zentral­
kommandos soll er in Judenburg als Abteilungs­
kommandant eingeteilt werden. Ich habe mich 
bei einem Besuch in Oberöste11'eich davon über­
zeugen können, daß es sich bei Scherleitner um 
einen ausgezeichneten Beamten handelt, und 
habe den Landeshauptmann gebeten, dafür zu 
sorgen, daß dieser Mann nach Judenburg 
komme. Er hat mir zurückgeschrieben, daß 
sowohl das Landesgendarmeriekommando, 
aber im besonderen die Personalvertretung 
diese Versetzung ablehnt. Sie wissen, daß ich 
auf Grund des Kompetenzgesetzes verpflichtet 
bin, hier den Landeshauptmann zu hören 
beziehungsweise das Einvernehmen herzustel­
len . Sie werden jetzt natürlich sagen : Halten 
Sie �ich nicht daran ! Sie können es sowieso 
anders machen ! - Wehe, wenn ich es in einem 
auderen Fall anders machen würde ! Dann 
würde man mir wieder vorwerfen, daß ich 
nach politischen Gesichtspunkten vorgehe. 
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Das gleiche trifft für den Fall in V orarlberg 
zu, wobei der Landeshauptmann von Vorarl­
berg bisher nicht die Zustimmung gegeben hat, 
obwohl wir uns sehr bemühen, den in Kärnten 
- ich glaube, dieser Fall ist in Kärnten -
tätigen Gendarmerieoffizier nach Vorarlberg 
zu versetzen. Ich werde mich jedenfalls be­
mühen, die Zustimmung der Landeshauptleute 
zu erhalten. 

Es ist auch noch die Frage der Einstellung 
von Gendarmerie- beziehungsweise Exekutiv­
beamten angeschnitten worden. Herr Abge­
ordneter ! Ich möchte nur sagen, daß hier keine 
Aufnahmesperre besteht. ( Abg. Robert 
Weisz: Fallweise werden aufgenommen !) Ja. 
Es besteht hier keine Aufnahmesperre, wir 
haben sogar die Ermächtigung gegeben, daß 
die Leute, ohne daß etwa ein kompletter Kurs 
zustandekommen muß, aufgenommen werden 
können. Wir haben im Jahre 1968 bei der 
Sicherheitswache in Wien 225 Leute aufgenom­
men, bei den übrigen Bundespolizeibehörden 
129, das sind insgesamt 354 . 

Weil ich schon beim Personal bin : Der Herr 
Abgeordnete Weisz hat mir den Vorwurf ge­
macht, daß ich mich nicht an das Personalver­
tretungsgesetz halte. Ich möchte zunächst 
noch einmal zur sogenannten Postenbewertung 
Stellung nehmen. Ich habe auch die zuständi­
gen Herren des Bundesministeriums für Inneres 
befragt. Auch sie bestätigten so wie die Herren 
des Bundeskanzleramtes, daß eine derartige 
Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium 
oder dem Bundeskanzleramt und den Gewerk­
schaften nicht zustandegekommen ist. Richtig 
ist, daß über bestimmte Dienstposten ge­
sprochen wurde. 

Herr Abgeordneter Weisz hat mir den Vor­
wurf gemacht, daß ich die Personalvertretung 
ausschalte, mit der Personalvertretung nicht 
auf Grund des Gesetzes die entsprechende 
Fühlungnahme aufnehme. Herr Abgeordneter ! 
Ich habe mit fünf Personalvertretungen zu ver­
handeln. Ich darf Ihnen mitteilen, daß am 
27. November vom Dienststellenausschuß des 
Bundesministeriums für Inneres Herr Dr. Stö­
ger und Fachinspektor Melzer, also Vertreter 
beider Fraktionen, dem Leiter der Zentralsek­
tion mitgeteilt haben, daß sie überhaupt keine 
Beschwerden vorzubringen haben, daß hier 
keine Beschwerdefälle existieren und daß bis­
her das Personalvertretungsgesetz . . . (Abg. 
Robert We  i 8 z ,'  Zwei Fälle ,' K uso und Frei !) 
Moment, ich komme schon darauf zu sprechen. 

Der Zentralausschuß für die Bediensteten 
der Sicherheitswache, Popp und Weinmar : 
keine Beschwerden ! Zentralausschuß für 
Kriminalbeamte : Strutzenberger und Hauser ­
also wieder beide Fraktionen - :  keine Be-

schwerden. Allerdings hätten sie vor der 
Hinausgabe des Jubiläumserlasses gerne gehört 
werden wollen, obwohl das keine Frage ist, die 
mit der Personalvertretung abgesprochen 
werden müßte. Herr Abgeordneter ! Ich habe 
ihnen trotzdem kurz vorher, bevor der Erlaß 
hinausgegangen ist, diese Sache zur Einsicht 
gegeben. 

Jetzt kommt der berühmte Personalausschuß 
den Sie anscheinend im Auge haben. Hier 
sagt der Zentralausschuß für die sonstigen 
Bediensteten - der Vertragsbedienstete Ab­
leidinger in Vertretung des erkrankten Amts­
rates Müller und der Obmann-Stellvertreter 
Weghofer -:  keine Beschwerden ; es wurde 
lediglich bemängelt, daß der Zentralausschuß 
auf eine erbetene Vorsprache beim Herrn 
Bundesminister sehr lange warten mußte und 
die Vorsprache erst nach mehreren Monaten, 
am 6. 1 1 .  1968, durchführen konnte . 

Es wird also nicht einmal der Fall Kuso 
angeschnitten, weil der Fall Kuso ja dem 
Bundesministerium vorgelegt wurde. Über die 
Angelegenheit Frei habe ich Ihnen bereits 
dahingehend Auskunft gegeben, daß ich hiefür 
die Verantwortung übernehme. In diesem 
Fall habe ich die Weisung erteilt, und dem 
habe ich nichts hinzuzufügen. 

Ich glaube, daß ich im wesentlichen alle 
Fragen beantwortet habe. 

Herr Abgeordneter Jungwirth ! Gestatten 
Sie mir, daß ich den dritten Fall nicht gleich 
behandle. Ich habe zwar die Unterlagen hier, 
es ist mir aber nicht möglich, im Augenblick 
die Dinge genau durchzusehen ; ich möchte 
nicht Gefahr laufen, daß ich irgendeine Aus­
kunft gebe, die dann nicht ganz richtig ist. 
Ich werde Ihnen das schriftlich zur Kenntnis 
bringen. Soweit ich aber bereits informiert bin, 
sind hier die Dinge etwas vertauscht ; ich 
werde Ihnen eine genaue schriftliche Darstel­
lung geben und bitte um Ihr Einverständnis, 
damit ich hier nicht in Kürze irgend etwas sage, 
was dann vielleicht nicht ganz hieb- und stich­
fest ist. 

Hohes Haus ! Gestatten Sie mir, zum Ab­
schluß zu einer grundsätzlichen Frage Stellung 
zu nehmen - ich will dies vor allem dem Herrn 
Abgeordneten Zeillinger sagen, der ja diese 
Frage ebenfalls angeschnitten hat - :  zur Frage 
der Staatspolizei oder des Staatsschutzes 
überhaupt. 

Wie verhält es sich im besonderen mit der 
Organisation des sogenannten Staatsschutzes, 
wie er von der Staatspolizei in Österreich be­
sorgt wird ? Wie verhält es sich mit der Lage 
in Österreich und in anderen Ländern ? 
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Das deutsche Bundesministerium des Inne­
ren hat im Jahre 1966 ein großes Buch über 
den "Verfassungsschutz" - das ist eben jene 
Materie, die in Österreich von der Staatspoli­
zei besorgt wird - herausgebracht. In diesem 
Buch haben verschiedene deutsche und aus­
ländische Autoren die Lage des Verfassungs­
schutzes in Europa und in den Vereinigten 
Staaten dargelegt. Bei Lektüre dieses Buches 
findet man, daß auch in anderen Staaten die 
Organisa.tion des Verfassungsschutzes hinter 
der Zeit und den Forderungen des demokrati­
schen Rechtsstaates zurückgeblieben ist. Die 
österreichische Rechts- und TatsachenIage hat 
Professor Pernthaler dargelegt. Bemerkens­
wert sind die Schlußfolgerungen dieser sehr 
gründlichen Arbeit. Er schreibt, daß die 
Organisation und die dienstlichen Befugnisse der 
Staatspolizei in Rechtsvorschriften geregelt 
seien, die in ihren historischen Schichten seit 
1850 eine "Rechtsverdunkelung und Unsicher­
heit" hervorgerufen haben, die wiederum das 
"Erlaßwesen" zur Blüte gebracht habe. Die­
ses Erlaßwesen habe der Rechtsordnung - wie 
er sich ausdrückt - "schwersten Scha.den 
zugefügt" . Hier haben also die Versäumnisse 
von Jahrzehnten, um nicht zu sagen, eines J ahr­
hunderts jenes Rechtschaos heraufbeschworen, 
das nun zu Lasten der Beamten der Staats­
polizei und des Bundesministeriums für Inne­
res geht. 

Interessant ist, daß Pemthaler gerade in 
diesem Zusammenhang folgendes sagt : 

"Noch einmal sei ausdrücklich hervorgeho­
ben, daß dies nicht den Organen des staats­
polizeilichen Dienstes angelastet werden darf, 
die gegenwärtig - trotz der geschilderten 
Rechtslage - ihre Befugnisse im großen und 
ganzen in der gerade hier unumgänglichen 
Verbundenheit und Vera.ntwortung gegenüber 
der demokratischen rechtssta.a.tlichen Ordnung 
a.usüben. " 

Das schrei bt ein Professor, und man 
wird ihm, soweit es die große Masse der Poli­
zeibeamten betrifft, nur von und ganz zustim­
men können. 

Vor allem gilt es, ein entsprechendes Poli­
zeiorga.nisationsgesetz zu schaffen . Wie not­
wendig eine Neugesta.ltung der Organisation 
und darüber hina.us auch der Befugnisse derzeit 
ist, beweist deutlich das Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes betreffend die Tätigkeit 
der Wirtschaftspolizei. 

Was im besonderen die StaatspoHzei betrifft, 
ist noch einmal festzuhalten : Wenn man Ver­
gleiche mit anderen Ländern anstellt, sieht 
man : Es ist auch dort kaum eine andere 
Situation gegeben wie in Österreich ; dennoch 

fordern es durch die Verfassung gebotene 
rechtsstaatliche Erwägungen, das Recht der 
polizeilichen Ära zu beseitigen und zumindest 
eine klare Organisation zu normieren. 

Dem stimmt offenbar auch die SPÖ, zumin­
dest Chefredakteur Blau zu, denn er schreibt 
in der "Arbeiter-Zeitung" vom 1. Dezember 
1968, Seite 2, daß die Einrichtung der Staats­
polizei noch aus alten Zeiten . stammt und 
daß man kaum Gesetze finden wird, die ent­
weder in der Ersten oder Zweiten Republik 
deren Aufgabenkreis und Vo)]machten klar 
festlegen. 

Ich möchte hier mcht versäumen, darauf 
hinzuweisen, daß das sicher kein Fehler ist, 
der in den l etzten zwei Jahren begangen 
wurde, sondern es war einfach nicht mögJich, 
diese Ma terie bisher zu regeln. 

Große Aufgaben stehen in dieser Richtung 
bevor. Sie sind besonders auch deshalb sehr 
schwierig zu lösen, weil es gilt, eine Materie, 
deren rechtlich,e Regelung, sofern überhaupt 
Normen bestehen, über alle staatsrechtlichen 
Umbrüche aus der Zeit der Monarchie in die 
Gegenwart herübergeschleppt wurden, zeit­
gemäß, modern und der Verfassung gemäß 
zu gestalten. Es geht dabei nicht 
nur darum, dem Staatsbürger Vertrauen in 
den Staat und seine Organe, auch zu den Poli­
zeiorganen zu vermitteln, sondern auch darum, 
unseren Polizeiorganen das Gefühl zu geben, 
im Falle des MißHngens polizeilicher Aktionen 
nicht als Freiwild und Prügelknabe angesehen 
zu werden. Sowohl die Bevölkerung als auch 
die Polizeiorgane haben darauf Anspruch, 
daß sich die Tätigkeit der Polizei auf Grund 
klarer Rechtsnormen abwickelt. 

Hohes Haus ! Ich wollte auch diese Ausfüh­
rungen noch machen und habe am Schluß 
noch eine Bitte : Ich bin mir vollkommen be­
wußt, daß das Bundesministerium für Inneres 
immer wieder im Blickfeld der Öffentlichkeit 
steht, daß hier am heftigsten kritisiert wird. 
Ich bitte Sie aber nur um folgendes :  Seien 
wir uns bei a11 dieser Kritik dessen bewußt, 
daß sich die Beamten des Ministeriums vor 
allem bemühen , nach bestem Wissen und 
Gewissen zu arbeiten. Ich kann Ihnen auch 
die Versicherung geben, daß ich mich als 
Ressortleiter bemühen werde, dem Grundsatz, 
für Ruhe, Ordnung und Sicherheit in diesem 
Staate zu sorgen, treu zu sein. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist nieman.d mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. - Der Herr Spezialbericht­
erstatter verzichtet auf ein Schlußwort. 
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Präsident DipL-lng. Waldbrunner 

Damit ist die Ausspra.che über die Bera.­
tungsgruppe IV beendet. Wir kommen zur 
A b s t i m  m u n g  darüber. 

Die Beratungsgruppe IV umfaßt Kapitel 1 1  : 
llUleres . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Kapitel in der Fassung der Regierungs­
vorlage ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben . - Danke. Das ist die 
Mehrheit. Angeno m m en. 

Die Tagesordnung ist e r s chöpft. Ich 
breche die Verhandlungen nunmehr ab. 

Die nächste  Sitzung berufe ich für heute, 
den 3. Dezember, um 17 Uhr 20 Minuten mit 
folgender Tagesordnung ein : 

Bericht des Finanz- und BudgetauBschusses 
über die Regierungsvorlage (990 und Zu 990 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 
1969 (1040 der Beilagen) : SpeziaJdebatte über 
die BerstungsgI'uppe IH, Kapitel 20 : .Äußeres. 

Die jetzige Sitzung ist gesch l o s sen. 

SchlUß der Sitzung : 17 Uhr 15 Minuten 

Osterreichische Staatsdruckerei. L0085198 
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